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Einleitung 
Wenn auch die staatliche Farstgesetzgebung und lantanale Forst-
wirtschaft verhältnismäßig jung find, haben die Walliser ihren A3äl-
dein doch allzeit Hege und Pfleg« angedeihen lassen, wie das aus 
unzähligen Satzungen der Purenzünfte, Teteilschaften und anderer j 
Korporationen, aus Ortsftatuten und Vurgerreglementen leicht «* j 
sichtlich ist. Dies ist nicht nur auf den Umstand zurückzuführen, daß 
diese Gemeinwesen längst schon bestanden haben, ehe «s einen Staat 
gegeben hat, sondern weil fie auch fast ausschließlich Eigentümer der 
Wälder waren, wie dies übrigens noch gegenwärtig der Fall ist, in-
sofern nicht die seit der französischen Revolution entstandenen Muni-
zipalitäten ihre Erbschaft teilweise angetreten haben. 
] Vis zum Beginn der Helvetit, also bis 1798, haben diese Satzun-
«en, Statuten und Reglement« sich durch all die Jahrhunderte hin-
durch erhalten, ohne daß daran grundsätzliche Aenderungen vorge-
nommen worden wären. 
Daß es sich bei den ursprünglichen Gemeinwesen um kleine Ge-
bilde handelte, geht schon daraus hervor, daß vier Haushaltungen 
sich zu einer Purenzunft zusammenschließen tonnten, woraus dann 
allerdings später die sogenannten Dorfgemächte hervorgingen, ohne 
daß dabei aber der demotratisch-genossenschaftliche Charakter verloren 
gehen durfte. Kein gesetzlicher, sondern ein natürlicher Zwang hat 
dieses korporative Vemeinschaftswesen im Wallis in vermehrtem 
Maße als anderorts gefördert. Nach jenen ersten Schutz- und Trutz-
bündnifien der sich im Wallis niederlassenden Sippen gegen feindliche 
Sippen, wilde Tiere und feudale Ausbeuter, haben sich sowohl die 
Lehensbauern geistlicher oder weltlicher Herren wie auch die Freien 
in den abgelegenen Hochtälern zu Gemeinschaften auf wirtschaftlicher 
Grundlage zusammengeschlossen. Sie nannten diese Verbände „Puren-
zünfte" oder „Gepurfchaften" oder auch Alp-, Berg- und Talfchaften. 
Mi t diesen Korporationen und Verbänden erstrebten die alten Wal-
liser: Wohlfahrt in der Gemeinschaft und Ordnung in der Freiheit. 
Die ersten Gemeinschaften mit korporativem Charakter, woraus später 
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vielerorts die Bürgerschaften und lchließlich die Gemeinden heraus-
wuchsen, waren Mtgemeinschaften und Realverbände, wie sie es 
eigentlich heute noch sind. Sie entstanden wegen der Ausführung, 
Aufsicht und Pflege „gemeiner Werke und Dinge", womit gemein-
niitzige Zwecke erzielt und gewahrt werden sollten. Die Korporationen 
schufen und unterhielten Wasserfuhren, Wege, Alpstallungen, Senn-
Hütten, Mühlen, Backöfen und anderes mehr. Eie setzten sich gegen 
die Wildwasser zur Wehr, begannen mit der Dämmung der Rhone 
und ihrer Zuflüsse. Sie ersaßen und erwarben, pflegten und nutzten 
Alpen, Allmenden und Wälder. Zu politischer Bedeutung gelangten 
die ursprünglichen Bauernzünfte erst durch die Entstehung der Bürger-
schaften oder Vurgergemeinden, welche seit der Helvetik zum Nachteil 
der allgemeinen Volkswohlfahrt ihre Bedeutuny eingebüßt haben und 
von der modernen Gesetzgebung mehr und mehr benachteiligt werden. 
Aus den vielen Stürmen sind zwar die Bürgerschaften immer noch 
lebensfähig hervorgegangen, doch sind sie dazu verurteilt, ohne neuen 
Auftrieb weiterzuvegetieren und von der Tradition und ihrem (5e-
meinvermögen zu zehren, was tragisch genug ist und sich für sie selbst 
und die gesamte Volksgemeinschaft verhängnisvoll auswirken wird. 
Wir gestatten uns, die von Dr. Werner Kämpfen in fein Buch 
„Ein Vurgeriechtsstieit im Wallis" aufgenommene Mahnung, die im 
Grohen Rat oftmals eindringlich ausgesprochen wurde, mit Nachdruck 
wiederzugeben! „Der rigorosen Gesetzgebung und ihrer strengen Hand-
habung gegenüber den Bürgerschaften muh Einhalt geboten werden, 
ehe es zu spät ist! Der Bestand eines Gebildes steht in Gefahr, das 
wie kein zweites dazu auserfehen ist, den Menschen an Scholle und 
Vaterland zu binden. Dies hat die Bürgerschaft bereits im letzten 
und erneut im gegenwärtigen Weltkrieg bewiesen." 
Was die Bürgerschaften heute noch besonders hüten, sind ihre Wäl-
der. Von den rund 100 000 Hektaren Wald des Wallis sind über 
90 000 Hektaren Eigentum der Bürgerschaften und Genossenschaften. 
Gerade im Besitztum der Wälder sind diese korporativen Gemein-
schaften am tiefsten verwurzelt' es ist ihre Herzwurzel, die sich in 
diese geheimen Gründe hineingesentt und darin verankert hat. Und 
wo diese Herzwurzel trankt, lockert sich die Schicksalsoerbundenheit 
zum Nachteil der gesamten Volksgemeinschaft. 
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Das haben die alten Wallis« >>ogal besser gewußt als ihie Nach-
fahlen. Früh haben sie Statuten und Satzungen erlassen zum Nutzen 
der Wälder, Wenn auch viele dieser alten Schriften verloren ge-
gangen sind im Lause der Zeiten, so liegt in den Archiven des Lan-
des doch noch manch wertvolles Pergament dieser Art. Wir erwähnen , 
nur: die Bestimmungen del Nurgergemeinde St-Maulice über Nutzung,^  j 
von Wald und Weide von 1298' die Stiafbeftimmungen gegen uribevf ; 
- rechtigten Schlag und Verkauf von Holz der Vurgergemeinde Vürchen 
jwrn 1345; das Statut von Leu! über Gemeindenutzung und Bann,- \ 
wälder von 14587 das Verbot des Holzfällens in Münster von 1468; 
die Bauernzunft über Wald- und AllmendpoliKei von Visp von 1479; 
das Statut" über Gemeinderechte an Alpen. Allmeien und Holzmeiß 
des Berges Törbel von 1483; die Bestimmungen von Turtmann über 
Waldnutzung von 1479; das Gemeindeftatut von ©reich, Verbot des 
Weidganges für Schmalvieh von 1525; die Waldsatzungen von Morel 
von 1515 und die Statuten von Mühlebach zur Schrrmung ihrer Güter 
und Wälder von 1592. Solche und andere «Satzungen und Statuten 
wurden im Wandel der Zeiten vielfach erneuert und bekräftig* und 
bedurften nachträglich der Genehmigung durch den Landrat, welcher 
sich selbst jedoch mit der Forstgesetzgebung wenig beschäftigte, wenn 
wir vom Verbot des Lärchenanbohrens absehen wollen. Ein solches 
Verbot wurde erstmals im Jahre 157? erlassen und im Mai-Landrat 
von 1614 folgendermaßen begründet! 
„Wie dann zu glüchei Gestalt auch das Lärtschenbohren, welches 
denn ein schädliches Werk ist, das köstliche Holz der Lärchen zu ver-
derben, erädern und synes Marks ersaugt werden, zu großem Scha-
den dieses Holzes, welches den üben, so lange wie es nicht geboret 
würd, als ein Mauren bestahn und wehren thuot. Den glllch der 
Lärch ist, wan er noch syn marg oder läitschin hatt, als der mentsch, 
wan er noch syn bluott hatt." 
Der Uebertreter soll in eine Strafe von 25 Pfund unfehlbar ver-
fallen. ! 
. ! Mit Ausnahme des Erlasses eines Verbotes im Weihnachts-Land- |l 
itat von 1662 wegen Holzfällens längs der Heerstraße und zwar zur 
Schonung derselben, hat der Landrat sich mit forstlichen Erlassen nicht | 
mehr beschäftigt bis zum Jahre 1684. wo er dem Bezirkshauptmann 
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Ioft Venetsch die Konzession zur Gewinnung von Läichenhaiz übertrug 
und den Export desselben für alle andern verbot und mit einer 
Strafe belegte. Von da an befaßte sich der Landrat ausschliefzlich mit 
der jeweiligen Erneuerung oder Vergebung dieser Konzession, beauf-
tragte die Zenden mit der Aufsicht und Verwaltung derselben und 
trug in seinen Abscheyden die jeweils eingehenden „Harzgelder" ein, 
welche beispielsweise für das Jahr 1696 81 Pfund betragen haben. 
Auch Klagen über die Harz- oder „Terpentin"-Gewinnung haben in 
den Abscheyden ihren Niederschlag gefunden, so 1712, wo festgestellt 
wurde, daß die Wälder durch die Harzgewinnung an vielen Stellen 
Schaden leiden, da die angebohrten Vaume gefrevelt wurden. Vis 
ins Jahr 1795 läßt sich die harzangelegenheit in den Landes-Abschey-
den verfolgen. 
So befaßte sich der Landrat mit der Waldwirtschaft nur soweit, 
als die Harzgewinnung damit verbunden war oder durch Holzfchläge 
I die Straßen gefährdet wurden. Gültige Festgesetze wurden nie er-
, lassen. Dieses Necht blieb den Bürgerschaften vorbehalten und den 
Zenden, welch letztere sich bis 1798 in jeder Beziehung selbst ver-
walteten. 
Nach dem Einbruch der Franzosen erließ das Direktorium am 
6. April 1799 ein Gesetz über die „Nationalwaldungen", wonach alle 
darauf lastenden Servitute loskäuflich fein follten. Zur Zeit der Ne-
ftauration wurden aber diese und andere Bestimmungen wieder auf-
gegeben. Durch die französische Révolution hatte aber das Gesell-
schaftsleben undTtaatswefen derart grundlegende Veränderungen er-
fahren, daß auch eine neue Gesetzgebung notwendig wurde. 
Haben sich auch die ehemaligen Gewohnheit«- und sich daraus 
später ergebenden Ortsrechte namentlich in bezug der Nutzung der Ge° 
meindegüter und damit der Wälder bis auf unfere Zeit erhalten, 
waren den neuen politischen und wirtschaftlichen Grundsätzen ent-
sprechende Gesetze zu erlassen. 
So fällt in den Anfang des 19. Jahrhunderts auch das erste lan-
onale Gesetz über die Polizei der Wälder. Es ist das Gesetz vom 
10. Mai 1803, womit die vorliegende Sammlung beginnt. Da dieses 
Gesetz wie auch die späteren forstwirtschaftlichen Gesetze, Dekrete, Be-
schlüsse und Weisungen bis auf den heutigen Tag hier im Wortlaut 
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wiedergegeben weiden, erübrigt es sich, in der Einleitung darauf 
»näher einzugehen, da die Entwicklung^der Forstwirtschaft aus diesen 
[Dokumenten selbst am klarsten erfichtlichift^NelchesAusmafzdieseEnt-
Wicklmlg^Mder^velhältnismähig kurzel'Zeit angenommen hat, beweist 
der Umfang der verschiedenen Erlasse und Gesetze. Wenn vor 18PJL 
iiberliauvt kein allgemein^gültiges Forstgesetz ezistierte, so sind seitdem 
deren sieben erlassen worden und zwar in den Jahren 1803,1825,1827, 
T832, 1850, 1873 und 1910 und dazu zwei Husatzgesetze von 1829 und 
1836. War das Gesetz von 1803 nur ein Polizeigesetz für die Wälder, 
so befaßte sich jenes von 1826 mit der Verbesserung der Wälder. Die 
weiteren bis 1850 erlassenen Gesetze regelten besonders den Verkauf 
der Wälder, das Schlagen, das Flößen und die Ausfuhr des Holzes. 
Eingehende Bestimmungen für die „Forstoersolgung" und Verwaltung 
enthält erst das Gesetz von 1850. Wenn auch in geringem Umfange, 
wurde doch fchon mit diesem Gesetz die Grundlage der heutigen Forst-
wirtschaft gelegt. Sowohl im Gesetz von 1873 und den dazugehörigen 
Reglementen von 1874 und 1881 wie auch im Gesetz vom 11. Mai 
1910, haß in Vollziehung des Vundesgesetzes vom 11. Oktober 1910 
Massen wurde, finden wir die gleichen Grundlinien wieder, nur daß 
diese den neuen Erkenntnissen und Vedüifuissen entsprechend ausge-
baut worden sind, um schließlich als einigermaßen sichere Grundlage 
der Forstwirtschaft zu dienen, insofern sie nicht Erschütterungen aus-
gesetzt ist wie im letzten und auch wieder im gegenwärtigen Krieg, 
wo auch die Forstwirtschaft nur noch mit einer Unmenge von Ve-
schlüssen und Bestimmungen durch die Arglist der Zeit zu lenken ist. 
Außerordentliche Zeiten und Umstände verlangen eben auch außer-
ordentliche Maßnahmen, wenn die innert Jahrhunderten in den Wäl-
dein angewachsenen Werte nicht von heute auf morgen dem Zufall 
und der Konjunktur geopfert und der Waldbau selbst und damit die 
gesamte Volkswirtschaft nicht auf unabsehbare Zeiten hinaus emp-
findlich geschädigt werden sollen. 
Gern wird der Vorwurf erhoben, die Forftgefetzgebung hätte einen 
allzu ausgesprochen polizeilichen Charakter, während die wirtschaftliche 
'Seite darin zu kurz gekommen sei. Das ist jedoch nur scheinbar der 
Fall. Denn die Folstgesetzgebung bietet jede Möglichkeit, Vestim-
mungen wirtschaftlicher Natur zu erlassen, wie das bereits in vielen 
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Fällen geschehen und gerade aus der voiliegenden Sammlung deutlich 
ersichtlich ist, 
Mägen auch in Iutunft die Gesetzgeber sich von dem Gedanken 
leiten lassen, unserem Lande das zu erhalten und zu sichern, was 
schon die alten Walliser mit ihren Satzungen angestrebt haben: 
Wohlfahrt in der Gemeinschaft 
und Ordnung in der Freiheit. 
H b h ü n u n g c n : 
fi. 5. — iBcIcticslarnrnlung. Die edrnisrinc 3ahl gibt Den Bnnb bet iBctcticsInrnmlung an unb 
die ntabifrtic bic Seife, 
fl. 6 .5 . = alte ißefetiesfammlung. 




über die Polizei der Wälder vom 30. Mai 1803. 
«5. 6.1.186) 
Der Landmth der Republik, 
Auf den vorläufigen und sbaatsvelfaf,lichen Vorschlag des Staats-
lathesi 
In Erwägung, duft die Erhaltung der Wälder ein Gegenstand ist, 
an welchem dem allgemeinen Wesen gelegen ist; 
Daß das Anzapfen der Üerchbäume ihrem Wachsthum nachtheilig 
ist. und die Güte dieses Holzes, welches für's Lauen so kostbar ist, be-
trächtlich vermindert! 
Daft, wenn das Holz ein nützlicher Zweig des Handels ist, die Aus-
fuhr desselben nichtsdestoweniger laut den Bedürfnissen eingeschränkt 
werden muß. welches das Land, sei es für den Vau, sei es für's 
Vrennen hat; 
Daß das häufige unüberlegte Holzfällen für die angebauten Er-
den, für die Landstraßen und Brücken, wegen den Regenbächen, dem 
Herabrollen der Erde und der sogenannten Lauwinen, die das Holz-
fällen verursacht, außerordentlich gefährlich sein kann; 
In Erwägung, daß Gegenstände, an welchen die Wohlfahrt und 
National-Wirthschllft so wesentlich haften, unter der Aufsicht der Re-
gieiung, stehen sollen; 
Daß das Eigenthum der Gemeinden und einzelner Personen gar 
diesfalls unter ihrer Vormundschaft steht; 
In Erwägung, daß. laut der alten Gesetze, die Ausfuhr des Hol-
zes, so in den Wäldern von hochstämmigen Väumen gefällt wird, 
unter sehr schweren Strafen verboten war, 
V e r o r d n e t : 
1. Die Ausfuhr des Holzes, welches in den Wäldern von hochftäm-
migen Väumen gefällt wird, sei es verarbeitet oder nicht, ist im 
ganzen Voden der Republik, so wie sie es schon für einen Theil 
derselben war. ohne Erlaubnis der Regierung verboten, und zwar 
bei Strafe der Verfallnis! des Holzes und der Vuße von hundert 
Duklltuner. oder dreihundeitfünfundsiebenzig Franken. 
2. Es ist verboten, die Leichbäume anzuzapfen (Lerschenen zu boh-
ren), in den Wäldern Aufbrüche zu machen, und Holz zu fällen, 
um die Rinde davon zu haben, wenn man nicht eine ausdrückliche 
Erlaubniß vom Etaatsrathe hat. welche nicht ohne Einwilligung 
der Gemeinden oder Partikularen, denen daran gelegen ist, wird 
können ertheilt werden. 
/ / 
3. Es ist eben auch ohne eine ähnliche Eilaubnih verboten, in den 
Waldein schwarzes Harz zu machen. 
4. Es ist gleichermaßen ausdrücklich verboten, vom 1. Brachmonat 
bis auf den 22. Herbstmonat in großen Wäldern Kohlgruben zu 
machen. 
5. Das Fällen junger Stämmlinge für Häge zu machen, ist ebenfalls 
verboten. 
6. Alle jene, welche den Verboten, die in den Art. 2, 3, 4 und 5 ge° 
genwältigen Gesetzes getragen sind, zuwiderhandeln, werden für 
das erste Mal eine Vuße von hundert Franken, und im Rückfalle 
den Doppel bezahlen. 
7. Von den Strafen, welche durch gegenwärtiges Gesetz gesprochen 
find, wird ein Drittel dem Angebei. ein Drittel der Gemeinde 
oder dem verletzten Partikular und der andere Drittel dem Staat 
zugehölen. 
8. Gegenwärtiges Gesetz wird den Verträgen, welche mit Gemeinden 
oder einzelnen Personen, und bevor dieses Gesetz getragen wurde, 
gemacht worden sind, nicht nachtheilig sein,- jene, welche der« 
gleichen Verträge inHaben, sollen selbe dem Ttaatsrath gebühren» 
dermaßen beweisen, wenn sie die erfoldeiliche Ellaubnih davon 
haben wollen. 
9. Die Oberaufsehei del Brücken und Straßen der Republik sind be-
auftragt, zu wachen, daß keine Holzfällung geschehe, welche zur 
herabrollung der Erde und Überschwemmungen Anlaß geben 
könnte, die der anbauibaren Erden, den Brücken und Straßen 
schädlich wären, und sie werden zu diesem Behufe dem Staats-
rathe Bericht ablegen, damit er diesem vorbeugen könne. 
IN. Die löblichen Gemeinderäthe sind eingeladen, alle Maßregeln zu 
treffen, welche tauglich wären zur Wiederpflanzung und Ausbesse-
rung des Holzes, wie auch zur Verhinderung der Vevderbung des 
Holzes in den Wäldern, die ihnen zugechören, anfrischen könnten. 
Gegeben im Landrathe zu Sitten, den 30. Mai 1803. 
Der Präsident des Landrathes: 
S i g r i st e n. 
Die Sekretäre des Landrathes' 
D u f o u r . De s e p i b u s . 
Der Etlllltslath der Republik Wallis beschließt, daß dieses gegen-
wältige Gesetz in seinem Namen unterzeichnet, mit dem Siegel der 
Republik versehen und nach seiner Form und Inhalt öffentlich be-
kannt gemacht werden solle. 
Sitten, den 17. Brachmonat 1803. 
Der Landeshauptmann der Republik' 
A u g u s t i n i. 
Im Namen des Staatsrathes, 
Dei Landschieibei: 
T o u d a i d Do lbec . 
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Abschluß 
den Abhnu des Schlagholzes für Wasserdämme am Rhodan 
und an den Vergströmen verbietend. 
«5. 6.1. 314) 
Der Ttaatsrath der Republik und Kantons Wallis; 
In Ansicht des vom Landrathe in seiner Sitzung am 6ten letztoer-
slossenen Maymonats genommenen Entscheides in Betreff der zum 
Unterhalt der Rhodan und Vachwehrinnen. so wie der zur Erhaltung 
gedachter Werke zu treffenden Mafiregeln' 
Beschließt: 
1. Es solle« Kommissars ernannt werden, um in verschiedene an 
dem Rhooan gelegene Gemeinden sich zu begeben, und das Bedürfnis 
einer jeden aus ihnen zu untersuchen, fo wie über die Menge holz, 
welche zu den Wehrinnen ausschließlich bestimmt werden mutz, einen 
Bericht abzulegen. 
2. Indessen diese Berichte abgestattet werden, uni» der Landrath 
endliche Maßregeln detzhalben ergreifen möge, wird allen in der Nähe 
des Modanflusses und Bergftrömen liegenden Gemeinden verbothen, 
in dem zum Wehren geeigneten Schlaggehölze, welches Gemeingut ist, 
irgend eine Urbarmachung oder Landaufbruch zu errichten, wenn schon 
der Boden wirklich noch nicht mit Erlen- oder anderm Holze bewach-
sen wäre, welches zum Unterhalt der Wasserdämme dienen könnte; 
und dies unter Ttraf von acht Franken Butz für jedes Klafter auf-
gebrochenen Bodens, durch die Gemeinde zu zahlen, welche einen 
Theil der obbezeichneten Gemeindegüter urbar zu machen beschlossen 
oder geduldet haben würde. 
3. Gleichfalls ist verboten in den nämlichen Ortsftrichen Holz zu 
hauen, um selbes feys in Natur zu verkaufen oder in Kohlen, unter 
Straf von acht Franken Nutz für jeden Einspännigen und von sechs-
zehn Franken für einen zweifpännigen Wagen solch gefällten Holzes. 
4. Ferners wird auch den Gemeinden, welche genugsam Feuerholz 
auf ihren Bergen besitzen, verbothen, sich des Schlagholzes in der 
Ebene zu ihrer Feuerung zu bedienen, dietz letztere soll im Gegenteil 
während der Dauer gegenwärtiger Verordnung unbetaftet bleiben, 
unter den oben angefühlten Geldbutzen. 
5. Gegenwärtiger Befchlutz wird in allen betreffenden Gemeinden 
tund gemacht werden, damit Niemand sich mit Unwissenheit entschul-
digen könne. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 3ten Iuny 1820. 
Im Namen des 'Staatsrathesi 
Der Landeshauptmann der Republik 





Verboth das hochstämmige Holz auszuführen. 
«5. E. I. 319) 
Der Ewatsrath der Nepublik und Kantons Wallis' 
In Vollziehung der ihm vom Landiathe in seiner Sitzung vom 
15ten Christmonat 1819 ertheilten Befehle in Hinsicht der auf dem 
Zimlpelberge statt findenden Holzfällungen' 
Auf Ansicht des 22ften Artikels im Gesetze vom 3ten Dezembers 
1817 über die Polizei der Heerstraße, wodurch alle Holzschläge, welche 
zur Beschädigung der Landstraße durch Erdstiirze oder Ueberschwem-
mungen Anlaß geben können, verbothen werden: 
Angesehen der 9te Artikel im Gesetz vom 3Nsten May 1803, welcher 
schon ähnliche Verfügungen enthält: 
In Betracht des Beschlusses vom 23ten Oktobers 1804, vermittelst 
dessen der Staatsrat!) unter Straf von 375 Franken Büß allbereits 
verbothen hatte, in dem Eimplonsberge auf der Etrahfeite Holz zu 
fällen, ohne dazu vorerst von den Ortsbehörden Erlaubniß erhalten 
zu haben: 
Willens also, durch neue Maßregeln die Erhaltung gedachten 
Heerweges zu versichern: 
B e s c h l i e ß t : 
1. Dem ersten Artikel des Gesetzes vom 3Nsten May 1803 gemäß, 
wird jede Ausfuhr des hohen Stammholzes aus dem Boden der Re-
publik auf ein Neues verbothen, ohne dazu durch eine besondere Er-
laubniß von Seiten der Ressierung berechtigt zu seyn, unter Strafe 
von 375 Franken Nuß. 
2. Ferners ist verbothen was immer für Holz in den Strichen des 
Simpelberges, welche gerade ober und unter der Landstraße sich be-
finden, zu hauen, ohne vorerst die Berechtigung dazu von dem In-
spektor des Berges eichalten zu haben. Im Falle, wo dieser Beamte 
urtheilen würde, daß die Holzfällung durch Erdftllrze oder andere 
Zufälle Verheerungen am Heerwege verursachen möchte, soll er selbe 
ohne weitere verweigern, mit Vorbehalt an den Staatsrath sich zu 
wenden. 
3. Vom ersten Maymonats an bis zum ersten Novembers, Zeit-
punkt wo der Berg am meisten bereiset wird, ist allen und jeden ver-
bothen auf die Landstraße Holz führen zu machen, unter Straf der 
Konfiskation und zwei Franken Büß auf jedes Stück. 
4. In der Schneejahreszeit. das heißt, gleich vom ersten Winter-
monats bis zum ersten May darf kein Holz auf der Landstraße länger 
als fünfzehn Tag liegen bleiben, außer es wäre unmöglich selbes 
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weiter zu versetzen. Im Nachlässialeitsfalle von Leiten der Eigen-
thümei wild bei Inspektor das Holz durch den Unternehmer des 
Etra^enunterhaltes wegführen machen, gemäß dem 3ten und INten 
Artikel seiner Zuspruchs-llrkunde. Dieser wird seinen Rückgriff wider 
die Interessirte haben, seys für die Zerstörungen, welche durch das 
holz an der Landstraße selbst geschehen sind. 
Die Niederlagen dieses Holzes dürfen nie mehr als ein Klafter 
von der Breite des Heerweges einnehmen. 
5. Der Aufseher über die Vergstraße ist beauftragt auf die genaue 
Beobachtung gegenwärtigen Abschlusses zu wachen ' er soll dem Staats-
rath von allen statthabenden Zuwiderhandlungen fleißigen Bericht 
ertheilen, wird aber jedoch in dringenden Fällen alle von den Um-
ständen erheischbare Maßregeln zu treffen berechtigt seyn. 
Das Gegenwärtige soll in allen Gemeinden, welche dabei inter-
essilt seyn könnten, öffentlich verkündet und angeschlagen werden, da-
mit Jeder sich darnach richten, und Niemand Unwissenheit vorschützen 
könne. 
Gegeben im Etaatsrathe zu Sitten, den 2ten Augustmonats 1820, 
Im Namen des Staatsrathes! 
Der Landeshauptmann dei Republik und 
Kantons Wallis. 
E t o ck a l p e i. 
4 
Nblchluh 
verbietend die zur Errichtung der Wehrinnen geeignete Waldungen 
zu fällen oder urbar zu machen. 
(21. (5. ©.II. 3) 
Der Staatsrath der Republik und Kantons Wallis; 
Auf Ansicht seines Beschlusses vom 3ten Iuny 1820, wodurch, in 
Vollziehung Landräthlichen Befehls, allen am Rhodan und Strömen 
gelegenen Gemeinden verboten wird, weder Holzfällung noch Land-
aufbrüche in den Eyländern und Gehölzen zu machen, welche zur Er-
lichtung der Wasserdämme und Wehrinnen geeignet sind, bis neuere 
Verfügungen dießfalls würden getroffen seyn' 
I n Betracht des vom Landrathe in seiner Sitzung vom 14ten Christ-
monats genommenen Entschlusses, wodurch in Rücksicht auf die Um-
stände, welche die mit der Untersuchung der Ortslagen beauftragten 
Kommissärs verhindert haben, ihren Bericht noch vor der letzten Ses-
sion einzugeben, diese den Staatsrath berechtiget hat, die auf ge-
dachten Gehölzen gelegte Sperre beizubehalten, mit Vorbehalt be-
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sonderet Erlaubnisse, welche er je nach Lokalumständen und häuslicher 
Bedürfnisse zu bewilligen für gut erachten würde-
B e s c h l i e ß t : 
1. Das Kr alle am RHodan und Bächen gelegene Gemeinden er-
gangene Verboth in den Tchlaggehölzen. welche das zum Wehren be-
nöthigte Holz liefern können, und zu den Gemeindegütern gehören, 
irgend einen Lanldaufbruch auch Holzfällungen zu machen, unter den 
im vorgehenden Beschluß vom 3ten Brachmonats ausgesprochenen 
Strafen, ist hiemit beibehalten. Dieses Verboth aber soll nicht auf 
die zur Erhaltung der Wehrinnen nöthige Schnitte angewendet wer-
den. 
2. Ist ebenfalls beibehalten das Verboth an die Gemeinden, welche 
genugsam Feuerholz auf ib«n Bergen haben, sich dazu des Schlag-
Holzes in den Ebnen zu bedienen, unter den im nämlichen Beschlusse 
enthaltenen Geldbuken. 
3. Was die Gemeinben anbelangt, welche auf ihren Anhöhen 
nicht genug Feuerungsholz besitzen, können dieselbe solches erst dann 
in der Ebne hauen lassen, wenn sie von dem Staatsrathe die Er-
laubnih dazu werden erhalten haben, welcher in diesem Falle die 
Mengen regulieren wirb, welche fe nach den Bedürfnissen gefällt wer-
den könne, um so jeden mihbräuchlichen Schnitt zu verhüten. 
4. Die Zuwiderhandlungen gegen den vorgehenden Artikel wer-
den mit den nämlichen Strafen belegt weiden, wie jene die im oben 
gemeldeten Abschlüsse getragen worden sind. 
5. Diese Verfügungen sollen bis zum Isten künftigen Heumonats 
in Kraft bleiben. 
Gegeben, um in allen interesfirten Gemeinden kund gemacht zu 
werden, damit Niemanden sich mit Unwissenheit entschuldigen könne. 
Sitten, den lUten Jänner 1821. 
Im Namen des Staatsrathes: 
Der Landshauptmann der Republik 
und Kantons Wallis, 
• T tocka lpe r . 
5 
Einladung 
an diejenige, welche Holz, seys in Stücken sens in Scheitern oder in 
Kohlen ausführen wollen, dies, vor dem 2Usten Oktobers zu erklären. 
lA. G. S. II. 1?) 
A m t s b e r i c h t . 
In Kraft eines Landräthlichen Beschlusses vom letzten Maymonats 
sind alle Eigenthümer von Waldung, seys durch Erbschaft oder An-
kauf, welche sich vorsetzen die Erzeugnisse derselben, in Stücken, Schei-
16 
Al t . 36 — Sollte die Gemeinde die Einnahme, über die im vor-
hergehenden Artikel festgeletzte Zeit oerMert haben, so fällt die Geld-
büße der Staatskasse m. 
Art . 37. — Die Oberaufsicht der Straften und Brücken, die Zehnen-
Präsidenten, und jene der Gemeinden sind insbesondere beladen, über 
die Vollziehung des gegenwärtigen Gefetzes zu wachen. 
Ar t . 38. — Das Gesetz vom 30. Mar, 1803 wird zurückgenommen. 
Gegeben im Landrache zu Sitten den 9ten Dezember 1825. 
Der Landeshauptmann 
der Republik und Kantons Wallis, 
de R i v a z. 
Die Schreiber des Landrathes, 
R o t e n . M o r a n d . 
10 
Abschluß 
Die Verfügungen enthaltend, um die Anläufe sowohl der Gemeinde-
als Partitular-Forfte zu beurkunden, nebst Verboth, ohne Vercch-
tigung der Regierung' neue Holzfällungen zu unternehmen. 
(31.(5.6.11.174) 
Der Staatsrath der Republik und Kantons Wallis' 
I n Ansicht des von dem Landrathe in feiner letzten Maysitzung 
genommenen Entschlusses, wodurch der Staatsrath eingeladen worden 
ist, so beförderlich als möglich alle bisher gemachten Verkäufe sowohl 
der Gemeindewaldunaen als jener der Partikularen zu beurkunden' 
Nefchlieszt: 
Ar t . 1. — Alle diejenige, welche Gemeind- oder Paitilularwäl-
der ganz oder theilweise angekauft haben, sind eingeladen innerhalb 
einer Frist von fünszehn Tagen ihre Kaufurtunden dem Staatsrathe 
vorzuweifen. 
A r t. 2. — Sie werden in den von ihnen beygefetzten und unter-
zeichneten Erklärungen, die Lage des Waldes, seine Benennung, 
seinen beyläufigen Inhalt, so wie die Menge Klafter Holz, welche 
die Fällung desselben abwerfen mag. ausdrücken. 
A r t. 3. — Ihre Erklärung wird überdies! besonders angeben, ob 
die Fällung angefangen ist oder nicht: ob allbereits Holz geflötzt wor-
den, oder zum flötzen bereit ist. 
A r t . 4. — Sie weiden ebenfalls das Datum des Tags erklären, 
an welchem sie von dem Staatsrathe zu fällen, flötzen, oder das an-
getaufte Holz aus dem Land zu führen sind berechtigt worden. 
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A r t . 5. — Diejenigen, welche sich nicht nach den obigen Veifü-
gungen lichten, werden von jedem Recht verlurstig erklärt, das sie für 
die Benutzung ihrer Waldung sich verschafft haben möchten. 
A r t . 6. — Den schon ehenor durch den Landrath genommenen, 
und in die Abscheyde Maymonats und Dezembers 1825 eingetragenen 
Entscheiden gemäß, wird auf ein neues verbothen, irgend eine von 
der Regierung nicht berechtigte Holzfällung anzufangen oder fortzu-
letzen, unter der Strafe der Konfiskation des gefällten Holzes. 
Gegeben in Sitten den 17ten April 1826. um bekannt gemacht und 
in allen Gemeinden öffentlich angeschlagen zu werden, damit Nie-
mand sich mit Uinvissenheit entschuldigen könne. 
I m Namen des Staatsrathesi 
Der Landshauptmann, 
De R i v a z. 
11 
Gesetz 
über den Verlauf der Wälder, Fällung. Flötzung und Ausfuhr 
des Holzes. . 
(vom 19. Chlisimonat 182?) 
«5. S. V. 120) 
Der Landrath der Republik und Kantons Wallis. ' 
Auf verfassungsmäßigen Vorschlag des Staatsiathes: 
Willens, in Ansicht der Ausfuhr des Holzes Verfügungen zu tief-
fen, die eben so dauerhaft in ihrem Bestände, als beförderlich für den 
Handel dieses Landeserzeugnisses wären, in so weit selbes zuläßlich, 
und dabei den unüberlegten Handelsspekulationen, welche das öffent-
liche Interesse höchst gefährden könnten. Einhalt zu thun, 
V e r o r d n e t : 
A r t . 1. — Kein hochstämmiges, von Gemeindewäldern herkom-
mendcs Holz darf ohne vorläufige, vom Staatsrathe erteilte Verech-
tigung verkauft weiden, bei Strafe der Nichtigkeit des Verkaufs, und 
des Verlustes von Seite des Käufers, aller seiner diehfälligen Aus-
lagen und Kosten. 
Vermittelst dieser Verechtigung können die Verkäufe nur durch 
öffentliche Versteigerung, in Folge von drei Ausrufungen und deren 
Einrückung in das amtliche Wochenblatt bewirkt werden, unier glei-
chen Strafen. 
A r t. 2. — Alle Verkäufe von hochstämmigem Holze, die bis auf 
den 18. laufenden Dezembers geschehen, und nicht durch schriftliche Ur-
künden von sicherer Data bewährt sind, werden nicht erkannt, und auf 
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benannte Käufe keine Berechtigung, sey's zum Hau, zur Flötzung oder 
Ausfuhr erteilt weiden, 
A l t . 3. — Keine Fällung hochstämmiger Bäume in den Gemeinde-
Waldungen darf ohne Erlaubni« von Leite des Stontsrathes vorge-
nommen weiden, ausgenommen allein für die Bedürfnisse der Ge-
meinde und ihrer Einwohner, sey's zur Feuerung, sey's zum Bauen. 
A i t. 4. — Denjenigen Gemeinden, welche laut der von den Re= 
gierungs-Commissarien im Jahre 1823 bewirkten Lokalvision und dem 
von denselben gemachten Uebelschlag, mit Ausnahme der in Nann ge-
setzten Forste und Vorrathsplätze. nicht einen auf fünfzehn Mannmatt 
gleichkommenden mittelmäßig bevölkerten Umfang disponibler und 
gebräuchlicher Gemeindewaldung für eine fede ihrer Haushaltungen 
besitzen, wird die Berechtigung, ihre Forste zu verkaufen, oder in den-
selben Fällungen anzustellen, nicht ertheilt weiden können. 
Die Privatfoiste können für die Gemeinden nicht als Hülfsquellen 
an Brennholz betrachtet werden, ausgenommen, wenn die Besitzer 
derselben sie den in Betreff der Gemeindewäldei bestehenden Bei-
ordnungen unterworfen hätten. 
Dem Etaatsrathe so wie den Gemeinden gebührt gegenseitig das 
Recht, die Prüfung des von den Commissarien gemachten llebeischlaas 
der Gemeindeforste anzusprechen. Der Abtrag dießfallsiger Kosten fällt 
den Gemeinden zur Last, wenn ihre Ansprache nach dem Resultat 
dieser Verifikation nicht begründet befunden würde, 
A r t . 5. — Auf ihr Ansuchen und nach vorläufiger Besichtigung 
wird der Staatsrath den Gemeinden die Erlaubniß, in ihren Wal-
dein hochstämmiges Holz zu verkaufen oder zu fällen, ertheilen können, 
wenn die hierunker folgenden Umstände zusammentreffen! 
1. Wenn es erwiesen wäre, daß die Forste den Einwohnern niemals 
zu irgend einem Gebrauche dienen werden' 
2. Wenn durch die Fällung der Wälder weder das Privat- noch Ge-
meinde-Eigentum noch der Heeiweg. die Neben- und Vizinalftraßen 
gefährdet oder beeinträchtigt werden: 
3. Wenn der Waldhau keine nachtheiligen oder verdrüßlichen Folgen 
für die von diesem Schutze beraubten Erdreiche erzeugen kann. 
A r t . 6. — I n den Priuatwäldern soll kein Hau von hochstämmi-
aem Holze über die Menge von hundert Klaftern (zu 6 Schuh alten 
Maaßes), ohne Berechtigung von Seite des Staatsrathes gemacht 
werden. 
Als Partikularwaldungen werden nur diejenigen Waldstücke be-
trachtet, deren Besitz-Urkunde mit sicherm Datum bis zum 1. August 
langt. 
A r t. 7. — Keine Ausfuhr von hochstämmigem Holze, sey's in 
Blöcken, sey's in Scheitern, herkommend von Gemeinde- oder Privat-
wäldern, darf unternommen werden ohne vorläufige Autorisation 
von Seite des Staatsrathes, 
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A i t . 8. — Die Aussuhl des Holzes diesel Ait. aus den Gemeinde-
waldein herkommend, darf nui bis auf den Vetiass von diei taufend 
Moules, und jene aus den Plivatfoiften bis auf eine Menge von 
fünfzehnhundeit Moules alljähllich erlaubt weiden. 
In dieser obenbez!.eichneten Menge ist das holz nicht inbegriffen, 
welches man. laut altem Gebrauch, im Zehnen Monthey auf Schiffen 
transportiert, dessen Quantität der Staatsrath alljährlich beschränken 
wird. 
Diese Erlaubnisse weiden nur unter dem Vorbehalte ertheilt wer-
den, daß die Ausfuhren nicht statt finden können, bevor die Landes-
fabriklltion sich würden geweigert haben, den von Ausländern ange-
botenen Preis zu bezahlen, mit Abrechnung der sslötzkosten. von den 
Werkstätten bis zu jenem Orte, wo dies holz geliefert wecken soll. 
Ar t . 9. — Die Berechtigung zur ssällung und Ausfuhr wird nur 
auf die, laut dem Sinne des 2ten Artikels, bestehenden und aner-
kannten Verkäufe ertheilt werden, bis dieselben beiläufig erschöpft 
seyn werden. 
Ar t . IN. — Kein Bauholz, von was immer einem Walde, dars, 
ohne Berechtigung von Seiten des Etaatsrathes, ins Ausland ge-
führt wecken. 
hierin werden einbegriffen das sowohl unbearbeitete, als gezim-
merte holz, in großen Stücken, in Balken. Dachsparren, in Läden, in 
Geoiertstücken und in Leisten. 
Ar t . 11. — Die Erlaubnis!. Bauholz auszuführen, wird vom 
Staatsrath nur dann vorläufig bewirkten Inspektionen und Unter-
suchungen, insbesondere aber alsdann nur ertheilt weiden können, 
nachdem er sich wird versichert haben: 
1. Ob nicht durch diese Ausfuhr die Gemeinden, von denen dasselbe 
herkommt, oder die benachbarten Gemeinden, des Holzes beraubt 
werden, welches ihnen für die gewöhnlichen Konstruktionen, und 
für jene, die auf den ssall einer allgemeinen Noth vorzusehen sind, 
unentbehrlich seyen. 
2. Ob dieses holz nicht im Falle sey. sür den Unterhalt der Brücken 
und für die öffentlichen Arbeiten aufgewahrt zu werden. 
Ar t . 12. — Keine holzflötzung durch Ströme. Bäche und durch 
den Rhodan, sey's mit Flötz-Schiffen. sey's mit einzelnen Stücken oder 
Scheitern, von was immer für Befchaffenheit und unter was immer 
Gestalt und Weise, darf unternommen werden, wenn dieselbe nicht 
durch den Staatsrath berechtigt ilt. 
Ar t . 13. — Um diese Berechtigung, zu erhalten, soll der Unter-
nehmer vor dem 1. May eines jeden Jahres für das holz, so er im 
nächstfolgenden Jahre flötzen will, sein Ansuchen eingeben. In Ab-
gang dessen wird er das Recht verlieren, mit den übrigen Ansprechern 
für dieses Jahr in Konkurs zu treten. 
Ar t . 14. — Kein Unternehmer wird eine über sünfzehnhundert 
Moules sich erhebende Menge durch den Rhodan flötzen dürfen. 
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Die Anzahl bet Erlaubnisse für die du ich den Rhodan zu bewii-
kenden. und für das Ausland bestimmten Holzflötzungen wird, laut 
dieser Bedingniß. und jener des 8ten Artikels, durch den Etaatsrath. 
reguliert werden. 
A r t . 15. — Die zum Motzen erhaltene Berechtigung wird den 
Unternehmer nicht entheben, sich mit einem Erlaubnihschein von Seite 
des Etaatslllthes zu versehen, bevor er das Holz flottmacht. 
Dieser Schein wird ihm nicht eher ausgeliefert werden, als bis er 
den Werth der Vergütung, welche den Ufergemeinden für die nicht 
eingesehenen Wuhren-Veschadigungen gebührt, in die Staatskasse wird 
abgeworfen haben. 
Diese Vergütung wird zu einem halben Kreuzer durch Moule, auf 
eine jode in fünfzehnhundert Klafter bestehende, und auf beiden 
Ufern des Rhodans und der Ströme gemessenen Länge der Dämme 
und Wuhren festgesetzt. Der beiläufig berechnete Werth davon wird 
vom Unternehmer abgelegt werden, mit Vorbehalt der Finalrechnung 
nach beendigter Flötzung. 
A r t . 16. — I m Falle eingesehener und wohlbewähiter Neschädi-
gung. sey's an dem Eigentume. soll die Entschädigung, zwischen den 
Interessirten, vermittelst freundschaftlicher Verkommnifz, oder in deren 
Abgang, laut den gewöhnlichen Formen berichtiget werden. 
A r t . 17. — Das Holz jeder Art. dessen Ausfuhr kraft gegenwär-
tigen Gesetzes offen steht, oder erlaubt worden ist. bezahlt bei dessen 
Ausrott die durch das Finanz-System aufgestellte Gebühr. 
A r t . 18. — Die den Verfügungen der Artikel 3 und 6 zuwider-
laufenden Handlungen werden die Konfiskation des gefällten Holzes 
mit sich führen. 
Die Uebertretungen des Verbotes in Betreff der Holzausfuhr, 
welche, sey's ohne Erlaubnis, sey's über die erlaubte Menge, geschehen 
ist, werden bestraft: 
Mi t einer Geldbufie von 5 Franken durch Moule für das Holz in 
Scheitern. 
Und für das Bauholz, mit der Konfiskation des Holzes, oder mit 
dessen Echatzungsbetrag, wenn das Holz nicht in Beschlag genommen 
weiden kann. 
Die Ausfuhr in das Ausland wird als vollbracht betrachtet wer-
den. wenn das Holz Rüden aufwärts und Bort du Taix abwärts 
wird pafsirt haben. 
Ausgenommen ist jedoch das für die Koniumation der Gemeinde 
Boveret und St. Gingolph bestimmt anerkannte Holz. 
Diejenigen, welche die laut den Artikeln 12. 14 und 15, in Ve-
tieff der Flötzung bestehenden Verbote, sey's vermittelst unerlaubter 
Flötzung. sey's in Überschreitung der zugesagten Menge, übertreten 
hätten, weiden einen Franken durch Moule bezahlen. 
I m Falle einer doppelten Uebertretung. in Ansicht der Flötzung 
und der Ausfuhr, wird nur der höchste Betrag bezahlt werden. 
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A 1t. 19. — Der Staatsrats ist ermächtigt, die zur Vollziehung 
des gegenwärtigen Gesetzes nöthigen Maaßregeln zu eigreifen. 
Die Verfügungen seines Beschlusses vom 31. Dezember 1821, die 
Flötzung anbelangend, welche den gegenwärtigen nicht zuwiderlaufen 
werden, sollen indessen in Kraft verbleiben. 
Gegeben im Landrathe, zu Sitten, den 19. Christmonat 1827. 
Der Landshauptmann 
der Republik und Kantons Wallis, 
De S e p i b u s. 
Die Sekretäre des üandrathes! 
R o t e n . M o r a n d . 
Der Staatsrat!) der Republik und Kantons Wallis, 
(©. S. V. 138) 
In Betracht, das; der Landrath in seiner letzten Session den Eni-
schlug gefaxt hat, die schreienden Mißbrauche in der Holzausbeutung 
abzuschaffen, und allen Uebertletungen der Gesetze und Verordnungen 
über dieses Fach mit Strenge zu begegnen,' 
Betrachtend, daß, bis jenes von ihm erlassene Gesetz die notwen-
dige Sanktion erhalten hat. es rathsam sey, den Eigentümern, Käu-
fern und Verkäufern der Holzgattungen alle Verfügungen in Er-
innerung zu bringen, welche für sie verpflichtend sind, so wie die 
Strafen, denen sie sich durch Uebertretung derselben aussetzen würden, 
Beschl ießt : 
A r t. 1. — Kein Verkauf hochstämmigen Holzes in Gemeindewäl-
dein darf ohne Erlaubnis, des Staatsrathes stattfinden, und wird 
auch nur vermittelst öffentlicher Versteigerung nach dreimaliger Kund-
machung und Einrllckung in's öffentliche Wocheniblatt gemacht wer-
den können, unter Strafe der Nichtigkeit, im Falle, daß eine dieser 
Bedingnisse nicht erfüllt worden wäre. 
A r t. 2. — Es werden jedenfalls als gültig anerkannt seyn jene 
Verkäufe, welche vor dem 1. August 1826 ohne diese Formalitäten 
stattgefunden hätten, und vermöge des Abfchlusses vom 17. Heumonat 
1826 konsignirt worden wären. 
Unter diesen nämlichen Verkäufen werden jene, die nicht wären 
konsignirt worden, und jene, die erst nach dem 1. August 1826 gemacht 
worden sind, nicht anerkennt weiden, können, als seyen sie vor Kund-
machung des gegenwärtigen Abschlusses geschehen, wenn dieselben 
nicht durch einen schriftlichen Akt mit sicherm Datum versehen, aus-
gewiesen weiden. 
A11. 3. — Kein Hau hochstämmigen Holzes darf ohne staats-
räthliche Berechtigung stattfinden, unter Strafe der Pfändung des 
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gefüllten Holzes; davon ist allein ausgenommen das zum Verbrauche 
der Gemeinde und ihrer Vewohner zur Feuerung und zu Bauten, so 
auch für die öffentlichen Arbeiten nöthige Holz, wie im 1. Artikel ge-
lagt worden ist. 
A r t. 4. — In 4>en Partikulaiwäldern wird unter der nämlichen 
Strafe der Konfiskation nicht mehr als für 1NN Klafter (zu 6 Schuh 
alten Maaßes) hochstämmigen Holzes ohne Erlaubnis des Staats-
rathes gefällt werden können. 
Als Privatforfte werden nur jene annefehen werden, deren Eigen-
thumstitel, mit sicherm Datum, bis zum 1. August 1826 auf's wenigste 
hinaufgehen. 
Ar t . 5. — Die Ausfuhr, sey's in Scheitein, oder in Blöcken von 
hochstämmigem Holze zur Feuerung, und jene unbearbeiteten Holzes 
zum Bauen, oder zu Balken. Böcken. Läden. Geviertftücken, Gewölb-
leisten verarbeiteten Holzes, sey's aus Gemeindewäldern herkommend, 
oder aus Piivatforften. kann nicht ohne ftaatsrätliche Berechtigung 
stattfinden, unter Strafe für das ohne Erlaubnis oder dieselbe über-
steigend ausgeführte Holz: 
Von 5 Franken durch Moule Brennholzes oder der Konfiskation 
des Bauholzes. 
Und im Falle, wo die Pfändung nicht stattfinden könnte, wird 
die Menge oder der Werth des pfändbaren Holzes durch Schätzung 
reguliert werden. 
Die Holzblöcke, welche mehr als 4 Schuh und einen halben (neuen 
Maaßes) in der Länge messen würden, sollen als Bauholz betrachtet 
werden. 
Die Rebstichel sind nicht in dem Verbote des 5. Artikels einbe-
griffen. 
Ar t . 6. — Die Thatsache der Ausfuhr vermittelst Wagen, Schif-
fen oder durch Flötzè wird als bewiesen betrachtet, sobald das Holz 
die Zollstuben von Gondo oder Porte du Saii. gegen das Ausland 
überschritten haben wird. 
Davon ist das Holz ausgenommen, welches zum Verbrauch der Ge-
meinden von Boveret und St. Gingolph bestimmt ist. 
Ar t . 7. — Die Ausfuhr des Brennholzes ist auf die Menge von 
3000 Moules jährlich festgesetzt für das aus Gemeindeforsten kom-
mende Holz, und zu 1500 Moules für jenes aus Partikularwäldern, 
Niemand wird Antheil an diesen jährlichen Ausfuhren nehmen 
können, als insoweit man sein Ansuchen mit einer Urkunde stellt, 
welche beweisen würde, daß sein Holz den Fabriken des Landes an-
getragen, aber von denselben um den Preis, wie das Ausland am 
Seegestade dasselbe, laut Verhältnis jedoch der Transportkosten, be-
zahlt hätte, abgeschlagen worden sey. 
In den abgemeldeten Quantitäten wird das Holz vom Zehnen 
Monthey, welches laut Gebrauch in Schiffen verführt wird, und dessen 
Menge der Staatsrath alljährlich beschränken wirb, nicht einbe-
griffen fein. 
31 
Art . 8. — Das Flötzen des Holzes durch Ströme und Vache, so 
wie durch den Rhodan. sey's in Scheiteln, und einzelnen Stücken 
oder in Vlockschiffen. kann nicht ohne einen Lpezialakt staatsiäthlicher 
Erlaubnis unternommen werden, unter Strafe von 1 Franken Nutze 
für jedes Moule des ohne solche Berechtigung, oder die Menge, welche 
in diesem Akt bezeichnet worden ist, übersteigend geflötzten Holzes. 
A r t. 9. — Um Theil am Flötzen des im 7. Artikel bezeichneten 
Holzes zu haben, mutz der Unternehmer sein Ansuchen schriftlich dem 
Staatsrath eingeben, und dies in der ersten Halste des Maimonats 
für das Holz, das er im folgenden Jahre flötzen will. 
Diese Formalität soll für den Flotz von 1829 schon von diesem 
Jahre an beobachtet werden. 
Durch die Untersuchungen der gestellten Ansuchen, begleitet mit 
den nothwendigen Bezeichnungen, wird der Staatsrath den Rang 
der Flötzer regulieren, so wie die Menge, für welche jeder seine Holz-
gattung zu bereiten berechtigt seyn wird. 
Ar t . 19. — Die Flötzer werden vor der Flötzoperation verpflichtet 
feyn, sich, vermöge des 8. Artikels, mit dem Spezialakte der staatsrath-
richen Erlaubnis zu versehen. 
Zu diesem Behufe werden sie 
1. vorläufig der Staatskasse den Werth, der den am Flusse gelegenen 
Gemeinden für nicht scheinbare Schäden an ihren Wuhren schul-
digen Entschädigung erlegen: 
2. gemeldeter Staatstasse eine solidarische Bürgschaft für die Nutzen 
leisten, und für die Schäden, fo wie für die Kosten, im Interesse 
der Gemeinden und der Eigenthümer. 
Der Erlaubnisakt wird erst nach Erfüllung dieser beiden Beding-
nisse ausgefertigt werden. 
Ar t . 11. — Die Echadloshaltung für unscheinbare Beschädigungen 
ist zu einem halben Kreuzer durch Moule für jeden Strich von 1599 
Klaftern Dämmungen an den Wuhren. die von Holz «der von Steinen 
ausgeführt worden sind, auf jeder Seite des Rhodans oder des 
Stromes gemessen. 
Der Werth davon wird für die Niederlage beiläufig berechnet, 
unter Vorbehalt einer definitiven Rechnung, nachdem der Flotz be-
endet sein wird. 
Ar t . 12. — Im Falle scheinbarer, wohlbewiesenei Beschädigungen, 
sey's an den Dämmen oder an dem Eigenthume. wird die Vergütung 
freundschaftlicher Weise unter den Interessen reguliert weiden, oder 
im Mangel an Übereinkunft durch die gewöhnlichen Rechtsformen. 
Ar t . 13. — Es werden in einzelnen Stücken nur Scheiter von 
vier und einen halben Schuh (neuen Maatzes) gestützt weiden können, 
die lungern Scheiter und die Holzblöcke müssen vermittelst Flötzschiffen 
geflötzt werden. 
Ar t . 14. — Das Holz darf nicht vom Riederlagsorte in Voveret 
weggenommen um ausgeführt zu werden, bevor die Messung des-
selben verrichtet und die Länge der Scheiter durch einen Agenten der 
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tein, Läden oder in Kohlen auszuführen, eingeladen, der Kanzler) 
der Regierung eine Erklärung einzugeben, welche die Lage und die 
Grenzen des Waldes, seinen beiläufigen Umfang in Mannmatte ent-
halten foll, fo wie die Anzahl Klafter holz, welche man darin zu 
fällen glaubt, und die Menge, welche man davon jährlich flötzen will. 
Diefen Umständlichleiten sollen das Datum des Ankaufs, wenn selber 
statt gehabt hat, so wie eine Abschrist der Etaatsräthlichen Erlaubnis; 
dazu beigesetzt werden, mit Vorschrift des Gesetzes vom 30ten May 
1803 über die ssorftpolizey. 
Diese Deklaration soll von jetzt an bis zum 2Nsten künftigen Ok-
tobeis gemacht werden, in deren Mangel soll jode nicht konsignirte 
Ausfuhr als in Uebertretung des abgedachten Gesetzes vom 30. May 
1803 betrachtet weiden. 
Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den 4ten September 1821, um 
in allen Gemeinden publiziert und angefchlagen zu weiden. 
Der Lantishauptmann, 
V o n A u g u st i n i. 
6 
Mschluh 
über das Holzflötzen. 
lA. G. S. II. 18) 
Der Staatsrath der Republik und Kantons Wallis,' 
I n Kraft der Verfügung des Landraths. welche er in letzter Ses-
sion genommen hat, in Betreff des Holzflötzens durch den'Rhodan 
und die Bäche: 
B e s c h l i e ß t : 
A l t . 1. — Keine Flö'tzung wird ohne besondere Erlaubnis; des 
Etaatsraths statt finden, unter Straf einer Buße von Ein Franken 
durch jedes Klafter geflötzten Holzes. 
A i t. 2. — Um die erheischte Erlaubnis; zu erhalten, soll der Unter-
nehmer sein Ansuchen in der eisten Hälfte des Monats May für das 
Holz, welches er im nächstfolgenden Jahre zu flötzen sich vornihmt, 
eingeben. Was dasjenige belangt, welches während dem Jahre 1822 
geflötzt werden soll, muß das Begehren voi dem künftigen 20sten 
Jänners eingelegt weiden. 
A i t. 3. — Die jährlichen Ausfuhren von Holz in Scheitern, be-
stimmt durch den Rhodan geflötzt zu werden, dürfen nicht die Menge 
von sechstausend Klaftern überschreiten. 
A i t. 4. — Diese Menge von sechstausend Klafter wird in einem 
billigen Verhältnisse zwischen den Unternehmern jenes Theils ober-
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halb dei Brücke zu Sitten und jenen die unteihalb sich befinden, vei-
theilt weiden. 
Die Daten dei Ausfuhieilaubnissen werden die Piiorität für die 
Flötze regulieren, autzer dafz besondere Umstände irgend eine Aus-
nähme von dieser Regel erheischen möchten. 
A r t. 5. — Keine Erlaubnis! zum Klötzen wird ohne solidarische 
Bürgschaft von Seiten des Unternehmers geleistet, sowohl für die 
Buhen und Kosten, als für das Interesse der Gemeinden und Gut-
besttzern ertheilt weiden. 
A r t. 6. — Die Länge der Scheiter wird nicht über vier französische 
Schuh seyn dürfen. Alle längere Holzstücke müssen durch Flötzschiffe 
geflötzt werden. 
A r t . 7. — Keine Flötzung darf durch den Rhodan unternommen 
werden, wenn sie über tausend fünfhundert Klafter steigt, während 
eine hinlängliche Zahl Unternehmer vorhanden ist, um die Quantität 
von sechstausend zu vervollständigen, die durch den dritten Artikel ist 
festgesetzt worden. 
A r t . 8. — Vis daß das wirklich gefällte Holz vollends ausgeführt 
ist, können die in der Anzahl der zum fährlichen Flotz der 6000 Klaf-
ter zugelassenen Unternehmer berechtiget werden, während der großen 
Wässer zu flötzen. 
A r t . 9. — Jeder Flotzunternehmei ist gehalten durch einen vom 
Staatsrathe zu bezeichnenden Beamten das Holz, welches er flott 
machen wil l , anerkennen und messen zu lassen, um die Menge des-
selben zu konftatiren. 
A r t . 10. — Jedes ohne Erlaubnis; geflötzte Holz wird als wie 
durch Zufall ins Wasser versenktes angehalten weiden können. 
A r t . 11. — Der in Boueret zur Anhaltung des Holzes aufzurich-
tende Rechen soll auf gemeinsame Kosten der Unternehmer angelegt 
werden. I m Zwiftigkeitsfalle wird der Etaatsrath administiativweise 
darüber entscheiden. 
A r t. 12. — Die Unternehmer der sslötze werden den an den Ge-
wässern gelegenen Gemeinden für die nicht scheinbare Beschädigungen 
an den Wehrinnen einen halben Kreuzer durch Klafter Holz für jede 
Strecke von fünfzehn hundert Klafter Wehrinnen, von Holz oder 
Steinen aufgeführt, auf beiden Ufern des Rhodans und der Bäche 
gemessen, bezahlen. 
I m «falle von wohlkonstatirter Beschädigungen, seys an den Weh-
rinnen seys an den Grundstücken, wird die Entschädigung vermittelst 
freiwilliger Übereinkunft zwischen den Interessiiten statt finden, oder 
in Mangel dessen durch Verfahren laut gewöhnlichen Formen. 
A r t . 13. — Es wird durch einen feden Unternehmer Ein Kreuzer 
durch gemeines Klafter auf dem Eulet-Liland niedergelegten Holzes 
bezahlt werden. 
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A 11. 14. — Alles auf dieser Drtsloge liegende Holz wird nicht 
länger als neun Monat doit bleiben können. 
A i t. 15. — Die Weanahme gedachten Holzes wird nicht statt 
haben können, ohne da« zuvor die Messung desselben vorgenommen, 
die Länge der Scheiter verifiziert und die Zahlnitz für den Absatz 
entrichtet worden ist. 
Gegeben im Slaatsrathe zu Titten den 31ften Dezembers 1821, 
um publiziert und öffentlich angeschlagen zu werden. 
I m Namen des Staatsrathes! 
Der Lllndshauptmann der Republik 
und Kantons Wallis, 
Von A u g u ft i n i. 
Nmtsbericht 
(A. (5. 6. II. 50) 
Der Etaatsrath der Republik und Kantons Wallis' 
In Betracht des von einem hohen Landrathe in seiner Sitzung De-
zembers 1822 ergangenen Entscheides, welcher den Eigenthümern der 
Wälder verbietet, ohne eine besondere Erlaubnis des Etaatsrathes 
mehr als hundert Klafter Holz zu fällen: 
Eestnnet dieses Verboth, welches bis dahin nur in dem Abscheid 
enthalten war, durch eine öffentliche Publikation bekannt zu machen: 
Macht h i e m i t k u n d : 
Daß von nun an ohne Genehmigung des Staatsrathes keine Holz-
fällung statt haben iarf, welche die Menge von hundert Klaftern zu 
sechs Schuhe übersteigen würde. 
Dieses Verboth dehnt sich auf alle Holzschlläge aus, wenn auch die-
selbe nur für den Gebrauch im Innern des Landes bestimmt wären. 
Alle diejenige, welche von dem Christmonat 1822 solche Holzfäl-
lungen, ohne dazu berechtiget worden zu seyn, unternommen hätten, 
sollen dieselbe innerhalb fünfzehn Tagen nach Verkündung, des Gegen-
wältigen dem Herrn Zehnenpräsident konsigniren, widrigenfalls wer-
den sie als Uebertreter dieses Verbothes angesehen werden. Das ohne 
Erlaubnis; gefällte Holz wird konfislirt werden. 
Gegeben zu Sitten den ?ten Aprils 1824J um in allen Gemeinden 
öffentlich kund gemacht und angeschlagen zu werden. 
I m Namen des Staatsrathes: 
Der Landshauptmann, 




über das Holzflötzen. 
(A. ©. S. IL 58) 
Der Staatsrat!) bet Republik und Kantons Wallis' 
Auf Ansicht des eisten Altikels seines Abschlusses vom 31ften De-
zember 1821, wodurch alles Flötzen des Holzes ohne eine besondeie 
(Erlaubnis; von Seiten des Staatsratfies verboten wild ' 
Uni» des Zweiten des nämlichen Abschlusses, woiin um gedachte 
Eilanbnitz zu erhalten eiheischt wird, das; der Unternehmer sich in der 
ersten Halste Maymonats stellen soll für das Holz, welches ei im fol-
ssenden Jahr zu flötzen willens ist! 
Betrachtend, das; ungeachtet dieser Verfügung Keiner von gedach-
ten Unternehmern sich gestellt hat. und es fedoch nothwendig gewor-
den ist, zum Voraus den Ratio, zu regulieren, in welchem jeder Intel-
essilte flötzen soll, so wie die Menge des Holzes zu bestimmen, das in 
den Rhodan geworfen werden kann, alles vermöge der von einem 
hohen Landrath diesfalls gemachten Verfügungen,' 
V e s ch l i e & t : 
Ar t . 1. — Die Unternehmer, welche was immer für eine Menge 
Holz im Laufe >des Jahres flötzen wollen, sollen sich am Montag den 
20stem künftigen Dezembers voi den Staatsrath, feys persönlich, seys 
durch einen Sachwalter stellen, um dort ihre Begehren vorzulegen, 
oder im Streitfälle ihre Rechte seys zum Vortritte, seys über die 
Menge Holzes, das sie flötzen könnten, kontradiktorisch absprechen zu 
hören. 
Ar t . 2. — Der Staatsrats wird nach Abholung der Partheyen, 
laut Rechten die Ordnung des allgemeinen Klotzens für das Iahl 1825 
reguliren. 
A r t. 3. — Diejenige, welche am oben bezeichneten Tag nicht wei-
den erschienen seyn, wild man betrachten als hätten sie dem Recht 
entsagt, wählend 1825 zu flötzen. 
Al t .4 .— Jene, die ungeachtet desjenigen was am gedachten Tag 
durch den Staatsrats wird reguliert worden seyn, sich unterstehen 
werden was immer für eine Flötzung zu unternehmen, sollen geinäh 
dem Abschlüsse des 31sten Dezembers 1821 bestraft werden. 
Der gegenwärtige Abschlust soll in allen Gemeinden öffentlich kund 
gemacht und angeschlagen werden, damit Niemand sich mit Unwissen-
heit entschuldigen könne. 
Gegeben zu Sitten den 1?ten Novembers 1824. 
Im Ramen des Staatsrathes: 
Der Lllndshauptmann der Republik. 




über die Erhaltung und Verbesserung der Wälder. 
lA. (S. S. II. 96) 
Der Landrath der Republik und Kantons Wallis: 
Auf den verfassungsmäßigen Vorichlac, des Ttaatsiathes^ 
In Vetiacht, daf; wenn Waldsse.qenden von einer guten Foiftvei-
waltung große Vortheile beziehen können, dieß der Fall im Wallis 
ist, dessen Lage die Ausfuhr seines überflüssigen Holzes so sehr be-
günstiget,' 
Betrachtend zugleich die Wichtigkeit, die auf unserm Boden errich-
tete Werkstätten mit Holz und Kohlen zu versehen, wie auch oiejeni-
gen, welche in Zukunft hier Lands, wo Verggruben verschiedener Ar-
ten häufig vorhanden sind, sich noch bilden werden: 
Betrachtend zugleich, daß unvorsichtige Forsthaue Ueberschwem-
mungen und andere Unglücksfälle veranlassen können, die ein weiser 
Gesetzgeber zu verhüten hat: 
B e s c h l i e ß t ! 
A i t. 1. — Kein mit hochstämmigen Bäumen oder Schlagholze be-
wachsener Boden, irgend einer Gemeinde zugehörend, darf aufgebrochen 
und zu einem andern Ertrag umgebaut weiden, ohne vorläufige Er-
laubniß, von Seiten des Staates, unter einer Geldstrafe von vierzig 
Franken durch Mannmatt von 80U Klafter zu 6 franssösischen Schuh, 
alten Maßes, zum Nutzen der Staatskasse, und mit Verpflichtung der 
Uebertreter, diesen Boden neuerdings mit solchem Holze zu bepflan-
zen, welches für diese Ortslage am geeignetsten zu sein anerkannt wird. 
A r t. 2. — Eben das nämliche wird von den Wäldern solcher 
Arten verstanden, die im vorhergehenden Artikel bezeichnet sind, und 
die von Partikularen angekauft würden. Das Eigenthum gedachter 
Waldungen kann nicht ohne Berechtigung von Seiten des Staats-
rathes veräunert weiden. 
A i t. 3. — Die Gemeinden sind gehalten, eine der Ausdehnung 
ihrer Wälder angemessene Anzahl ForsthUtei zu haben, und für den 
Gehalt dieser Beamten, deren Ernamsunq den Ortsräthen zuerkannt 
ist. zu sorgen. 
A r t. 4. — Keine Fällung eines aus hochstämmigem Holze be-
stehenden Gemeindeforstes. welcher in haldigen oder steilen Gegenden 
liegt, darf ohne vorläufige Autorisation von Seiten des Staats-
rathes Platz finden, unter Strafe von zwanzig bis zweihundert Fran-
ten, zu Gunsten der Staatskasse. 
| Die Fällungen des den Gemeindebewohnern bedürftigen Brenn-/ 
oder Bauholzes können ohne Berechtigung des Staatsrathes vorge-j 
nommen werden. 
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Art . 5. — Alle diejenigen, welche Holz fällen, sind verbunden/ 
ihr Hauszeichen darin einWschneitien. unter Strafe der Pfändung. ' 
Ar t . 6. — Die Gemeinderäthe sind berechtigt, gänzlich oder be-
dingnißweife den Meidgang auf folchen Waldftrichen und andere Ee-
meindeböden zu verbieten, wenn sie folches als geziemend erachten' 
mit Vorbehalt jedoch des Rechtes eines Dritten. 
Ar t . 7. — Es ist verboten Lerchbäume anzubohren, um Terpen-
tin daraus zu ziehen, ohne ausdrückliche Erlaubnis des Staatsrathes, 
welcher dieselbe nur auf das Begehren, oder vermittelst Einwilligung 
der Gemeinderäthe ertheilen wird. Die übertretungsfälligen Anzap-
fungen sollen mit einer Geldbuße von einem Fransen, für eine jede 
Pflanze, belegt werden. 
A r t. 8. — Die Verfertigung des schwarzen Harzes oder Pechs in 
dem Innern eines Waldes ist. unter Geldstrafe von fünf und zwanzig 
bis "fünfzig Franken, verboten. 
Unter gleicher Strafe ist es verboten Holz zu verbrennen, um 
Aschen zu erhalten, sens im Innern der Waldung. Jens in solchen Ge-
genden, wo Gefahr obwaltet, das Feuer auszubreiten. 
Ar t . 9. — Jeder Holzhau. von was immer für Gattung in Ge-
meinde-Wäldern. um die Rinde davon zu nehmen, ist unter Vuhe von 
ein Franken durch jede Pflanze untersagt, derselbe kann jedoch auf, 
Begehren der Eemeinderäthe mit Berechtigung des Staatsrabhes in 
den steil liegenden Wäldern stattfinden. 
Ar t . IN. — Es wird verboten Bäume, von was immer für Gat-
tung, ohne Erlaubniß des Ortsrathes einzuschneiden, sowie auch hoch-
stämmiges Holz W entästen, unter Strafe von vier Batzen durch Pflanze 
Schlagholzes, und von ein Franken durch hochstämmigen Baum. 
Die Eemeinderäthe können jedoch die Entästung dieser Bäume bis 
zum Viertel ihrer Höhe erlauben. 
A r t . 11. — Die Anlage eines Kshlenhaufens soll bei was immer 
für Jahreszeit von allem Holze, von Walen und Moos in einem Um-
fange von wenigstens dreißig Eckuh Entfernung vom Mittelpunkte 
vollkommen entblößt seyn, unter Strafe von fünfzig Franken für je 
Uebertretung. 
Art . 12. — Die Einbrandung der Kohlstöße in den Waldungen 
darf nicht erlaubt werden, nach dem eisten Brachmowat bis zum drei-
siigston September eingeschlossen, ohne besondere Berechtigung von 
Seiten des Gemeinderaths. unter Strafe von fünfzig Franken, für 
das erste Mal. und des Doppels für jeden Rückfall. 
Ar t . 13. — Die Gemeinderäthe sind berechtiget, das Umhauen junger Bäume hochstämmiger Gattung, um Zäune und Dachlatten 
daraus zu verfertigen, zu verbieten. 
Ar t . 14. — Kein hochstämmiger Wald soll gänzlich umgehauen, 
sondern es müssen darin die nöthigen Laßreiser bandenweis zurückge-
lassen werden, damit selbe durch Abfall ihres Saamens das Wieder-
aufwachsen der nahe gelegenen, umgehauenen Waldstriche befördern 
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mögen, und dies unter Strafe der im ersten Artikel den Uebertretern 
auferlegten Kästen der Wiederanpflanzunss. 
A i t . 15. — Sobald eine Gemeinde «die Erlaubniß, einen Wald 
umzuhauen, wird erhalten haben, darf die Holzfällung nicht änderst 
als vermittelst öffentlicher Meistbietuna nach drei Kundmachungen 
und Einrückung in das amtliche Wochenblatt verlauft werden, bei 
Strafe der Nichtigkeit des Verkaufs. 
Ar t . 16. — Der Staatsrats) wird die bestmöglichste Vermehrung 
solcher Gattungen Schlagholzes empfehlen, welche dem Voden ange-
messener und geeigneter wären in regelmäßige Haue eingetheilt zu 
werden, damit den Einwohnern einer jeden Gemeinde ein beständiger 
sseuerholzvoirat zugesichert werden möge. 
Er wird sonderlich darauf sehen, dafz man da, wo es der Noden 
erlaubt, das Schlagholz in Buchen fortpflanze. 
Ar t . 17. — Der Weidgang jeder Gattung Viehs in den kürzlich 
umgehauenen Wäldern ist verbothen, bis die neu hervorgebrachten 
Pflanzen als hinlänglich geschürt anerkannt seyn werden, unter Strafe 
von zwei Nutzen für jedes Schaaf. und fünf Vatzen durch Viehstllck jeder andern Gattung, dies auf jeden Vetretungsfall. Die wohlbe-
wiesen« Weidgangsrechte in solchen Waldungen werden zu einer 
Schadloshaltung Anlaß geben für den Zeitraum, wo diese Benutzung 
eingestellt werden muß. 
Ar t . 18. — Die Gemeinden sind gehalten, an den Rändern der ! 
Flüsse, Ströme und Bäche, gleich von ihrem Austritt in die Land-
ebene Baumpflanzungen zu machen' in Abgang dessen auf ihre Kö-
sten zu diesem amtsmäszig geschritten werden soll. 
Ar t . 19. — Selbe sind ebenfalls und unter der nämlichen Strafe 
verbunden, längs den Rhodansufern einen Bodenraum von zwölf 
Klafter aufs wenigste in der Breite zu lassen, damit dort, wie im 
vorgehenden Artikel verfügt wird. Bäume angepflanzt werden können. 
Ar t . 20. — Auf den Rändern der Heerstraße sollen sie ferners 
regelmäßige Pflanzungen von Pappeln oder andern Bäumen anlegen, 
und sich dabei laut den diesfälligen Verfügungen des Gesetzes über 
die Landstraßenpolizei lichten. 
A r t. 21. — Die in den drei vorhergehenden Paragraphen ge-
meldeten Anpflanzungen sind nur auf den Boden verpflichtend, wel-
cher zu den Gemeindeglltern gehört. 
Ar t . 22. — Die Gemeinde-Verwaltungen sind eingeladen, das 
Wiederaufwachsen der Wälder durch Anpflanzung junger Bäume zu 
beschleunigen, wenn die Einsäumung nicht hinreichend seyn würde. 
Ar t . 23. — Die Gemeinderäthe sind berechtiget solche andere 
strengere Maßregeln zu treffen, welche sie zur Erhaltung der Ge-
meindewaldnngen für nöthig erachten. 
Ar t . 24. — Die Fällung der Privatwälder, welche Erdstürze oder 
Lauwinen befürchten ließen, darf nicht ohne vorherige Erlaubnis von 
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Seiten des Staatsratlies vorgenommen weiden, unter Strafe von 
zwanziq bis» zweihundert Franken. 
Diese Erlaubnis wird nicht zugesagt werden, ehe und bevor man 
die ^Beobachtungen des Drtsrathes wird aigetjött haben. 
Ar t . 25. — Die obgleich berechtigte Fällung soll auf eine Art ge-
leitet werden, bas? gedachten Rufinen und Schneelauwinen vorgebogen 
werde, unter Verantwortlichkeit für alle Schäden. 
Ar t . 26. — Im Falle, wo die Holzfällung nicht statt haben dürfte, 
hat der Eigenthümer das Recht eine Schadloshaltung zu begehren. 
Ar t . 27. — Diefe Entschädigung soll von der Regierung bezahlt 
werden, wenn die Erhaltung des Waldes einzig die Heerstrahe inter-
essilt. 
Ar t . 28. — Wann die Erhaltung des Waldes die Nebenstraße 
betrifft, so steuert die Regierung zur Schadloshaltung in dem näm-
lichen Verhältnisse, wie für die Anlegung gedachter Straßen laut 
Vorschrift des diesfällig bestehenden Gesetzes. 
Ar t . 29. — Wenn die Fällung dieser Wälder den Gemeinden 
oder dem Privat-Eigenthllmer schaden würde, und zugleich auch der 
heeiftrasze oder den Nebenstraßen, wird die Schadloshaltung nach 
Verhältnis der Angelegenheit, welche die Einten oder die Andern 
daran haben möchten, bezahlt weiden müssen. 
Ar t . 30. — Wenn dieselbe nur Gemeinden oder Partikularen in-
teressiren wücke, und nur einen örtlichen Nutzen darböte,' so wird die 
Indemnität durch die Interesstrten entrichtet. 
Ar t . 31. — Die Schadloshaltung wird gemäß dem Gesetz vom 
3ten Dezembers 181? reguliert, das heißt, durch Sachkundige, wenn 
man zuvor nicht freiwillig hat übereinkommen können. Die Erfahrnen 
sollen, einer durch die Oberaufsicht der Heerstraße, der andere von 
dem Zehnenpräsident. und der dritte von jenem der Gemeinde er-
namset werden, wo die Schätzung statt finden wird. Sie werden in 
den Händen des Ortsrichters den Eid ablegen. 
A r t. 32. — Die Verfügungen gegenwärtigen Gesetzes betreffen 
nicht die Partikular-Waldungen außer in den Fällen, welche in den 
Artikeln 2. 5. 23. 24. 25. 26. 27. 28. 29. 30 und 31 bezeichnet worden 
sind. 
Ar t . 33. — Außer den in gegenwärtigem Gesetze bestimmten 
Strafen, sind die Uebertreter in allen Fällen zur Ergänzung der 
Schäden gehalten, zu welchen sie möchten Anlaß gegeben haben. 
Ar t . 34. — Die Geldbußen, deren Bestimmung nicht spezifiziert 
worden ist, fallen der Gemeinde zu. und in allen Fällen erhält der 
Angeber den Drittel davon. 
Ar t . 35.— Die den Gemeinden anheimgefallenen Strafen müssen 
von denselben in der Frist eines Jahres, von dem Augenblicke der 
Uebertretung an gerechnet, eingetrieben werden, und im Falle eines 
sich erhebenden Zwistes, muß die Eintreibung der Geldbuße innert 
dem Jahr, welches auf den endlichen Entscheid folget, bewirkt werden. 
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Regierung bewährt worden ist und die Gebühren entlichtet seyen, 
unter den im 5. Aitikel verhängten Strafen. 
A l t. 15. — Alle am Holzhandel Inteielsiite sind ooibeiichtet. sich 
gegen unüberlegte Märkte zu hüten, deren zufälligen Folgen gänzlich 
auf ihrer Gefahr lasten würden, indem die Gesetzgebung über dieses 
Fach einzig durch das allgemeine Interesse bestimmt werden soll, und 
weder durch Privat-llebereinkommnisse anbefohlen werden kann, noch 
sich nach ihrer Willkür zu lichten hat. 
Gegeben im Etaatsrathe, zu Sitten, den 4. Körnung 1828. 
Der Landshauptmann 
der Republik und Kantons Wallis, 
De S e p i b u s. 
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Nachtrag 
zu dem Gesetz über die Ausfuhr des Holzes. 
(G. 6. V. 265) 
Der üandrath der Republik und Kantons Wallis. 
Auf verfassungsmäßigen Vorschlag des Staatsrathes! 
In Ansicht des Gesetzes vom 19. Dezember 1827, betreffend den 
Verkauf der Wälder, die Fällung. Flötzung und Ausfuhr des Holzes', 
In besonderm Betracht der Artikel zehn und eilf, welche die Aus*] 
fuhr des Bauholzes nur unter Berechtigung von Seite des Staats^' 
illthes erlauben, und dieses nur in so weit, als dieses Holz nicht im 
Falle sich befände, für den Unterhalt der Brücken und für öffentliche 
Arbeiten vorbehalten zu werden: 
So auch in Erwägung, daß dies Gesetz die Rebstichel darin nicht 
benennet, und daher die Meinung veranlaßte, dieselben könnten frei 
ausgeführt werden. Dafz die Ansuchen für Äusfuhrbeiechtigung dieser 
Art befürchten lassen, die Absichten des Landiaths bei Beschränkung 
der Holzausfuhren im Allgemeinen auf diese Weise beträchtlich über-
schreiten, und so unser« Kanton an jener Holzgattung Mangel leiden 
zu sehen, deren Gebrauch zur Anoauung der Weingärten merklich sich 
vermehrt 
V e r o r d n e t : 
Ar t . 1. — Die Ausfuhr des hochstämmigen Holzes, sey's zur 
Feuerung, sey's zu Sticheln oder zu Kohlen bestimmt, so wie des Vau-
Holzes, bleibt auf die im Aitikel 8 des Gesetzes vom 19. Dezember 
182? ausgedrückte Menge festgesetzt. 
Ar t . 2. — Der Staatsrath wird alljährlich die Menge und Gat-
tung der Ausfuhr reguliren und unter die verschiedenen Unternehmer 
vertheilen. 
3 3.3 
A l t. 3. — Diese Verfügungen thun leinen Einbruch auf die ooi 
dem 1. Mai 1829 für das Vau- und Etichelholz ertheilten Erlaubnisse 
und Berechtigunssen. 
Ar t . 4. — Alle diese Verfügungen des Gesetzes vom 19.Dezember 
1827, die dem Gegenwärtigen nicht zuwiderlaufen, werden beibehalten. 
Gegeben im Landrathe, zu Sitten, den 7. Mai 1829. 
Der Landshauptmann 
der Republik und Kantons Wallis! 
De S e p i b u s. 
Die Sekretäre des Landrathes: 
R o t e n . M o r a n d . 
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Gesetz 
über die Fällung. Flötze und Ausfuhr des Holzes. 
(©. S. V. 38N) 
Der Landrath der Republik und Kantons Wallis, 
Auf konstitutionellen Vorschlag des Staatsrathes, 
I n Betracht, dah die Verfügungen des Nefetzes vom 19. Dezember 
1827, obwohl schon strenge, sich unzulänglich gezeigt haben, um die 
Fällung, das Flößen und die Ausfuhr des Holzes in geziemenden 
Schranken zu erhalten: 
Eingesehen die beträchtliche Menge des für die Ausfuhr bestimm-
ten Holzes, das in Voveret abgelagert sich befindet, oder in oerschie-
denen Forsten des Kantons allbereits gefällt worden ist, 
V e r o r d n e t : 
A r t . 1. — Jede Ausfuhr ins Ausland des von den Gemeinde-
wäldern herkommenden hochstämmigen Holzes wird vom 1. Januar 
1833 an auf zehn Jahre verboten. 
Von diesem Verbot wird ausgenommen das durch die Wirkung 
eines Sturmgewitters, einer Feuersbrunst oder anderer dergleichen 
Ereignissen umgeworfene oder beträchtlich geschädigte Holz, so wie 
auch jenes, das vor dem 1. November 1832 mit gehöriger Aultori» 
fation gefällt worden ist. 
A r t. 2. — Keine Fällung hochstämmigen Holzes in den Gemeinde-
wäldern für den innern Verbrauch, so auch desjenigen, dessen Aus-
fuhr durch den Satz 2 des ersten Artikels berechtigt worden ist, wird 
ohne Erlaubnis des Staatsrathes statthaben dürfen. 
Diese Verfügung ist nicht anwendbar auf das für die Bedürfnisse 
der Gemeinde und ihrer Einwohner bewahrte Holz, dessen Hau nur 
dem Oltspolizei-Reglement unterworfen ist. 
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A r t. 3. ^ - Das hochstämmige Holz der Eemeindewäldei darf gleich-
falls nicht, ahne Spezialerlaubnin des Staatsrathes, und nur unter 
folgenden ^Bedingungen, veräußert werden: 
A) Der Verkauf soll vermittelst öffentlicher Steigerung nach drei 
in der Gemeinde, wo der Wald gelegen ist, und in den zwei benach-
harten Gemeinden von fünfzehn zu fünfzehn Tagen ergangenen Pu-
blikationen und nach Einrllckung in das amtliche Wochenblatt im Ver-
lauf der ersten fünfzehn Tagen gemacht werden. 
ß) Diese Verkündigungen sollen von der staatsräthlichen Erlaubnis; 
Meldung thun und ihr Datum anführen. 
C) Im Unterlassungsfälle gedachter Bedingungen, oder einer der-
selben, wird der Verkauf nichtig seyn, und der Käufer den Verlust jedes Geldvorschusses and jede allfällige Unkosten einbüßen. 
Der Etaatsrath ist jedoch berechtiget, die Verkäufe der Waldungen 
an eine Gemeinde des Kantons, und für ihre besondere Bedürfnisse, 
der Steigerung zu entheben. 
A i t. 4. — Die Berechtigung, gemeldte Wälder zu verkaufen, und 
dort Fällungen zu machen, wird den Gemeinden nur nach einer vor-
läufigen, von Regierungs-Kommissären gemachten Lokalvision bewil-
liget werden, um zu bewähren, ob diese Fällung keine Gefahr dar-
biete, und ob diese Gemeinden, nebst den zum Vetkauf bestimmten 
Holzes, noch eine Strecke Gemeindewald besitzen, welche dem Umfang 
von zehn mittelmäßig beholztei Mannmatte. für jede ihrer Haushal-
tung, gleichkommt, und worin die Vann- und Voriatswälder nicht 
einbegriffen weiden. 
Die Waldungen, genannt der Konsorten (Getheiligten), und jene 
der Partikulare, können nicht als Hilfsquellen von Brennstoff für die 
Gemeinden in Betracht genommen werden. 
Ar t . 5. — Der Staatsrath und die Gemeinden werden Wechsel-
seitig das Recht haben, die Verifikation des. durch die im Jahre 1825 
beauftragten Kommissaren den Gemeindewäldern gegebenen Umfang 
hervorzurufen. Die Kosten dieser Verifikation sollen durch die Ge-
meinden abgetragen werden, wenn daraus erhellet, daß ihre An-
sprüche ungegründet sind. 
A r t. 6. — Der Staatsrath kann auf Begehren der Gemeinden 
ihnen jedoch die Berechtigung ertheilen, in ihren Wäldern hochstäm-
miges Holz zu verkaufen oder zu hauen, nach vorläufiger Unter-
suchung, wenn alle die hierunten bezeichneten Umstände zusammen 
treffen: 
1. Wenn die Forste anerkannt werben, daß sie für die Einwohner 
niemals zu irgend einem Gebrauche dienen können' 
2. Wenn der Waldhau keine Gefahr, noch Nachteil für das öffentliche 
und Prioateigenthum, noch für die Heerstraße oder Neben- und Güter-
straße darbietet. 
A r t. 7. — Es darf ohne Berechtigung von Seite des Staatsiathes 
keine Fällung hochstämmigen Holzes in den Privatwäldern unter-
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nommen weiden, wenn dasselbe für das Ausland bestimmt ist, oder 
auch für den innern Verbrauch über hundert Moules steigt. 
Als Piivatwllldei werden nur iene anerkannt leyn, deren Eigen-
tums-Titel mit sicherm Datum bis auf den 1. Auguftmonat 1826 zu-
rückgewiefen werden kann, und deren Eigenthümer nicht über die An-
zahl von zehn geht. 
Ar t . 8. — Als Konsortenwald und den nämlichen Verfügungen 
unterworfen wie die Gemeindewälder. fey's für den Verkauf, fey's 
für den Hau und die Ausfuhr, werden alle diejenigen betrachtet, 
deren Mitgetheilen die obbezeichnete Anzahl von zehn übersteigen 
werden. 
A r t . 9. — I n den Partikularwaldein Holz zu fällen, das für's 
Ausland bestimmt wäre, wird eher keine Erlaubniß ertheilt werden, 
als bis die vor dem 1. November 1832 mit Berechtigung in den vei-
fchiedenen Waldklassen gemachten Haue erschöpft worden sind. 
A r t . IN. — Der Verkauf eines Waldes ertheilt dem Käufer nicht 
unmittelbar das Recht zum Hauen desselben, die Mllung kann durch 
den Käufer erst nach einer Lpezialberechtigung des Ltaatsrathes unter-
nommen werden. 
A r t, 11. — Als der Übertretung wegen ohne Erlaubniß ge-
machten Haues Schuldige werden diejenigen bestraft werden, welche 
um einen zwanzigsten Theil die Menge überschritten haben, welche 
ihnen vom Stlllltsrath erlaubt worden ist. 
A r t . 12. — Die Ausfuhr hochstämmigen Holzes, von was immer 
für einer Klaffe von Waldungen es herkommen mag, und die der 
Staatsrath nicht berechtigt hat. ist überhaupt verboten. 
Dieses Verbot begreift sowohl das Feuerungsholz, als jenes in 
Scheitern, in Blöcken oder in Kohlen verwandeltes, so wie die Stichel 
und das Vauholz, unter welcher Benennung das unbearbeitete und 
bearbeitete Holz in großen Stücken, in Balken. Blöcken, Läden, Ge-
oiertstücken und Leisten begriffen sind. 
Art . 13. — Vom Herbste 1834 anzufangen, wird unter den ob-
gedachten Benennungen für die Privatwälder keine Holzausfuhr mehr, 
als für den Betrag von 4300 Moules alljährlich, ertheilt weiden. 
Nebst diesem Betrag werden, unter Berechtigung des Staatsrathes, 
von 1833 anzufangen, alljährlich zwei hundert tausend Stichel, her-
kommend von Gemeinde- oder von Privatwäldern, ausgeführt werden 
dürfen. 
Der Staatsrath wird ebenfalls ermächtiget, für die alljährliche 
Ausfuhr einer gewissen Menge eichener oder nutzbaumener Blöcke und 
Läden Erlaubniß zu ertheilen. 
A r t . 14. — Die im ersten Artikel enthaltene Verbotsverfügung 
ist nicht auf die aus den Wäldern des Zehnens Monthey geführten 
Holzungen anwendbar, welche laut altem Gebrauch schiffweise ver-
kauft werden. Der Staatsrath wird alljährlich die Quantität des-
selben, welche ausgeführt werden kann, beschränken. 
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Art . 15. — Keine Flötze durch die Rhone, durch Ströme und 
Sache, sowohl in sslötzlchiffen als in Scheiteln oder in einzelnen 
Stücken, von was immer für Beschaffenheit und Form, kann ohne Ne-
rechtiMNss des Staatsrathes stattfinden. 
Ar t . 16. — Die Scheiter und einzelnen Stücke, deren Länge mehr 
als vier und ein halber Schuh neuen Maaßes haben würde, können 
nur vermittelst Vlöckschisfen geflötzt werden. 
Eben so können auch nicht geflößt werden die Scheiter oder Rund-
Hölzer, die mehr als sieben Zoll im Durchmesser haben. 
Ar t . 17. — Um die Berechtigung zum Flötjen zu erhalten, müssen 
die Ansuchen dem Staatsrath allfährlich vor dem 1. Mai eingegeben 
werden, damit man das folgende Jahr zum Flötzen zugelassen wer-
den könne. In dessen Abgang wird der Ansuche! mit den andern 
Prätendenten nicht in Konkurs treten können. 
A r t . 18. — Diese vorläufige Berechtigung und Zulassung zum 
Flötzen des Jahres, welches sie bestimmt, enthebt den Unternehmer 
nicht von der Verpflichtung, sich mit einem Schein der Spezialei-
laubnih von Seite des Etaatsrathes zu versehen, um seine Flötze an-
zufangen, und er wird kein Stück Holz flott machen können, bevor er 
diesen Schein nicht erhalten hat. 
Art . 19. — Diese Erlaubniß wird nur unter folgenden Beding-
nissen bewilligt werden! 
1. Der Impétrant wird vorläufig der Staatskasse den Werth der 
Schadloshaltung entrichten, welche den am Wasser gelegenen <8e-
meinden für die nicht scheinbaren Beschädigungen an den auf bei-
den Seiten der Rhone oder der Näche in holz oder Stein ange-
legten Wuhrungen gebührt. 
Diese Entschädigung ist zu einem Kreuzer durch Moule bestimmt 
für jede Strecke von 1500 Klafter Rhodanwuhrungen und zu einem 
Kreutzer durch Moule für fedes 1000 Klafter Dämme an den 
Bächen. Für die Querwuhre wird nur ihre Länge und Vorder-
fläche gerechnet, nicht aber die Hinterwuhre oder Rückborde. 
Der Werth dieser Schadloshaltung wird im Augenblicke der 
Niederlage beiläufig berechnet weiden, unter Vorbehalt definitiver 
Rechnung nach beendigter Flötze. 
In Fällen scheinbarer, wohlausgewiesener Beschädigungen an 
den Wuhrungen sowohl als an dem Eigenthume wird die Eni-
ichädigung zwischen den Interessirten freundschaftlich reguliert, wi-
drigen Falls, vermittelst Verfahren laut gewöhnlichen Formen. 
2. Bevor der Unternehmer sein holz flott macht, ist er gehalten, das-
selbe auf feine Kosten durch Verifikatoren, die zu diesem Behufe 
von dem Staatsrathe beauftragt sind, messen zu lassen. Die Menge 
davon soll vermittelst eines Verbals konstatiert werden, welches 
dieser Behörde sogleich übergeben werden muh. 
3. Im Falle, wo der Unternehmer sein holz vor Messung desselben 
flott gemacht hätte, wird, nebst der Uebeitragungsstlafe, in die er 
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verfallen ist. der Staatsrat!) seinen sslotz an einem von ihm für 
thunlich erachteten Orte anhalten lassen, um die Messung auf Ko-
sten des Unternehmers m bewirken. 
Ar t . 20. — Dies Holz wird annoch an dem Orte gemessen wer-
den. wo dasselbe aus dem Wasser gezogen werden wird, es mag dessen 
Bestimmung für das Ausland oder für den Verkauf im Innern seyn. 
Ar t . 21. — Das hochstämmige und das Echlagholz sind bei ihrer 
Ausfuhr den vom Finanzsystem aufgestellten Gebühren unterworfen. 
Ar t . 22. — Als Schlagholz wird jenes betrachtet, welches zu 
Fristen, so jene von zwanzig Jahren nicht übersteigen, gehauen wird' 
überdies! das Buchen-, Birken-, Erlen-. Hasel-, Eschen- und überhaupt jedes kleine Blattholz. 
Dem Schlagholz werden alle ssruchtbäume, ausgenommen jene der 
Nüsse, gleichgestellt. 
Das Holz von jeder andern Gattung, als das oben bezeichnete, 
wird als hochstämmiges betrachtet. 
Ar t . 23. — Die Uebertretungen gegen das gegenwärtige Gesetz 
werden bestraft wie folgt: 
A) Für Hau ohne einige Erlaubnis!, mit Konfiskation des ganzen 
gehauenen Holzes. >' 
Für einen Hau, der die Quantität, für welche die Erlaubniß be-
willigt war, übersteigt, mit Konfiskation des Ueberschusses. , 
B) Für Flötzung ohne Erlaubnis!, mit einer Buße von einem 
Franken durch Moule des ganzen gestützten Holzes. 
Mit einer gleichen Buße für jede Moule, das die zum Flötzen er-
laubte Menge übersteigt. 
C) Für die That der Ausfuhr, welche konftiren wird, sobald das 
Holz gegen das Ausland Gondo oder Porte-Dusey überschritten haben 
wird, mit einer Buße von drei Franken durch Moule auf das Holz in 
Scheitern nebst den Ausfuhrgebllhren. 
Für das Bauholz, nebst den Aüssuhrgebühren, mit dem sünften 
Theil des Werthes, so dasselbe in dem Ausfuhrsort haben wird. 
Das zum Gebrauch der Gemeinde Voveret und St. Gingolph hinter 
Wallis bestimmte Holz wird als im Innern verbraucht angesehen 
weiden. 
Ar t . 24. — Wenn die Rechen, welche bestimmt sind, das Holz für 
den innern Verbrauch aufzuhalten, gebrochen werden sollten, und da-
bei die Unternehmer nicht erweisen können, daß dies die Wirkung 
der durch die gähe Aufschwellung der Wasser veranlaßten Ueberge-
walt gewesen sey. so wird das Holz, welches Porte-Dusey überschreitet, 
demjenigen gleichgeachtet werden, welches ohne Erlaubniß ausgeführt 
worden ist, und es werden dafür drei Franken durch Moule der 
Staatskasse bezahlt werden. 
Ar t . 25. — Im Falle, wo mehrere Uebertretungen statt fanden, 
wird nur eine, aber die stärkste der oben bezeichneten Bußen aufer-
legt werden. 
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A l t . 26. — Die Anzeiger, welche zur Konstatierung einer Ueber-
tretung auf die Spur geführt haben werden, erhalten den Vieriheil 
des Ergebnisses der Konfiskation und Bußen. Der Ueberschuh soll in 
die Staatskasse gelegt werden. 
A r t . 27. — Die Präsidenten der Zehnen und Gemeinden, die 
Agenten der Landstraßen und Brückeninspektion, jene der 3legie der 
Ein- und Ausfuhrzölle und die Landiagerei sind insbesonders beauf-
tragt, über die Vollziehung des gegenwärtigen Gesetzes zu wachen. 
Ar t . 28.— Das Gesetz vom 19. Dezember 1827 ist zurückgenommen. 
Gegeben im Landrathe. zu Sitten den 18. Dezember 1832. 
Der Landeshauptmann: 
in dessen Abwesenheit, 
Der Landeshauptmann-Statthalter: 
D u f o u r. 
Die Schreiber des Landrathes! 
R o t e n . B a r m a n . 
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Zusah-Geseh 
zu jenem vom 18. Dezember 1832 über die Ausfuhr des Holzes. 
(©. T. V. 528) 
Der Landrath der Republik und Kantons Wallis. 
Auf verfassungsmätzigen Vorschlag des Staatsrathes' 
Eingesehen den stets zunehmenden Verbrauch an Brennstoff für 
den Dienst der im Kanton befindlichen Werkstätten; 
Erwägend, daß daraus die Nothwendigkeit entsteht, den Holzhandel 
neuen Maaßregeln zu unterwerfen, welche das Privatinteresse zugleich 
ehren, und den gemeinnützigen Werkstätten das zu ihrer Bethätigung 
nöthige Brennmaterial versichern: 
In Betracht, daß mithin der Fall eintritt, einige Verfügungen des 
Gesetzes vom 18. Dezember 1832 zu verbessern, bis ourch neue Prü-
fungen wirb gezeigt werden, was für das gegenwärtige und zu-
künftige Gedeihen des Landes am ersprießlichsten seyn mag, 
V e r o r d n e t : 
A r t. 1. — Vom Isten Januar 1837 an bis 31. Dezember 1842 darf 
kein anderes Holz in Scheitern, das von hochstämmigen Wäldern her-
kommt, ausgeführt werden, als fenes. dessen Ausfuhr allbereits bis 
anhin vom Etaatsrathe erlaubt worden ist. 
Ar t . 2. — Die alljährliche Ausfuhr des Bauholzes, oer Kohlen 
und Stichel wird auf 1200 Moules festgesetzt, dieß je nach folgenden 
Abstufungen: Bauholz 450 Moule. 
Kohlen 5000 Sacke. 
Sticheln 250 lausend. 
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Dieß Holz darf nur aus Plivatwäldein genommen weiden. 
In der Ziffer bei 5000 Säcke find nicht begriffen die aus Kastanien-
holz gebrannten Kohlen, deren Ausfuhr nicht beschränkt wird. 
A r t. 3, — Die Werkstätten des Kantons werden sich das zu ihrem 
Dienste nothwendige Holz aus den Privatwäldern und aus den Ge-
meindeforften, welche durch die Lawinen oder durch das Ungewitter 
niedergerissen worden, anschaffen. 
Im Falle bewährter Unzulänglichkeit können sie solches aus jedem 
andern Gemeindewalde ankaufen. 
Ar t . 4. — Der Staatsrath wird Jahr für Jahr die Rangordnung 
der Verkäufe regulieren und den Preis; für's Minimum zu 9 Franken 
50 Rappen durch Klafter, auf das Ufer der Rhone, zunächst der Tittner-
brücke geliefert, bestimmen. 
Das Klafter muh 6 und einen halben Fus; neuen Maaßes in die 
Höhe und eben fo viel in die Vreite haben. Die Scheiter mü'ssen 4 
und ein Viertelsuß lang seyn. 
A r t. 5. — Die Werkstätten sind verpflichtet, den also angeord-
neten Rang zu befolgen, es mag das Holz aus Privatwäldern oder 
aus Gemeindeforsten herkommen. 
Ar t . 6. — Die Verfügungen des Gesetzes vom 18. Dezember 1832, 
denen das gegenwärtige Dekret keinen Abbruch gethan, sind beibe-
halten. 
Gegeben im Landrathe, zu Sitten, den 10, Dezember 1836. 
Der Landeshauptmann 
der Republik und Kantons Wallis! 
D u f o u r . 
Die Sekretäre des Landrathesi 
R o t e n . Va r man. 
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Dekret 
vom 23sten November 1830. 
welches den 21sten Artikel des Finanz-Eyftems in Hinsicht 
der Holzausfuhr abändert. 
(Vollziehbai mit dem 22. Januar 1841.) 
((5.6. VI. 47) 
Der Große Rath des Kantons Wallis, 
Auf verfassungsmäßigen Antrag des Staatsrathes, 
In Betracht, daß die Ausfuhr des Holzes mittelst Flötzung in 
Scheitern, Mißfälle und Schaden verursacht, die durch den geringen 
Ausfuhrzoll, womit felbe bisher belegt war, nicht ersetzt weiden, 
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Willens, diele Gebühr in einem billigern Verhältnisse zu dem 
wirtlichen hohen Preise des Holzes festzusetzen, 
V e r o r d n e t ! 
A i t. 1. — Das durch den Rhodan in Scheitern geslötzte Holz ist 
einem Ausfuhrzoll von zwei Franken per Moule unterworfen. 
Ist dasselbe von Lerchen, so werden drei Franken per Moule be° 
zahlt. 
A r t. 2. — Der Ltaatsrath ist mit der Nelanntmachung und Voll-
ziehung des gegenwärtigen Dekrets beladen. 
Gegeben im Großen Rathe, zu Litten, unter dem Staatssiegel, den 
23. November 1839. 
Der Präsident des Großen Rathes: 
V a i m a n. Dr. der Rechten. 
Die Schreiber: 
Bo n j e a n. G >anioz, 
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Velchluh 
vom 12. Dezember 1840 
betreffend die berechtigte Holzausfuhr. 
(©. E. VI. 188) 
Der Etaatsrath des Kantons Wallis. 
Willens die bis dahin entweder von der gesetzgebenden Gewalt 
oder vom Staatsrathe berechtigte Holzausfuhr zu ordnen, 
B e s c h l i e ß t : 
1. Alle diejenigen, welche aus Gemeinde-Wäldern herkommendes 
Holz auszuführen das Recht zu haben glauben, und diejenigen, welche 
vor dem 1. Ienner 1840 die Erlaubniß zur Ausfuhr des in Privat-
waldein geischnittenen Holzes erhielten, werden eingeladen, bis späte-
stens am 1. künftigen Februar darüber hin ihre Erklärung bei dem 
Brücken- und Etraßen-Departemente einzugeben. 
Diese Erklärung fall enthalten: 
1) Das Datum der Verechtigung: 
2) Die Gemeinde und den Wald, woher das Holz gezogen wird' 
3) Die Gattung und Menge des Holzes, und in welcher Form 
man es auszuführen wünscht. 
2. Wer immer die eben angeführten Formalitäten zu erfüllen ver-
nachlälssigt, wird als dem Prioritätsrechte, welches er haben könnte, 
entsagt zu haben betrachtet werden. 
Gegeben im Etaatsrathe, zu Sitten, den 12. Dezember 184N. 
Der Präsident des Etaatsrathes: 
V u i g e n e i. 
Der Staatssekretär: 




vom Ren Mai 1846 
über die Holzausfuhr. 
(G S. V I I . 146) 
Der Etaatsiath der Republik uni» Kantons Wallis, 
Willens die jährliche Ausfuhr des aus Privatwaldungen herkom-
Menden Holzes zu ordnen: 
V e s c h l i e h t i 
Keine Bewilligung zur Ausfuhr ins Ausland wird für das aus 
Plivatwäldern herkommende Holz gegeben werden, wenn zu dessen 
Fällung nicht die vorläufige Berechtigung ertheilt worden ist. 
Gegeben im Staatsrathe. zu Titten, den 6ten Mai 1846. 
Der Präsident des Staatsratlfes. 
in dessen Abwesenheit, 
Der Vize-Pläsident: 
Jg . Z e n - R u f f i n e n . 
Der Staatsschreiber: 
Dr. G a n i o z . 
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Forstyeseh 
vom 1. Juni 185N 
(Bollziehbar seit dem 23. Juni) 
(GS. VIII. 310) 
Der Große Rath des Kantons Wallis. 
Nach Einsichtnahme des vom Staatsrathe entworfenen Forstge-
setzes. 
V e r o r d n e t : 
Erstes Kapitel. 
Forstbesorgung und Verwaltung. 
A r t. 1. — Die Forstbesorguna ist sowohl auf die Gemeinde» als 
auf die Partikularwaldungen anwendbar. 
A r t . 2. — Als Partikularwaldungen werden nur solche ange-
sehen, deren Eigenthümer sich nicht über die Zahl von zehn erstrecken, 
und jene von Gemeinden herkommenden Waldungen, deren Eigen-
thumstitel ein sicheres, dem 1. August 1826 vorangehendes Datum 
haben. 
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A l t . 3. — Die Gehölze und Waldungen sind untei die Aufsicht 
des Staatslllthes gestellt, welcher dieselbe mittelst eines seiner De-
parlemente und dessen Angestellte« ausübt. 
Art . 4. — Es sind in jeder Gemeinde ein oder mehrere Wald-
Hüter. 
A i t. 5. — Das Departement ist mit Allem beauftragt, was in 
die Forftverwaltung einschlägt. 
Es überwacht die Ausbeutung, das sslöszen und die Ausfuhr des 
Holzes, und schreibt die Wiedeibepflanzungsmaaßregeln vor. 
Auf Einladung des Etaatsrathes. so wie auf Begehren der Ne-
theiligten, oder wenn das Departement es nöthig findet, besichtigt es 
selbst oder durch Andere die Gehölze und Waldungen. 
ES fertigt die vom Ctaatsrathe zugefagten Schlagsbewilligungen, 
sslöß- und Ausfuhrerlaubnisse aus, und trägt dieselben ins Proto-
toll ein. 
A i t. 6. — Die Waldinspettoren werden, auf den Vorschlag des 
betreffenden Departementes, vom Etaatsrathe ernannt. 
Dieselben bekommen einen bestimmten Gehalt aus der Staatskasse. 
Lie leisten den Eid in die Hände des Etaatsiathspläsidenten. 
Es ist ihnen, unter Strafe der Absetzung und einer Buße von 
fünfzig bis zwei hundert ssranken. verboten, von selbsten oder durch 
unterschobene Personen, mit Holz zu handeln. 
A r t . ? . — Die Waldhüter werden, unter Genehmigung des De-
partementes. von dem Municipalrathe. auf den Vorschlag desNürgei-
rathes der Gemeinde oder auf denjenigen der Corporation, welcher 
die Waldung zugehört, erwählt. 
Selbe weiden von dem Oitsrichter beeidigt und von der Gemeinde 
gehaltet. 
Ar t . 8. — Der Staatsrats, kann die Abietzuna eines Waldhüters, 
welcher zu gegründeten Klagen Anlaß gegeben hätte, verlangen. 
Zweites Kapitel. 
Gemeindewaldungen. — Verwaltung, Behandlungen, Schlag, 
Umbrechen, Verlauf. 
A î t. 9. — Die Gemeindewaldungen werden von dem Rathe der 
Gemeinde oder der Corporation, welche deren Eigenthümerin ist, ver-
waltet. 
Die unvertheilten Waldungen werden von einem Verwaltungs-
rathe verwaltet, dessen Mitglieder von den Eigenthümern im Ver-
hältnis ihrer Rechte erwählt werden: es sey denn das Miteigenthum 
bestehe zwi<schen verschiedenen Gemeinden, in welchem ssalle diese Wahl 
ohne Rücksichtnahme des betreffenden Rechtsantheiles zu geschehen hat. 
A r t . 10. — Der Rath, welcher Vergehen oder Uebeitretunaen 
wissentlich duldet oder dieselben berechtigt, ist eben der Strafen fällig, 
welche diesen Vergehen oder Uedeitretungen zuerkannt sind. 
A r t . 11. — Die Waldungen werden in Hoch- und Riederwal-
düngen eingetheilt. 
Niederwaldungen find solche, deren Schlüge regelmäßig zu Zeit-
räumen geschehen, die nicht über dreißig Jahre hinaus gehen. 
Alle übrigen Waldungen sind H«chwaldungen. 
Die Schläge dieser legiern sind ordentliche oder auherordentliche, 
Ar t . 12. — Die ordentlichen Schläge der Hochwaldungen sind jene, 
deren die Gemeindei und Eigenthümer für ihre Neholzung, Repara-
tionen und Bauten bedürfen. 
Der Nath bewilligt diese Schläge in Gemäßheit des Reglements. 
Jeder andere Schlag oder jede andere Ausbeutung in den hoch-
Waldungen ist eine außerordentliche und darf nur mit Ermächtigung 
des Etaatsrathes unternommen werden. 
A r t . 13. — Der Rath bezeichnet innert den Schranken feiner Zu-
ständigkeit die Orte, wo die Schläge stattfinden fallen, und schreibt die 
Art vor. wie die Ausbeutung und Wiederbepflanzung zu geschehen hat. 
Er fetzt die nicht hägbaren Iunggehölze und jene, deren Entblö-
ßung gefährlich werden könnte, in Schlags- und Weidebann. 
Er errichtet fährlich einen Stand des zu schlagenden Holzes und 
läßt felbes von dem Waldhüter zeichnen. 
A r t . 14. — Es darf in den Gemeindegehölzen und Waldungen 
kein Umbrechen, keine Ausrottung geschehen, ohne spezielle und vor-
läufige Ermächtigung des Staatsrathes. 
A r t . 15. — Jede Gemeinde hat einen Waldhammer, mit dem 
Ramen der Gemeinde oder den Anfangsbuchstaben derselben. 
A r t . 16. — Jeder Verkauf von auszubeutendem oder schon aus-
gebeutetem Gemeindeholz !foll mittelst öffentlicher Versteigerung ge-
schehen. 
A r t . 17. — Betrifft der Verkauf mehr als fünf und zwanzig 
Klafter. <fo soll der Ort. der Tag und die Stunde der Steigerung, 
wenigstens fünfzehn Tage vorher, mittelst Einrllckung in's wöchentliche 
Amtsblatt und drei Verkündigungen am gewöhnlichen Ausrufungs-
orte des Ortes, wo die Steigerung stattfindet, und in den zwei be-
nachbarten Gemeinden angezeigt werden. 
Disse Anzeige 'soll die Anfälligkeit des Richtverkaufes in der ersten 
Steigerung vorfehen und für diefen Fall den Zeitpunkt er zweiten 
Gant vorausbestimmen. 
Bleibt auch die zweite Steigerung erfolglos, so sind die Verkündi-
gungen neuerdings vorzunehmen. 
A r t . 18. — Jeder geheime Umtrieb, fedes geheime Einverständnis 
in der Absicht der Steigerung nachtheilig zu sein, selbe zu stören, oder 
das Holz um einen wohlfeilen Preis zu bekommen, ist verboten. 
Die Zufprechung zu Gunsten der Einverstandenen oder der Nr-
Heber dieser Umtriebe ist von rechtswegen nichtig. 
A r t . 19. — Sind zu den Steigerungen zuzulassen alle Jene, so 
übrigens genügsame ZllhlungLgewählleiftungen darbietend eine zah-
lungsfähige und im Kanton wohnsitzende Solidarbürgschaft stellen, um 
für die Übertretungen und Schadenerfätze gutzusprechen, 
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A i t. 20. — Jedes Zuspiuchsoeibal gilt gegen den Käufer und 
seinen Bürgen als Vollziehungstitel, sowohl für die Haupt- als 
Nebensache, sobald selber von den Parteien, oder von einem össent-
lichen beeideten Beamten oder Angestellten unterschrieben ist. 
Das am Stamme verkaufte Holz bleibt auf der Gefahr des Zu-
spruchnehmers, sobald ihm die Erlaubnis zur Ausbeutung ist ange-
zeigt worden. 
Ar t . 21. — Der Zuspiuchnehmer ist für die Uebeitretungen, Ne-
schädigungen und Vergehen verantwortlich, so die Leute, die er in den 
Waldungen braucht, in denselben verübt hätten. 
Drittes Kapitel. 
Partilularwaldungen. 
A r t . 22. — Die Partikularwaldungen genießen aller Rechte und 
Wohlthaten, welche vom gegenwärtigen Gesetze den Gemeindewaldun-
gen zugeteilt sind. 
A r t . 23. — Die Schläge von mehr als fünf und zwanzig Klaftern 
in den Hochwaldungen können nicht ohne eine vom Staatsrathe aus-
gehende Echlagsbewilligung unternommen weiden. 
A r t . 24. — Können nicht umgebrochen, noch selbst durch Kahl-
schlage ausgebeutet werden diejenigen Partikularwaldungen, deren 
Voden zu irgend einem andern Produkte nicht geeignet ist, so wie 
auch diejenigen, welche in steilen Halden sich befinden und deren un-
vorsichtige Ausbeutung selbst dem Voden des Waldes, den benachbar-
ten Eigenthumen, den Wasserleitungen, den Straßen oder den Woh-
nungen schädlich seyn könnte. 
A r t . 25. — Die Gemeindewaldhüter können, mittelst einer billi-
gen Lohnung, angesucht werden, um die Schaden und Vergehen in 
den Partikularwalbungen zu verhindern und zu bewähren. 
Viertes Kapitel. 
Bestimmungen, die allen Waldungen gemeinsam sind. 
Flößen. Ausfuhr. 
A r t . 26. — Niemand darf durch die Ströme, Kanäle und Bäche 
Holz, sey's in Flößen, sey's in Spalten oder Blöcken, von was immer 
einer Gattung und Form flößen, ohne eine vom Staatsrathe, nach 
Einvernahme der Gemeinden, ausgefertigte Bewilligung dazu. 
I m Einspruchs'falle gegen das Flößen abseiten von beteiligten Ge-
meinden oder Partikularen entscheidet der Etaatsrath auf den Be-
richt einer von ihm <ibgefendeten Expertenkommission. 
Auf Ansuchen des Beteiligten hat ein neuer Untersuch durch Sach-
kundige zu geschehen. 
Der übereinstimmende Bericht zweier Kommissionen soll dem 
Staatsrathe zur Veihaltungsregel dienen. 
Jedenfalls kann die Flößbewilligung nicht ausgestellt werden, bis 
Derjenige, so um selbige nachsucht, die Bezahlung der beim Art. 29 
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vorgesehenen Vergütung, mittelst einer hinreichenden Vürglchafts-
leistung wird versichert haben. 
Die Spalten oder Blöcke dürfen nicht über sieben Zoll, neuen 
Maaßes, im Durchmesser haben, und nicht über fünfzig Zoll lang seyn. 
Der Staatsrats kann jedoch das Flößen von Holz über gedachtes 
Maaß hinaus, durch Gewässer, wo gar keine Gefahr zu befürchten ist, 
gestatten. 
A r t . 27. — Die Rangordnung des sslößens wird alljährlich von 
dem betreffenden Departemente bestimmt, unter Vorbehalt der Wei-
terziehung an den Staatsrath. 
Art . 28. — Jeder Flößer hat dem Eigenthümer des Ufers, längs 
dem sein Floß vorbeigeht, für die nicht scheinbaren Schaden eine 
durch die Tarife festgesetzte Vergütung zu bezahlen. 
Der Staatsrats) kann auch für die nicht eingewuhrten Ufer die 
Vergütung zahlen machen, wenn er findet, daß der Floß dieselben be-
schädigt. 
In den Fällen scheinbarer Schaden an den Wuhren, Brücken, 
Wasserleitungen oder irgend welchen Eigenthumen, wird die Ver-
gütung gütlich ausgemittelt. Geschieht dieses nicht, so wird nach den 
ordentlichen Formen verfahren. 
A r t . 30. — Es soll längs dem Rhoneufer und den Wasserleitun-
gen je nach Bedürfnis der Ortslagen ein Maldfaum belassen werden. 
Den Ufereigenthümern gebührt eine dem Werthe des Vodens ent-
entsprechende Entschädigung. 
A r t . 31. — Jeder Kahlschlag ist verboten. Die jährliche Holz-
ausbeutung soll nach dem Verhältnisse seiner Fortpflanzung einge-
richtet werden. 
Es soll ein allgmeiner Plan der Waldungen aufgenommen wer-
den, welcher ihrer Behandlung zur Grundlage dienen wird. 
A r t . 32. — I m Einspruchsfalle gegen die Ausbeutung eines Wal-
des. in der Zwischenzeit von der Veröffentlichung des gegenwärtigen 
Gesetzes bis zum Inkrafttreten der Forstbehandlung wird in den Ge-
meindehochwaldungen bloß dasjenige Holz ausgebeutet werden, wel-
ches zur vollständigen Neife gelangt ist. 
A r t . 33. — I n jeglicher Waldung soll an der obersten Begren-
zung der Holzgegend ein Waldmantel belassen werden, dessen Aus-
dehnung in der allgemeinen Forftbehandlung zu bestimmen ist. 
A r t . 34. — Es soll dem Großen Rate ein alljährlicher und um-
ständlicher Bericht über die allgemeine Behandlung der Forste abge-
stattet werden. 
A r t . 35. — Die Flößbewilligungen werden nach dem Nange der 
Betagung der Schlagerlaubnisse ausgefertigt. 
A r t . 36. — Jedes Begehren, um Holz auszubeuten oder zu 
flößen, soll dem betreffenden Departemente schriftlich eingereicht wer-
den und zwar vor dem Isten Juli jeden Jahres für das folgende 
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Jahr, unter Strafe, im Concursfalle. auf ein anderes Jahr verschoben 
zu werden. 
Das Begehren soll ausdrücken' den Namen des Ansuchers, die 
Menge und die Gattung des Holzes, die Gemeinde, die Gemeindever-
waltung oder das Partikulareigentlium. von der es herkommt, und 
die ssorm, unter welcher es ausgebeutet oder geflöht weiden soll. 
A r t . 37. — Das Abzapfen der Bäume ist verboten, sowie auch in 
den Gehölzen und Waldungen die Erde aufzugraben oder was immer 
wegzunehmen, in denselben Feuer anzuzünden, Kalk-, Gyps- oder 
Kohlöfen zu errichten, ohne die Erlaubnis des Rathes oder des Eigen-
thümers. 
Niemand darf das Zeichen eines andern verfälschen oder sich des-
selben bedienen, noch von dem Waldhammer Gebrauch machen, autzer 
er sei dazu berechtigt worden. 
Fünftes Kapitel. 
Veipönung. 
A r t . 38. — Jeder Kahlschlag und jedes Umbrechen in einer mit 
Bäumen oder Gesträuchen behölzten Gegend, welche Erdstürzen oder 
Lawinen ausgesetzt ist. werden mit einer Buhe von vier Batzen für 
jedes Quadratklafter umgebrochenen oder holzlos gemachten Boden 
bestraft. 
Das Holz unterliegt überdies der Eonfiskation. 
A r t . 39. — Jeder auherordentliche Schlag in den Gemeindewal-
düngen, oder Wer fünf und zwanzig Klafter in den Vartikularhoch-
Waldungen und jedes Flößen ohne rechtmäßige Erlaubnis, werden mit 
der Eonfiskation belegt. 
Wird mehr Holz, als im Erlaubnisischeine enthalten ist, gefällt 
oder geflöht, so wird das Uebermehl konfisciert. 
A r t . 40. — Jede sonstige Zuwiderhandlung wird mit einer Buße 
eines Minimums von zwei Franken und eines Maximums von fünf-
zig Franken beftra>ft. 
A r t . 41. — Jede Zuwiderhandlung führt, nebst der Buhe und 
des Schadenersatzes, immer i>ie Erstattung nach sich, wenn dazu Ver-
anlassung ist. 
A r t . 42. — Der Ertrag der Buhen, der Erstattungen, Confis-
kationen und der Schadenersätze kommt dem Eigenthümer des Forstes 
zu. mit Ausnahme der Buhe und der Eonfiskation in Fällen ver-
botenen Flöhens, Schlages. Umbrechen» oder verbotener Ausfuhr, 
deren Ertrag der Staatskasse zukommen soll. 
Der Drittel der Buhe gebührt jedenfalls dem Angeber. 
A r t . 43. — Die Mitglieder des Departementes, sowie die I n -
spektoren sind in Ausübung ihrer Amtsverrichtungen nie als Angeber 
zu betrachten. 
A r t . 44. — Die Bußen werden alle vom Municipalrathe ausge-
sprochen, mit Borbehalt der Weiterziehung an den erstinstanzlichen 
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Civiliichtei, gemäß des I. Teiles, einzigen Titels des Gesetzbuches 
über die peinliche Prozeßordnung, für solche 33ujjen, die acht Franken 
übersteigen. 
hat sich der Nath selbst einer Zuwiderhandlung schuldig gemacht, 
so wird die Vufze darüber von dem Departemente ausgesprochen, mit 
Vorbehalt der Weiter^iehung vor das Gericht über die Verwaltungs-
streitigkeiten. 
Art.45. — Die Schäden werden von drei Sachverständigen, deren 
Ernennung dem Ltaatsrathe obliegt, erachtet. 
Im Eiwspiuchsflllle gegen den Echadenanschlag haben sich die Par-
teien Vergleichsanträge zu machen. Werden sie darüber nicht gütlich 
einig, so soll eine neue Erachtung von drei neuen Sachverständigen 
vorgenommen weiden, die dann définitif sein soll. 
Diese Sachverständigen sind gemäß den Verfügungen des Gesetz-
bûches über die bürgerliche Prozeßordnung ablehnbar. 
Die Kosten der zweiten Erachtung hat diejenige Partei zu er-
tragen, deren Anträge von dem definitiven Ansätze am meisten ab-
weichen. 
Ar t . 46. — Derjenige, welcher die Buße und Entschädigung nicht 
bezahlen kann, soll von dem Municipalrathe zu einer Einsperrung 
von 1 bis 15 Tagen verurtheilt werden, unter Vorbehalt der Weiter-
ziehung vor das Gericht über die Velwaltungsstieitigkeiten für die 
Veiurtheilung zu mehr als einer eintägigen Einsperrung. 
Die Einspeirungskosten liegen der Gemeinde ob, mit Vorbehalt 
des Rekurses gegen den Vergeher, falls er zu besserem Vermögen ge-
langen würde. 
Ar t . 47. — Jedes von einem ssorstangeftellten begangene Ver-
gehen wird mit dem Doppel der Buße, welche für einen gleichen Fall 
ein anderer Vergeher eingelaufen hätte, bestraft, und zwar ohne 
Nachteil des Schadenersatzes. 
Ar t . 48. — Die Verbale der Waldhüter sind, bis zum Beweise 
des Gegenteils, beglaubigt. 
Sechstes Kapitel. 
Allgemeine Bestimmungen. 
A r t . 49. — Der Etaatsiath ist mit der Aussetzung eines Forst-
réglementes und der, zur Vollziehung gegenwärtigen Gesetzes noth-
wendigen. Beschlüsse beauftragt. 
A r t . 50. — Die früheren Gesetze über die Forste und das Holzj-
wesen sind abgeschafft. 
Gegeben im Großen Rathe, zu Litten, den 1. Juni 1850. 
Der Präsident des Großen Rathes, 
P. Torrent, 




vom 1. Juli 1853. 
(©. 6. IX. 6?) 
Dei Staatsrat!) des Kantons Wallis, 
In Vollziehung des 49, Artikels des Forftgosetzes^  
33 e f cfj I i e & t : 
I. Kapitel. 
Forftagenten und Forstbedienstete. 
A l t . 1. — Die einem der staatsrathlichen Departemente unterge-
ordneten Agenten und Bediensteten der ssoistverwaltung sind: 
1. Ein Kantonsförstel' 
2. Drei Veziiksforstinspettoien,' 
3. Der Muniripalrath und, erstehenden Falles, der Vürgerrath «der 
der R«th der waldbesitzenden Korporation-
4. Die Waldhüter. 
Ar t . 2. — Der Kantonsförster. die Bezirksfolftinspettoren und 
Waldhüter werden auf vier Jahre erwählt. 
Sie können mittelst begründeten Bescheids abberufen weiden. 
Ar t . 3. — Der Kantonsförster und die Inspektoren bekommen 
einen Gehalt aus der Staatskasse. 
A r t. 4. — Die Waldhüter beziehen ein bestimmtes Salarium aus 
der Municipalkasse und ihre Taglöhne von dem Waldbesitzer, im Ver-
hältnis ihrer Arbeiten. 
A r t. 5. — Das mit dem Forstwesen beladen« Departement kann, 
nöthigen Falls, die Anzahl der Waldhüter sowie den Betrag ihrer 
Saläre und Taglöhne festsetzen. 
A r t. 6. — Die Forstangestellten dürfen ohne Ermächtigung der 
Behörde, welcher sie untergeordnet sind, keine weitere Amtsverrich« 
tungen annehmen. 
I I . Kapitel. 
Kantonsförster. 
A r t . 7, — Der Kantonsförster ist der ordentliche Mittelmann 
zwischen dem mit dem Forstwesen beladenen Departemente und den 
Forftinspektoren. 
A r t . 8. — Derselbe hat nachstehende Befugnisse: 
1. Er überwacht unter Anleitung des Departements, die Forstver-
waltung im ganzen Kantone, und besorgt die Vollziehung der da-
herigen Gesetze und Réglemente' 
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2. Er gibt sein Gutachten ab übel die Ausbeutung, Behandlung, 
Wiederbesamung, und die Kultur der Gehölze und Wälder, über 
den Holzanbau in den Nergschluchten und Abhängen, so wie über 
die daherigen Zwischen- und Streitsachen' 
3. Er beeinsichtigt die Gehölze und Wälder, wenn er es für nothwen-
dig findet, oder auf Anordnung des Departements; 
4. Er führt ein allgemeines Verzeichnis der Gemeinde- und Paititu-
llllgehölze und Wälder, sowie der Verläufe und der sowohl 
ordentlichen als auherordentlichen Schläge in den Hochwaldungen; 
Ein Verzeichnis der Ausbeutung der Niederwaldungen; 
Ein Register der Flöhe,' 
Ein Register der Zuwiderhandlungen, Bußen und Konfiskationen 
im Forstwesen: 
5. Er macht einen jährlichen und umständlichen Bericht über die 
Forstverwaltung und insbesonders über den Schlag, die Kultur und 
die Fortpflanzung der Gehölze. 
I I I . Kapitel. 
Inspektor des Forftbezirks. 
Art . 9. — Der Bezirksinspektor ist die ordentliche Mittelperson 
zwischen dem Kantonsförster und den Ortsräthen und den Orts-Foist-
bedienfteten; er überwacht die Vollziehung der Gesetze, Reglement« 
und hoherseitiger Vorschriften in seinem Forstkreise. 
Ar t . 10. — Er ist für die Bestrafung der Forftübertretungen und 
Vergehen, zu deren Kenntnis er gelangt, verantwortlich. 
Der Inspektor hat folgende Befugnisse: 
1. Er beeinsichtigt jährlich die Wälder und die zum Holzanbau brauch-
baren Bergschluchten und Abhänge; 
2. Er bildet, leitet und überwacht die Waldhüter und beantragt, nö-
thigen Falls, deren zu Strafziehung und Abberufung; 
3. El entwirft den Plan der Waldungen, ihrer Behandlung und des 
Holzbeftllndes des Bodens; 
4. Er überwacht die HoUchläge und dessen Abräumung und schreibt 
vor das nothwendige Anbauen oder Auslichten der Wälder; 
5. Er wohnt den Holzverkäufen bei oder läßt sich bei denselben von 
einem Waldhüter je nach seiner Auswahl vertreten; 
6. Er macht aus eigenem Antriebe oder auf höhern Befehl die In-
spektionen und Berichte so das Wohl des Dienstes erfordert; 
7. Er abfaßt einen monatlichen und umständlichen Bericht über die 
Forstverwaltung; 
8. Er führt ein allgemeines und gemeindeweises Verzeichnis der 
Gemeinde- und PartikularWaldungen; 
Ein Verzeichnis der ordentlichen und außerordentlichen Schläge 
in den Hochwaldungen; 
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Ein Berzeichniß bei Ausbeutung von Niedeiwaldungen' 
Ein Register der Holzvertäufe und Flöße' 
Ein Register der Uebeitletungen. Eonfistationen und Bußen' 
9. Im Falle von Feuersbiunst. Lidstuiz. Lawine, Einreihen von Zie-
fei und Kiankheit oder andern dergleichen Umfalle in den Wal-
dein hat er unveiweilt an Ort und Stelle sich zu begeben, um die 
ErhaltungL« und AusbesseiungLmaßlegeln zu sichern und darüber 
Bericht abzugeben. 
Art , 11. — Der Inspektor darf, ohne Ermächtigung des Kantons-
försters, nicht über drei Tage abwesend sein. 
IV . K a p i t e l . 
Ortsräthe, deren Pflichten und Befugnisse. 
A r t . 12. — Dem Municivalrathe obliegt die Ueberwachung der 
Vollziehung der Gesetze. Réglemente und höheiseitiger Anordnungen 
behufs der Foiftbehandlung in den Gehölzen und Waldungen seines 
Amtskreifes. 
I m Falle von Feuersbrunft, Erdsturz oder anderweitiger Unfälle 
trifft er. nach voreiftlicher Anhöruna des Waldveiwaltungsiathes, die 
Erhaltungs- und Ausbesserungsmaßregeln. 
Er verwaltet die der Municipalgemeinde angehörigen oder zu 
ihrem Gebrauch speciell angewiesenen Gehölze und Wälder. 
Ihm steht das Recht zu, in der Verwaltung der Gehölze und Mal-
der, an deren Erhaltung es der Gemeinde gelegen ist, zu intervenieren. 
Er ernennt die Waldhüter entweder von selbst oder auf den Vor-
schlag des Rechtshabenden und verabschiedet sie, ergebenden Falles, 
mittelst begründeten Bescheids. 
Er läßt sie vom Richter beeidigen und gibt ihnen den Waldhammei 
ab so wie das Berzeichniß der Partikular-Hauszeichen und sonst der 
Gemeinde. 
Er verfaßt ein Verzeichniß des alljährlich für den Dienstesbedarf 
zu fällenden Holzes und vorlegt selbes, eintretenden Falles, dem 
Rathe der Walderverwaltung. in denen der Schlag vorgenommen 
weiden soll. 
Er spricht die Bußen und Berpönungen in Gemätzheit des Forst-
gesetzes aus. 
A r t . 13. — Der Bürgeirath oder derjenige, welcher den Wald 
verwaltet, überwacht die Vollziehung der Gesetze. Réglemente und 
höherseitiger Verordnungen über die ihrem Amtsgebiete unterstellten 
Gehölze und Wälder: so wie über die Aufrechthaltung des Eigen-
thums gegen jeden Eingriff, jede Dienstbarkeit oder Mißbrauch. 
Er versichert den Holzanbau in den lichten Plätzen und in den 
unnützen Schleif- und andern Wegen. 
Er fetzt in Verbot (oder in Schlags- und Weidbann) die jungen, 
nicht jährigen Gehölze oder deien Erhaltung durch die Beschaffenheit 
der Ortschaften vernothwendigt würde. 
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• 
Er regelt und inregistrirt die Holzoertheilungen. Vewilligungen. 
Verkäufe und Schläge, sowie die anderweitigen Waldprodulten, innert 
den Schranken seiner Amtsbefugnisse und stellt den Rechtshabenden 
die daherigen Gutscheine zu. um selbe dem Waldhüter abzugeben. 
Er bewirkt die Bestrafung und nöthigen Falls die Verabschiedung 
der Waldhüter, welche ihre Pflichten vernachlässigen würden. 
V. K a p i t e l . , 
Waldhüter. 
Ar t . 14. — Der Waldhüter verantwortet für die Vollziehung der 
Gesetze und Réglemente in den Wäldern iseiner Hütung. 
Er leistet den Eid in die Hände des Ortsnchters. 
Desselben Verrichtungen beginnen mit der Inempfangnahme des 
Waldhammers und endigen mit dessen Ablegung. 
A r t. 15. — Der Waldhüter hat folgende Pflichten und Befugnisse: 
1. Er nimmt eine umständliche Kenntnis! der Gehölze und Wälder, 
indem er selbe gleich bei seinem Dienstesantritte in allen Rich-
tungen zu durchgehen hat. 
2. Er schreitet zum ANschalmen und zur Schätzung des Holzes, laut 
den Anweisungen des ssorstinspektors. nachdem ihm die von Seite 
des Waldverwaltungsraths-Pläsidenten ausgestellten Gutscheine 
abgegeben wurden: 
3. Er aufsteht unablässig den Schlag, die Abräumung und den Trans-
port des Holzes und überwacht, das; Alles nach den vorgefchrie-
denen Bedingungen und Wegen vor sich gehe; 
4. Er überwacht die Erhaltung der Grenzzeichen und bewirkt die Er« 
Setzung der nicht mehr Vovfindlichen oder Bsschädigten,' 
5. Er schreitet zum Holzverkaufe. mit dem er vom Nathe oder vom 
ssorstinspektor beladen wird: 
6. Er erweist und steuert jede unerlaubte Handlung in den Gehölzen 
und Waldungen, so z. B. nichtermächtigtes Fällen, Beschädigung, 
Fortnähme, Durchgang, Feueranzündung, nimmt darüber ein Ver» 
bal auf und überreicht denselben innert acht und vierzig Stunden 
dem Präsidenten der Waldesverwaltung; 
7. I m Falle von Feueisbrunst. Lawine. Erdsturz, Einreihen von 
Krankheit oder Ziefer und anderweitiger Mitzgelschicke in den Ge« 
holzen und Waldungen begibt er sich unverzüglich an Ort und 
Stelle und nimmt von sich aus oder fordert vom Gemeinds-Präsi-
denten die gemessenen Erhaltungs» oder Ausbesserungs-Mahregeln 
und erstattet darüber Bericht dem Forstinspektor; 
8. Er ist gehalten, die von der Behörde angeordneten Einstudierun-
gen. Berichte und Arbeiten zu machen; 
9. Er führt ein Register seiner sämmtlichen Verrichtungen nach dem 
Muster, welches ihm die Behörde wird verabfolgen lassen; 
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10. Er tonn, ohne den Gemeindepräsidenten in Kenntniß gesetzt, oder 
bevor er den Waldhammer «seinem Substituten überreicht haben 
wird, sich nicht entfernen. 
Ar t . 16. — In Ausübung seiner Dienstverrichtungen, ist der Wald-
Hllter-Substitut an die nämlichen Pflichten und Befugnisse gehalten 
wie der Waldhüter selbst. 
VI . K a p i t e l . 
Nbmartung, Behandlung, verbotenes Gehölze. 
Art . 17. — Die Gehölze und Wälder sollen innert der vom 
Staatsrathe festzusetzenden Frist regelmäßig abgemarkt und behandelt 
werden. 
Ar t . 18. — Der Behandlungsplan der Gemeindewaldungen soll 
bei seiner Abfassung die Erhaltung und das Wachstum der Forst-
Produkte zum Zwecke haben. 
Es kann darin für die Gemeinden, wo solche mit ihrem Vermal-
tungsvermögen im Verhältnisse steht, auch die Forstcomptabilität mit-
begriffen weiden. 
Ar t . 19. — Es sollen in den Vergschluchten und Abhängen, wo 
Lawinen und Erdstürze zu befürchten sind, Maßregeln zum Holzan-
bau getroffen werden. 
Ar t . 20. — Außer staatsiäthlichei Erlassung soll an den Rhone-
ufern ein Holüsaum von dreißig Klaftern (300 eidgenös. Futz) Breite, 
und an den Ufern der Ströme. Bäche oder Wasserfuhren ein Saum 
von wenigstens drei Klaftern (30 eidgen. Fuß) belassen werden. 
Art .21. — In den Gehölzen und Wäldern der Ebene sowie über-
Haupt in allen denen, wo die Pflanüen noch nickt zu einer Höhe von 
zehn Fuß über den Boden gelangt sind, ist der Weidtrieb der Ziegen 
verboten. 
Jeder Weidgang in den GemeindegAein soll übrigens auf die 
Weise geregelt werden, daß. soweit es tunlich ist. die Fortpflanzung 
des Holzes mit den anderweitigen gebieterischen Bedürfnissen der Be-
völkerung veipaart werde. 
Ar t . 22. — Die Wälderverwaltung soll sich's angedunqen sein 
lassen, die Sparsamkeit in den Brennstoffen bei dem Volke einzu-
führen. 
In diesem Behufe kann sie Regeln und Vau-Verhältnisse festsetzen. \ 
Art . 23. — Die Fabrikation und das Anzapfen von Harz und 
Bech kann nur. auf vorläufiges Gutachten des Kantonsförfters, vom 
Departemente gestattet werden. 
Ar t . 24. — Es soll, tiobaîb möglichst, eine unentgeldliche Schule 
zur Bildung der Waldhüter errichtet werden. 
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VII. K a p i t e l . 
Einzäunung der Gehölze, Anschalmen, Ausbeutung, Erhaltungs-
maßregeln. 
Art . 25. — Die Einzäunung der Gehölze beginnt mit dem Isten 
Juni und endigt mit dem 31ften August: indessen dais, ohne spezielle 
Ermächtigung des ForstinsPettors, kein Holz gefällt meiden. 
Es ist Ausnahme füi die hohen Alpenqebnge und füi die abseilen 
des Municipaliathes erwehrten Diinglichkeitsfälle. 
Art.26. — Das Anschalmen des zu fällenden Holzes geschieht fol-
gender Weise! 
Jede Pflanze foll zwei Aufdrücke des Waldhammeis tragen, den 
einen am Stamme vier Schuh über den Voden, den andern, soweit 
thunlich, auf einer hervorragenden Wurzel am Fiche des Stockes. 
A r t. 27, — Es soll kein Balken, kein SchlöUing oder sonstiges 
Nauholz aus dem Walde gethan werden, ohne mit dem Hauszeichen 
des Eigenthllmers gestempelt zu sehn. 
A r t . 28. — Die Ausbeutung hat auf die Weise zu geschehen, daß 
die Lahreisei und die Pflanzen nahe am Schlage verschont werden. 
Zu diesem Behufe kann vor dem Fällen das Abästen verordnet 
weiden. 
A r t. 29. — Das gefällte Holz soll abgerindet und sobald möglich, jedenfalls vor der Einzäunung der Gehölze, aus dem Walde gethan 
werden. 
Ar t . 30. — Die Ausbeutung und die Fortschaffung der Stämme 
oder Stöcke in den besonders steilen Gegenden oder wo Lawinen oder 
Erostürze zu befürchten, sind verboten. 
Ar t . 31. — Es ist verboten vor Aufgang und nach Niedergang 
der Sonne Holz aus einem Walde zu thun, und Aeste oder Pflanzen 
abzubrechen, abzuschneiden, abzurinden oder wegWieihen ohne eine 
spezielle Erlaubniß absehen des Rechtshabenden. 
Ar t . 32. — Die dürren Hecken sollen, soweit es thunlich ist, abge-
• schafft und mit lebendigen Zäunen oder Mauer ersetzt werden. 
In diesem Behufe soll nur reifziges Holz, gesägte oder geschnittene 
: Vau me gebraucht werden. 
Ar t . 33. — Das Abästen irgendwelcher Bäume, sey's zur Fütte-
rung des Viehes, sey's zu Dünger oder zu Reifen, wird nur unter 
dem Bedinge gestattet, daß der Spitz jeder Pflanze verschont bleibe. 
A r t . 34. — Die Eägmeiftei haben von der Gattung, der Länge 
und Dicke sämtlichen Holzes, das zu ihnen gebracht würde, ohne ge-
zeichnet oder gehämmert worden zu seyn, so wie über den Namen 
und den Wohnort des Fuhrmannes ein Verzeichnis; zu halten. 
A r t . 35. — Es ist verboten in den Gehölzen und Wäldern oder 
in ihrer Nähe Feuer anzuzünden, ohne Erlaubniß des hiezu vom Ver-
waltungsrathe ermächtigten Waldhüters. 
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Ein selbst mit gehöriger Erlaubniß angezündetes Feuer darf nie 
verlassen weiden, bevor es ganz ausgeloschen ist. 
Ar t .36 . — Es ist untersagt, anderweitig als durch gebahnte Wege 
und Fußsteige in die Gehölze zu gehen, und selbst in den zur Aus-
beutung vorbehaltenen Wegen und Fußpfaden, schneidende Werkzeuge, 
z. 33. eine Säge. Hape oder Azt, dahin mitzutragen. 
Ein Durchpaß ist verboten, sobald er durch einen Graben oder eine 
Sperre abgeschnitten ist. 
Ar t . 37. — Jeder Holztiäger oder Führer in einem Walde ist 
gehalten, über des Holzes Herkunft sich auszuweisen. 
Die nämliche Verpflichtung gilt auch dem Inhaber, falls bei fri-
schern Vergehen eine Untersuchung stattfinden sollte. 
In Ermangelung einer daherigen Ausweisung werden sie als Ver-
geher behandelt. 
V I I I . K a p i t e l . 
Holzvertheilungen und Concessionen. 
A r t . 38. — Es darf nur alsdann erst den Bürgern oder den 
Rechtshabenden Holz ausgetheilt werden, nachdem den Bedürfnissen 
der Municipal- und Bürgei-Verwaltung und der Schulen anständiger-
weise genug gethan worden ist. 
A r t . 39. — Die jährliche Ausbeutung darf in keinem Falle die 
Möglichkeit der Wälder, das heißt ihre regelmäßige Fortpflanzung, 
übersteigen. 
Jedes Zuwiderhandeln gegen diese Vorschrift veranlaßt die Ein-
stellung der Vertheilung, bis der Ueberschuß wieder fortgepflanzt seyn 
wird. 
Art . 40. — Die ordentlichen Verkeilungen unter den Bürgern 
oder Rechtshabenden sollen nach dem Maaßstabe einer vollkommenen 
Gleichheit und mittelst Verloosungen stattfinden. 
A,r t. 41. — Jeder kann um HoWewilligungen nachsuchen, zu 
neuen Bauten oder zu wichtigeren Ausbesserungen von einer ableiten j 
des Muncipalrathes beurkundeten Nützlichkeit. 
Die daherigen Ansuchen sind zeitig genug einzugeben, um in das 
allgemeine Tcklagverzeichniß für das Jahr eingetragen werden zu 
können, unter Strafe der Verschiebung auf das folgende Jahr. 
Ar t . 42. — Das auf diese Weise bewilligte Holz soll innert den 
zwei Jahren seit seiner Auslieferung au seiner Bestimmung gebraucht 
werden, widrigenfalls hat der Concesstonär den vollständigen Werth 
desselben zu bezahlen und wird für das folgende Jahr von der ordent-
lichen Vertheilung ausgelschlossen. 
Ist das Holz zu einer ganz anderweitigen Neftimmuna gebraucht 
worden, so hat er den doppelten Werth desselben zu.bezahlen. 
A r t . 43. — Die ordentlichen Veitheilungen können, mit Aus-
nähme der Lohnung der Bediensteten, unentgeldlich stattfinden. 
Ai t . 44. — Die Bauholz-Eoncessionen werden nach einei der Lo-
kalität angemessenen und vom Departemente gutgeheißenen Taze be-
zahlt. 
Diese Taxe kann alle fünf Iahie erneuert weiden, selbe soll wenig-
stens der Hälfte des Verkaufspreises gleich kommen. 
Ar t . 45. — Das Viennholz soll so viel möglich aus demjenigen 
gezogen werden, das weder zu Dienst- noch Bauholz brauchbar ist. 
I X . K a p i t e l. 
Holzvertauf. 
A r t . 46. — Der Holzverkauf hat gemäß dem Forstgeisetze statt zu 
finden. 
Der WaldMer ist darüber wenigstens acht Tage vorher zu be-
kundigen, damit er demselben beiwohnen könne. 
A r t . 47. — Der bei der Steigerung anwesende Forftbedienftete 
unterfertigt den Verbal unbeschadet anderer Unterschriften. 
Ar t .48 . — Die Verkaufs-Schlüsse und -Bedinge sollen nichts ent-
halten, was den daherigen Gesetzen und Réglemente» zuwiderläuft. 
A r t . 49. — Jedes Vergehen gegen die hierob erwähnten Vor-
schritten bewirkt die Nichtigkeit des Verkaufs. 
X. K a p i t e l. 
Gebrauchsrechte. 
Art . 50. — Das Gebrauchsrecht wird in Eemätzheit der Urkun-
den des Eebrauchsberechtigten ausgeübt,' in Ermangelung von Ur-
künden, dienen nachstehende Grundsätze zur Regel: 
Ar t . 51. — Der Genuß der Gebrauchsrechte (Sowohl an Holz als 
an Weidgang oder anderweitiger Voden-Producte), kann die eigenen 
Bedürfnisse des Gebrauchsberechtigten nicht übersteigen. 
Ar t . 52. — Der Eigenthümer hat das Reckt, den Erweis dieser 
Bedürfnisse zu erheischen und die Auslieferung des Holzes zu machen. 
A r t . 53. — Die Gebrauchsrechte sind den Holzausbeutungs-Vor-
schriften unterworfen. 
Ar t . 54. — Der Gebiauchsberechtigte darf das ihm gelieferte holz 
weder verkaufen noch vertauschen, sondern er muß es zu seiner Be-
, ftimmung verwenden und zwar innert den zwei Jahren seit der Lie-
feiung. unter Strafe dem Eigenthümer den wahren Werth desselben 
bezahlen zu müssen. 
Verwendet er solches zu einer ganz anderweitigen Bestimmung, so 
hat er den doppelten Werth desselben zu bezahlen. 
Ar t . 55. — Unter dem Gebrauchsrechte des dürren Holzes versteht 
man das natürlich abgestandene Kleinholz, welches ohne Werkzeug 
genommen werden kann. Der Genuß dieses Rechtes kann auf bestimmte 
Tage beschränkt werden. 
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X I . K a p i t e l . 
Flöhen. 
A l t 56. — (£s darf kein Floß vorgenommen weiden, bevor er 
wenigstens acht Tage voihei mittelst VeltünÄigung an oern gewöhn-
lichen Ausiufungsoite in den am User des Wassers, durch welches ge-
flößt werden fall, gelegenen Gemeinden angezeigt worden ist. 
Ar t . 57. — Mittelst dieser Verkündigung steht der Floß unter 
dem Schutze des Gesetzes gegen jedes Hinderniß und Wegnahme. 
Ar t . 58. — Das von dem Wasser wider den Willen des Eigen-
thümers weggenommene Holz kann innert den fünfzehn lagen seit 
dem Unfälle von ihm in Anspruch genommen werden. 
Er hat vorläufig, wem Rechtens, die Unkosten, Vergütungen und 
Schaden, wenn sich der Fall dazu ergeben sollte, zu bezahlen. 
Ar t . 59. — Der Municipalrath hat das Necht, das vom Wasser 
auf 'sein Gebiet hergebrachte Holz herauszufangen. 
Er läßt selbes, für den Ansviuchsfall abseilen des Eigenthümers. 
in einen Ort hinbringen, wo es während fünfzehn Tagen vor jedem 
Unfall gesichert ist. Nach Abfluß dieser Frist verfügt er darüber zu 
Gunsten der Gemeinde. 
Ar t . 60. — Das in den Lemanetsee geschwemmte Holz, dessen 
Herkunft nach einem Monate nicht beurkundet würde, fällt dem 
Staate zu. 
Das Departement wird das Ausziehen disses Holzes anzuordnen 
haben. 
XII. K a p i t e l . 
Partilular-Wälder. 
A r t . 61. — Die Partikular-Gehölze und -Wälder werden in Ee-
mähheit des Forstgesetzes verwaltet. 
Ar t .62 . — Selbe sind den Maßregeln allgemeiner Sicherheit und 
denjenigen gegen das Einreißen van Ziefer und Krankheiten unter-
worfen. 
X I I I . K a p i t e l . 
Schadenersatz, Hemmen der Vergehen und Zuwiderhandlungen. 
A r t . 63. — I n den Fällen icheindaren Schadens an den Straßen, 
Wegen. Wuhren. Brücken. Wasserleitungen oder an irgendwelchen 
Eigenthllmen. in Folge einer Ausbeutung, des Flößens oder jeder von 
der Foiswerwaltung heirührenden Handlung, soll die Vergütung 
gütlich ausgemittelt werden,' geschieht dies nicht, "so soll nach den vom 
Forstgesetze vorgeschriebenen Förmlichkeiten verfahren werden. 
A r t . 64.— Die Zuwidelhandlungen gegen das gegenwältige Ne-
glement weiden in Gemäßheit des Forstgesetzes bestraft. 
Das Minimum der Vuße ist auf 2 Fr. und das Maximum auf 
72 Fr. angesetzt. 
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A i t . 65. — Es wild keiner Gemeinde aestattet, Réglemente, Ne-
ichlüsse oder Gebräuche aufzurichten oder beizubehalten, welche dem 
ssorftgesetze und dem Forftresslement zuwiderlaufen. 
Ar t . 66. — Die Einfprachen über die Anwendung des Forftge-
fetzes und des vorliegenden Règlements treten in die Zuständigkeit 
des Etaatsratbes. 
Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den 1. Juli 1853, um von 
feiner Verkündigung an in Vollziehung zu gehen. 
Der Präsident des Staatsrathes, 
M. Narman. 
Dei Staatsschieiber adjunkt, 
Dr. V. V o n v i n . 
m 
Beschluß 
vom 25. Hornung 1854 
Über die Einnahme der Ertragssteuer der Waldungen. 
«5. ©. IX. 157) 
Der Etaatsrath des Kantons Wallis. 
In Vollziehung des 13. Artikels des Beschlusses vom 11. März 1851, 
V e s c h l i e ß t i 
Ar t . 1. — Jedes aus einem Gemeinde- oder Privatwalde aus-
gebeutete Holz, welches nicht zu Brenn? oder Bauholz für den öffent-
lichen Dienst oder denjenigen des Wald-Eigenthümers bestimmt ist, 
unterliegt einer Taxe von 56. Cent, per Klafter als Ertragssteuer. 
Dieser Steuerfuß ist in dem. im Art. 11 des Finanzgesetzes vom 
6. Dezember 1856 vorgesehenen Falle herabzusetzen. 
Ar t . 2. — Die Ausbeutung soll vor Handanlegung dem Wald-
Hüter der Gemeinde, woher t>as Holz bezogen wird, angezeigt werden. 
Ar t . 3. — Die Taxe ist in die Kasse des Vezirkseinnehmers zu 
bezahlen. 
A l t . 4. — Es dlllf kein Holz, von welcher Beschaffenheit oder 
Herkunft es sein mag, auszer dem Kanton zu Wasser oder zu Land 
geführt werden, wenn es nicht voreift dem zunächst gelegenen Grenz-
zollamte, unter Vorweisung der Eteuerquittung, angezeigt worden 
ist. Als solche Grenzzollämter werden bezeichnet diejenigen von 
Gondo. von der Brücke bei Et. Moritz und von Bouveret. 
Die Angabe bezeichnet die Gemeinde und den Wald, woher das 
Holz bezogen wurde und dessen Eigenthümer beim Zeitpunkt der 
Ausfuhr. 
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A l t . 5. — Die Holzausfuhr durch eine andere als die oben be-
zeichneten Gienzftätten kann nur mittelst einer von dei Foistvei-
waltunss des Kantons ausgestellten Erlaubnis stattfinden. 
A i t. 6. — Jede Übertretung gegenwärtigen Neschlusses wird 
mit der Nefchlagnahme des Holzes und einer Vuße bestraft, die dem 
fünffachen Werthe der Taxe gleichkommt. Ein Drittel davon wird 
dem Angeber zugesprochen. 
Gegeben im Staatsrathe. zu Sitten, den 25. Hornung 1854, um 
bekannt gemacht und öffentlich angeschlagen zu weiden. 
Der Präsident des Etaatsrathes, 
M. V a r m a n . 
Der Etaatsschreiber adjunkt, 
Dr. V. SBonvin. 
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Veschluß 
vom 1. Oktober 1857 
betreffend die Einkommenssteuer und Schlaggebühr des Holzes. 
(©. 6. X. 42) 
Der Etaatsrath des Kantons Wallis. 
In Vollziebung des Art. 24 des Tarifs der Verwaltungsakten. 
vom 6. Dezember 1849. und des Art. 16 des Beschlusses vom 5. Juli 
1856 über die Erstellung und Führung des Abgabenregister, 
In Ansicht des Vundesbelschlusses vom 4. August 1857, 
b e s c h l i e ß t ! 
A i t. 1. — Das aus hochstämmigen, Gemeinden oder Parti-
kularen angehörenden Waldungen bezogene Holz wird unter dem 
litel einer Einkommensteuer und Holzschlaggebühr, mit einer fol-
aenoermaßen bestimmten Taxe belegte 
Brennholz! Fr. EtZ. 
Durch Klafter (moules) neuen Maaßes — 50 
durch Klafter (moules) alten Maaßes — 55 
durch altes Klafter — 70 
Rebpfähle, durch Hundert — 10 
Queischwellen (traverses) für Eisenbahnen, jedes Stück 
welches nicht mehr als 9 ftuß Länge, 5 Zoll Dicke 
und 10 Zoll Breite mißt — 20 
Für Stücke größern Maaßes wird eine verhältnismäßige 
Gebühr bezogen. 
Bauholz aller Gattung, in Rundhölzern. Blöcken gesägt 
oder gespaltet, durch Pferdezuglast 1 — 
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Die im Bezirk Monthey übliche Schiffsladung ist 15 Klafter 
(moule«) neuen Maaßes gleich. 
Die Pferdezuglast ist zu 15 Zentner berechnet. 
Werden für eine Pferdezuglast berechnet-
Vier Dutzend gewöhnliche Bretter. 
Vier Dutzend Quadratbretter. 
120 Qulldratfuß dicke Vretter. 
40 Kubikfuß Pappelholü. 
35 „ Tannen- und Virkenholz, 
30 „ Lerchen-, Arve-, Fichten- (Dählen), 
Buchen-, Ulmenholz, 
25 „ Eichen-, Ahorn-, Eschenholz. 
Die Hieroben nicht bezeichneten Holzgattungen fini» dem Tannen-
holz gleichgestellt. 
A r t. 2. — Die Holzschläge von weniger als 3 Klafter (moules) 
sind steuerfrei. 
A r t . 3. — Die jährlichen Holzbewilligungen und Bertheilungen 
in den Gemeinden sind nur insofern steuerfrei, als der jedem Ge° 
meinder oder jeder Haushaltung zukommende Theil die im vor-
gehenden Artikel erwähnte Quantität nicht übersteigt. 
A r t . 4. — Für das Holz, dessen Schlag in Folge staatsrätlicher 
Bewilligung geschieht, wird die Gebühr unmittelbar an die Staats-
lasse entrichtet. 
Für das andere Holz hat die Zahlung bei dem Einnehmer des 
Bezirkes, in welchem der Mald. aus welchem selbiges bezogen wird, 
gelogen ist. stattzufinden, wenn es zum Verbrauche im Innern des 
Kantons bestimmt ist,' ist dasselbe zur Ausfuhr bestimmt, so wird 
die Steuergebllhr bei dem. dem Ausfuhrorte zunächst gelegenen 
Glänzbureau bezahlt. 
Art . 5. — Der Waldhüter führt ein Register: 
a) über die außerordentlichen HoUchläge, in Gemähheit der Ve-
stimmungen des Forstreglementes; 
b) über die Holzschläge, welche sonsten, laut gegenwärtigem Ve-
schlusse, einer Steuergebühr unterliegen. 
Er liefert, monatlich, einen Auszug davon der Kantonalforftver-
waltung. 
Zu diesem Behufe soll die Ausbeutung, vor ihrem Beginnen, 
durch deren Unternehmer beim Waldhüter der Gemeinde, wo sie 
stattfindet/angezeigt werden, ohne Präjudiz der betreffenden Be-
stimmungen des Gesetzes und Forstreglementes. 
Art . 6. — Nach vollendeter Ausbeutung hat der Eigenthümer 
das Holz bei dem mit der Einnahme der Gebühr, welcher selbiges 
unterliegt, beauftragten Bureau zu consigniren. 
A r t . ?. — Alles Holz, für welches nicht der Beweis vorliegt, 
das; es von einem Schlage von nicht mehr als 3 Klaftern herkommt, 
unterliegt der Steuergebühr. 
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A l t . 8. — Wenn nicht andeis durch Veitlüg bestimmt wild, 
liegt die Eteueientlichtung dem Waldeigenthümei zur Last. 
Indessen bleibt das Holz, in wessen Besitz es immer kommen mag. 
zur Garantie der Gebühr verpfändet. 
A r t . 9. — All's Befehlen der mit der Contiolle beauftiagten 
Angestellten, ist bei Eigenthümei verpflichtet, den Empfangsschein 
der Tteuerentlichtung vorzuweisen. 
A r t . IN. — Jede Uebeitietung des gegenwärtigen Beschlusses, 
und sonderheitlich der Artikel 5 und 6. wird mit der Beschlagnahme 
de« Holzes und mit einer Vufie vom fünffachen Werthe der schuldi-
gen Steuergebühr bestraft. Ein Drittel davon fällt dem Angeber zu. 
A r t . 11. — Die Beschlüsse vom 25. Februar 1854 und 16. Fe-
bruar 1855 sind zurückgenommen. 
Gegeben im Staatsrathe. zu Eitten, den 1. October 1857, um in 
allen Gemeinden des Kantons publiait und angeschlagen zu werden. 
Der Präsident des Staatsrathes, 
A. A l l e t. 
Der Staatsschreibei adjunkt, 
Dr . B. V o n v i n . 




vom 12. Mai 1858 
(G. S. X. 158) 
über die Benutzung der zur Gerberlohe geeigneten Rinden. 
Der Staatsrath des Kantons Wallis. 
Willens, die Benutzung der zur Gerbellohe geeigneten Rinden 
auf die Art zu erzwecken, daft den Bedürfnissen der Gerberei-Anftal-
ten im Kanton entsprochen werden möge, 
Beschliehti 
A r t . 1. — Die Benutzung der Rinden, behufs Ablieferung an 
die Eerberei-Anftalten. wird verbindlich gemacht, betreffend die 
Waldungen, die aus Eichen. Rothtannen und Lerchen bestehen. 
Diese Bestimmung ist nicht anwendbar auf die Partikular- und 
Consorten-Waldungen, deren Eigenthümei die Anzahl von zehn 
nicht übersteigen. 
A r t. 2. — Alle, sowohl ordentlichen als außerordentlichen Schläge, 
so in den beim Artikel 1 erwähnten Waldungen geschehen, sollen 
zur Saftzeit vorgenommen werden. 
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Die Foistueiwaltung wild, ie nach Umständen, die anberaumte 
sslist f^ür jede Ausbeutung nähei bestimmen. 
Ar t . 3. — Die Entrindung der Bäume soll innert zehn Tage 
nach deren Umfallen «eschehen. 
Ar t . 4. — Der Staatsiath kann von der beim Artikel 2 er-
wähnten Verpflichtung entheben und. in Dringlichkeits- oder Un-
Möglichkeitsfällen, die vorläufig erwiesen werden müssen, eine an-
dere Zeit fur die Ausbeutung bestimmen. 
A i t. 5. — Jede Zuwiderhandlung dem gegenwärtigen Veschluh 
ist mit einer Buße von 1 bis 10 Franken für jeden unrecht gefäll-
ten Naumstock verpönt. 
Gegeben im Etaatsrathe. zu Sitten, den 12. Mai 1858, um am 
30. desselben Monats in allen Gemeinden des Kantons veröffent-
licht zu werden. 
Der Präsident des Ltaatsrathes, 
A. A l l e t. 
Der Staatslfchreiber, 
E. N a r b e r i n i . 
24 
Veschluh 
vom ?. Januar 1869. 
«&. 'S. X I . 76) 
in Betreff der Steuer auf den Ertrag und die EchlaggebUhren 
der Wälder. 
Der Staatsrats) des Kantons Wallis. 
In Vollziehung des Paragraph's 24 des Tarifs über die Verwal-
tungs-Akte vom «.Dezember 1849 und des Artikel's 16 des Veschlus-
ses vom 5. Juli 1856 über die Haltung der Abgaben-Register' einge-
sehen den Vundesrats-Veschluf! vom 31. Dezember 1859, der die Re-
vision der Verordnung vom 1. Oktober 1857, betreff der Abgaben auf 
den Ertrag und die Schlaggebühren der Wälder, verordnet, 
Veschl ieht : 
Art . 1. — Das von Hochwaldungen herkommende Holz, sowohl 
aus Gemeinden- als Partilularwäldern. ist, als Steuer auf den 
Ertrag und die Schlaggebühren der Wälder, einer Taxe unterwor-
fen. deren Verhältnis, folgender Weise bestimmt ist: 
Brennholz: Fr. Cts. 
„ neues Schweizer-Klafter —. 50 
altes Schweizer-Klafter —. 55 
französisches Klafter —. 70 
(12 
Nutzholz: Fl. Cts. 
Rebstecken, das Hundert —. 10 
Eisenbahn-Schwellen von 9 Fuh Länge, 
6 Zoll Dicke und IN Zoll Vieite —. 20 
Solche die dieses Maß übersteigen, werden vei-
hlllwißmäßig besteuert. 
Das Dutzen gewöhnliche Läden —. 15 
Das Dutzen Geviert-Bretter (carrelets) —. 15 
Das Dutzen Fleckling (plateaux) —. 20 
Bauholz. Sägklötze, durch 100 £uMkfu&: 
100 Kubikfu^ Lärchen. Arven. Eichenholz 1. 50 
100 Kubikfui, Rothtannen. Weißtannen. Kie-
fer (Dähle). Buchenholz 1. — 
100 Kubikfuß Pappeln. Birken —. 50 
Die hier nicht angegebenen Holzarten sind dem Rothtannenholz 
gleichgestellt. 
Ar t . 2. — Die Schläge, die nicht drei Klafter übersteigen, sind 
steuerfrei. 
A r t . 3. — Für Schläge, welche in Folge staatsrätlicher Bewilli-
gung gemacht werden, wird die Taxe direkt der Staatskasse entrichtet, 
Für die übrigen Schläge wird die Taxe dem Einnehmer des Be-
zirks, in welchem der Wald gelegen ist. bezahlt. 
A r t . 4. — Der Waldhüter hat ein Register zu führen für alle, 
auf seiner Hut, gemachten auherordentlichen Schläge, laut Borschrif-
ten des Forst-Reglemenl's. 
Art . 5. — Jeder Schlag in Partikulaiwaldungen soll, laut gegen-
wärtiger Verordnung, vorerst dem Waldhüter angezeigt, und das 
Holz von diesem angezeichnet werden. 
A r t . 6. — Sobald die Ausdeutung beendigt ist, soll der Eigen-
thümer des Holzes den Waldhüter davon in Kenntnis setzen. Dieser 
hat sofort die Anerkennung vorzunehmen und ein Verbal dem Kan-
tonsförfter zuzusenden zu Handen des Fina>nz-DeMlt«ment3 für den 
Einzug der Schlaggebllhren. 
A r t . 7. — Alles Holz, für welches nicht amtlich erwiesen ist, daß 
der Schlag nicht drei Klafter üdersteigt, ist der Taxe unterworfen. 
A r t. 8. — Falls nicht ein bestimmter Vertrag vorhanden ist, lastet 
die Taxe auf dem Eigenthümer des Holzes. 
Vis zur Bezahlung der Taxe bleibt das Holz als Unterpfand, in 
welcher Hand es sich auch befindet. 
Art . 9. — Auf Verlangen der mit der Kontrolle beauftragten 
Beamten ist der Eigenthümer gehalten, den Empfangsschein vorzu-
weisen. 
Ar t . 10. — Jede Zuwiderhandlung gegen gegenwärtige Verord-
nung und insdelsondere gegen die Artikel 5 und 6 wird nebst der 
Buhe noch mit der Konfiskation des Holzes bestraft. 
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Art . 11. — Die Verordnung vom ?. Juli 1860 ift aufgehoben. 
Gegeben im Etaatsiathe zu Sitten, den ?. Januar 1869, um in 
allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen zu wer-
den. 
Der Präsident des Etaatsraths, 
v. R i e d m a t t e n . 
Der Staatsschreiber, 
E. V a r b e r i n i . 
35 
Forstgesetz 
vom 27. Mai 1873 
(Vollziehbar seit 1. Jänner 1874.) 
«5. S. XL 309) 
Der Große Rat des Kantons Wallis. 
Zum Zwecke, die Bewirtschaftung der Kantonalwaldungen, sowohl 
auf dem Gebiete der Gemeinden als auf jenem der Privaten, zu ver-
bessern-
Willens, in der Forstgesetzgebung die durch die Präzis empfohlenen 
Abänderungen einzuführen: 
Auf den Antrag des Staatsrates, 
V e r o r d n e t ! 
I. Kapitel. 
Forstwirtschaft. 
For st Ve rwa l t ung . 
Art . 1. — Die Forstwirtschaft ist sowohl auf die Gemeinde- als 
auf die Piivatwaldungen anwendbar. 
Ar t . 2. — Als Privat-Waldungen werden nur die Wälder an-
gesehen, deren Eigentümer nicht mehr als zehn find, und jene von 
Genossenschaften herkommenden, deren Eiqentumstitel ein sicheres Da-
tum vor dem 1. August 1826 trägt. 
Ar t . 3. — Die Gehölze und Waldungen sind unter die Aufsicht 
des Staatsrates gestellt, welcher dieselbe mittelst eines seiner Depar-
temente und dessen Angestellten ausübt. 
Ar t . 4. — Das Departement ist mit allem beauftragt, was in die 
Forftverwaltung einschlägt. 
Es überwacht die Ausbeutung und das Flöhen und schreibt die 
Wiederbeholzungsmahregeln vor. 
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A l t. 5. — Es gibt einen Kantons-Forstinspektor und Kreis-Forst-
inspeltoren, welche auf den Vaischlass des Departementes durch den 
Staatsrat gewählt werden. 
Dieselben beziehen einen bestimmten Gehalt aus der Staatskasse, 
Sie erhalten ferner eine vom Staatsrat zu bestimmende Reise-
entschädinunss. 
A r t. 6. — Jede Gemeinde hat einen von ihr bezahlten Nann-
wart, dem, je nach Bedürfnis, ein oder mehrere Gehülfen können bei-
gegeben werden. 
Auf das Vegehren einer Gemeinde oder einer Genossenschaft, die 
auf dem Gebiete einer andern Gemeinde Waldungen besitzt, kann das 
Departement einen eigenen Vannwart ernennen, den die Eigentümer 
bezahlen. 
Die Gemeinden haben den für die Vannwarte ausgesetzten Gehalt 
der Genehmigung des Departements zu unterbreiten, welches den-
selben, wenn es nötig befunden wird, erhöhen kann. 
Ar t . 7. — Die Nannwarte werden auf den Vorschlag des Kan-
tons-Folstin!spektors, nach Einvernahme des Gemeinde- und des Vur° 
gerrates oder der Genossenschaft, welcher die Waldung angehört, durch 
das Departement ernannt. 
Ar t . 8. — Der Kantons-ssorftinspektoi und die Kreis-Forstin-
spektoren werden auf vier Jahre gewählt,' die Nannwarte auf zwei 
Jahre. Sie können durch einen begründeten Entscheid abgesetzt wer-
den. Der Rekurs an den Staatsrat ist vorbehalten. 
Ar t . 9. — Jede Gemeinde hat einen Waldhammer mit den An-
fangsbuchstuben des Namens der Gemeinde. 
I I . Kapitel. 
Gemeindewaldungen. 
V e r w a l t u n g . B e w i r t s c h a f t u n g , Schläge , 
H o l z v e i k a u f. 
Ar t . IN. — Die den Gemeinden oder Genossenschaften gehörigen 
unterteilten Wälder werden im Verhältnis ihrer Rechte von den 
relspektiuen Räten verwaltet. 
Ar t . 11. — Der Rat. welcher Frevel oder Uebertretungen wis-
sentlich duldet oder dieselben erlaubt, fällt in die gleichen Strafen, 
welche über diese Frevel oder Uebertretungen verhängt sind. 
Ar t . 12. — Die Waldungen werden in Hoch^  und Riederwaldun-
gen eingeteilt. 
Riederwaldungen sind solche, die vom Stock ausschlagen, und deren 
Umtriebszeit nicht dreißig Jahre übersteigt. 
Alle übrigen Waldungen sind Hochwaldungen. 
Ar t . 13. — Die Schlage sind ordentliche oder außerordentliche. 
Die ordentlichen Schläge sind jene, deren die Verwaltungen und 
Eigentümer für ihre Veholzung. Reparationen und Bauten bedürsen. 
Der Rat bewilligt diese Schläge mit Genehmigung Hx Forstver-
waltung in Gemäßheit des Réglementes. 
Jeder andere Schlag oder jede andere Ausbeutung ist eine auher-
ordentliche und darf nur mit Ermächtigung des Staatsrates unter-
nommen werden. 
Ar t . 14. — Der Rat bezeichnet, unter der Anweisung des Kreis-
Forftinspektors. die Orte, wo die Schläge stattfinden fallen, und 
schreibt die Art vor. wie die Ausbeutung und die Wiederbeholzung zu 
geschehen hat. 
Er setzt jährlich einen Bestand des zu schlagenden Holzes auf und 
läßt dasselbe durch den Vannwart anzeichnen. 
Ar t . 15. — Die jährliche Benutzung soll im Verhältnis zum Er-
trag der Waldungen sein. 
Es werden Vewirtschaftungspläne aufgenommen, welche den dauern-
den Ertrag der Wälder bezeichnen und der Benutzung der Waldungen 
zur Grundlage dienen. 
Diese Pläne werden innert Jahresfrist nach der Intrafttretung die-
ses Gesetzes begonnen, und sollen in Zeit von zwanzig Jahren be-
endet sein. 
A r t . 16. — I n allen Waldungen in der obersten Holzgegend soll 
ein Schutz- und Hägeschlag gelassen werden, dessen Ausdehnung in der 
allgemeinen Forstbewirtschaftung zu bestimmen ist. 
Es ist durchaus verboten, in dieser Gegend eine grüne Pflanze zu 
fällen. Alle Ausbeutungen muffen auf eine Weise gemacht werden, 
um den natürlichen Nachwuchs zu befördern. 
Art . 17. — Jedes Verkaufs- oder Schlagbegehren mutz vor dem 
1. April schriftlich an das mit der ssorstverwaltung betraute Départe-
ment gestellt werden, und jedes Flötzbegehren vor dem 1. August je-
den Jahres, unter Strafe auf ein anderes Jahr verwiesen zu werden. 
Das Begehren muh den Namen des Bewerbers, die Menge und 
die Gattung des zu schlagenden Holzes, den Namen und die Gerichts-
barleit des Waldes, das Wasser, durch welches das Holz geflöht wird 
und die Form, in welcher es ausgebeutet oder geflöht wird, angeben. 
Wenn der Bewerber kanwnsfremd ist. so hat er durch eine seinem 
Schlag- oder Flöhbegehren beigefügte, formelle Erklärung einen 
Wohnsitz im Kanton zu wählen. 
A r t . 18. — Jeder Verkauf von auszubeutendem oder fchon aus-
gedeutetem Eem«indeholz. soll mittelst öffentlicher Versteigerung ge-
schehen. 
A r t . 19. — Der Verkauf soll nach Einheitspreisen, durch Klafter, 
Kubikfuh oder Stock stattfinden. 
A r t . 20 — Betrifft der Verkauf mehr als 20 Klafter an ge-
schlagenem Holz, oder so viel an noch stehenden Bäumen, so müssen 
Ort. Tag und Stunde der Versteigerung wenigstens 14 Tage vorher 
durch zweimalige Veröffentlichung mittelst gewöhnlichen Ausrufs am 
Orte, wo die Versteigerung stattfindet, angezeigt werden. 
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Vei diesen Veröffentlichungen wild ein zweiter Veifteigerungstag 
angegeben, für den Fall, daß dei Verkauf nicht stattfände. 
Bleibt auch die zweite Steigerung erfolglos, so kann der Verkauf, 
unter Genehmissunss des Staatsrates, mit freier gegenseitiger Ver-
ständigung stattfinden. 
Vei einem Verkauf von weniger als der oberwähnten Menge (20 
Klafter) soll die Versteigerung wenigstens acht Tage vorher am Orte, 
wo sie stattfinden soll, auf gewöhnliche Weise verkündet werden. 
Ar t . 21. — Jeder Umtrieb, jede Verbindung, um der Versteige-
rung zu schaden, selbe p stören, oder das Holz wohlfeil zu bekommen, 
zieht von Rechtswegen die Nichtigkeit der zu Gunsten der Verbindung 
oder der llmtriebsurheber gemachten Zuerkennung nach sich. 
Ar t . 22. — Zu den Versteigerungen sind zugelassen alle Jene, 
so übrigens genügsame Zahlungsgewähr darbieten und vorläufig eine 
zahlungsfähige und im Kanton wohnhafte Solidarbürajchaft stellen, 
um für die Ilebertretungen und Schadenersätze gutzusprechen. 
A r t . 23. — Jedes Zuerkennungsprotokoll mutz von einem öffent-
lichen, beeideten Angestellten oder Beamten, sowie vom Käufer, oder 
dessen Bürgen, unterzeichnet sein. Dieses Protokoll gilt gegen den 
Käufer und seinen Bürgen als Vollziehungstitel, sowohl für die 
Haupt- als Nebensache. 
Das auf dem Stock verkaufte Holz bleibt auf Gefahr dessen, dem 
es zuerkannt wurde. >sobald ihm die Erlaubnis zur Ausbeutung recht-
lich ist angezeigt worden. 
A r t . 24. — Der Zuerkennungsinhaber ist für die Uebertretun-
gen, Veschädigungen und Vergehen verantwortlich, so die Leute, die 
er in den Waldungen verwendet, in denselben verüben. 
I I I . Kapitel. 
Privlltwaldungen. 
A r t . 25. — Die Privatwaldungen genietzen alle Rechte und Be-
günstiffungen, welche vom gegenwärtigen -Gesetze den Gemeindewal-
düngen zuerkannt sind. 
A r t . 26. — Die den Privaten gehörigen unverteilten Waldungen 
werden, welches immer die Zahl jener sei. durch einen Rat verwaltet, 
dessen Mitglieder von den Eigentümern im Verhältnis ihrer Rechte 
erwählt werden. 
A r t . 27. — Die Schläge von über 20 Klaftern dürfen nur mit 
einer Schlagbewilligung unternommen werden, die der Staatsrat, auf 
die von einem ssorftangeftellten gemachte Orts'schau, erteilt. 
A r t . 28. — Die Privatwaldungen können weder ausgerodet noch 
selbst ohne Anzeichnung ausgebeutet werden, wenn sie sich auf steilen 
Abhängen befinden und deren Ausbeutung den Boden des Waldes 
selbst, das umliegende Eigentum, die Wasserleitungen, Straßen oder 
Wohnungen gefährden würde. 
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IV. Kapitel. 
Bestimmungen über das Flöhen. 
A l t. 29. — Niemand darf durch die Rhone, Flüsse. Bäche «dei 
Kanäle Holz, sei's in Flöhen, sei's in Scheitern oder Blöcken, von 
was immer einer Gattung und Form, flöhen, ohne eine vom Staats-
rate, nach Einvernahme der Gemeinden, ausgefertigte Bewilligung 
dazu. 
Im Einspluchsfalle gegen das Flößen abseilen von beteiligten Ve-
meinden oder Privaten, entscheidet der Staatsrat auf den Bericht 
einer von ihm abgesendeten Expertenkommission. Auf das Begehren 
der Gemeinden oder Privaten findet ein neuer Augenschein statt. Der 
übereinstimmend« Bericht der beiden Kommissionen dient dem Staats-
rate zur Richtschnur. 
A r t. 30. — Die Flöfjbewilligungen werden im Allgemeinen nach 
der Rangordnung des Datums der Schlagbewilligungen ausgefertigt. 
Dieselben werden erst ausgestellt, nachdem der Flößer eine ge-
nügende Bürgschaft geleistet, um die in den Artikeln 33 und 34 vor-
gesehene Entschädigung zu sichern. 
Ar t . 31. — Die Scheiter oder Blöcke dürfen nicht über 20 Centi-
meter (7 Zoll) im Durchmesser haben, noch über 1 Meter und 50 
Eentimeter (5 Fuß) lang sein. 
Der Staatsrat kann jedoch durch Gewässer, wo keine Gefahr ist, 
das Flößen von Holz über erwähntes Maß gestatten. 
Ar t . 32. — Die Rangordnung des Flötzens wird alljährlich von 
dem betreffenden Departemente bestimmt unter Vorbehalt des Re-
kurses an den Staatsrat. 
Ar t . 33. — Jeder Flößer hat dem Eigentümer des Ufers, längs 
dem sein Floß vorbeigeht, für die nicht sichtbaren Beschädigungen eine 
durch die Tarife festgesetzte Vergütung zu bezahlen. 
Ar t . 34. — Bei sichtbaren Beschädigungen an Wuhren, Brücken, 
Wasserleitungen oder irgend welchem Eigentum«, wird die Vergütung 
gütlich ausgemittelt. Geschieht dieses nicht, so wird nach den ordent-
lichen Formen verfahren. 
V. Kapitel. 
Verschiedene Verbote und Ttraffülle. 
Ar t . 35. — I n den Gemeinde-Gehölzen und -Waldungen darf 
leine llmbrechung, keine Ausrodung stattfinden, ohne eigene und vor-
gängige Ermächtigung durch den Staatsrat. 
A r t . 36. — Jeder Kahlschlag und jede Ausrodung an einem mit 
Bäumen oder Gesträuch bewachsenen Orte, der Gefahr für Erdrutsche 
und Überschwemmungen bietet, oder den Lawinen ausgesetzt ist, wird 
mit 2 Franken durch Quadratrute des umgebrochenen oder entholzten 
Bodens gebüßt. 
Ueberdies wird das Holz mit Beschlag belegt. 
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A r t . 37. — Die Ausrodungen in den Gemeind- und Genossen-
lchaftswaldunnen find in der Regel, unter gleicher Buhe wie im vor-
hergehenden Artikel, verboten. Nur ausnahmsweise werden sie auf 
ausdrückliche Erlaubnis des Staatsrates gestattet. 
A r t . 38. — Es ist unter den im Artikel 41 bestimmten Nutzen 
verboten, in den Gehölzen und Waldungen die Bäume anzubohren, 
Streue und Moos aufzunraben oder we^unehmen, dort zu feuern, 
Kalk- oder Gipsofen oder Meiler zu errichten, ohne Erlaubnis des 
Gemeinderates oder des Eigentümers. 
Die Bedingungen dieser Erlaubnis werden durch das Reglement 
bestimmt. 
A r t . 39. — Jeder autzerordentliche Schlag in den Gemeindewal-
düngen, oder über 20 Klafter in den Privat-Hochwalbungen, und je-
des sslötzen, ohne rechtmätzige Erlaubnis, wird mit Konfiskation belegt. 
Wird mehr Holz, als im Erlaubnisscheine enthalten ist, gefällt 
oder geflötzt. so wird das Uebermehr konfisziert. 
A r t . 40. — Das Holz wird in dem Stand in Beschlag genommen, 
in welchem es sich eben befindet, ohne Entschädigung für die daran 
verwendete Arbeit und die Transportkosten. 
A r t . 41. — Jede sonstige Uebertretung wird mit einer Butze von 
wenigstens 3 bis höchstens 100 ssr. bestraft. 
A r t . 42. — Jede Uebertretung führt, nebst der Butze und dem 
Schlldeneislltie, immer die Zurllckerstattung nach sich, wenn dazu Ver-
anlassung ist. 
A r t. 43. — Die Butzen.in welche die Verwaltungen wegen Ueber-
tretung fallen, sowie auch jene, welche die Artikel 36, 3? und 38 ver-
hänaen, werden durch den Staatsrat ausgesprochen. 
Die andern, durch das Forstgesetz und Reglement bestimmten Nu-
tzen werden, unter Aufsicht des Regierungsstatthalters, spätestens in« 
nert Monatsfrist von der Gemeindeverwaltung ausgesprochen. 
Die llebertretei werden angehört oder einberufen. 
Der Rekurs an das ssorst-Departement ist vorbehalten. 
Die Art und Weise der AusfüHrung dieses Artikels bestimmt das 
Forstreglement. 
Die Kompetenz der Korrektionellgerichte ist für alle Uebertretun-
gen. die den Eharakter eines Vergehens tragen, vorbehalten. 
A r t . 44. — Die Zurückerstattungen und Entschädigungen gehören 
dem Waldeigentllmer' der Ertrag der Nutzen für die gewöhnlichen 
Frevel fällt in die Eemeindekasse. 
I n den Fallen verbotenen sslötzens. autzerordentlicher Schläge, ver-
botener Ausrodung (wofür die Butzen durch den Staatsrat ausge-
sprachen werden) kommt der Ertrag der Butzen und Beschlagnahmen 
der Staatskasse zu. 
Der Drittel der Nutze gehört in allen Fällen dem Angeber. 
I n Ausübung ihrer Amtsverrichtungen werden die Folstinspektoren 
niemals als Angeber betrachtet. 
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A11. 45. — Die durch außerordentliche Schlüge entstandenen Ne-
Schädigungen weiden von drei durch den Staatsrat ernannten Each-
verständigen geschätzt. 
Im Einspluchsflllle gegen den Echadenanschlag ernennt der Staats-
rat drei neue Sachkundige, deren Verrichtung endgültig ist. 
Diese Sachverständige sind gemäß den Verfügungen des Gesetz-
buche« Aber die bürgerliche Prozeßordnung ablehnbar. 
Der durch die ordentlichen Schläge veranlaßte Schaden wird wie 
ähnliche Fälle betrachtet, und nach den gewöhnlichen Rechtsformen ge-
schätzt. 
Art . 46. — Derjenige, welcher die Buße und die Entschädigung 
nicht bezahlen kann, wird von dem Gemeinderate zu einer Einsperrung 
von 1—15 Tagen verurteilt, unter Vorbehalt der Berufung an den 
Staatsrat für die Verurteilung p einer mehr als 3-tägigen Ein-
sperrung. 
Die Einsperrungslosten liegen der Gemeinde ob, mit Vorbehalt 
des Rekurses gegen den Uebertreter. 
A r t . 47. — Jeder von einem Forstangestellten begangene Frevel 
wird mit dem Doppel der Vuße. welche für einen gleichen Fall ein 
anderer Frevler eingelaufen hätte, bestraft, und zwar ohne Nachteil 
des Schadenersatzes. 
Art . 48. — Die Verbale der Vannwarte sind, bis zum Beweise 
des Gegenteiles, glaubbar. 
Ar t . 49. — Um den Nachweis eines Frevels zu erstellen, können 
sich die Vannwarte. in Begleitung des Oitsrichters oder dessen St«ll-
Vertreters, in die Gebäude. Werkstätten oder geschlossenen Räume de-
geben. 
V l . Kapitel. 
Allgemeine Bestimmungen. 
Art . 50. — Die Gemeinden sind gehalten, jedes Jahr die nötigen 
Pflanzungen im Verhältnis zur jährlichen Benutzung zu machen. 
-. Vom Ertrag der Verkäufe wird ein auf die Wiederbeholzung zu 
verwendender Abzug gemacht. 
Dieser Abzug beträgt 2—10 durch Hundert. 
Die Aufforstung der Tobel und Abhänge, die Gefahr für Lawinen 
und Erdrutsche bieten, ist ebenfalls vorgeschrieben. 
Ar t . 51. — Jeder Weidgang im Unterholz und im jungen Nach-
wuchs ist verboten. Dieses Verbot erstreckt sich auf alle Orte, an denen 
die Aufforstung vorgeschrieben ist. 
Ar t . 52. — An den Ufern der Rhone, der Flüsse. Bäche und 
Wasserleitungen wird ein beholzter Rand oder eine Baumpflanzung 
aelassen oder erstellt, je nach den Ortsbedürfnissen und nach der vom 
Vau-Departement vorgeschriebenen Art und Weise, unbeschadet der 
dem Ufeieigentümer schuldigen Entschädigung, die im Verhältnis zur 
Entwertung des Bodens sein soll. 
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Al t . 53. — Es weiden Unterrichtskurse für die Vannnxllte ge-
neben. 
A l t. 54. — Es soll dem ©roften Rate ein alljährlicher und um-
ständlicher Bericht über die allgemeine Bewirtschaftung der Forste ab-
gestattet werden. 
A r t. 55. — Der Staatsrat ist beauftragt, das Forstreglement zu 
revidieren, und ein allgemeines Reglement über die Wiederbeholzung, 
sowohl in der Ebene als auf den Bergen, und über den Weidgang 
der Ziegen und Schafe auszuarbeiten. 
Derlselbe wird ferner auch die zur Vollziehung dieses Gesetzes er-
forderlichen Beschlüsse veröffentlichen. 
A r t. 56. — Die Einsprachen gegen die Anwendung dieses Ge-
setzes und der Forftreglemente fallen unter die Kompetenz des Staats-
rates. 
A r t . 57. — Das vorliegende Gesetz und die darauf bezüglichen 
Réglemente treten mit dem 1. Jänner 1874 in Kraft. 
Von dem Tage an sind das Forstgefetz vom 1. Juni 1850, sowie alle 
den vorhergehenden Bestimmungen widersprechenden Verfügungen 
aufgehoben. 
Die gegenwärtigen Bannwarte bleiben fedoch in ihrem Amte bis 
zur nächsten periodischen Wahl der Gemeindebehörden. 
Gegeben im Großen Rate zu Sitten, den 27. Mai 1873. 
Der Präsident des Großen Rates: 
V. v o n Ehas tonay . 
Die Schriftführer. 
L. L. R o t e n . — I . T h o v e x . 
Der Staatsrat des Kantons Wallis 
B e s c h l i e ß t : 
Das vorliegende Gesetz wird am 21. laufenden Dezember in allen 
Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen, und tritt mit 
dem 1. Jänner 1874 in Kraft. 
Sitten, den 17. Dezember 1873. 
Der Präsident des Staatsrates: 
i>. B i o l e y . 
Der Staatsschreiber: 
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Forstordnuny 
vom 11. August 1874. 
lV. E. X I . 387) 
Der Swlltslath des Kantons Wallis. 
I n Vollziehung des Alt. 35 des ssolft.qesetzes vom ,27. Mai 1873. 
B e s c h l i e ß t : 
I. Kapitel. 
Personal. 
A l t . 1 — Las einem der ftaatsläthlichen Departement« unterge-
ordnete ssolstveiwaltungs-Pelsonal besteht aus: 
1) einem Kantons-ssoiftinspektol' 
2) Kreis-Forftinspektoren! 
3) Bannwarten und deren Gehilsen. 
A l t . 2. — Die Folstinspettoien und Nannwaite dülsen ohne El-
machtigung d.ei Vehöide, welcher sie untergeordnet sind, keine andern 
Amtsverrichtungen oder Anstellungen annehmen. 
A r t. 3. — Die Gemeinde- und die Genossenschastsräthe stehen 
bezüglich ihrer Pflichten und Obliegenheiten in Sachen ebenfalls 
unter der ssorstverwaltung. 
I I . Kapitel. 
Kantons-Forstinspeltor. 
A r t. 4. — Der Kantons-Foistinspektor ist der ordentliche Ner-
mittlungsmllnn zwischen dem mit dem Forstwesen beladenen Départe-
mente und den Kleis-fforstinspeltoren. 
A r t . 5. — Derselbe hat folgende Amtsbefugnisse! 
1) er überwacht, unter Anleitung des Departementes, die Forstver-
Wallung im ganzen Kanton, so rote auch die Vollziehung der Ge-
setze und Réglemente: 
2) er gibt gemeinschaftlich mit dem Kreis-Inspektoi sein Gutachten' 
ab über die Ausbeutung, Bewirtschaftung, Wiederaufforstung. 
Pflanzung und die Schätzung, und erstattet Bericht über die Zwiste 
urw Streitfragen in Sachen: 
3) er besichtigt die Wälder, wann er es für nothwendig hält, oder 
es vom Departement verordnet wird: 
4) er führt ein allgemeines Verzeichnis! der Gemeinde- und Privat-
gehölze und Wälder: 
ein Verzeichnis; der Echlagbewilligunge«: 
ein Verzeichnis der ordentlichen und außerordentlichen Schläge: 
ein Register der Holzanerkennungen: 
ein Register der Flöße: 
ein Register der Forstfrevel, Bußen und Beschlagnahmen: 
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5) er «stattet einen jährlichen und umständlichen Bericht über die 
Foistverwaltunn des Kantons. 
III. Kapitel. 
Kreis-Forftinspettor. 
A l t . 6. — Die Kreis-Forstinspettoren sind die ordentlichen Ver-
mittlungspersonen Mischen dem Kantons-^oistinspektol und den Orts-
rathen und den Vannwaiten; sie wachen sür die Vollziehung der Ge-
setze. Réglemente und Vorschriften der Oberbehörde in ihren Forst-
kreisen. 
Ar t . 7. — Sie sind für die Vestiafung der ihnen zur Kenntnis; 
gelangenden Foistübeitretungen und Frevel verantwortlich. 
Sie haben folgende Befugnisse! 
1) sie besichtigen jährlich die Wälder und die aufforftungsfahigen Ab-
hänge und Schluchten; 
2) sie unterrichten, leiten und überwachen die Vannwarte und bean-
tragen nöthigen Falls deren Bestrafung und Absetzung; 
3) sie nehmen die Bewirthschaftungs- und Aufforstungspläne auf nach 
den hierüber erhaltenen eigenen Anweisungen; 
4) sie Plätzen (mit dem Waldhammer anzeichnen) die außerordentlichen 
Schläge und anerkennen das Holz,; 
5) sie überwachen die Holzschläqe und deren Abräumung; sie schreiben 
die Pflanzungen, das Aushauen und Auslichten der jungen Be-
stände vor: 
6) sie wohnen den Holzverkäufen bei und lassen sich im Verhinde-
, rungsfalle durch einen Förster nach ihrer Auswahl vertreten; 
7) sie halten ein Verzeichnis! der Gemeinde- und Privatwaldungen 
ihres Bezirkes; 
ein Verzeichnis; der ordentlichen Schläge; 
ein Verzeichnis! der außerordentlichen Schläge und der Anerken-
nung des gefällten Holzes; 
ein Verzeichnis; der Forst-Frevel. Bußen und Beschlagnahmen. 
A r t. 8. — Bei Bränden. Erdstürzen. Lawinen. Einreiben von 
liefern oder andern ähnlichen Zufällen in den Wäldern haben sie 
iick sofort an Ort und Stelle zu begeben, um die Erbaltunqs- und 
Wiederherstellungsmahnahmen zu sichern, und darüber Bericht zu er-
statten. 
Ar t . 9. — Sie erstatten einen je dreimonatlichen und umständ-
lichen Bericht über die Forstverwaltung in ihrem Kreise. 
Ar t . 10. — Der Kanions-Foistinspektor und die Kreis-Forstin-
ivektoren dürfen, ahne Ermächtigung durch das Departement, ihren 
Dienst nicht verlafisn. 
IV. Kapitel. 
Vannwarte. 
Art . 11. — Der Bannwart steht für die Vollnehung der Gesetze 
und Réglemente in den Gemeinde- und Privatwaldungen seiner Hut, 
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Er leistet den Eid in die Hände des Regielungsstatthlllteis des 
Vezilkes und tritt in sein Amt vom Tage seiner Ernennung an. 
Sein Dienst beginnt mit der Inempfangnahme des Waldhammers. 
Ar t . 12. — Der Vannwart hat folgende Verpflichtungen und 
Befugnisse: 
1) er nimmt umständliche Kenntnis von den Gehölzen und Wäldern, 
indem er dieselben bei seinem Dienstantritt durchgeht' 
2) er nimmt das Anschalmen lAnzeichnen) und die Schätzung des be-
willigten und des Brennholzes vor nach den Anweisungen des 
Kleis-ssorstinspektors; 
3) das Anschalmen der zu fällenden Bäume geschieht auf folgende 
Weise: jeder Baum muß zwei Abdrücke des Waldhammers tragen, 
den einen auf dem Stamm, vier Schuh ob dem Boden, den an-
dein dicht am Boden, soviel möglich auf einer vorstehenden Wurzel 
auf der Seite des Abhangs' 
Die gesetzwidrig gefällten Bäume tragen zwei Abdrücke, einen 
Fuß Abstand einen über den andern. 
Das zu den ordentlichen Schlägen bestimmte holz wird mit 
dem Gemeindehammer gezeichnet. Für die zu den auherordent-
lichen Schlägen bestimmten wird der Kreishammer angewendet, 
unter Leitung des Kreis-Forstinspektors. 
4) er überwacht fleißig die Schläge und das Abräumen des Holzes, 
damit alles nach den Bedingungen und auf den Wegen wie vor-
geschrieben stattfinde: 
5) er sorgt für die Erhaltung der Grenzmarken und macht, daß die 
verschwundenen oder beschädigten ersetzt werden: 
6) er konstatirt und bestraft jeden Frevel und jede unerlaubte Hand-
lung in den Gehölzen und Wäldern, als wie: Schläge ohne An-
schalmen, Wegnahme von Holz und Streue, unerlaubten Durch-
gang, unbefugtes Feuern, u. s. w., saßt darüber Verbal ab und 
übermittelt es innert den 48 Stunden dem Präsidenten des 
Rathes: 
?) bei Bränden. Lawinen. Erdrutschen. Vaumlrankheiten und an-
dern Zufällen in den Gehölzen und Wäldern, begiobt er sich sofort 
an Ort und Stelle, ergreift von sich aus oder begehrt vom Ge« 
meindepräsidenten die entsprechenden Erhaltungsmannahmen und 
setzt unverweilt den Kreis-Forstinspeltor in Kenntniß: 
8) er ist bei Bränden mit der Leitung der Arbeiten beauftragt. 
Diese Arbeiten bestehen im Allgemeinen darin, das Laub und das 
Moos zufammenzurechen. die Flammen mit Aesten peitschen zu 
lassen, die Kohlenglut mit Erde zu überschütten und die Brand-
statte mit Graben zu umziehen, wobei auf der dem Wind entge-
gengesetzten Seite begonnen wird. 
Wenn das Feuer die Bäume ergreift, fo muß der Bannwart 
hinreichend breite Schläge anordnen, um die Dichtheit des Wal-
des zu unterbrechen und üwar auf einer genügenden Entfernung 
vom Feuer, damit man Zeit habe die Arbeit vor dem Heran-
nahen der Flamme zu vollenden: 
74 
9) Del Nannwart nimmt übei Alles, was sich während des Blandes 
zugetragen, und über die mutmaßliche Veranlassung desselben 
Veibal auf. 
Li meldet ausdlücklich den vom Gemeindepräsidenten und den 
hiezu aufgeforderten Vüissein geleisteten oder verweigerten Nei-
stand. 
Dieses Verbal wird dem Kieis-ssorstinspektor eingereicht. 
Ar t . 13. — Der Vannwait macht durch die Gehölze und Wälder 
die ihm durch den ssoistinsnektor oder den Rath verordneten, und 
die durch einen guten Dienst gebotenen Rundgänge. 
A r t . 14. — Er erhält vom Staate ein Register nach dem durch 
die ssorstveiwaltung aufgesetzten Muster. 
Dieses Register enthält drei getrennte Abtheilungen.' 
Die erste ist zur Einschreibung der Vertheilungen und Vewilli-
gungen. von Holz bestimmt (ordentliche Schläge). 
Die zweite enthält jene der Verkäufe laußerordentliche Schläge). 
Die dritte die Einschreibung der Verbale. 
Der Vannwait führt ferner ein Rotizbücklein zur Verzeichnung 
seiner Rundgänge und anderen täglichen Beschäftigungen. 
Art . 15. — Am SchluK jeden Jahres stattet der Vannwait dem 
Kreis-ssorstinspeltor einen Uebeisichtsbericht über alle seine Arbeiten. 
Ar t . 16. — Er kann sich nicht länger, als auf acht Tage von 
seiner Gemeinde entfernen, ohne den Gemeindepräsidenten und den 
Kreis-ssorstinspeltor davon in Kenntnis zu setzen und den Waldham» 
mer seinem durch das Departement genehmigten Gehilfen eingehän-
digt zu haben. 
Ar t . 17. — Der Vannwait ist ferner gehalten, alle Uebertre-
tungen bezüglich Ltiakenpolizei. sslurpoliüei und gegen das Iagdge-
setz anzugeben, ssür diesen letzteren Fall kann er sich das Iagdpatent 
vorweisen lassen und, wenn nothwendig, den Uebeitietei. den er 
nickt genügend kennen würde, verhaften. Alles nach den betreffenden 
Gesetzen. 
Ar t . 18. — Der Gehilfe des Vannwarts hat in Ausübung seiner 
Amtsverrichtungen die gleichen Pflichten und Befugnisse wie dieser. 
Ar t . 19. — Der Vannwait. der überwhrt ist, eine von ihm ge-
kannte Uebeitretung anzuaeben vernachläfzigt zu haben, wird mit 
einer Ordnungsbuße von 10 bis 50 Franken bestraft' er kann ferner 
in seinem Amte eingestellt und davon abgesetzt weiden. 
A l t . 29. — Dei abtretende Vannwait liefert seinem Nachfolger 
alle Angaben übei die Wäldei feiner Hut. und ist gehalten, demsel-
ben die Grenzmarken zu zeigen, ihm den Waldhammer zu übergeben, 
die Register, das ssorstgeietz und die ssorstordnung und alle andern 




Ortsräthe: Pflichten und Befugnisse. 
A l t . 21. — Der Gemeindeiath ist verpflichtet, für die Vallzie-
hung der die ssorstoerwaltuna betreffenden Gesetze, Réglemente und 
Verordnungen der Oberbehörde in seinem Amtsgebiete zu wachen. 
Er ist berechtigt, bei der Verwaltung der Gehölze und Wälder, an 
deren Erhaltung der Gemeinde gelegen ist, zu interueniren. 
Bei Bränden, Erdrutschen und anderen Umfallen setzt er die 
Kantons-Forstveruialtung sofort davon in Kenntnis und trifft nach 
vorgegangenen Einvernahmen des Waldverwaltungsrathes, alle er-
spließlichen Maßnahmen. 
Er faßt jährlich ein Verzeichnis des für den öffentlichen Dienst zu 
fällenden Holzes ab und gibt dasselbe der Gemeinde-Forstvelinal-
tung ein. 
Ar t . 22. — Der Büigerrath, odei der. welcher den Wald ver-
waltet, wacht für die Vollziehung der Gesetze, Réglemente und 
obrigkeitlichen Verordnunssen über die Gehölze und Wälder ihres 
Amtsgebietes so wie über die Aufiechteihaltung des Eigenthums 
gegen jeden Eingriff, jede Dienstbarkeit oder jedem Mißbrauch. 
Er ernennt einen Forstausschuß von 3 bis 5 Mitgliedern, welcher 
eigens das Forstwesen zu verwalten, die Dringlichkeit der Holzbe-
nehren zu konstatiren und sich von der Verwendung des vor zwei 
Jahren bewilligten Holzes zu überzeugen hat. 
Er überwacht die Ausführung der durch die Forftverwaltung vor-
geschriebenen Arbeiten und Pflanzunnen. so wie auch die ausdrückliche 
Erhaltung der vor dem Weidgang gebannten Wälder. 
V I . Kapitel. 
Verwaltung und Bewilligung von Holz. 
A r t . 23. — Den Rechtshabenden darf erst dann Holz ausgetheilt 
werden, nachdem für die Bedürfnisse des öffentlichen Dienstes oer^ 
Gemeinde angemessen gesorgt worden. 
A r t . 24. — Die jährlichen Schläge dürfen jedoch auf keinen Fall 
die Ertragskraft der Wälder, d. h. deren regelmäßigen Nachwuchs 
übersteigen. 
Jede Übertretung dieser Vorschrift veranlaßt die Einstellung der 
Vertheilung bis der Vorrat nachgewachsen ist. 
Art . 25. — Die ordentlichen Verkeilungen des Brennholzes 
müßen unter den dazu Berechtigten nach dem Maßstabe vollkommener 
Gleichheit und mittelst Loosziehens geschehen. 
Diese Vertheilungen können, außer den durch das Unternehmen 
veranlaßten Ausbeutungskosten, unentgeldlich stattfinden. 
' ' A11. 26. — Die Begehren um Holzbewilligungen zu Neubauten 
oder größeren Ausbesserungen, deren Nothwendigkeit der Forstaus-
schuß anerkannt, wird dem ssorstverwaltungsrathe eingegeben. 
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Zu diesem Zwecke befolgt der Nath folgenden Gang' 
1) Innert den eisten vierzehn Tagen Aprils nimmt der Rathsschiei-. 
der die Eingaben um Bauholz in Empfang und setzt das Verzeich-
nis der ordentlichen Schläge auf. 
2) Der Forfwusschuß mutz sich an Ort und Stelle von der Dringlich- , 
teil, der Begehren überzeugen und mutz auch nachsehen, ob das be-
willigte Holz in der vorgeschriebenen ssiist verwendet wurde. 
3) Ein Uebersichtsverzeichnis der ordentlichen Schläge wird in den 
zweiten vierzehn Tagen Aprils an den Kreis-Foistinspektor ge-
schickt, um die Schlagbewilligung gemäß Art. 24 der Forstordnung 
zu erlangen. 
4) Alle Hu Vauten und zum Brennen bestimmten Stämme werden i 
burch i>eh Dannwart. im Beisein eines Abgeordneten des Forst-
ausschusses zur Schätzung des bewilligten Holzes, angezeichnet. 
Diese Schätzung geschieht im Grundsatz nach Cubikwtzen. 
5) Das Brennholz soll soviel möglich zur Saftzeit gefällt werden, um 
die mt Lohe taugliche Rinde zu benutzen. 
6) Es ist strenge verboten zu Brennholz grüne Stämme zu fällen, 
so lange sich im Walde dürres und liegendes Holz befindet. 
7) Um die Beaufsichtigung der Wälder zu erleichtern, mutz der Ge-
meinderath eine Frist zum Hauen und Aufräumen des Holzes fest-
setzen. 
8) Nach Ablauf der Einichieibungszeit darf im Beilauf des Jahres 
kein Stück Holz, das nicht auf dem Verzeichnis der ordentlichen 
Schläge steht, abgeliefert werden, außer in Fällen unwidersteh-
barer Gewalt, wie nach einer Feuerbrunft, einer Ueberfchwem-
mung. 
A r t . 27. —, Das Vau- und das Dienftholz wird nach einer für, 
den Ort eigenen und durch das Departement genehmigten Taxe be-
zahlt. 
"" Diese Taze kann alle vier Jahre erneuert werden, sie beträgt we-
nigstens die Hälfte des Kaufpreises. 
Art . 28. — Das Verzeichnis der ordentlichen Schläge muh an-
geben: 
a) die Menge des Holzbedarfs für jeden Zweig des öffentlichen Dien-
stes in der Gemeinde: 
b) die Menge (in Klaftern) des an die Bürger zu vertheilenden 
Brennholzes, den Namen und das Hauszeichen jedes Einzelnen,-
c) die Zahl der zu Bauten oder Ausbesserungen bewilligten Stöcke, 
den Namen Dessen, dem sie bewilligt werden: 
6) den Ort. oder den Wald, wo der Schlag stattfinden soll. 
A r t . 29. — Der Forftausschusz oder dessen Bevollmächtigter 
wohnt dem Anschalmen bei. um mit dem Bannwart das bewilligte 
Holz zu schätzen. 
A r t . 30. — Der Bannwart schreibt auf den obern Abdruck die 
Ordnungsnummern der zu Brennholz bestimmten Stöcke. 
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A i t . 31 .— Ei zeigt die Verloosung acht Tage zuvor durch 
öffentliche Ausrufung an. 
Ar t . 32. — Er nimmt die Verloofung, unter dem Befehl des 
Präsidenten des ssorftausschuffes und in Gegenwart der Berechtigten 
vor, uerfehen mit dem Namensverzeichnis dieser Letztern. 
Er gibt den Namen jedes Einzelnen gegenüber das demselben zu-
gefallene Loos an und theilt die Nummern während der Sitzung aus. 
Ar t . 33. — Die ordentlichen Schläge müssen vorzugsweise durch 
auf Abschlag gegebene Unternehmen gemacht weiden, unter der Lei-
tung des Bannwarts. 
A r t. 34. — Das bewilligte Holz mufz innert spätestens zwei 
Jahren nach der Auslieferung zu feiner Bestimmung verwendet wer-
den' wenn nicht, fällt Derjenige, dem es bewilligt worden, in eine 
Buhe, die dreimal den Werth des Schatzungspreises beträgt, und ist 
von der ordentlichen Vertheilung des folgenden Jahres ausgeschlossen. 
Diese Buße wird verdoppelt, wenn das Holz zu irgend einer an-
dein Bestimmung verwendet, oder zum Zwecke einer Spekulation 
verkauft wurde. 
Ar t . 35. — Das Brennholz darf unter Strafe des doppelten 
Werths desfelben weder verhandelt noch verkauft werden. 
Ar t . 36. — Kein Stück Bau- oder Dienstholz darf aus_J>em 
Wald geschasst werden, ohne das Hauszeichen des Eigenthümers zu 
tragen. 
A l t . 37. — Jeder, der Holz aus der Gemeinde trägt oder^fühlt, 
miife sich über dessen Herkunft ausweisen mittelst eines durch den 
Bannwart ausgestellten, und durch die Gemeindebehörde visirten 
Scheines. 
Die gleiche Verpflichtung hat der Besitzer im Falle von Nach-
suchungen über einen frisch geschehenen Frevel. 
Bei Mangel von Ausweis werden sie als Uebertieter behandelt. 
Ar t . 38. — Die Sägermeister müssen ein Register halten — 
nach dem Formular, das ihnen wird zugestellt werden — in welches 
sie die Ankunft alles, auf ihre Säge geführten Holzes einzutragen 
haben. 
Dieses Register enthält den Namen des Fuhrmanns, den des 
Holzeigenthllmers den der Erstere angiebt, die Herkunft des Holzes, 
die Anzahl der Stücke, die Holzart und die Maahe jedes derselben. 
Die Uebeitretung der vorstehenden Vorschriften kann mit einer 
Ordnungsbuße von IN bis 100 Franken, mit der Wegnahme des Hol-
p,es und selbst mit der Entziehung desSägerpatentes bestraft weiden. 
VII. Kapitel. 
Holzschlag und Holzverkauf. 
A i t. 39. — Die Begehren um Schlagbewilligungen müssen, un-
ter Strafe, auf ein anderes Jahr verschoben zu werden, innert der 
durch Art. 17 des Gesetzes bestimmten Frist gestellt werden. 
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A l t. 40. — Die verschiedenen, den Schlag und den Veikaus von 
Holz betreffenden ^Bedingungen gelten für die Nieder- wie für die 
Hochwaldungen. ausgenommen das Anfchalmen, das nur für die 
Hochwaldungen vorgeschrieben ist. 
Ar t . 41. — Der Holzverlauf darf nur nach dem Forstgesetze statt-
finden. 
Ar t . 42. — Der Kreis-Forstinspektoi, oder dessen Ersatzmann un-
terzeichnen das Protokoll mit Vorbehalt anderer Unterschriften. 
A r t . 43. — Die Klauseln oder Bedingungen des Verkaufs dürfen 
nichts gegen die sachbezllglichen Gesetze und Réglemente enthalten. 
A r t . 44. — Für «die Schlag- und Verkaufsbewilligungen von 
Genossenschllftswaldungen muß der Vorstand der Genoffenschaft aus-
drücklich im Namen derselben handeln. Er ist persönlich verantwort-
lich unter Vorbehalt des Rückgriffes gegen Wen Rechtens. 
V I I I . Kapitel. 
Flöhen. 
A r t . 45. — Die Flößbegehren müssen, unter Strafe der Ver-
tagung, innert der. durch Art. 1? Gesetzes bestimmten Frist gestellt 
werden. 
A r t . 46. — Alle Vorschriften des IV . Kapitels des erwähnten 
Gesetzes sind genau zu beobachten. 
Kein Floß darf vorgenommen werden, ohne wenigstens acht Tage 
vorher durch Verkündigung am gewöhnlichen Ausrufungsorte in den 
am Ufer des Wassers, durch welches geflößt werden soll, gelegenen 
Gemeinden angezeigt worden zu sein. 
A r t . 47. — Durch diese Verlimdigung steht der Floß unter dem 
Schutze des Gesetzes gegen jedes Hindernis und jede Wegnahme. 
A r t . 48. — Das vom Wasser fortgeschwemmte Holz kann durch 
den Eigenthümer innert den vierzehn Tagen nach dem Unfall zurück-
gefordert werden. 
Derselbe hat vorläufig Wem Rechtens die allfälligen Kosten, Ver-
gütungen und Entschädigungen zu bezahlen. 
A r t . 49. — Der Gemeinderath ist berechtigt, das vom Wasser auf 
sein Gebiet geschwemmte Holz herausziehen zu lassen. 
Er läßt selbes, für den Anspruchsfall abseiten des Eigenthümers, 
an einen Ort hinbringen, wo es während vierzehn Tagen vor jedem 
Unfall gesichert bleibt' nach Ablauf dieser Frist verfügt er darüber 
zu Gunsten der Gemeinde. 
A r t. 50. — Das in den Genfeisee geschwemmte Holz, dessen Her-
kunft nach einem Monat nicht erwiesen ist. fällt dem Staate zu. 





Bewirthschaftung und Aufforstung. 
Art . 51. — Die Wirthschaftspläne weiden von den Kieisinjpek-
toten nach eigenen Änweifunssen aufgenommen. 
A l t . 52. — Diese Pläne bezwecken vorzüglich die Erhaltung und 
Erhöhung des Forstertrags. 
Ar t . 53. — Die Wiedeiauffoiftung ist eine Verpflichtung, der sich 
keine Verwaltung entziehen darf. Diese Verpflichtung begreift auch 
die Pflanzungen, welche der Etaatsrath in den Gemeinden der Ebene 
verordnen wird. Nach jedem ordentlichen Schlage ist die Verwaltung 
gehalten, nach den Vorschriften der Schlagbewilligung und anderen, 
die Wiederaufforstung vorzunehmen, wenn sie verordnet wird. 
Ar t . 54. — Der durch Schläge oder Vrände entblößte Voden, die 
Lawinenzüge, die steilen Ufer der Waldbäche und der lockere Voden 
mutz wiederbeholzt und demselben vermittelst Flechtwerk, Mauern, Ve-
samungen oder Pflanzungen Festigkeit gegeben weiden. 
Der Sumpfboden in den Wäldern muß durch offene Abzugsgraben 
oder durch Drainiren trocken gelegt werden. 
A r t. 55. — Die harzigen Bäume dürfen auf keinen Fall über 
den Drittel ihrer Höhe hinauf abgeästet werden. 
Ar t . 56. — Die todten Häge sollen so viel möglich durch lebendige 
und durch Mauern ersetzt werden. 
Es wird zu diesem Zwecke kein anderes Holz, als Aeste, oder ge-
sägte oder der Länge nach geschnittene Latten verwendet. 
Ar t . 57. — Die Gemeindebehörde oder der Eigenthümer, der die 
unter Art. 38 gemeldete Erlaubniß ertheilen will, muh vorläufig die 
Bedingungen dazu bei Forswerwaltung mittheilen. 
X. Kapitel. 
Weidgang. 
Art . 58. — Der Weidgang darf auf keinen Fall andeiswo statt-
finden, als in den durch die Forswerwaltung in jeher Gemeinde oder 
Genossenschaft ausdrücklich dazu bezeichneten Waldungen. 
Die Ziegen oder die Schafe stehen immer unter der Hut eines 
Hirten. 
Ar t . 59. — Der Weidgang mit Ziegen und Schafen ist in allen 
Waldungen, wo junger Nachwuchs vorkömmt, so lange verboten, bis 
die Spitzen desselben dem Zahn des Viehs entwachsen sind. 
Ar t . 60. — Im Grundsatz, und ohne ausdrückliche ErlaubnH, ist 
weder vor dem 1. Juni noch nach dem 1. Oktober irgend ein Weid-
gang gestattet. 
Ar t . 61. — Die Anzahl der zum Weidgang zuzulassenden Ziegen 
und Schafe kann durch Veschlutz des Staatsrathes. oder durch von dem-




Ar t . 62. — Die Plivat-Gehölze und -Wälder weiden nach dem 
Folftnosetz verwaltet. 
Ar t .83 .— Sie sind den allgemeinen Sicheiheitsmahregeln unter-
warfen. 
Ar t .64. — Alle Schlüsse über vier Klafter müssen vorläufig durch 
den Vannwait angezeichnet werden. 
X I I . Kapitel. 
Uebertretungen, Bestrafungen der Frevel und Schadenersatz. 
A r t 65. — Der Vannwait nimmt über jeden Frevel und jede 
llebertretung, die er erwiesen. Verbal auf, und läßt dasselbe innert 
den 48 Stunden dem Gemeindsprüsidenten zukommen. 
Er ist gehalten, eine Abschrift davon, spätestens innert den acht 
Tagen, dem Negierungsftatthaltei des Bezirkes einzugeben. 
Ar t . 66. — Das Verbal muß nach den von der Forstveiwaltung 
angenommenen Mustern abgefaßt sein. 
Dasselbe enthält: 
a) die Angabe von Tag und Ort. wo der Frevel erwiesen wurde, den 
Namen und «den Wohnort des Uebertreters: 
b) wenn es ein Holzfrevel ist: die Anzahl Stücke, die Holzart, die 
Maaße, den Werth des Holzes und den Schaden, wenn solcher 
stattgefunden: 
c) wenn ein Weidgangfrevel: die Viehart. die Zahl der Thiere und 
soviel möglich die Dauer des unerlaubten Weidgangs^ 
d) das Datum der Vorladung des Uebertreters. 
A r t . 67. — Sobald das gesetzwidrig gefällte Holz aufgefunden 
ift, läßt es der Vannwait an einen sichern Ort bringen und setzt so-
fort den Gemeindspläsidenten davon in Kenntniß. 
A r t . 68. — Wenn der Vannwait in einem gebannten Walde 
weidendes Vieh getroffen, hat er es zu ergreifen, an einen sicheren 
Ort zu führen und Verbal abzufassen. 
A r t. 69. — Wenn ein Forstangestellter Holz konfisziert, mutz er 
den Uebertreter durch das Doppel des Verbals innert den 48 Stun-
den davon in Kenntniß setzen. 
A r t . 70. — Wer sich der Wegnahme konfiszirten Holzes schuldig 
macht, wird vor das Korrektionellaericht gezogen. 
Art . 71. — Wenn der Beamte, dem er das Verbal eingereicht, 
demselben keine Folge gibt, oder wenn die Gemeindebehörde nicht in-
nert der durch Alt. 43 dee Gesetzes bestimmten Frist entscheidet, so be-
gehit der Vannwait eine Erklärung mit begründeter Weigerung, 
welche er dem Kreis-Forstinspektor oder dem Regieiungsstatthalter 
des Vezirks übermittelt. 
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Al t . 72. — Die Gemeindebehörde ist unter Buße gehalten, dem 
Regielungsstatbhalter monatlich ein Verzeichnis; der von ihr ausge-
sprochenen Urtheile zu übersenden. 
Ar t . 73. — Der Regieiungsstatthalter des Bezirks hält ein nach 
Gemeinden eingetheiltes Register der vom Vannwart erhaltenen Ver-
bale und der durch die Gemeindebehörde« getragenen Urtheile. 
Er ist zu einer Sportelgebühr von 50 Rappen berechtigt für jede 
Hinterlegung und Eintragung eines Verbals, für welche Sportelge-
bühr ihm die Gemeindebehörde, welche dieselben den dem Uebertreter 
zufallenden Kosten beifügt, Rechnung trägt. 
Ar t . 74. — Im Falle des Rekurses an das Departement mutz 
dieser Rekurs, unter Strafe der Richtigkeit, innert der Frist von 
zwanzig Tagen, von der amtlichen Anzeige des Urtheils der Gemeinde-
behölde an, ergriffen werden. 
Ar t . 75. — Das Begehren mutz fchriftlich gestellt werden, ver-
mittelst einer Denkschrift, welche die Thatsachen darlegt, auf die es 
sich stützt. 
Art . 76. — Die Denkschrift wird in zwei Doppeln abgefaßt, und 
von den Belegstücken nebst Abschrift derselben begleitet. 
Ar t . 77. — Die Abschrift des Begehrens und, nöthigen Falls, an-
dere Schriftstücke werden dem Beklagten übermittelt, der darauf in-
nert acht Tagen antwortet. 
Ar t . 78. — In den Fällen sichtbaren Schadens an den Etratzen, 
Wegen. Muhren. Brücken. Wasserleitungen und an irgend welchem 
Eigenthum durch die Ausbeutung, das Flötzen, oder jede, von der 
Forftveiwaltung ausgehende Handlung wird die Vergütung nach den 
durch das Forstgesetz vorgeschriebenen Formen geregelt. 
Ar t . 79. — Die Uebeitietungen dieser Foistordnung werden nach 
Art. 41 des Forstgefetzes gebützt. 
Ar t . 80. — Die Gemeindeverwaltungen, welche die genaue Er-
füllung ihrer Pflichten vernachlässigen, wie dieselben durch die Forst-
ordnung vorgeschrieben sind, können mit 20 bis 100 Franken gebützt 
werden. 
Ar t . 8,1. — Die durch den Staatsrath ausgesprochenen Butzen 
werden im Amtsblatt veröffentlicht: die durch die Gemeindebehörden 




Art . 82. — Die Nutzungsrechte sind den Regeln der Forstwirth-
fchaft und der Holzausbeutung unterworfen. 
Der Genutz dieser Rechte darf die Bedürfnisse des durch die Forst-
Verwaltung gehörig erwiesenen Gebrauchs nicht überschreiten. 
Das Nutzungsrecht des dürren Holzes versteht sich vom kleinen, 
von selbst abgestandenen Holze, das ohne Werkzeug kann weggenom-
men werden: es sann auf bestimmte Tage beschränkt werden. 
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A l t . 83. — Die Waldungen, deren Gerichtsbarkeit nicht entschie-
den bestimmt ist, sind provisorisch unter die Aufsicht eines eigens durch 
das Forftdepartement ernannten Vannwarts ssestellt. 
Art . 84. — Unter Strafe der Nichtigkeit darf keine Verwaltung, 
ohne Genehmigung des Departements, dem ssorftgesetze oder der Forst-
ordnung widersprechende Réglemente und Beschlüsse beibehalten oder 
aufstellen, noch Gewohnheiten dulden, 
A r t. 85. — Das Forstdepartement kann unter der Form von 
Dienstbefehlen, die geeigneten Maßnahmen ergreifen, um die Voll-
Ziehung der Faistordnung p sichern. 
Ar t . 86. — Die Streitfragen über die Anwendung des Forstge-
setzes und dieser Forstordnung gehören in die Kompetenz des Staats-
rathes. 
Ar t . 87. — Das Forstreglement vom 1. Juli 1853 tritt außer 
Kraft. 
Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den 11. August 1874, um 
Sonntags, den 13. künftigen September in allen Gemeinden des Kan-
tons veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 
Der Präsident des Etaatsraths, 
A l p h. W a l t h e r. 
Der Etaatsschreibei! 
Em. V a r b e i i n i. 
2? 
Veschluß 
vom 26. Körnung 1875, 
regelmäßige Baumpflanzungen an den Ufern der Rhone verordnend. 
(G. S. X I I . 5) 
Der Etaatsrath des Kantons Wallis. 
Eingesehen den Art. 12 des Beschlusses vom 29. November 1862, 
über die Rhonekorrektion! 
Eingesehen den Art. 55 des Forstgesetzes vom 27. Mai 1873; 
Auf den Vorschlag, des Vaudepartementes, *' 
B e s c h l i e ß t : 
Art . 1. — Die Gemeinden, welche die Verpflichtung der Dam-
mung haben, sind gehalten, ununterbrochene, regelmäßige Baum-
Pflanzungen an den Ufern der Rhone und der Seitenbäche zu machen. 
A r t. 2. — Es ist für diese Arbeiten eine Frist von drei Jahren 
die mit dem Jahr 187? zu Ende geht, festgesetzt. Die Ausführung 
dieser Arbeiten kann gleichmäßig auf drei Jahre vertheilt werden. 
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Nach Ablauf dieser Frist weiden die Pflanzungen auf Kosten der 
Gemeinden vorgenommen. 
Ar t . 3. — Das Baudevartement ist beauftragt, die Zeit, die 
Pflllnzungsweise, die Wahl der Holzarten, «überhaupt alle Ausfüh-
rungsmatzregeln des gegenwärtigen Veschlusses zu bestimmen. 
Gegeben im Staatswthe zu Sitten, den 26. Hornung 1875, um in 
allen betreffenden Gemeinben veröffentlicht und angeschlagen zu wer-
den. 
Der Präsident des Staatsrates: 
A lph . Wa l the r . 
Der Etaatsschreiber: 
Em. V a r b e r i n i . 
28 
Auszug aus dem 
Dekret 
vom 22. Mai 1875 
zur Bestimmung des Tarifs der Verwaltungsalte. 
«S.S. XII. 38) 
Der Grohe Rath des Kantons Wallis. 
Auf Antrag des Staatsrathes. 
Beschl ießt: 
Die Fiskusgebühren und die Sporteln der Verwaltungs-Vehölden 
und -Beamten für die Akte ihrer Verwaltung sind folgende festgesetzt: 
Rp. 
Ar t . 11. — Für eine Holzschlag-Bewilligung, durch Klafter 80 
A r t . 12. — Für Flöhbewilligung: 
a) Gebühr an den Staat, durch Klafter 50 
b) Gebühr an die Gemeinden, als Wuhrentschädigung. durch 
Klafter Holz und durch je zehntausend Fuß Wuhrenlänge, 
auf beiden Ufern zu berechnen und durch das Finanzdeparte» 
ment unter die Ufergemeinden oder die Beteiligten, im 
Verhältnis zu den Wuhren. deren Unterhalt ihnen obliegt, 
zu vertheilen 10 
Die Bewilligungen sind zur Hälfte bei ihrer Ausstellung und zur 
andern Hälfte bei der Anerkennung des Holzes, wenn es aus dem 




betreffend die Einführung des Metermatzes 
zum Gebrauche der Verwaltungen, Forstbeamten, Partikularen 
und des Handels. 
Das Metermaß ist in der ganzen schweizerischen Eidgenossenschaft 
eingeführt. 
Eine seiner wichtigsten Abtheilungen betrifft das Holzmatz. Man 
weitz, datz bis fetzt im Wallis mehrere Matze, fei es für den Futz, für 
das Klafter, wie auch für die Scheitlänge gebräuchlich waren. 
Indem dieser Sachbeftand aufhören foll. so halten wir es für noth-
wendig, bestimmte Verordnungen zu veröffentlichen: und zwar, vor-
erst, um dem Gefetz folge zu leisten, ferner den Verwaltungen und 
ssorstbeamten als Vorschrift zu dienen, und dann auch, um im Privat-
verkehr und im Handel Gleichförmigkeit auf unzweideutige, gesetzliche 
Weife einzuführen. 
§ 1. — Alle Längen sollen in Metern ausgedrückt werden. Je nach 
der Art des Gegenstandes und dem Grade der verlangten Genauig-
keit sind eine oder zwei Dezimalen anzuwenden. 
§ 2. — Das Stammholz (Säg-, Vau- und Nutzholz) wird nach 
feiner Körpermasse aus dem mittlern Durchmesser und aus der Länge 
berechnet. 
Der Durchmesser ist in geraden Centimetern und die Länge in 
Metern und Dezimetern auszumessen. 
Vei Messung des Durchmessers ist, autzer bei dem Lerchenholz, die 
Rinde, der unentrindeten Tötze mitzumessen. 
8 3. — Das für Sticheln oder Schwellen bestimmte Nutzholz kann 
wie das Vrennholz in Veigen aufgetifcht werden. Man kann diesen 
Hölzern eine Länge je nach ihrem Gebrauch geben,' die Höhe der Veige 
mutz aber 1 Meter 50 Centimeter haben. 
§ 4. — Die Vertehis-Einheit für das Auftischen des Echeit- und 
Prügelholzes bildet eine Veige von 1 Meter Höhe, 1 Meter Breite 
und 1 Meter Scheitlänge, gleich 1 Kubikmeter, welches Ster oder Naum-
meter heitzt. Zwar ist im Verkehr der Ster eine zu kleine Holzbeige, 
darum ist das W a l d k l a f t e r anzunehmen, welches 1 Meter 50 
Centimeter Höhe. 2 Meter Breite und 1 Meter Echeitlänge mitzt. 
Diefes Waldklafter enthaltet 3 Ster und soll für alle Holzarten dienen. 
Man kann mehrere Ster zusammenfetzen. die Länge der Beige 
hängt von der Menge des ausgebeuteten Holzes ab. 
Bruchteile von Ster find zu vermeiden. 
8 5. — Das Normalmatz für die Wellen soll 1 Meter Länge und 
1 Meter Umfang fein. 
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§ 6. — Als Abkürzungen weiden folgende Zeichen vorgeschrieben: 
M i Meter m. 
„ Dezimeter dem. 
„ Centimeter cm. 
„ Hektare ha. 
.. Ate a. 
.. Quadratmeter • rn. 
,. Kubikmeter cub. m. 
„ Lter oder Raummeter St, oder Rm. 
., ssestmeter Fm. , , 
§ 7.— Bei Umwandlung von bisherigem Matz in Metermaß sind 
folgende VerhältnitzWhlen anzuwenden! 
1 ssutz = 0,3 rn. = 3 dem. = 30 cm. 
1 Quadratfuss = 0,09 • m. = 9 D dem. = 900 D cm. 
1 Euadruthe = 9 D m. 
1 Iucharte = 0,36 ha. = 36 a. 
1 Kubikfutz = 0,027 cub. m. = 27 cub. dem. 
1 Normlllklafter 311 100 Kubikfutz = 2,7 Fm. 
Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Sitten, den 31. Dezember 1876. 
Der Regieiungsrath 
mit dem Forst-Departement beladen. 
I . C h a p p e x . 
Vefchluh 
vom 10. Heumonat 1876, 
betreffend den Einzug der Holzjchlag- und Flötzbewilligungs-
Gebühren. 
(©. 6. XII. 240) 
Der Staatsrats) des Kantons Wallis. 
Nach Einsicht des bundesrätlichen Vefchluffes vom 12. Vrachmonat 
1876, welcher den Einzug der Holzfchlag-Eebühren bei der Ausfuhr 
auf den Glänz-Zollämtern des Kantons untersagt' 
In Vollziehung der Artikel 11 und 12 des Tarifs über die Ver-
waltungs-Akte vom 22. Mai 1875; 
Nach Einsicht des Vundesgesetzes vom 3. Heumonat 1875 über Matz 
und Gewicht; 
Auf den Antrag des ssinanzdepartements; 
V e s ch l i esst ; 
A 1 t. 1. — Die Eigenthümer von Gemeinde- und Genossenschafte-
Waldungen, welche in denselben für den Handel Ausbeutungen vor-
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zunehmen wünschen, huben zu diesem Zwecke um die Ermächtigung 
des Staatsiathes nachzusuchen. 
Diese Ermächtigung wild mittelst zwei verschiedener nach einander 
ausgestellter Vewilligungsscheine ertheilt, wovon der erste V e r -
t a u f - V e w i l l i g u n g s s c h e i n und der zweite L ch l a g - V e -
w i l l i g u n g s s ch e i n geheißen wird. 
Die Eigenthümer von Privatwaldungen sind nur der Schlagbe-
willigung und deren Gebühr unterworfen. 
A r t. 2. — Das aus Hoch- und Niederwaldung herkommende, <be-
meinden oder Partikularen angehörige Holz wird, unter dem Titel 
einer Einkommensteuer und Schlaggebühr, mit einer Taze von 8°/» 
des Vertaufpreises belegt. 
Für das aus den Privatwäldein gezogene Holz, welches in den 
Handel gebracht wird und nicht auf öffentlicher Versteigerung ver-
kauft würde, hat der Eigenthümer oder Verkäufer folgende Gebühr 
zu entrichte«! 
a) Mr Brennholz 20 Rappen durch Gier (— 1 Kubikmeter); 
>i) Mr Lerchen-Vauholz 40 Rappen und für Tannen-Vauholz 30 
Rappen durch Kubikmeter. 
Ar t . 3. — Die betreffenden Gebühren werden unmittelbar an 
die Staatskasse entrichtet. 
Die Schlagbewilligung wird vom Staatsrathe erst dann und nur 
insofern ertheilt, als der Ansuche! durch Vorweisung eines Empfang-
lcheines vorläufig beweisen wird, daft er die bezüglichen Gebühren 
bereits an die Staatskasse bezahlt habe. 
A r t. 4. — Gegenüber dem Staat haftet der Verkäufer für die 
Bezahlung der Schlllggebühren. 
A r t. 5. — Auf Begehren der Angestellten und Agenten der Forst-
Verwaltung ist der Eigenthümer verpflichtet, den Empfangsfchein der 
Steuerentiichtung vorzuweisen. 
Ar t . 6. — Mr eine Flößbewilligung bezieht der Staat 16 Rap-
pen durch Ster (= 1 Kubikmeter). Die den Gemeinden als Wühl-
entschädigung zukommende Gebühr beträgt 4 Rappen duich Ster für je drei Kilometer Wuhrenlänge, auf beiden Ufern zu berechnen und 
durch das Finanzdepartement unter die Ufergemeinden oder die Be° 
theiligten, im Verhältnis! zu den Wühlen, deren Unterhalt ihnen ob-
liegt, zu vertheilen. 
Die Flöszbewilligungen werden durch den Staatsrath nur auf Vor-
Weisung eines Empfangscheines ausgestellt, woraus erhellt, daß die 
Hälfte der Gebühren an die Staatskasse abgetragen worden. 
Die andere Hälfte der zu entrichtenden Gebühren ist bei del An-
cikennung des Holzes, wann dasselbe aus dem Wasser gezogen wild, 
zahlbar. Bevor jedoch der Staatsrath die Flößbewilligung ertheilt, 
kann er zur Gewährleistung der Bezahlung dieser andern Hälfte die 
Hinterlegung einer Geldsumme veroidnen. 
A l t . ? .— Jede llebeitletung des gegenwältigen Beschlusses wird 
mit einei Buße von 10 bis 100 Flanken bestraft und dieß unbeschadet 
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bet Beschlagnahme des Holzes, welche nebftdem jedes Mal ausge-
lpiochen wild, so ein Holzschlag «der sslost ohne vorläufige Bezahlung 
dei Gebühren an die Staatskasse unternommen werden sollte. 
Ein Drittel der Bus>e fällt dem Ansseber zu. 
Ar t . 8. — Der sachbezügliche Beschluß vom 7. Januar 1869 ist 
widerrufen. 
Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den IN. Hcumonat 1876, um 
am 30. dieses Monats in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht 
und angeschlagen zu weiden und am 1. nächsten August in Kraft zu 
treten. 
Der Präsident des Staatsrathes'. 
K. de R i v a z . 
Der Ttaatsschreiber: 
Em. B a r b e r i n i . 
Dekret 
vom 23. November 1878. 
betreffend die Holzjchlag- und Flöhbewilligungs-Vebühren. 
«5. E. XII. 424) 
Der Große Rath des Kantons Wallis. 
Eingesehen die Erhöhung des Lteucrfuszes für die in die Steuer-
registei eingetragenen Liegenschaften; 
Erwägend, daß in denselben einzig der Boden der Wälder berück-
sichtigt ist. wählend die Billigkeit verlangt, daß auch der Werth des 
ausgebeuteten Holzes in Betracht gezogen werde; 
Auf den Antrag des Staatsrathes. 
B e s c h l i e ß t : 
Ar t . 1. — Die Eigenthümer von Gemeinde- und Genossenschafts-
Waldungen, welche in denselben für den Handel Ausbeutungen vor-
zunehmen wünschen, haben zu diesem Endzwecke, in Gemäßheit des 
ssorstgesetzes. um die Ermächtigung des Staatsrathes nachzusuchen. 
Diese Ermächtigung wird mittelst zwei verschiedener nacheinander 
ausgestellter Bewilligungsscheine ertheilt, wovon der erste Verkauf-
Bewilligungsschein und der zweite Schlag-Bewilligungsjchein geheißen 
wird. 
Die Eigenthümer von Privatwaldungen sind nur der Schlagbc-
willigung und deren Gebühr unterworfen. 
A r t . 2. — Die Schlaggebühr der Gemeinde- und Genossenschafts-
Waldungen ist festgesetzt auf 6»/» des Verkaufspreises des stehenden 
Holzes öder seines Reinwerthes. nach Abzug der Ausbeutungs- und 
Transportkosten, insofern die Ausbeutung durch den Verkäufer ge-
geschieht. 
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Wild die Kantonalsteuer auf zwei durch tausend erhöht, so wilt> 
diese Gebühl auf acht durch hundert festgesetzt. 
A i t. 3. — Für das Nutz- und Bauholz, herkommend aus den 
Plivatwäldern. welches dem Handel überliefert ist und deren Fällung 
80 Ster übersteigt, ist die Echlaggebüchr für üerch-, Arven-und Eichen-
holz auf 40 Rappen durch Kubikmeter festgesetzt, für die Tannen und 
andere Holzarten auf 30 Rappen und für das Brennholz auf 25 
Rappen durch Ster. 
Wird die Kantonalfteuer auf zrvei durch tausend festgesetzt, so 
wird diese Gebühr um ein Bieitel erhöht. 
Ar t . 4. — Die Laubholz-Waldungen, welche in den Steuerre-
giftein zu ihrem vollen Werthe eingetragen sind, weiden von der 
SchlagbewilligungL-Gebühr befreit, wenn der Schlag 80 Ster nicht 
übersteigt, in welchem Falle sie einer einfachen Kanzleigebühr von 
40 Rappen durch Ster unterworfen sind. 
A l t. 5. — Die betreffenden Gebühren werden unmittelbar vor 
dem holzschlag an die Staatskasse entrichtet. 
Die Schlagbewilligung wird durch den Staatsrath nur auf Bor-
Weisung eines Empfanglcheines ausgestellt, bezeugend, datz die vor-
läufigen Gebühren an die Staatstasse abgetragen worden. 
A r t. 6. — Der Verkäufer haftet gegenüber dem Staat für die 
Bezahlung der Schlaggebühren. 
Art . 7. — Auf Begehren der Angestellten und Agenten der Forst-
Verwaltung ist der Eigenthümer verpflichtet, den Empfangsschein be-
treffend Steuer-Entrichtung vorzuweisen. 
Ar t . 8. — Für eine Flötzoewilligung im Fluh, den gedämmten 
Stlömen und Bächen bezieht der Staat 13 Rappen duich Ster (ein 
Kubikmeter). 
Die den Gemeinden als Wuhrentschädigung zukommende Gebühr 
beträgt 1 Rappen duich fe 1 Kubikmeter Wuhrenlänge. auf jedem 
Ufer zu berechnen und durch das Finanz-Departement unter die Ufer-
gemeinden oder die Betheiligten im Verhältniß zu den Wuhren, 
deren Unterhalt ihnen obliegt, zu vertheilen. 
Diese Bewilligungen werden durch den Staatsrath nur auf Vor-
Weisung eines Empfangsscheines ausgestellt, woraus erhellt, datz die 
Gebühren an die Staatskasse abgetragen worden. 
A r t. 9. — Jede Uebeitietung des gegenwärtigen Dekrets wird 
mit einer Butze von 10 bis 500 Fr. bestraft, und dieses unbeschadet 
der Beschlagnahme des Holzes, welche nebstdem jedes Mal ausge-
sprachen wird, wenn ein Holzschlag oder Floß ohne vorläufige Be-
zahlung der Gebühren an die Staatskasse unternommen weiden sollte. 
Ein Drittel der Nutze fällt dem Angeber zu. 
Al t . 10, — Die lachbezüglichen Beschlüsse des Staatsvathes vom 
?. Januar 1869 und 10. Juli 1876. sowie die Artikel 11 und 12 des 
8s 
Beschlusses vom 22. Mai 1875 über den Taris der Verwaltungs-Akten 
sind wideiHufen. 
Gegeben im Glotzen Rathe flu Sitten, den 23. November 1878. 
Der Präsident des Großen Rathes! 
ft i i> e I J o r i s . 
Die Schreiber: 
P. L. I n - A l b on. — L. P o t t i e r . 
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Gesetz 
vom 20. Mai 1880 
in Abänderung der Artikel 5. 8 und 8 des Forftgefetzes 
vom 27. Mai 1873. 
Der Große Rat des Kantons Wallis. 
Eingesehen das Vundes.qesetz betreffend die Oberaufsicht der Eid-
genossenschaft über die ssoistpoliflei in den Hochgebirgen; 
In Anwendung des Artikels 8 des erwähnten Gesetzes; 
Auf den Antrag des Staatsrates, 
V e r o r d n e t : 
E i n z i g e r A r t i k e l . — Die Art. 5, 6 und 8 des Kantonsforft-
gesetzes vom 27. Mai 1873 sind folgendermaßen abgeändert: 
(Art. 5.) Das Personal des Departementes des Forstwesens wird 
vom Staatsrate ernannt und besteht: 
Aus einem Kantonal-Foistinspektor. 
Aus Kreis-Forstinspektoren und aus Vannwarten. 
Der Kllntons-Forftinspektoi und die Kreisinspektoren beziehen 
einen Gehalt aus der Staatskasse. 
Sie erhalten ferner, eintretenden Falls, vom Staatsrate zu be-
stimmende Reiseentschädigungen. 
Die Vannwarte werden von den das Revier bildenden Gemeinden 
bezahlt. 
(Art. 6.) Die Wälder werden in Kreise, jeder von wenigstens 
10 000 Hektaren Waldfläche, eingeteilt. 
Der Kreis wird in Reviere, jedes von ungefähr 2000 Hektaren, 
unteiabgeteilt. Eine oder mehrere Gemeinden können ein Revier 
bilden. 
In jedem Revier ist ein patentierter Vannwart. 
Je nach Bedürfnis kann eine Gemeinde dem Vannwart einen oder 
mehrere Gehülfen beigeben, um die Foistpolizei auszuüben. 
Auf das Begehren einer Gemeinde oder einer Genossenschaft, die 
auf dem Gebiete einer andern Gemeinde Waldungen besitzt, kann das 
Departement einen eigenen Vannwart ernennen, den die Eigentümer 
bezahlen. 
90 
Die Gemeinden haben den für die Vannwaite ausgesetzten Gehalt 
dei Genehmigung des Departementes zu unterbreiten, welches den-
selben, wenn es nötig befunden wird, erhöhen kann, 
lAit. 8.) Das ssoistpeisonal wild auf vier Jahre gewählt. Es 
kann durch einen begründeten Entscheid abgesetzt weiden. 
Gegeben im Großen Rate zu Sitten, den 20. Mai 1880. 
Der Präsident des Großen Rates! 
F i d e l J o r i s . 
Die Schriftführer: 
P. 2. I n - A l b on. — L. P o t t i e r. 
Der Staatsrat des Kantons Wallis 
23 e [ ch I i e R I : 
Vorstehendes Gesetz soll am Sonntag, den 27. lausenden Monats, 
in allen Gemeinden des Kantons öffentlich ausgerufen und ange-
schlagen werden, und wird am 1. nächstkünftigen Juli in Kraft treten. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 16. Juni 1880. 
Der Präsident des Staatsrates: 
N i o l e y. 
Der Staatsschreiber: 
Em. 23 a r b e r i n i, 
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Forst-Vrdnuny 
vom 12. Februar 1881. 
(©. 6. XIII. 81) 
Der Slaatsrath des Kantons Wallis. 
In Vollziehung des Artikels 55 des Forstgesetzes vom 27. Mai 1873 
und des Nachtraggesetzes vom 20. Mai 1880: 
Eingesehen das Eidgenössische Forstgesetz vom 24. Mai 1876; 
Auf den Antrag des Departementes beladen mit der Forstverwal-
tung. 
B e s c h l i e ß t : 
I. Kapitel. 
Einteilung. 
Art . 1. — Die Wälder des Kantons sind in folgende 5 Kreise 
eingeteilt: 
Der I. Kreis, zusammengesetzt aus den Bezirken Goms, Oeftlich 
Raron und Vrig; 
Der II. Kreis, zusammengesetzt aus den Bezirken Visp, Westlich 
Raron und Leuk: 
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Der III. Kreis, gebildet aus den Bezirken ©iders, Sitten, Elina, 
und ©undis: 
Dei IV. Kreis, gebildet aus den Bezirken Maitinach und Entie-
mont ; 
Dei V. Kleis gebildet aus den Bezirken St. Maiiz und Monthey. 
A l t . 2. — Der Kreis wird in ssorstreviere van ungefähr 2000 
Hektaren unterabgeteilt. (Abgeändert. Siehe am Ende). 
Eine besondere Tabelle wird die Gemeinden angeben, welche jedes dieser Reviere bilden. 
II.Kapitel. 
Personal. 
A r t. 3. — Das einem Departemente des Staatsrates unterge-
ordnete ssolstvelu>altungspersonal besteht: 
Aus einem Kantonsfoistinspektoi: 
Aus Kleisfolstinspektoien: 
Aus RevieifölstelN. welche patentiert sein müssen. 
Ar t . 4. — Die Inspektoren und Nevieiföister können ohne die 
Erlaubnis der Nehöide, von welcher sie abhängig find, leine andein 
Amtsveilichtungen oder Anstellungen annehmen. 
Die Inspektoren können ohne die Ermächtigung des DeMltemen-
tes ihren Dienst und ihren Kreis nicht verlassen. 
Die Revierförster und ihre Gehülfen können sich, ohne den Kleis-
inspektoi und den Präsidenten der Gemeinde benachrichtigt zu haben, 
nicht länger als 8 Tage von ihrem Revier entfernen. 
Ar t . 5. — Die Gemeinde- und die Genossenschaftsiäte stehen be-
züglich ihier Pflichten und Obliegenheiten in ssoistsachen ebenfalls 
unter der Forstverwaltung. 
K a n t o n s f o r st i n s p e k t o l. 
A l t . 7. — Er hat folgende Amtsbefugnisse: 
1. Er übeiluacht unter der Anleitung des Departementes die 
ssorstoerwaltung im ganzen Kanton, sowie die Vollziehung der Ge-
setze und Verordnungen: 
2. Er gibt über die Ausbeutung, Aufforstung, Bewirtschaftung 
und andere Arbeiten sein Gutachten ab. und erstattet über die diesen 
Gegenstand betreffenden Streitfragen und Zwistigkeiten Bericht,' 
3. Er macht, wenn er es für notwendig findet oder auf Nerord-
nung des DöMitementes. Inspektionen: 
4. Er fühlt ein allgemeines Veneichnis dei Wäldei und Gehölze 
der Gemeinden. Genossenschaften und Privaten: 
Ein Verzeichnis der ordentlichen und außerordentlichen Schlagbe^ 
willigungen: 
Ein Register der Holzanerkennungen: 
Ein Register der ftlöfce; 
Ein Register der Abzüge für die Aufforstungen: 
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Ein Register bet Verbaue und der Aufforstungen; 
Ein Register der Folftübeltietunssen, Vu^en und Beschlagnahmen. 
5. El erstattet einen jährlichen und umständlichen Bericht über 
die ssorswevwaltung des Kantons. 
K r e i s f o r s t i n s p e k t a r e n . 
A r t. 8. — Die Kreisforstinspettoren sind die ordentlichen Mit-
telpersonen Mischen dem Kantonsforstinspektor, den Nevierförstern 
und den Ortsräten. 
Sie wachen in ihrem Kreise über die Vollziehung der Gesetze, 
Vorschriften und Verordnungen. 
Sie kontrollieren die Bestrafung der ssorftübertretungen, welche 
zu ihrer Kenntnis gelangen: 
A r t , 9. — Sie haben folgende Befugnisse: 
1. Sie besichtigen alljährlich die Wälder und die Abhänge, welche 
noch einer Aufforstung bedürfen: 
2. Sie unterrichten, leiten und überwachen das ihnen untergeord-
nete Personal und beantragen nötigen ftalls deren Bestrafung und 
Absetzung: 
3. Sie entwerfen die provisorischen und definitiven Wirtschaf-
tungspläne, nach den hierüber eigens erhaltenen Anweisungen: 
4. Sie machen die Holzanzeichnungen der außerordentlichen Schläge, 
die Holzanerkennungen und die Schlagkontrolle: 
5. Sie beantragen die Kulturen und die Duichforstungen der jun-
gen Bestände: 
6. Sie besichtigen jährlich die Register der Revierförster: 
7. Sie wohnen den Holzverkäufen bei und lassen sich im Verhin-
derungsfalle durch den Revierförster vertreten: 
8. Sie halten ein Verzeichnis der Gemeinde-, Genossenschaften-
und Plivatwaldungen ihres Kreises: 
Ein Verzeichnis der ordentlichen und außerordentlichen Schläge: 
Ein Register der Holzanerkennungen: 
Ein Register der Kulturen: 
Ein Register der Holzübertretungen. Bußen und Beschlagnahmen. 
9. Bei Waldbränden. Erdrutschen. Lawinen, Einreihen von In-
selten oder andern ähnlichen Zufällen, müssen sie sich sofort an Ort 
und Stelle begeben, um die Erhaltung»- und Echutzmaßregeln vor-
zunehmen, und darüber Bericht an den Kantonsforstinspektor er-
statten: 
IN. Sie erstatten alle drei Monate einen umständlichen Bericht 
über die ssorstverwaltung in ihren Kreisen. 
R e v i e r f ö r s t e r . 
A r t . IN. — Die Revierförster sind die Mittelpersonen zwischen 
den Kreisinspektoren und den Behörden und ssorstgehlllfen der Ge-
meiniden. 
A r t . 11. — Ih r Dienst ist folgender! 
1. Regelmäßige Rundgänge in allen Wäldern ihres Revieres. 
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Die Anzahl dieser Rundgänge wird nach den Bedürfnissen des 
Dienstes festgesetzt werden, aber jedenfalls nicht weniger als einen 
Rundgang durch Monat und durch Gemeinde. 
Der Rundgang wird in einem eigens dazu bestimmten Vüchlein 
durch die Unterschrift des Präsidenten oder eines Ratgliedes der Ge-
meinde bestätigt, 
2. Eine direkte Überwachung über die ssorftgehülfen der ©e= 
meinde auszuüben und sie in allen ihren Arbeiten anzuleiten^ 
3. Alljährlich das Anzeichnen der ordentlichen Schläge in allen 
Gemeinden ihres Revieres vorzunehmen: 
4. Insbesondere die Durchforstungen zu leiten. 
5. Die Kulturen in den Gemeinde- und Genossenschaftswäldern 
vorzunehmen: 
6. Eine Aufsicht über die eigens bezeichneten Weidgangsgebiete 
auszuüben: 
7. Die Anzeichnung der außerordentlichen Schläge unter der An-
leitung des Kreisinspektois vorzunehmen: 
8. Den Kreisinfpektoren in den Aufnahmen der Wirtschaftungs-
plane beizustehen: 
9. Für ihr Revier die vorgeschriebenen und namentlich die im 
Art, 9 Rr. 8 der gegenwärtigen ssorst-Ordnung vorgesehenen Re-
gistcr zu führen: 
IN. Am Ende jedes Jahres dem Kreisinfpektor einen summa-
rischen Bericht über alle Arbeiten zu erstatten. 
Art , 12. — Die Reuierförster weiden von den Gemeinden des 
Forstreviers bezahlt. 
Ihre Besoldung besteht vorläufig aus dem Gehalt der frühern 
Vannwartc der Gemeinden, welche das Revier bilden. 
Diese Besoldung wird definitiv nach Verhältnis der Waldfläche, 
und nach andern allfälligen Berücksichtigungen festgesetzt werden. 
Ar t . 13.— Außer der Besoldung erhalten die Revierförster 
von den Gemeinden Entschädigungen von drei Franken zum Tage 
für die Kulturen und Anzeichnungen der außerordentlichen Schläge, 
welche von der kantonalen ssorstverwaltung eigens angeordnet wer-
den. (Rr.5 und 7 des Art, 11.) 
Ar t . 14. — Die Revierförster weiden vom Staatsrate für die 
Dauer von vier Jahren ernannt. 
Fors t g e h ü l f e n der G e m e i n d e n . 
Art . 15. — Die Foistgehülfcn haben für den Fall, wo die (Se* 
meinden solche ernennen, folgende Befugnisse! 
1. Nach Anleitung der Revierförster und der Gemeindebehörde 
regelmäßige Rundgänge in den Wäldern und Gehölzen zu machen: 
2. Zu wachen, daß die Grenzsteine erhalten und die veischwun-
denen oder beschädigten wieder hergestellt werden: 
3. Die ordentlichen Schläge und deren Räumung zu besorgen, da-
mit Alles nach Vorschriften ausgeführt werde. 
fi'i 
A i t. 16. — Die Flurhüter tonnen die im revidierten Ait. G 
des Forftgesetzes vorgesehenen ssoist.qehlllfen veitieten. 
I I I . Kapitel. 
Gemeinschaftliche Vorschriften für die Revierförster 
und die Gehülfen. 
Art . 17. — Die Reviersörster und GeHülsen legen in die Hände 
des Regieiunsssstatthlllters den Eid ab und treten vom Tage ihrer 
Ernennung an in Dienst. 
Ar t . 18. — Sie müssen jede Uebertretung und jede unerlaubte 
Handlung in Forstsachen bestätigen und angeben. 
Ar t . 19. Die Revierföister und Gehülsen, welche eine ihnen be-
kannte Uebertretung anzugeben vernachlässigt haben, weiden durch 
eine Ordnungsstrafe von IN bis 50 Fr. bestraft: überdies können sie 
im Rückfalle eingestellt oder abgesetzt werden. 
Ar t . 20. — Bei Bränden. Lawinen. Erdrutschen, Krankheiten, 
Einreißen von schädlichen Insekten und andern Zufällen in den Wal-
dein und Gehölzen, begeben sich die Reviersörster sogleich an Ort 
und Stelle, ergreifen von sich aus oder begehren vom Gemeindeprä-
stdenten die entsprechenden Eihaltungsmaßregeln und erstatten dem 
Kreisforstinspektor unverzüglich Bericht. 
Ar t . 21. — Der Revierförster, dessen Dienst aufgehört hat, er-
stattet seinem Nachfolger alle Auskünfte über die Wälder seines Re-
vieres und er ist verpflichtet, ihm die Grenzen anzugeben, ihm den 
Waldhammer, die Gesetze und Verordnungen, die Register und alle 
andern seinen Dienst betreffenden Gegenstände einzuhändigen. 
IV. Kapitel. 
Ortsräte. 
P f l i ch ten und Befugnisse. 
Art . 22. — Der Gemeinderat ist verpflichtet, über die Voll-
ziehung der die Forstverwaltung betreffenden Gefetze, Verordnungen 
und Vorschriften der Ortsbehörde in seinem Amtsgebiete zu wachen. 
Er ernennt zu diesem Zwecke eine eigene Kommission. 
Er ist berechtigt, für die Erhaltung der Wälder und Gehölze ein-
zuschreiten. 
Ei saht jährlich ein Verzeichnis des für den öffentlichen Dienst zu 
fällenden Holzes ab, und gibt dasselbe in den eisten acht Tagen des 
Monats Mai der Forstkommisston der Gemeinde ab. 
Bei Waldbränden. Lawinen. Erdrutschen und andern Zufällen 
nimmt er unverweilt die nötigen Mafzregeln und setzt hierüber un-
mittelbar die Forstverwaltung in Kenntnis. 
Ar t . 23. — Die Gemeinden. Bürgerschaften und Genossenschaf-
ten, welche Wälder oder Gehölze besitzen, ernennen eine aus 3 oder 
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5 Mitgliedein bestehende Nerwaltungskommission, welche eigens die 
ssorftgeschäfte zu besorgen, die Dlinalichkeit der Holzeinnaben zu un-
tersuchen und die Verwendung des vor zwei Jahren gestatteten Hol-
zes zu bewähren hat. 
V. Kapitel, 
Bewilligungen und Holzverteilungen. 
( O r d e n t l i c h e Schläge) 
Ar t . 24. — Den Rechtshabenden darf erst dann Holz ausgeteilt 
werden, nachdem für die Bedürfnisse des öffentlichen Dienstes der 
Gemeinde angemessen gesorgt worden. 
Ar t . 25. — Die jährlichen Schläge dürfen jedoch auf keinen 
Fall die Ertragsfähigkeit der Wälder, d. h. deren nachhaltigen Er-
trag übersteigen. 
Jede Uebertretung dieser Vorschrift veranlaßt die Einstellung 
der Verteilung bis der Vorrat eingespart ist. 
A r t . 26. — Die ordentlichen Verteilungen des Brennholzes 
müssen unter den Rechtshabenden nach dem Maßstabe vollkommener 
Gleichheit und mittelst Losziehens geschehen. 
Diese Verteilungen können, mit Ausnahme der Unternehmung^ 
losten unentgeltlich stattfinden. 
Art . 27. — Die ordentlichen Schläge müssen vorzugsweise durch 
in Versteigerung gegebene Unternehmung unter der Leitung des Re-
vierföifters gemacht weiden. 
- Ar t . 28. — Die Begehren um Holzbewilligungen zu Neubauten 
oder Ausbesserungen, "deren Notwendigkeit die Forstkommission an-
, erkennt, werden der Verwaltungskommission eingegeben. 
Zu diesem Zwecke befolgt der Rat folgenden Gang: 
1. Innert den eisten vierzehn Tagen Mai nimmt der RaisschM-... 
ber oder ein anderer Beauftragter des Rates die Eingäben um 
Vauholz und um Holz, für den öffentlichen Dienst in Empfang, und 
setzt das Verzeichnis der ordentlichen Schläge auf. 
2. Die Forstkommission muß sich an Ort und Stelle von der 
Dringlichkeit der Begehren »überzeugen und mutz auch nachsehen, ab 
das bewilligte Holz in der vorgeschriebenen Frist verwendet wurde. 
3. Ein Uebersichtsverzeichnis der ordentlichen Schläge wird in den 
zweiten vierzehn Tagen Mai an den Kreisforstinspektor geschickt, um 
die Echlllgbewilligung gemäß Art. 25 der Forstordnung zu erlangen. 
4. Alle zu Bauten oder Ausbesserungen, sowie für Brennholz be° 
stimmten Stämme werden vorläufig durch den Revierförfter im Bei-
sein eines Abgeordneten der Forstkommission zur Schätzung des be-
willigten Holzes angezeichnet. 
Diese Schätzung geschieht im Grundsätze nach Kubikmetern. 
Das Anzeichnen geht folgendermaßen vor sich: 
Jede Pflanze muß zwei Hammeiabdrücke, den einen auf dem 
Stamme 1 Meter 50 Ctm. über dem Boden, und den andern am 
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Boden auf einer hervorstehenden Wurzel, und beide auf Seite des 
Abhanges tragen. 
6. Auf den obern Abdruck schreibt man die Oldnungsnummei 
der Pflanzen, welche zum Brennholz bestimmt sind. 
7. Der Rat zeigt die Zeit der Berlofuna acht Tage vorher durch 
öffentliche Ausrufung an. 
8. Er nimmt die Berlofunss in Gessenwart der Forftkommission 
und der Rechtshabenden vor. versehen mit, dem Namensverzeichnis 
dieser letzter«. 
9. Er gibt, dem Namen jedes Einzelnen gegenüber, das demfel-
ben zugefallene Los an und teilt die Nummern während der Sitzung 
aus. 
A l t . 29. — Das Anzeichnen des zu ordentlichen Schlägen be-
stimmten Holzes geschieht mit dem Gemeindehammer. 
A r t . 30. — Das Fällen glüner Stämme zu Biennholz ist, so 
lange sich in den Eemeindewäldern dürres Holz befindet, untersagt. 
A r t . 31. — Das Brennholz soll so viel wie möglich zur Saftzeit 
gefällt werden, um die zur Lohe taugliche Rinde zu benutzen; hin-
gegen mutz das Fällen des Bau- und Nutzholzes in der Eaftruhezeit 
vor sich gehen. 
A r t . 32. — Um die Beaufsichtigung der Wälder zu erleichtern, 
muh eine Frist für den Schlag und das Abräumen des Holzes fest-
gesetzt weiden. 
Nach Bellauf der Einschreibungszeit darf während des Jahres 
kein Stück Holz ohne die befondere Erlaubnis des Kreisinspektors 
abgeliefert werden. 
A l t. 33. — Das Bau- und das Nutzholz wild gemäß einer durch 
die bezügliche Burgerveroidnung festgesetzten Taxe bezahlt. Die Zah-
len dieser Taxe werden im Grundsätze nach Kubikmeter festgestellt. 
A l t . 34. — Das bewilligte Holz muß in der Flist von zwei 
Jahren nach der Auslieferung, gemäß dem Begehren zu seiner Be-
stimmung velwendet werden: wenn nicht, fällt derjenige, dem es be-
willigt worden, in eine Buße, welche zweimal den Wert des Echat-
zungspreises betlägt, und das Holz kann in Beschlag genommen 
werden. 
Diese Buße wird verdoppelt, wenn das gestattete Holz zu irgend 
einer andern Bestimmung verwendet, oder zum Zwecke einer Speku-
lation verlauft wurde. 
A r t . 35. — Das Brennholz darf unter Strafe des doppelten 
Wertes desselben weder verhandelt noch verkauft werden. 
A r t . 36. — Kein Stück Bau- oder Nutzbolz darf aus dem Wald 
geschafft weiden, ohne das Hauszeichen des Eigentümers zu tragen. 
Jeder, welcher Holz trägt oder fühlt, ist gehalten, sich über dessen 
Herkunft auszuweisen. 
Die gleiche Verpflichtung lastet auf dem Holzbesitzei im Falle von 
Nachsuchungen bei Uebeltretungen. 
Bei mangelhaftem Ausweis weiden sie als Uebeltieter behandelt. 
A r t . 37. — Die Sagermeister müssen ein Register halten nach 
dem Formular, das ihnen zugestellt wird, in welches sie alles auf 
ihre Säge geführte Holz einzutragen haben. 
Die Uebertretung der vorstehenden Vorschriften kann mit einer 
Ordnungsstrafe von 5 bis 100 Fr., mit der Beschlagnahme des Holzes 
und selbst mit der Entziehung des Sägerpatentes bestraft werden. 
V I . Kapitel. 
Holzschlag und Holzverlauf. 
( A u ß e r o r d e n t l i c h e Schlage) 
A r t. 38. — Die Begehren um Schlagbewilligungen müssen, un-
ter Strafe auf ein anderes Jahr verschoben zu weiden, innert der 
durch den Art. 17 des ssorftgesetzes bestimmten Frist gestellt werden. 
Ar t . 39. — Die verschiedenen, den Schlag und den Verkauf von 
Holz betreffenden Bedingungen gelten sllr die Nieder- wie für die 
Hochwaldungen, ausgenommen die Anzeichnung, die nur für die 
Hochwaldungen vorgeschrieben ist. 
Ar t . 40. — Die Klauseln und Bedingungen des Verkaufs dür-
fen nichts gegen die sachbezüglichen Gesetze und Verordnungen ent-
halten. 
Ar t . 41. —Das Holz soll nach Einheitspreisen durch Stamm, 
Kubikmeter, oder durch Ster verkauft werden. 
Art.42. — Der Kreisforstinspektor, oder ein Ersatzmann, wohnen 
der Versteigerung bei und unterzeichnen, unbeschadet anderer Unter-
schriften, das Protokoll. 
A i t. 43. — Für die Schlag- und Verkaufbewilligung von Holz 
der Eeteilfchaften muß der Vorstand der Eeteilen ausdrücklich im Na-
men derselben handeln. Er ist unter Vorbehalt des Rückgriffes gegen 
Wen Rechtes persönlich verantwortlich. 
V I I . Kapitel. 
Flöhe. 
A r t . 44. — Die Floßbegehren müssen, unter Strafe der Ver-
tagung, innert der durch Art. 1? des Forstgesetzes bestimmten Frist 
gestellt werden. 
A r t . 45. — Alle Vorschriften des IV . Kapitels des erwähnten 
Gesetzes sind genau zu beobachten. 
Kein Floß darf ausgeführt weiden, ohne wenigstens acht Tage 
vorher durch Verkündigung am aeuwhnlichen Ausruforte in den am 
Ufer des Wassers, durch welches geflößt werden soll, gelegenen Ge-
meinden angezeigt worden zu sein. 
Durch diese Verkündigung steht der Floß unter dem Schutze des 
Gesetzes gegen fedes Hindernis und jede Wegnahme. 
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A i t . 46.. — Der Eigentümer des vom Wasser foligelchwemmten 
Holzes hat vorläufig, Wem Rechtes, die allfälligen Kosten, Veigü-
tungen und Entschädigungen zu bezahlen. 
Ar t . 47. — Der Gemeinderat ist berechtigt, das vom Wasser auf 
sein Gebiet geschwemmte Holz herausziehen zu lassen. 
Ei läßt selbes, für den Anspruchsfall abseiten des Eigentümers, 
an einen Ort bringen, wo es während vierzehn Tagen vor jedem Un-
fall gesichert bleibt: nach Verlauf dieser Frist setzt er dasselbe zum 
Verlauf aus und das Ergebnis dieses Verkaufes wird während sechs 
Monaten, vom Tage an zu zählen, an welchem das Holz herausge-
zogen wurde, zur Verfügung des Eigentümers aufbewahrt und be-
halten. Nach Ablauf dieser Frist kommt der Ertrag des Verkaufes der 
Munizipalkasse zu. 
Ar t . 48. — Das in den Genfersee geschwemmte Holz wird nach 
dem im vorhergehenden Artikel gegebenen Grundsätze behandelt, und 
wird eintretendenfalls Eigentum des Staates. 
Das Ausziehen des Holzes findet nach den Anordnungen des De-
parlementes statt. 
VIII. Kapitel. 
Bewirtschaftung und Aufforstung. 
Art . 49. — Unter Echutzwaldungen sind alle diejenigen Waldun-
gen verstanden, welche vermöge ihrer bedeutenden Höhelage oder durch 
ihre Lage an steilen Gebirgshängen. auf Anhöhen, Graten, Rücken, 
Voisprüngen. oder in Quellgebieten, Engpässen, Rufen, Vach- und 
Flußufern oder wegen zu gelinget Waldfläche einer Gegend, zum 
Schutze gegen schädliche klimatische Einflüsse. Windschaden, Lawinen, 
Stein- und Eisschläge, Erdabrutschungen. Unterwaschungen, Verrüfun-
gen oder Überschwemmungen dienen. lBundesgesetz, Art. 4.) 
Ar t . 50. — Das Forstaieal kann nicht vermindert werden, und jede wirkliche Teilung von Eigentums- und Benutzungsrechten der Ge-
meindewälder sind ohne spezielle Ermächtigung des Staatsrates unter-
sagt. 
Die Teilung von Eigentum oder Benutzung der Korporationswal-
der kann ohne vorläufigen Bericht an den Staatsrat nicht ausgeführt 
werden. 
Die andern Verfügungen dei Alt. 11. 12 und 13 des Vundesgesetzes 
sind überdies pünktlich zu beobachten. 
Ar t . 51. — Der im Art. 14 des Vundesgesetzes vorgesehene Rück-
kauf von Dienstbarkeiten wird gemäfe dem Kantonalgesetz vom 21. 3lo-
vembei 1850 voi sich gehen. 
A l t . 52. — Bis zur Ausführung dei definitiven Wiltschafts-
plane, wird durch einen provisorischen Wirtschaftsplan der jährliche 
Abgabesatz, sowie die Art der Benutzung, der Verjüngung, der Pflege 
der Waldungen, die Regulierung des Weidganges und der Wegnahme 
von Streu festgestellt werden. 
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Die Arbeit wild durch die Kreisinspektoien nach speziellen Anlei-
tunsten, ausgeführt weiden. 
Die Kleisinlpektoien sind auch beauftragt, die beiläufigen Nutzun-
gen in den Piivatwaldungen. wenn es notwendig ist, zu regulieren. 
Art . 53. — Die Wiedeiauffoistung ist eine Verpflichtung, wel-
cher sich keine Verwaltung entziehen darf. 
Diese Verpflichtung begreift die Pflanzungen, welche das Départe-
ment in Gemeinde- und Genosfenschaftswaldungen verordnen wird. 
Ar t . 54. — Nach federn außerordentlichen Schlage ist die Ver-
waltung gehalten, nach den Bedingungen der Lchlagbewilligung und 
anderen, die Wiederaufforstung vorzunehmen, wenn sie verordnet wird. 
Gleichfalls weiden nach jedem ordentlichen und autzerordentlichen 
Schlage das AbHolz geräumt oder verbrannt, um so das Einreißen 
schädlicher Insekte und jede Brandgefahr zu verhindern. 
A r t . 55. — Der durch Schläge oder Vrände entblößte Voden, 
die Lawinenzüge, der lockere Voden. die steilen User der Wildbäche 
müssen wiederbeholzt und vermittelst Schularbeiten, Mauern, Pfahl-
und Flechtwerk und Pflanzungen befestigt werden. 
Der Sumpfboden in den Wäldern muß durch offene Abzugsgräben 
ausgetrocknet werden. 
A r t . 56. — Die Abästung der Nadelhölzer ist untersagt. 
A r t . 57. — Die toten Hecken fallen soviel wie möglich abgeschafft 
und durch lebendige Hecken. Mauern oder Gräben ersetzt werden. 
A r t . 58. — Das Herunterschaffen von Holz durch die Züge Zoll 
möglichst vermieden werden. Zu diesem Zwecke weiden Wege oder 
Holzrisse hergestellt. 
A r t . 59. — Die Gemeindebehörde oder der Eigentümer, welcher 
nach dem Art. 38 des Kantonalgesetzes Erlaubnis zum Anbohren er-
teilen wil l , muß vorläufig die Ermächtigung hiezu von der Forstver-
waltung begehren. 
I X . Kapitel. 
Weidgang. 
A r t . 60. — Der Weidgang darf auf keinen Fall anderswo statt-
finden, als in den durch die Forftverwaltung in jeder Gemeinde oder 
Genossenschaft ausdrücklich dazu bezeichneten Bezirken. 
Die Ziegen und die Schafe stehen immer unter der Obhut eines 
Hirten. 
A r t . 61. — Der Weidgang mit Ziegen und Schafen ist vorzüg-
lich in allen Gehölzen und Wäldern verboten, wo sich junger Nach-
wuchs vorfindet. 
A r t . 62. — I n den Gemeinden, wo es Weidgänge gibt, kann 
ohne fpezielle Ermächtigung der Forstverwaltung, jede Haushaltung 
nicht mehr als zwei ihr angehörende Ziegen in die Gemeindeherde 
schicken. (Vundesgesetz. Art. 18 und 20.' Kantonalgesetz, Art. 55.) 
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A r t . 63. — Auf den Alpen von Grost-Vieh beweidet darf kein 
Zie.qenweidgana ohne Hiit stattfinden. 
X. Kapitel. 
Privatwaldungen. 
Art . 64. — Die Piivat-Gehölze und Wäldei, sowie die Nieder-
wälder sind, infofern sie unter die allgemeinen Sicherheitsmatzregeln 
ssestellt werden müssen, dem ^orstgesetze unterworfen. 
Ar t . 65. — Die Schläge, welche 80 Stere übersteigen, können 
nicht ohne eine Schlagbewilligung, vom Staatsrat nach Einsicht durch 
den Kreisinspektor unternommen werden. 
Die Schläge, welche für den Handel bestimmt sind, müssen vor-
läufig durch den Kreisinspektor. wenn die Menge des Holzes 86 
Stere. und durch den Revierförfter. wenn dieselbe unter dieser Ziffer 
steht, ange^eicknet werden. 
Diese Schläge können in Gemäfztzeit des Art. 28 des Foistgesetzes 




Ar t . 66. — Die Revierfürster und andere Forstangestellte neh° 
men über jede llebertretung Verbal auf. und lassen dasselbe innert 48 
Stunden nach der Erweisung dem Gemeindepräsidenten zukommen. 
Sie sind gehalten, ein Doppel davon nach dem Art. 43 des ssorst-
gesetzes innert den acht Tagen dem Regierungsstatthalter des Bezirkes 
abzugeben. 
Ar t . 67. — Das Verbal must nach den von der ^orstverwaltung 
angenommenen Mustern abgefafzt sein und genau die Uebertretung 
oder das Verbrechen spezifizieren. 
Art , 68. — Es ist eine ffolstübeitretunss vorhanden, wenn der 
Uebertreter ohne Ermächtigung in einem Walde, dessen Nechtshaben-
der er ist. Holz gefällt oder Hol* und Streue weggenommen oder 
einen Weidgana aeübt hat (Abgeändert. Siehe am Ende). 
Es ist ein Holzfrevel vorhanden, wenn sich der Frevler des Holz^  
schlages oder der Wegnabme von Holz in einem Walde, in dem er 
keine Nechte besitzt, schuldig gemacht hat,- in diesem letzter« Falle ist 
er den gewöhnlichen Gerichten unterworfen. (Art. 34, Alinea 6. des 
Foistgesetzes.1 
Ar t . 69. — Der Uebertreter wird durch persönliche gerichtliche 
Anzeige oder rekommandierten Brief vor dem Polizeigericht einver-
nommen oder vor dasselbe berufen. 
Ar t . 76. — Sobald das gesetzwidrig gefällte Holz aufgefunden 
ist, bringt der Förster auf dasselbe zwei Hammer-Äbdrücke an. den 
einen in einer Entfernung von 36 Eentimeter über dem andern. 
Er läfit es an einen sicheren Ort bringen und setzt sofort den Ee-
meindepräsidenten davon in Kenntnis. 
Ar t . 71. — Wenn der Forstgehülfe in einem gebannten Wald 
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weidendes Vieh angetroffen hat. fo muß er es festnehmen und an 
einen sicheren Ort führen, und wenn er Holz in Beschlag genommen 
hat, den Uebertreter svätestens in drei Tagen durch die Auslieferung 
eines Doppels des Verbal? in beiden Fällen in Kenntnis setzen. 
Ar t . 72. — Wer sich der Wegnahme konfiszierten Holzes oder 
des festgenommenen Viehes schuldig macht, wird vor das Korreltions-
gericht gezogen. 
Ar t . 73. — Wenn der Beamte, dem er das Verbal eingereicht, 
demselben keine Folge gibt, oder wenn die Gemeindebehörde nicht in-
nert der durch Art. 43 des Gesetzes bestimmten Frist entscheidet, )o 
setzt der Nevierförster den Kreisinspektor hienon in Kenntnis. 
Ar t . 74. — Die Gemeindebehörde ist unter Buße gehalten, dem 
Negierungsstatthalter alle drei Monate ein Verzeichnis der von ihm 
ausgesprochenen Urteile zu übersenden. 
Ar t . 75. — Der Regierungsstatthllltel des Bezirkes hält ein 
nach Gemeinden eingeteiltes Register der vom Nevierförster erhalte-
nen Verbale und der durch die Gemeindebehörden getragenen Urteile. 
Er versichert sich über die Anwendung des Art. 41 des Forstgesetzes 
und über die Einnahme der Bußen. 
Er ist zu einer Lportelgebühr von 50 Rp. berechtigt, für jede Hin-
terlegung und Eintragung eines Verbals. für welche Eportelgebühr 
ihm die Gemeindebehörde.welche dieselbe den dem Urheber zufallen-
den Kosten beifügt, Rechnung trägt. 
A r t . 76. — I m Falle des Rekurses an das Departement muß 
dieser Rekurs, unter Strafe der Richtigkeit, innert der Frist von zwan-
ziq Tagen, von der amtlichen Anzeige des Urteils der Gemeindebe-
Horde an, ergriffen weiden. 
A r t . 77. — Das Begehren muß vermittelst einer Denkschrift in 
zwei Doppeln gestellt werden, welche die Thatsache darlegt, auf die 
es sich stützt, und von den Belegstücken nebst Abschrift derselben be-
gleitet sein. 
A r t . 78. — Die Abschrift des Begehrens und nötigenfalls an-
derer Schriftstücke werden dem Beklagten übermittelt, der darauf in-
nert vierzehn Tagen antwortet. 
A r t . 79. — I n den Fällen sichtbaren Schadens an den Straßen. 
Wegen. Wuhren. Brücken. Wasserleitungen und an irgend welchem 
Eigentum durch die Ausbeutung, das Flößen, oder jede von der 
Forstveiwaltung ausgehende Handlung wird die Vergütung nach den 
durch das Forstsseletz vorgeschriebenen Formen geregelt. 
A r t . 80. — Die Uebertretungen. deren Bestrafung nicht durch 
specielle Verfügungen des Gesetzes oder der gegenwärtigen Verord-
nung bestimmt ist, werden gemäß den Art. 41 und 44 des Forstgesetzes 
bestraft. 
A r t . 81. — Der Ertrag der Bußen, welche von der Gemeinde-
behörde für die gewöhnlichen Uebertretungen ausgesprochen sind, wird 
nach Abzug des Teiles, welcher dem Ankläger zukommt, in die Mu-
nizipalkasse geworfen. Die Bußen und eingelaufenen Konfiskationen 
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in Sachen ber Schlagbewilligung, bet aufjerotbentlichctt Schläge, bei 
Flöße, bei Uibaimachunss bes verbotenen Weibganges, der Ueber-
tietungen durch bie Eägemeistei werben burch ben Staatsrat ausge-
lprochen, unb bei Ertrag kommt der Staatskasse zu. 
Ar t . 82. — Die öffentliche unb Zivil-Klage für Polizeivergehen 
sinb nach bem vollenbeten Jahre vom Tage an zu zählen, wo sie ge-
schehen sinb, verjährt, selbst wenn ein Verbal oder Beschlagnahme 
vorhanben ist. wenn in dieser Zwischenzeit kein Einleitnngsakt oder 
Betreibung vorgenommen würbe. 
Wenn in bieser Zwischenzeit Einleitungsakte ober eine Weiter-
ziehung geschehen ist. auf welche kein Urteil folgte, werben bie öffent-
liche unb Zivilklage nach einem Jahre feit bem letzten Akte verjährt. 
lGesetzbuch über bie peinliche Piozeszorbnung, Art. 449.) 
Ar t . 83. — Jeder Formfehler oder jeder verfehlte Prozeburalt 
für die Vollziehung eines Verbals hat durch diesen Umstand nicht bie 
Nichtigkeit desselben,zur Folge, und wenn bas Urteil unregelmäßig 
getragen wurde, so kann hierüber ein neues ausgesprochen werden. 
Ar t . 84. — Die Gemeindeverwaltungen, welche bie genaue Er-
füllung ihrer Pflichten vernachlässigen, wie bieselben burch bie Forst-
orbnung vorgeschrieben sinb, können mit 20 bis 100 Franken gebüßt 
werden. 
Ar t . 85. — Die burch ben Staatsrat ausgesprochenen Buhen 
werben im Amtsblatt veröffentlicht: die durch bie Gemeinbebehörden 
ausgefprochenen burch Verkünbigung am gewöhnlichen Ausrufungs-
orte. 
A r t. 86. — Die Uebertreter der Verfügungen des Vundesgesetzes 
und der gegenwärtigen Forstordnung haben nebft allfälligem Scha-
benerfatz die Bußen verwirkt, welche im Artikel 2? des Vunbesgesetzes, 
wie folgt festgesetzt sinb: 
1. Unterlassung der Waldvermarkung innert gegebenem Termin oder 
Verzögerung derselben: 5 bis 10 Fr. 
2. Verminderung des Waldareals ohne staatsrätliche Bewilligung: 
100 bis 200 Fr. für jede Hektare. 
3. Ohne staatsrätliche Bewilligung vorgenommene Waldteilungen ober 
Walbveräußerungen: 10 bis 100 Fr. für jede Hektare. 
4. Erstellung neuer Dienstbarkeiten: 10 bis 100 Fr. 
5. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften eines provisorischen oder 
definitiven Wirtfchaftsplanes: 20 bis 300 Fr. 
0. Gefetzwibrige Abholzungen in sämtlichen bei eibgen. Oberaufsicht 
unterstellten Waldungen: 1 bis 10 Fr. für jeden Kubikmeter fest-
Masse (Festmeter). 
7. Nichtbeachtung ber übrigen in Art. 13 unb 20 bes Vunbesgesetzes 
enthaltenen Vorschriften, namentlich jener, welche ben Weibgang 
betreffen: 10 bis 100 Fr. 
8. Unterlassung vorgeschriebener Aufforstungen in den Schutzwalbun-
gen: 20 bis 100 Fr. lBunbesgesetz. Art. 11 und 21). 
9. Vornahme von Nebenausbeutungen in Uebertietung eines Verbotes 
oder der Vorschriften des Bunbesgesetzes. Art. 20: 5 bis 500 Fr. 
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Die Untersuchung wild durch die ^oistverwaltunn ausgefühlt und 
das Urteil über diele Uebertretungen liesst in der Zuständigkeit des 
Staatsrates. 
A r t . 87. — Vei fortgesetzter Weigerung des Waldeigentümers, 
die vorgeschriebenen Arbeiten auszuführen, können dieselben auf Ko-
sten desselben von der höhein ssoistveiwaltung unternommen werden 
(Art. 28 des Vundesgesetzes). 
X I I . Kapitel. 
Allgemeine und Uebergangsbestimmungen. 
A r t . 88. — Alle Wälder müssen bis zum 31.Dezember 1881 ver° 
markt werden lBundesgefetz. Art. 10). 
Wenn ein Gehölz aus Teilen zusammengesetzt ist, welche verschie-
denen Eigentümern angehören, so genügt es, daselbst die äußere Grenze 
zu bezeichnen. 
A r t . 89. — Es gibt drei Arten ^orsthammei! 
1. Ein Kreishammer mit der Ziffer des Kreises für das Anzeichnen 
der außerordentlichen Schläge und zur Verifikation der Stöcke, hin-
terlegt beim Kreisinspektor. 
2. Ein Gemeindehammer mit dem Anfangs- und Endebuchstaben jeder 
Gemeinde zum Anzeichnen der ordentlichen Schläge und des Holzes, 
welches von Uebeitretungen und Windfällen herrührt, hinterlegt 
bei dem Revierförster. 
3. Ein Gemeindehammer mit einem Kreuze + versehen, um die Ve-
schlagnahme von Holz, welches bei Uebeitretungen und bei Wind-
fällen gehauen wurde, anzuzeichnen, hinterlegt bei den Forstge-
hülfen, oder, in Ermangelung solcher, bei den Flurhütern. 
A r t . 90. — Die Nutzungsrechte sind den Regeln der Forstwirt-
schuft und der Holwusbeutung unterworfen. Der Genuß dieser Rechte 
darf die Bedürfnisse des durch die ssorstverwaltung gehörig erkannten 
Verbrauchs nicht überschreiten. 
Unter Nutzungsrecht des dürren Holzes versteht man das kleine, 
von selbst oder zufällig abgestandene Holz, das ohne Werkzeug kann 
weggenommen werden- dieses Recht kann auf bestimmte Tage be-
schränkt werden. 
A r t . 91. — Die Waldungen, deren Gerichtsbarkeit nicht entschie-
den bestimmt ist. sind provisorisch unter die Aufsicht eines eigens durch 
das Departement ernannten Vannwartes gestellt. 
A r t . 92. — Es dürfen keine Orts-Verordnungen oder Beschlüsse 
ohne Gutheißung des Departementes beibehalten oder in Kraft ge-
setzt werden. 
A r t . 93. — Die Streitfragen über die Anwendung des Forstge« 
setzes und der gegenwärtigen ssorstordnung gehören in die Kompetenz 
des Staatsrates. 
A r t . 94. — Die Forstveroidnung vom 11. August 1874 ist aufge-
hoben. 
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Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 12. Februar 1881, um am 
Sonntass, den 3. näcksten Juli, in allen Gemeinden des Kantons ver-
öffentlich! und angeschlagen zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
V i o l e y. 
Der Staatsschreiber: 
Em. V a r b e r i n i . 
34 Gesetz 
vom 29. Mntermonat 1883. 
bestimmend die Uebertretungen des Forftgesetzes, welche 
den Charakter eines Vergebens annehmen. 
«5. S. XIII. 325) 
Der Grofie Rat des Kantons Wallis. 
In Anwendunss des Art. 43 des ssorstssesetzes vom 27. Mai 1873; 
Auf Antrag, des Staatsrates. 
V e r o r d n e t : 
Art . 1. — Können dem Koriektionsgericht überwiesen werden: 
a) Jede Entfremdung von frnla oder Streue, erreichend den Wert 
von 40 ssr.. in einem Walde, in welchem der Delinquent ein An-
recht hat. 
b) Jede Entfremdung, von f»olz oder Streue, erreichend den Wert 
von 20 Fr., in einem Walde, in welchem der Delinquent kein An-
recht bat. 
Ar t . 2. — Die im voraebenden Artikel vorgesehenen Veraeben 
werden bestraft mit Eefänqnis bis „u sechs Monaten oder einer Vufte, 
die d«n zehnfachen Wert der entwendeten Gegenstände nicht über-
steinen darf. 
Ar t . 3. — Im Rückfalle kann die Strafe verdoppelt werden. 
So angenommen im Großen Rate zu Sitten, den 29. Wintermonat 
1883. 
Der Präsident des Großen Rates: 
E v « q u o z. 
Die Schriftführer: 
P. L. I n - A l b o n . — L. P o t t i e r . 
Der Staatsrat des Kantons Wallis 
B e s c h l i e ß t : 
Vorstehendes Gesetz soll am Sonntag, den 27. laufenden Jänner in 
allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen werden. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 16. Jänner 1884. 
Der Präsident des Staatsrates: 
.5. d e T o r r e n t s . 
Der Staatsfchreiber: 
Em. V a r b e r i n i . 
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Beschluß 
vom 19. Mai 1883. 
Abänderung des Forstgesetzes vom 20. Mai 188N. 
s<5. S. XIII. 29«) 
(einziger Altikel [Art. 6]) und des Ait. 2 bei Folstverordnung 
vom 12. Februar 1881: 
Der Foistkreis ist abgeteilt in Reviere, eine oder mehieie Ge-
meinden umfassend, nach Gutachten der letztein mit Vorbehalt, daft 
die Waldfläche eines jeden Reviers 2NN9 Hektaren nicht übersteigen soll. 
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VienstinstruKtion 
für die Revierförster des Kantons Wall is 
vom Juli 1882. 
Der Ne^ierungsrat des Kantons Wallis. 
Erläßt, gemäf! Art. 19 und 11 des ssorstreglementes vom 12. Fe-
bruar 1881. auf den Antrag seines Forstdepartementes, nachstehende 
Dienstinstruktion für die Revieiförstei. 
I . A l l g e m e i n e D i e n s t v o r s c h r i f t e n . 
A r t . 1. — Die Revierförftei sind die Mittelpersonen zwischen 
den Kreisforstinspektoren einerseits und Behörden und Forstange-
stellten der Gemeinden und Genossenschaften, sowie den Privatwald-
besitzern anderseits. 
Sie haben alle Verpflichtungen, welche ihnen durch das eidge-
nössifche und das kantonale Festgesetz, durch das Forstreglement und 
die gegenwärtige Dienstinstruktion überbunden sind, sowie alle Wei-
sungen und Aufträge des Kreisforstinspektors pünktlich zu erfüllen. 
A r t . 2.— Der Revierföister hat den Dienst der ihm unterstellten 
Vannwarte zu überwachen und zu leiten, und den Gemeinden, Ge-
nossenschaften und einzelnen Waldbesitzern mit Rat und That an die 
Hand zu gehen. Den Forstinspektor soll er auf dessen Verlangen bei 
den Waldbegehungen bealeiten und ihm bei allen forstlichen Arbeiten, 
als Aufstellung von Wirthschaftsplänen, Vornahme von Taxationen. 
Entwurf von Aufforstungs- unt» Verbauungsprojekten usw., Aushilfe 
leisten. 
A r t . 3. — Der Revieisörster hat die Pflicht, sich mit den in sei-
nem Revier gelegenen Waldungen und den Verhältnissen, welche 
deren Besitz, Servitute. Berechtigungen, Benutzungsart. Pflege. Schutz 
usw. betreffen, aufs Genaueste bekannt zu machen. Zu dem Ende soll 
er, so oft seine Zeit nicht durch forstwirtschaftliche Arbeiten in An-
spruch genommen ist, die Waldungen seines Reviers durchstreifen,' 
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wenigstens ein Mal per Monat hat ei sämtliche Gemeinden gründlich 
zu begehen, und ein Mal per Jahr die Eigenthums- und Servituts-
grenzen zu verifizieren. 
Ar t . 4. — Vis spätestens zum IN.Januar jedes Jahres hat der 
3ler>ierföifter dem Kleisforstinspektor einen Bericht über seine Tätig-
keit wählend des abgelaufenen Jahres einzugeben. Er legt diesem 
Bericht bei: 
1) Eine summarische Zusammenstellung der sämtlichen in seinem Re-
viere vorgekommenen Forstfrevel und Vergehn, mit Angabe von 
Gesamtwerth und gesprochenen Vufzen: 
2) Eine summarische Zusammenstellung über Quantum und Werth 
der aus den öffentlichen Waldungen bezogenen Haupt-, Zwischen-
und Nebennutzungen.' 
3) Eine summarische Zusammenstellung sämtlicher Kulturen (nach 
Pflanzenzahl und Holzartl. der ssorstssärten (nach Fläche und ver-
wendetem Kulturmaterial). der neuen Weganlagen, Entwässerun-
gen. Verdauungen. Vermarkunssen. Eervitutsablösungen und, so-
weit möglich, der daraus erwachsenen Kosten. 
Ar t . 5. — Der Nevierförster hat die amtlichen Akten, sowie die 
Geräte und Instrumente, welche ihm von der ssorstnerwaltung über-
'aeben werden, aufzubewahren und über dieselben ein Inventar zu 
führen. Ihm ist der Waldhammer der Gemeinden seines Reviers an-
vertraut, und er ist für richtige Aufbewahrung und Benutzung des-
selben verantwortlich. Er hat ein Tagebuch zu führen und in das-
selbe einzutragen: 
11 Seine forstlichen Verrichtungen! 
2) Alle Uebertretungen forstpolizeilicher Vorschriften, sei der Thäter 
entdeckt oder unentdeckt: 
3) Nennenswerthe Waldbeschädissunaen durch Naturereignisse. Insek-
ten und andere Thiere: austerssewöhnliche Vorkommnisse, welche auf 
die Waldungen Vema haben: 
4) Den Vollzug forstwirtschaftlicher Arbeiten, als namentlich der an-
gezeichneten und ausaefilbrten Holzsckläqe, der Saaten. Vilanzun-
gen, Verschulungen. Durchforstunaen. Weaanlagen, Entwässerungen 
u^w.. und wenn möalich der bezüglichen Kosten: 
5) Alle wichtiaern. auf den Dienst bezüglichen Unterredungen. 
Die Tagebücher sind semeilen dem Kreissvrstinspektor zur Einsicht-
nähme Vorzuweisen: bei Dienstwechsel sind dieselben ihm abzugeben. 
Ueberdief! hat er für sede Gemeinde oder Genossenschaft eine in 
den Händen der betreffenden Behörde befindliche, dem Wirthschafte 
Diane beiaeaebene Kontrolle zu führen, in welcher alle aus den öffent-
lichen Waldunaen belogenen Hauvt-, Zwischen- und Nebennutzungen, 
alle Kulturm^kreaeln. ssorsiverbesserunasaibeiten, Operationen be-
treffend die Bestandespflege ulw, möglichst genau und mit allen er-
hältlichen Details einzutraaen find. 
Aus den Wilthschaftsplänen seines Reviers hat der Revierförster 
zu seinem eigenen Gebrauch einen Auszug anzufertigen, welcher je-
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weilen namentlich die Vorschriften betreffend die Wirtschaft während 
des nächsten Dezenniums umfassen soll. 
Ar t . 6. — Der Revierförster soll innerhalb seines Neviers woh-
nen. Er darf dasselbe nicht für länaer als zwei Tage ohne Vewilli-
ssunc, des Kreisfoistinspektors verlassen. Vei längerer Abwesenheit 
oder in Krankheitsfällen hat er für die nöthige Stellvertretung zu 
sorgen. 
Ar t . 7. — Der Revierförster darf keiner Beschäftigung obliegen, 
welche ihn anhaltend an der Ausübung feiner Dienstverrichtunaen 
hindert. Die Uebernahme anderer Arbeiten oder Anstellunaen ist ihm 
nur mit spezieller Bewilligung des Forstdepartementes gestattet,' der 
Handel mit 9ioh oder die Betheiliaung bei demselben, das galten 
einer Wirthschaft, sowie die Vetheiliaung als Uebernebmer bei Ar-
betten, deren Kontrollierung und Leitung ihm zusteht, sind dem Re-
vierförster nicht gestattet. 
I I . F o r s t w i r t h schaftliche Vorschr i f ten. 
Art , 8. — Nutzungen von 5>aupt- und Nebenprodukten in öffent-
lichen Waldungen, Waldvermarchungen. Weganlagen. sowie größere 
ssorstverbesserunasarbeiten. dürfen, wenn sie nicht durch einen aeneh-
miaten Wirthslbaftsplan bestimmt voraeschrieben sind, vom Revier-
förster nur auf spezielle Anweisung des Kreisfoistinspektors ange-
ordnet werden. 
A r t. 9. — Die Vermarcbung der öffentlichen und Privatfchun-
Waldungen hat der Revierförster nach der hieillr bestebenden Instruk-
tion und den Weisungen des Kieisforstinspektors persönlich 'u leiten. 
— Wo Marchzeichen entfernt wurden bat er in geeigneter Weise für 
deren Ersatz unter Veiziehung beider Anstö«er zu sorgen. 
Ar t . 10, — Der Revierförster hat alliährlich nack, dem bestehen-
den Wirthfchaftsvlane und den speziellen Anleitunaen des Kreisfarst-
insnektars die ordentlichen Iabresschläae in den Gemeinde- und <8e-
nossens^aftswaldungen. lowie die außerordentlichen fioUschläae. mit 
deren An'e'cknuna er betraut wurde, zu taxieren und die Bäume 
mit dem Waldbammer «nn'üeichnen. 
In fchwieriaen Verbältnissen. wo die soiortiae Verfünauna nicht 
apsickert erscheint, ist auch bei zum Kauf« bestimmten Kol'lchlägen in 
Vriratfcl'utzwaldungen vorher die Weisung des Kreisforstinspektors 
einzuholen. 
Ar t . 11. — Vei Fällung und Transport des Holzes sorgt der 
Revierförster Mi möglicbste Schonung des Jungwuchses: ferner für 
genaue Einbaltuna der Termine, und anderer von oberer Behörde 
oder im Wirt^ckattsplan ertbeilten Vorschriften und Bedinaunqen. 
Nach der Fällung des hol'es. aber noch vor Abiuhr desselben, 
hat er die Ausfübrung des Scklages auf Ort und Stelle m verifi-
zieren, das SjoU, das aufgerüstet abgegeben wird, einzumessen, und 
das aenutzte Quantum in seinem Tagebuch, sowie bei öffentlichen 
Waldunnen in der Scl'lagkontiolle der betreffenden Gemeinde oder 
Genossenschaft unverzüglich einzutragen. Bevor diese Eintragung 
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stattgefunden hat. darf kein Kolz aus öffentlichen Waldungen ent-
feint weiden. Vei aufzeioidentlichen Schlägen ist ihm übeidies vor-
hei auch ein Empfangfchein der Etaatskaffe für bezahlte Schlagge-
l'ühien vorzuweisen. 
A l t . 12. — Die Dulchfoistungen in öffentlichen Waldungen hat 
dei Revieiföiftei. fo viel immer möglich, felbft anzuzeichnen, odei 
andernfalls deren Vornahme nur ganz guten, zuverlässigen Arbei-
lern zu übertragen und persönlich zu leiten. 
Er überwacht den Bezug der Nebennutzungen und sorgt nament-
lich dafür, das; der Weidgang. sowie die Etreunutzung nur in den 
hiefür speziell bezeichneten Bezirken ausgeübt werden. 
Ar t . 13. — Der Neuiersörfter leitet den gesamten Kulturbetrieb 
seines Nevieres: ei soigt süi die Vornahme der Kulturen oder an-
•dein Foistoelbesserungslllbeiten. ist dabei, so viel immei möglich 
persönlich anwesend, und wacht ganz besonders über deren richtige 
und gewissenhafte Ausführung. Er hat das Recht, untaugliche Ar-
beiter wegzuweisen. und die Anstellung anderer zu verlangen. 
Dem Nevierförstei ist im fernern die Aufsicht über die Forstgär-
ten überbunden! er ordnet deren Anlage. Bestellung und Unterhalt 
an, und besorgt soviel immer möglich die Ausführung der Eaat pei-
sönlich. 
III. H a n d h a b u n g der ssoi st P o l i z e i . 
A r t . 14. — Der Reviersörster ist verpflichtet, strenge Aufsicht 
über genaue Beachtung und Vollziehung der forstlichen Gesetze, Ne-
glemente und Instiuktionen. sowie der Wirtschastspläne und münd-
lichen oder schriftlichen Weisungen der ^orstbehörde zu führen und 
Zuwiderhandlungen möglichst vorzubeugen. 
Gesetzesübertretungen durch Gemeinden. Genossenschaften oder 
Private, Nichtbeachtung ertheilter Weisungen oder Iuwiderhandlun-
gen gegen dieselben sind dem Kreisforstinspektor anzuzeigen. 
Bei wahrgenommenem Waldfrevel oder Diebstahl verfährt der 
Nevierförster gemäß den Vorschriften von Art. 66 u. s, f. des Forst-
réglementes vom 12. Februar 1881. 
A l t . 15. — Allen Beschädigungen der Waldungen hat der.Ne- \ 
vieiföistei nach Kräften voizubeugen. odei wo dies nicht mehl mög- 1 
l^ ch, die^eeigneten Oegenmaßiegeln zu treffen. 
Um die Gefahr des Feuerausbruches zu vermindern, hat er für 
Erstellung von Kohlplätzen. Arbeiterhütten usw. die geeigneten 
PMtze anzuweisen und darüber zu wachen, daß im Walde öder dessen 
Nähe nicht unbefugter Weise Feuer angezündet werde. Beim Aus-
bruche eines Waldbrandes begibt er sich sofort an Ort und Stelle, 
und leitet bis zur Ankunft des Kreisforstinspektors, dem in wichtige-
ren Fällen unverzüglich Bericht zu erstatten ist, die erforderlichen 
Löschmaßregeln. 
Bei Windfall. Schneet>luck, Duft- oder Eisanhang, oder bei Be-
fchädigung der Waldungen durch Abrutschungen, Lawinen, Insekten 
usw. hat der Nevierförster den Waldbesitzer sofort zu avisieren und 
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zu sofortiger Aufarbeitung und Entfernung des Holzes anzuhalten. 
In öffentlichen Waldungen find die betreffenden Stämme möglichst 
bald anzuzeichnen, das Holzquantum abzufchätzen oder zu messen und 
in die Kontrollen einzutragen. 
Vei Auftreten foiftfchädlicher Infekten, bei Abrutfchungen, Ve-
fchädigungen durch Wildwassei usw. ist außer dem Waldbesitzer auch 
der Kreisforftinspektor unverzüglich von der noch drohenden Gefahr 
in Kenntnis zu fetzen und unterdessen der weitern Ausdehnung der 
Beschädigung bestmöglich vorzubeugen. Vei Insektenschaden sind dem 
bezüglichen Berichte, wo möglich auch ssrafzstücke und einige Ezem-
plare der betreffenden Infekten beizufügen. 
Ar t . 16. — Der Revierförster ist verpflichtet ein Dienstbüchlein 
zu besitzen. 
Die Gemeindeverwaltung kann dessen Vorweisung verlangen zur 
Eintragung von Vorkommnissen sowohl als auch allfälligen Klagen. 
S i t t e n . Juli 1882. 
Der Regierungsrat. 
Vorstand der Foistverwaltung: 
I . C h a p p e x. 
3b 
Verordnung 
vom 15. und 19. Mai 1883. 
betreffend die Verwaltungen der Waldungen des Kantons Wallis. 
(©. S. X I I I . 384) 
Das mit der Folstverwaltung des Kantons Wallis betraute De-
partement, 
In Vollziehung des Artikels IN des Vundesgesetzes vom 24. März 
1876. betreffend t>ie eidgenössische Oberaufsicht über die Forftpolizei 
im Hochgebirge. 
V e r ö f f e n t l i c h t 
folgende Verordnung für die Vermarkung der Schutzwaldungen 
der Gemeinden. Genossenschaften und Privaten: 
Ar t . 1. — Die Vermarkung der Waldungen wird unter der Lei-
tung eines Delegierten des Departementes durch den Eigenthümer 
oder durch feinen Delegierten, in Gegenwart des angrenzenden Eigen-
thllmeis, ausgeführt. 
A r t. 2. — Die Vermarkung muß vollständig und regelmäßig 
sein, indem man soviel wie möglich die Krümmungen des Umfanges 
(Perimeters) der Waldung auszuweichen fucht. 
Die Grenzen sind natürliche oder künstliche. 
Ar t . 3. — Als künstliche Grenzen werden zugelassen! gut aus-
geprägte Berges-Grate oder Nucken, die Züge oder Nüfe. die Felsen, 
die Bäche oder Flüsse, deren Bett keinen merklichen Veränderungen 
unterworfen ist. 
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A i t . 4. — Längs bei Lawinenzüge, der Holzzüge („Schleife") 
oder bei ben Veränderungen unteiwoifenen Gewässei-Läufe, wiib 
man auf beiden Seiten bei natürlichen Grenze ober nur auf einer 
Seite Hintei-Gienzsteine enichten. 
A i t. 5. — Ueberall. wo bie natürlichen Grenzen fehlen, wirb 
man am Enbe jeber soviel wie möglich Verlängerten geraben Linie 
künstliche Grenzen Heistellen, unb zwar auf bie Weise, batz buich 
Gienzsteine alle buich biese Linien gebildeten Winkel bezeichnet 
weiben. 
An ben Orten, wo bie Nobenbilbung ober bie zu bebeutenbe -
Entfernung es veihinbeit. von einem Enbe ober geraben Linie bis 
zum andern zu sehen, wiib man Zwischen-Gienzsteine enichten. 
Die Lntfeinung zwischen zwei Grenzsteinen bllif in bei Regel 
150 Meter nicht übersteigen; wenn bei Boden von geringem Werthe 
ist, kann jedoch diese Entfernung bis auf 300 Meter verlängert 
werben. 
Alle Bäume und Gesträuche, welche sich auf der Linie der Grenz-
steine befinden, müssen umgehauen werben. 
Ar t . 6. — Werden als natürliche Grenzen betrachtet: die 
Grenzsteine, auf welchen ein Kreuz eingehauen ist. die isoliiten Fels-
blocke, die Zeichen am Futze von Felsen odei festen Mauein. 
A r t. 7. — Pfähle. Bäume und Hecken werben nicht als natür-
liche Grenzen zugelassen; bie Gräben ober Bodenerhebungen können 
nur als Grenzen dienen, wenn die Waldung nicht beholzten, dem 
gleichen Eigenthümei gehörenden Boben begrenzt. 
Ar t . 8. — Die Grenzsteine werben aus hartem Stein gebildet 
und man wirb ihnen eine passenbe Form geben. Sie müssen eine 
Total-Länge von 75 Centimeter haben, von benen Vi in bie Erbe 
versenkt wirb. Auf bie obere Fläche bes Grenzsteines wirb man so-
viel wie möglich bie Linie des Winkels, welchen er angeben soll, 
einhauen. 
Gleichfalls wiib man auf ben isolirten Felsblöcken oder Felsen 
unb am Fuhe der Mauern den Punkt des Winkels mit einem auf 
den Felsen oder auf den Stein eingeihauenen Kreuz + bezeichnen. 
Ar t . 9. — Die Grenzsteine müssen für jede Waldung getrennt 
numeriert werben. Die Reihe bei Nummern mutz an einem leicht 
zugänglichen Oite beginnen unb in bei Weise foitgesetzt weiden, datz 
man. wenn man dieser Reihe folgt, immei das Eigenthum zur lin-
ken Hanb hat. 
Die Nummern werben in ben Stein eingehauen ober mit rother 
Farbe bezeichnet werben. 
Ar t . 10. — Die Grenzlinie zwischen zwei Waldungen mutz auf 
einer Breite von einem Meter offen bleiben. 
Ar t . 11. — Es wird ein Bermaikungs-Berbal jeder Gemeinde-
oder Genofsenschafts-Waldung versaht und basselbe wird folgende An-
gaben enthalten: 
a) Den Namen bei Gemeinbe. wo bieselbe liegt; 
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b) Den Namen der Waldung und ihres Eigenthümers' 
c) Die Nummern der Grenzsteine und ihre Lage' 
d) Die Entfernung von einem Grenzsteine zum andern und ihre 
Richtung: 
e) Die Beschreibung der natürlichen Grenze; 
s) Die Stellung der Hinter-Grenzsteine und die Entfernung zwischen 
ihnen; , 
g) Die Kultur-Gattung des benachbarten Eigenthums; 
h) Die Namen und die Wohnsitze der angrenzenden Eigenthümer 
auf der Linie von Grenzstein zu Grenzstein. 
Dasselbe wird mit den Unterschriften des Eigenthllmers der Wal-
düng oder seiner Stellvertreter und des Delegierten des Départe-
mentes versehen. 
A r t. 12. — Das Verbal wird in zwei Doppeln ausgeliefert, von 
denen das eine für den Eigenthümer der Waldung und das andere 
für den Kreisforft-Inspektor bestimmt ist. 
S i t t e n , den 15. Mai 1883. 
Das mit der 
Forstverwaltung betraute Departement: 
I . C h a p p e x . 
Genehmigt vom Ltaatsrathe in der Sitzung vom 19. Mai 1883, 
um in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 
Der Präsident des Staatsrathes: 
I . Ehappex. 
Der Staatsschreiber: 
Em. V a r b e r i n i. 
37 
Beschluß 
vom 18. Mai 1883. 
betreffend Abänderung des Artikels 2 des Forstreglementes 
vom 12. Februar 1881. 
Der Staatsrath des Kantons Wallis, 
Eingesehen das Schreiben des eidgenössischen Handels- und Land-
wilthschafts-Departementes vom 6. April 1883, ändert den Art. 2 des 
Forstreglementes vom 12. Februar 1881 ab, wie folgt: 
„Der Kreis wird in Bezirke abgetheilt, die nach Belieben der Ge-
meinden aus einer oder mehreren Gemeinden bestehen können, ohne jedoch, daß der Flächeninhalt der Wälder eines einzelnen Bezirkes 
zwei Tausend Hektare überschreiten darf." 
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Das zweite Alinea des genannten Artikels beibehält seine frühere 
Fassung. 
Sitten, den 19. Mai 1883. 
Der Präsident des Etaatsiathes: 
I . C h a p p e z . 
Der Ttaatsschleibei: 
Em, V a r b e i i n i . 
38 
lluszuy 
aus dem Gesetze vom 24. November 1891 
betreffend Errichtung und Revision der Register der Kapital-
und Einkommensteuer. 
(G.S.XV.280) 
Art . 11. — Die Schätzung der Grundstücke geschieht nach Orts-
zone mit verschiedenen Klassen und eintretenden Falls mit Unterab-
teilungen der Klassen für jede Art von Kultur, z. 93. Rebbeige. Gär-
ten, Vaumgärten. Wiesen, Aecker. Weiden, sumpfigen «der unbebauten 
Boden. Kllstanienwälder und Niederwaldungen, Gemeinde und Pri-
oatalpen. 
A r t . 13. — Die Hochwaldungen von Gemeinden und Privaten 
werden von der kantonalen Forstverwaltung unentgeltlich vermessen. 
Dieselben werden für die Schätzung, se nach ihrer Lage, ihrer Aus-
beutungsfähigkeit und ihres Ertrages in sechs Klassen eingetheilt. 
39 
Verordnung 
betreffend die Vermarlung der Waldungen des Kantons Wall is 
vom 19. April 1892. 
Das mit der Forstverwaltung des Kantons Wallis betraute De-
partement. 
I n Vollziehung des Artikels IN des Vundesgesetzes vom 24. März 
1876, betreffend die eidgenössische Oberaufsicht über die Forstpolizei 
im Hochgebirge. 
V e r ö f f e n t l i c h t 
folgende Verordnung für die Vermarlung der Schutzwaldungen der 
Gemeinden, Genossenschaften und Privaten. 
A r t . 1. — Die Vermarlung der Waldungen wird unter der Lei-
tung eines Delegierten des Departementes durch den Eigenthümer 
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oder durch seinen Delegierten, in Gegenwart des angrenzenden Eigen-
thümeis, ausgefühlt. 
Ar t . 2. — Die Vermartung muss vollständig und regelmäßig sein, 
indem man soviel wie möglich die Krümmungen des Umfanges (Peii-
meteis) der Waldung auszuweichen sucht. 
Die Grenzen sind natürliche oder künstliche. 
Ar t . 3. — Als natürliche Grenzen werden zugelassen: gut aus-
geprägte Verges^Gräte oder Nucken, die Züge oder Rufen, die Felsen, 
die Vache oder Flüsse, deren Vett keinen merklichen Veränderungen 
unterworfen ist. 
A r t. 4. — Längs der Lawinenzüge, der Holzzüge („Schleife") 
oder der den Veränderungen unterworfenen Gewässer wird- man aus 
beiden Seiten der natürlichen Grenze oder nur auf einer Seite Hinter-
Grenzsteine errichten. 
A i t. 5. — Ueberall. wo die natürlichen Grenzen fehlen, wird man 
am Ende jeder soviel wie möglich verlängerten geraden Linie kllnst-
liche Grenzen erstellen, und zwar auf die Weife, das; durch Grenzsteine 
alle durch diese Linien gebildeten Winkel bezeichnet werden. 
An den Orten, wo die Vodenbildung oder die zu bedeutende Ent-
fernung es verhindert, von einem Ende der geraden Linie bis zum 
andern zu sehen, wird man Zwischen-Gienzsteine setzen. 
Die Entfernung zwischen zwei Grenzsteinen darf in der Regel 150 
Meter nicht übersteigen,' wenn der Voden von geringem Werthe ist, 
kann jedoch diese Entfernung bis auf 250 Meter verlängert werden,' 
aber in allen Fällen muß von einem Grenzstein zum andern gesehen 
werden können. 
Alle Väume und Gesträuche, welche sich auf der Linie der Grenz-
steine befinden, müssen umgehauen werden. 
A r t . 6. — Werden als künstliche Grenzen betrachtet: die Grenz-
steine, auf welchen ein Kreuz eingehauen ist, die isolirten Felsblöcke, 
die Zeichen am Fuße von Felsen oder festen Mauern. 
A r t. 7. — Pfähle, Väume und Hecken werden nicht als natürliche 
Grenzen zugelassen: die Gräben oder Bodenerhebungen können nur 
als Grenzen dienen, wenn die Waldung nicht beholzten, dem gleichen 
Eigenthümer gehörenden Voden begrenzt. 
Art . 8. — Die Grenzsteine werden aus hartem Stein gebildet, 
und man wird ihnen eine passende Form geben. Sie müssen eine 
Total-Länge von 75 Centimeter haben, von denen 2/a in die Erde ein-
gelassen werden. Auf die obere Fläche des Grenzsteines wird man so-
viel wie möglich die Linie des Winkels, welchen er angeben soll, ein-
hauen. 
Gleichfalls wird man auf den ifolierten Felsblöcken oder Felsen 
und am Fuste der Mauern den Punkt des Winkels mit einem auf 
den Felsen oder auf den Stein eingehauenen + bezeichnen. 
A r t . 9. — Die Grenzsteine müssen für jede Waldung getrennt 
numeriert weiden. Die Reihe der Nummern muß an einem leicht zu-
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«.anglichen Orte beninnen und in der Weise fortgesetzt weiden, daß 
man, wenn man dieser Reihe folgt, immer das Eigenthum zur linken 
Hand hat. 
Die Nummern werden in den Stein eingehauen oder mit rother 
Farbe bezeichnet werden. 
A r t . IN. — Die Grenzlinie zwischen zwei Waldungen mutz auf 
einer Breite von zwei Metern offen bleiben. 
Art . 11. — Es wird ein Veimaikunsss-Verbal jeder Gemeinde-
oder Genossenfchafts-Waldunn verfaßt, und dasselbe wird folgende 
Angaben enthalten: 
a) Den Namen der Gemeinde, wo dieselbe liegt' 
h) Den Namen der Waldung und ihres Eigenthümers' 
c) Die Nummern der Grenzsteine und ihre Lage' 
d) Die Entfernung von einem Grenzsteine zum andern und ihre 
Nichtung: 
e) Die Beschreibung der natürlichen Grenzen: 
l) Die Stellung der Hinter-Grenzsteine und die Entfernung zwischen 
ihnen: 
g) Die Kultur-Gattung des benachbarten Eigenthums: 
Ii) Die Namen und die Wohnsitze der angrenzenden Eigenthümer auf 
der Linie von Grenzstein zu Grenzstein. 
Dasselbe wird mit den Unterschriften des Eigenthllmers der Wal-
düng oder seiner Stellvertreter und des Delegierten des Départe-
mentes versehen. 
A r t. 12. — Das Verbal wird in zwei Doppel ausgefertigt, von 
denen das eine für den Eigenthümer der Waldung und das andere 
für den Kreisforstinspektor bestimmt ist. 
A r t . 13. — Die Verordnung vom 15. Mai 1883 ist aufgehoben. 
Sitten, den 19. April 1892. 
Das mit der 
Foiftuerwaltung betraute Departement: 
M. d e l a P i e r r e. 
Genehmigt vom Staatsrathe in der Sitzung vom 19. April 1892, 
um in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen 
zu werden. 
Der Präsident des Etaatsrathes: 
R o t e n . 
Der Etaatsschreiber: 




vom 24. November 1893 
über theilweise Abänderung desjenigen vom 23. November 1878 
betreffend die Holzschlags- und Flohbewilligungs-Gebühren. 
((5. 6i. XVI. 156) 
Der Große Rat des Kantons Wallis, 
Erwägend, daß die Laubholz-Waldungen in den gegenwärtigen 
Steuerregistern für ihren reellen Werth eingetragen sind und dem-
nach lein Grund mehr vorliegt, die in diesen Waldungen periodisch 
stattfindenden Ausbeutungen fernerhin einer besondern Kanzleigebühr 
zu unterwerfen: 
Auf den Antrag des Ttaatsrathes. 
33 e s ch 1 i e ft t : 
E i n z i g e r A r t i k e l . Der Art. 4 des Dekretes vom 23. Mo-
vember 1878 betreffend die Holzfchlags- und Floßbewilligungs-Ee-
bühren ist widerrufen. 
Eo gegeben vom Großen Rathe zu Sitten, den 24. November 1893. 
Der Präsident des Großen Rathes: 
5. V i ol e y. 
Die Schriftenführer: 
I u l . G e n t i n e t t a . — En i . J o r i s . 
Der Staatsrath des Kantons Wallis beschließt: 
Gegenwärtiges Dekret soll am Sonntag, den 24. laufenden De-
zember, in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und ange-
schlagen werden. 
So gegeben im Etaatsrathe zu Sitten, den 15. Dezember 1893. 
Der Vize-Präsident des Staatsrathes: 
L. L. R o t e n. 
Der Staatskanzler: 
R. D a l l t z v e s . 
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Veschluß 
vom 31. Oktober 1901 
betreffend die durch den Rücklauf der Forstdienstbarleiten 
verusachten Tchatzungskosten. 
lG. S. XIX. 251) 
Der Staatsrath des Kantons Wallis. 
Nach Einsicht des Art. 14 des Vundesgesetzes vom 24. März 1874, 
betreffend die eidgenössische Oberaufsicht über die Forstpolizei im Hoch-
gebirge: 
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Nach Einsicht des Alt. 51 der kantonalen Foiftordnung vom 12. Fe-
biuar 1881. welcher bestimmt, dast der im Vorerwähnten Artikel 14 
vorgesehene Rückkauf von Dienstbarkeiten in Gemähheit des kanto-
nalen Gesetzes vom 21. November 1850. betreffend den Rücklauf der 
Weidgangsrechte zu erfolgen habe: 
Erwässend. das! das Gesetz vom 21. November 1850 keine Vestim-
munn bezüglich der Vezahluna der Schatzunssskosten enthält; 
Auf den Antrag des Departementes des Innern: 
Veschl ie f , t : 
Ar t . 1. — Die Schatzungskosten sind in der Regel von den un-
mittelbar beteiligten Parteien zu gleichen Teilen zu tragen. 
Wenn jedoch die eine oder die andere Partei vor der Schatzungs-
lommisston übertriebene Forderungen stellen oder vergebliche Kosten 
verursachen würde, soll diesem Umstände bei der Zumessung der Ko-
sten Rechnung getragen werden. 
A r t . 2. — Gleichzeitig wie über die Hauptfrage erkennen die 
Experten auch über die Kosten. 
Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den 31. Oktober 1901, um am 
Sonntag, den 10. November 1901. in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 
Der Präsident des Ltaatsrathes: 
I . Z e n - R u f f i n e n . 
Der Staatskllnzlei: 
K. R o t e n . 
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Veschluß 
vom 28. Mai 1905 
betreffend Abänderung des Art. 1 der Forst-Ordnung 
vom 12. Februar 1881. 
sG. S. XXI. 75) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Nach Einsicht des Art. 7 des eidg. Gesetzes betreffend Oberaufsicht 
des Bundes über die Forstpolizei vom 11. Oktober 1902.' 
Nach Einsicht des Gesetzes vom 20. Mai 188N betreffend Abänderung 
der Artikel 5. 6 und 7 des Forstgesetzes vom 27. Mai 1873; 
In Anbetracht der Notwendigkeit der Vermehrung der gegen-
wältig zu ausgedehnten Forstkreife; 
Auf den Antrag des Departementes des Innern, 
B e s c h l i e ß t -
Art . 1. — Der elfte Altikel der Forst-Ordnung vom 12. Februar 
1881 ist durch folgenden erfetzt: 
„Art. 1. — Die Wälder des Kantons sind in folgende 6 Kreise 
eingeteilt: 
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„Der 1. Kleis, zusammengesetzt aus den Veziilen Goms, Oestlich-Ra-
ion und Brig; 
„Der 2. Kreis, gebildet aus den Bezirken Visp und Westlich-Raion' 
..Der 3. Kieis, gebildet aus den Bezirken Lenk und Sifcers; 
„Der 4. Kieis, gebildet aus den Bezirken Gering, Sitten und Gundis' 
„Der 5. Kreis, gebildet aus den Bezirken Maitinach und Entremont; 
„Dei 6. Kleis, gebildet aus den Vezilten St. Moritz und Monthey." 
Ar t . 2. — Gegenwärtiger Veschluf! tritt mit dem eisten nächsten 
November in Klaft. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 25. Mai 1903, um in allen 
Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
5. V i o l e y. 
Der Etaatskanzler: 
K. R o t e n . 
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Vefchluß 
vom 26. Juli 1905 
betreffend die Kataster-Tchatzung der Hochwaldungen. 
((§. S. X X I . 85) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Nach Einsicht des Art. 13 des Gesetzes vom 24. November 1891 be° 
treffend Errichtung und Revision der Register der Kapital- und Ein-
kommensteuer: 
Nach Kenntnisnahme von Bericht und Antiag des vom Staats« 
rate bestellten uolberatenden Ausschusses: 
Auf den Antiag des ssinanzdepartementes. 
B e s c h l i e ß t : 
Art . 1. — Die Schätzung der Hochwaldungen von Gemeinden und 
Privaten wird in seder Gemeinde durch einen Ausschuß vorgenom-
men, der gebildet wird aus: 
a) einem vom Staatsrate ernannten kantonalen Kommissär; 
b) dem Forstinspektor des Kreises, dem die Gemeinde angehört; 
c) einem vom Munizivalrate ernannten Gemeindekommissär. 
Der kantonale Kommissär führt den Vorsitz und der Kreis-Forst-
inspektor amtet als Sekretär. 
A i t. 2. — Es werden zwei kantonale Kommissäre bezeichnet, von 
denen der eine als Präsident des Ausschusses in den Bezirken Goms, 
Oestlich-Raion, Brig. Visp, Westlich-Raron und Leuk amtet und der 
andere im Ausschusse für die Bezirke Siders. Ering, Sitten, Gundis, 
Maitinach. Entremont, St. Moritz und Monthey den Vorsitz führt. 
A r t. 3. — Die Amtsverrichtungen dieser Ausschüsse sollen sofort 
beginnen und bis spätestens den nächsten 30. November zum Abschlüsse 
gebracht sein. 
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Ait . 4. — Die Hochwaldungen weiden je nach ihiei Lage, ihiei 
Ausbeutunsssfähiakeit und ihiem Eitiaae in sechs Klassen eingeteilt, 
d. h. die Kommissionen haben ihrer Schätzung den ständigen Durch-
schnitts-Eltiag unter Berücksichtigung der Ausbeutungskosten und des 
in der betreffenden Gegend allgemein geltenden Holzweites zu Grunde 
zu legen. 
Die von den Gemeinden erstellten Wirtschaftspläne sollen zu Rate 
gezogen werden, ohne das; sich die Schätzer durchaus an dieselben zu 
halten haben. 
A i t. 5. — Die Waldungen sind gemäß nachfolssender Skala je 
nach ihrem Werte in einer der im vorhergehenden Artikel vorge-









Fr. 1201 bis Ft. 1500 
.. 901 .. „ 1200 
.. 601 .. .. 900 
.. 301 .. ,. 600 
„ 101 .. „ 300 
., 20 .. „ 100 
A r 16. — Die Munizipalräte haben sofort nach Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Beschlusses zur Wahl ihres Vertreters im Schoße des 
Ausschusses zu schreiten. 
Von dieser Wahl ist dem Finanzdepartemente und dem kantonalen 
Kommissär Kenntnis zu geben. 
Ar t . 7. — Der kantonale Kommissär bestimmt die Neihenfolge, 
in welcher die Schatzunaen in jedem Vezirk stattzufinden haben. 
Zu diesem Behufe lässt er an den Kreisförster von dem Gemeinde-
Kommissär die nötigen Einberufungen ergehen und setzt den Munizi-
palrat wenigstens 8 Tage vorher davon in Kenntnis. 
Dieser Letztere ist verpflichtet, den Tan bekannt zu geben, an wel-
chem der Ausschuß zur Schätzung schreiten wird, und bringt den be-
treffenden (Eigentümern zur Kenntnis, dast sie berechtigt sind, dem 
Ausschüsse ihre Bemerkungen vorzutragen. 
Diese Bekanntmachung geschieht am gewöhnlichen Ausrufungsorte. 
A r t. 8. — Für jede Gemeinde wird über die Schätzung ein vom 
kantonalen Kommissär und vom Kreisförster zu unterzeichnendes 
Protokoll aufgenommen. Diese Protokolle sind bezirksweise an das 
Finan^departement einzusenden und zwar für jeden Bezirk sofort 
nach Beendigung der Schatzungsaibeiten. 
A i t. 9. — Zum Zwecke einer einheitlichen und gleichmäßige« An-
wendung der Taxen wird der kantonale Kommissär für Oberwallis 
den Arbeiten der Smatzunaskommissionen im Venrke St. Moritz und 
der kantonale Kommissär für Unteiwallis den gleichen Verrichtungen 
im Bezirke Leuk beiwohnen. Mi t diesen beiden Bezirken wird das 
Schatzungsgeschäft begonnen. 
Art, 10.— Die Gemeinderäte. welche den im Art. 6 vorgesehenen 
Bestimmungen nicht nachleben, weiden mit einer vom Staatsrate 
auszusprechenden Buße von 5 bis 50 Fr. belegt. 
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Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 26. Juli 1905, um Sonn-
tag, den nächsten 6. August, in allen Gemeinden des Kantons vei-
öffentlicht und angeschlagen zu werden. 
Der Vize-Pläsident des Staatsrates: 
de T o r r e n t « . 
Der Staatslanzler: 
K. R o t e n . 
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Fllrstyeselt 
vom 11. Mai 1910, 
betreffend Vollziehung des Vundes-Gesetzes vom 11. Oktober 1802. 
(G. S. X X I I I . 25?) 
Der Grofze Nat des Kantons Wallis. 
Zum Zwecke, die kantonale ssorstwirtschaft in vollständigen Ein-
klang zu bringen mit der diesbezüglichen Vundes-Eefetzgebung und 
die durch die Praxis als wünschenswert befundenen Verbesserungen 
einzufühlen: 
Auf den Antrag des Staatsrates. 
V e r o r d n e t : 
Titel I . 
Präliminar-Veftimmungen. 
A r t . 1. — Dem ssorstgesetze sind sämtliche Waldungen lboch- und 
Niederwaldungen sowie Wytweidenl des Kantons unterstellt. 
A r t . 2. — Sämtliche Waldungen und Wytweiden des Kantons 
werden im Sinne der Art. 3 und 4 des Vundesgesetzes betreffend die 
eidgenössische Oberaufsicht über die ssorstpolizei vom 11. Oktober 1902 
als Schutzwaldungen erklärt. 
A r t . 3. — Die Waldungen werden eingeteilt in öffentliche und 
Privatwaldungen. 
Unter öffentlichen Waldungen sind zu verstehen: die dem Staate, 
den Gemeinden, Bürgerschaften, Korporationen. Genossenschaften an-
gehörenden Waldungen, sowie solche, die von einer öffentlichen Ve-
Horde verwaltet werden (Vundesgesetz. Art. 2. litt. a). 
Als Privatwaldungen find zu betrachten fene Waldungen, welche 
Privat-Eigentümern oder Genossenschaften, welche durch Zusammen-
legung verschiedener Parzellen entstanden sind, angehören (Art. 26 und 
28 des eidgenöss. ssorstgesetzes). 
Die Klassifikation wird durch den Staatsrat nach dem Vorantrag 





1. E r h a l t u n g . V e r b e s s e r u n g und V e r m e h r u n g 
des W a l d a r e a l s . 
Ar t . 4. — Das Waldareal des Kantons darf nicht vermindert 
werden. .(23. ©. 31.). 
Die Ausreutungen bedürfen der Bewilligung des Bundesrates. 
Der Bundesrat wird entscheiden, ob und in wie weit für solche 
Verminderung des Waldareals Ersatz durch Neuausforstung zu bie-
ten sei. 
A r t . 5.— Der Eigentümer, welcher ohne Ermächtigung das Wald-
areal vermindert, ist verhalten, die entholzte Fläche oder ein ent-
sprechendes ftlachenmaf, wieder aufzuforsten. 
I m Weigerungsfälle wird die ssoistverwaltung die Wiederauffor-
stung auf Kosten des Eigentümers ausführen lassen. 
Art . 6. — Es ist verboten! 
a) ohne Bewilliguna des Staatsrates Hochwaldungen in Niederwal-
düngen umzuwandeln: 
b) all'« starke, die Verjüngung der Waldung gefährdende Schläge aus-
zuführen: 
c) durch Schläge die Bestände derart zu schwachen, dak diese selbst so-
wie die Nachbarwaldungen Gefahr laufen, durch Wind, Lawinen 
und Erdrutsche zerstört zu werden. 
A r t . ? . — Kahlschlage in Hoch- oder Niederwaldungen sind in 
der Regel unterwat. Bei Niederwaldungen kann eine Ausnahme ge-
macht werden, falls sie Lawinenbrüchen oder Erdrutschen usw. nicht 
förderlich sein sollten. (V. ©. 18.) 
A r t . 8. — An der obersten Waldreaion soll ein Schutzstreifen ge-
lassen werden, dessen Breite durch das Vorhandensein des natürlichen 
Nachwuchses bedingt und von der ssorstverwaltung bezeichnet ist. 
I n dieler Reaion dürfen Schläue von grünen BNanzunaen einzig 
zum Zwecke der Verjüngung der Waldung ausgeführt werden. 
A r t . 9. — Die Gemeinden find gehalten, innert dem Rahmen der 
Möalichkeit an den Ufern der Rhone, der Flüsse und Bäche und Wasser-
leitunaen ein behoster Rand oder eine Vaumpflanzung zu lassen oder 
zu erstellen, je nack den Oitsbedürfnissen und nach der vom Baude-
partement voraeschriebenen Art und Weise, unbeschadet der den llfer-
eiaentllmern schi'ldiaen Entschädigung, die im Verhältnis zur Ent-
wertiaung des Bodens sein soll. 
Wenn der zum Ufer gehörme Boden Eigentum der Gemeinde ist, 
hat diese letztere das Recht Pllan^unaen vorzunehmen ohne Beob-
achtuna der in Art. 515 des E. <3. V. vorgesehenen Fristen. 
Wenn der Boden Privat^Eigentümern angehört, kann die Gemeinde 
Zwllngs-Enteignung desselben begehren. 
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Alt , 10. — Die durch Schläge enthüllten Valdflächen sollen in-
neit der Frist von drei Jahren wieder aufgeforstet werden. 
Die durch Feuer. Sturm, Lawinen in Waldungen entstandenen 
Blößen weiden in der der natürlichen Verjüngung förderlichsten Weise 
besonders gepflegt. Kann diese innert einer angemessenen Frist nicht 
vollständig erzielt werden, so wird zur künstlichen Aufforstung gc= 
schritten. 
Für Lawinenzüge gilt diese Vorschrift nur insofern, als diefelben 
mit nicht allzu übermäßigen Kosten verbaut weiden können, (23. (5. 32.) 
Art . 11. — Sämtliche Waldungen und Wytweiden sind in Ge-
maßheit der diesbezüg,lichen Weisungen des Staatsrates auf ihrem 
gesamten Umfange innert der Frist von zehn Jahren zu vermarchen 
Anstände bezüglich Vcrmarchung sind durch die Eigentümer innert 
einer Frist, welche von der Forstveiwaltung festgesetzt wird, der zu-
ständigen Gerichtsbehörde zu überantworten. Im Unterlassungsfälle 
wird die Forstveiwaltung, von sich aus auf Kosten der Eigentümer 
zur Vermarchung schreiten. 
Für die Erhaltung der Walduermarchung soll die nötige Fürsorge 
getragen weiden. 
Ar t . 12. — Die angrenzenden Eigentümer sind gehalten, auf 
ihrem Grund und Voden längs der Grenzlinie bis auf fünfzig Eenti-
meter Entfernung von dieser das Holz, und Gesträuch umzuhauen. 
Im Weigerungsfälle kann die Foistverwaltuna diesen Schlag auf 
Kosten des säumigen Eigentümers durchführen lassen. 
Art . 13. — Jeder, der einen Waldbrand bemerkt, hat sofort Alarm 
zu erregen und die Gemeindebehörde zu benachrichtigend die in der 
Nähe befindlichen Personen sind zur Hülfeleistung verpflichtet. Die 
Gemeinde-Nehörde trifft von sich aus und sofort die nötigen Mast-
nahmen und berichtet darüber unverzüglich an die kantonale Forst-
Verwaltung. 
Art . 14. — In Waldunaen oder in der Nähe von solchen darf 
ohne Not und ohne das; die erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung jeglicher Feuergefahr getroffen worden wären, kein Feuer angezündet 
werden. 
Derartig anaeiachte Feuer dürfen vor deren vollständigem Er-
löschen nicht verlassen werden. 
Art . 15.— In den Waldungen dürfen Kohlenmeiler. Harz-, Kalk-
und Gyps-Oeien nur mit Ermächtigung des Kieisförfteis errichtet 
werden. Dieselben müssen von den nächsten Räumen wenigstens 10 
Meter entfernt sein, ihr Standort mittelst einer mindestens 3 Meter 
breiten Sickerheitszone abaeiondert und freigelegt und alle entzünd-
lichen Gegenstände weggeräumt werden. 
Art , 16. — Die Feuer auf dem benachbarten Felde zum Ver-
brennen von Gesträuchern. Neisig. Unkraut, Nasen usw. müssen wenig-
stens 30 Meter von den Waldungen entfernt sein. 
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Alt . 17. — Vei Infektengefa.hr hat der Eigentümer des Waldes 
die von der ^orstveiwaltunss angeordneten Maßnahmen zu treffen. 
Im Weigerungsfälle kann die Gemeinde oder ^oiftveiwaltunss diese 
Matznahmen auf Kosten des Eigentümers ausführen laffen. 
A r t . 18. — Es ift verboten, ohne Bewilli.qunq der Gemeindebe-
Horde und der ^oistverwaltung die Baume aufmästen, den Wipfel 
abzuhauen oder irgend welche Verletzung vorzunehmen, Vaumstöcke 
auszureitzen, Streue. Laub und Gras wegzunehmen oder irgendwelche 
Ausgrabung zu machen. 
Dieses Verbot kann durch die ssorstverwaltung auch auf Privat-
wälder ausgedehnt werden, wenn durch eine mißbräuchliche Benutzung 
der Nebenerzeugniße das Vestehen oder das Gedeihen des Waldes 
gefährdet würde. 
A r t. 19. — Der Weidgang von Groß- und Kleinvieh ohne 33e= 
willigung der Gemeindebehörde und ^oistoerwaltung ist untersagt. 
Dieses Verbot erstreckt sich nicht auf Wytweiden. 
Art . 20. — Zu Veifüngungsichlägen auf entholzten Waldflächen, 
in Niederwaldungen und in Aufforstungen mit einem noch nicht vier 
Meter hohen Bestände ist jeglicher Weidgang untersagt. 
Ar t . 21. — Die in der Nähe von verbotenen Waldungen weiden-
den Groß- und Kleinviehherden müssen von ihren Hirten begleitet 
und überwacht sein. 
Art . 22. — Jegliche Bestellung und Erweiterung von Wald-
dienstbarkeiten bedarf der Bewilligung des Staatsrates. 
Es ist verboten, ohne Bewilligung des Bundesrates,und des Staats-
rates Waldungen durch eine neue, einer guten Waldwirtschaft nach-
teiliae Dienstbarkeit zu belasten. 
Ebenso ist es verboten, bestehende Dienstbarkeiten zu erweitern 
oder zu erschweren: Rechtsaescbäfte. insoweit sie damit im Wider-
fpruch stehen, sind nichtig. (33. (5. 21,22, 23.) 
A r t. 23. — Der Staatsrat kann verfüaen, daß unbewaldete 
Grundstücke, durch deren 2(ufforstung Schutzwaldungen im Sinne von 
Art. 3 des fchweizerifchen ^oiftgesetzes gewonnen weiden können, zur 
Bestückung aelanaen. Derselbe kann ebenso die Verdauung von La-
winen und Steinschlägen anordnen, wenn durch diese Maßnahmen be-
stehende oder neu zu gründende Waldungen geschützt werden. 
Ist der Boden, dessen Aufforstung oder Verdauung verlangt wird, 
in vnvatem Besitz, so kann der Eigentümer beanspruchen, daß ihm 
derselbe expropriiert werde. 
A r t . 24. — Die ssorstverwaltung fördert die Aufforstung von 
brach lieaendpm Boden, der geeignet ist in Wald umgewandelt zu 
weiden. (B. G. 36.) 
A r t . 25. — Der Staat, die Gemeinden. Bürgerschaften oder 
öffentlichen Korporationen sind befugt, die Zwangsenteignung des für 
Veibauungs- und Aufforstungs-Arbeiten benötigten Bodens zu ver-
langen. 
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Nutzungsrechte an diesem Voden können duich Rückkauf abgelöst 
werden. (33. ©. 28.1 
Al t . 26. — Anläßlich der Eilichtunc, oder Revision der Wilt-
schaftspläne der Gemeinde-Waldunnen soll für jede Gemeinde des 
Kantons ein Verzeichnis der öffentlichen und Privatwaldungen auf-
genommen werden. 
2. A u s b e u t u n g , h o l z t r a n s p o r t . H e r u n t e r s c h a f f e n 
v o n H o l z i n Z ü g e n und F l ö ß e n . 
A r t . 27. — Alle Schläge und deren Abräumung werden unter 
der Aufsicht der ssorstverwaltung durchgeführt in Gemähheit des Ver--
waltungsreglementes. 
A r t . 28. — Bei jeder Ausbeutung wird für das Fällen und das 
Holzabräumen eine Frist festgesetzt. 
A r t . 29. — Das durch Erdrutschungen. Lawinenschläge, Wind-
stoße u. s. w. auf fremden Voden geworfene Holz kann vom Ligen-
tümer zurückgenommen werden. Derselbe hat zu diesem Zwecke in-
nert sechs Monaten ein bezügliches Begehren zu stellen und das Holz 
innerhalb eines Jahres abzuräumen, widrigenfalls dasselbe dem 
Eigentümer des verschütteten Bodens verfällt. Diese Fristen können 
nach Umständen auf das Begehren hin des Eigentümers von der Forst-
Verwaltung abgekürzt werden. 
Wird das Holz innert der nützlichen Frist zurückgefordert und 
zurückgenommen, so hat der Eigentümer desselben alle Gegenstände, 
die von seinem Eigentum eingefallen sind, wegzuräumen und den 
verursachten Schaden zu vergüten. 
Art . 30. — Die Forstverwaltung wird die Erstellung von Wald-
wegen fördern. Im Notfall kann der Staatsrat die Erstellung solcher 
anordnen. (33. <5.25.) 
Ar t . 31. — Für die Anlage von Waldwegen kann die Zwangs-
. Enteignung zum Zwecke öffentlichen Nutzens anbegehrt werden. 
Die Eigentümer, deren Grundstücke durch die Anlage von solchen 
• Wegen einen Mehrwert erhalten, sind zur Leistung von Beiträgen 
an den Vau diefer Straße verpflichtet und haben an deren Unterhalt 
sich zu beteiligen. 
Findet eine Einigung zwischen den Interessenten nicht statt, so 
werden die Leistungen durch die Folstverwaltung bestimmt. Der Re° 
lurs an den Staatsrat ist vorbehalten. 
Ar t . 32. — Hat eine Waldung keinen genügenden Zugang, so 
ist der Eigentümer befugt, gegen Vergütung des verursachten Scha-
dens sein Holz auf dem bequemsten und am wenigsten nachteiligen 
Wege durch die zwischenliegenden Grundstücke zur nächsten öffentlichen 
Straße zu schaffen. 
Diese Verfügung bezieht sich auch auf den Transport per Kaöel 
oder Draht. (V. ©. 25.) 
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A l t. 33. — Das Herunterschaffen von Holz in Zügen ist unter-jagt, solange das Letztere in anderer Weise transportiert werden kann. 
Ar t . 34. — Niemand darf ohne eine vom Staatsrate nach Ein-
vernähme der Gemeinden erteilte Bewilligung in der Nhone, in den 
Nebenflüssen und Kanälen Holz flößen. 
A r t . 35. — Die bewilligten Flöße sind gegen jedes Hindernis 
und jede Wegnahme gesetzlich geschützt. 
Der Eigentümer des vom Wasser fortgeschwemmten Flohholzes 
ist berechtigt, innert der Frist von einem Monat, dasselbe gegen Ver-
gütung der Kosten herauszufordern. 
A r t . 36. — Der Munizipalrat ist berechtigt, das vom Hochwasser 
auf das Eemeindegebiet gefchwemmte Holz behandigen zu lassen. 
Er läßt dasselbe in Sicherheit bringen und hält es, gegen Bezah-
lung der Kosten, während einem Monat zur Verfügung des Eigen-
tümers. Nach Ablauf dieser Frist setzt er dasselbe zum Verkaufe aus 
und der daherige Neinerlös wird während sechs Monaten, vom Tage 
an gerechnet, an welchem das Holz herausgezogen wurde, zur Ver-
fllgung des Eigentümers aufbewahrt und gehalten. Nach Ablauf diefer 
Frist fällt der Ertrag des Verkaufes der Gemeinde-Armenkasse zu. 
A r t . 37. — Für das in den Genfersee geschwemmte Holz gelten 
die gleichen Grundsätze. Dasselbe wird eintretenden Falles Eigentum 
der Ufergemeinde. 
A r t . 38. — Die Eigentümer des von Flöhen berührten Uferge-
landes der eingedämmten Wasserflllsse sind zur Erhebung einer durch 
das Neglement bestimmten Taxe berechtigt. 
A r t . 39. — Die Inhaber von Floßbewilligungen sind für jeg-
lichen Schaden verantwortlich und haben hinreichende Vlligfchaft zu 
leisten. 
3. B u n d e s - und K a n t o n s b e i t r ä g e . 
A r t_.40. — Die Vundesbeiträge sind durch das Vundesgesetz 
vom 11. Oktober 1902 (Art. 37, 40, 41 und 42) festgesetzt. 
Ar t . 41. — Der Kanton leistet folgende Veiträge: 
a) 10—20 Prozent für den Ankauf von Voden behufs Verwandlung 
in öffentliche Waldungen' 
b) 10—20 Prozent an die Anlage-Kosten neuer Echutzwaldungen und 
damit in Verbindung stehender Entwässerungen, Verbaue von 
Lawinen, sowie notwendiger Einfriedigungen; 
c) 10—20 Prozent für Aufforstung der durch Lawinen, Feuer, Erd-
lutsche u. s. w. zerstörten Wälder: 
d) 10—20 Prozent an die im Verlaufe von 3 Jahren nach Anerken-
nung der subventionierten Aufforstungsarbeiten notwendig befun-
denen ergänzenden Forstvelbesserungen. sowie an die trotz sorg-
fältigen Unterhaltes ernstlich beschädigten Verbauungs-Arbeiten,' . 
e) 10—20, Prozent an die Anlage von angemessenen und zweckent- j 
sprechenden Waldwegen,' " 
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s) 10 Prozent für die Besoldung der vom Bund subventionierten 
Förster; 
g) 10 Prozent für die Planaufnahme von Waldungen. 
Ar t . 42. — Die Munizipalgemeinden. auf deren Territorium die 
Waldungen gelegen sind, treten mit 50 Prozent in die Kosten der Er-
stellunss der im Art. 43. al. 1 vorgesehenen geometrischen Pläne ein, jedoch erst nach Abzug der kantonalen und eidgenössischen Subsidien. 
Titel III . 
Besondere Bestimmungen. , 
1. O e f f e n t l i c h e W a l d u n g e n . 
Ar t . 43. — Ueber jede öffentliche Waldung von mehr denn zehn 
Hektaren Flächeninhalt soll ein den bundesrätlichen Weisungen ent-
sprechender geometrischer Plan aufgenommen werden. (V. ©. 14.) 
Die öffentlichen Waldungen von weniger denn zehn Hektaren sind 
in die geometrische Plan-Ausnahme der Gemeinde-Kataster einzube-
ziehen. 
Der Staatsrat wird die nötigen Maßregeln ergreifen, daß die 
Planaufnahme in möglichst kürzester Frist ausgeführt werde. 
Ar t . 44. — Die den Gemeinden, Bürgerschaften oder Korpora-
tionen angehörenden Waldungen dürfen in keinem Falle ohne vor-
läufige Bewilligung des Staatsrates veräußert werden. (33. (5.35.) 
Ar t . 45. — Eine Teilung von öffentlichen Waldungen zum Eigen-
tum oder zur Nutznießung darf in Zukunft nur mit Bewilligung des 
Staatsrates und nur zu Gunsten des Staates, der Gemeinden, der 
Bürgerschaften, der Korporationen und der Anstalten, deren Waldun-
gen von einer öffentlichen Behörde verwaltet werden, erfolgen. 
Gegen Entfcheide des Staatsrates kann an den Bundesrat rekur-
riert werden. (33. G. 33.) 
A r t . 46.— Waldungen, welche im gemeinschaftlichen Besitze meh-
rerer Gemeinden. Bürgerschaften oder Korporationen sind, können auf 
Verlangen eines der Eigentümer und mit Zustimmung des Staats-
rates unter ihnen verteilt werden. lB. G. 34.) 
Art . 47. — Für sämtliche öffentliche Waldungen werden Wirt-
schaftspläne aufgenommen. Diese Wirtschaftspläne find für die Wal-
düngen, für die geometrifche Pläne vorliegen, definitiv und für die-jenigen, deren geometrische Planaufnahme noch nicht stattgefunden 
hat, proviforisch. 
Die in Frage stehenden Wirtschaftspläne haben den Zweck, die 
Mittel zur Erhaltung und Verbesserung der Waldungen zu bestim-
men und den der Nachhaltigkeit entsprechenden jährlichen Abgabesatz 
zu sichern. Dieselben sind gemäß den vom Staatsrate erlassenen In-
ftruktionen auszuführen und ihm zur Genehmigung zu unterbreiten. 
lB. G. 18.) 
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Ai t . 48. — Die Waldungen sind derart zu bewirtschaften, daß sie 
den Zweck von Schutzwaldungen möglichst erfüllen. 
Ar t . 49. — Das mit der ssorstverwaltung beauftragte Départe-
ment bezeichnet alljährlich die im Laufe des Jahres zu errichtenden 
und zu revidierenden Wirtschaftspläne. 
Ar t . 50. — Jegliche Aenderung der Vorschriften der Wirtschafts-
plane unterliegt der Genehmigung des Staatsrates. 
Ar t . 51. — Die Holznutzung darf den im Wirtschaftsplan vorge-
fehenen allfahrlichen Abgabesatz ohne Bevollmächtigung des Staats-
rates nicht überschreiten. Dieser bestimmt die Frist innert welcher jegliche Uebe^schreitung abgetragen werden mus,. (V. G. 18.) 
Ar t . 52. — Die Holznutzungen in den Vurgerwaldungen sind, so-
weit der alljährliche Abgabesatz reicht, zur Deckung der örtlichen Ve-
dürfnisse bestimmt und zwar wird dabei in der Regel in folgender 
Rangordnung aufgekommen: 
a) für den öffentlichen Dienst: 
b) für die Beheizung, den Vau und Unterhalt der Wohnungen und 
Oekonomie-Gebäulichkeiten der Bürger,' 
c) für die gleichen Bedürfnisse der Richtburger; 
d) für den Vau und Unterhalt von industriellen Anstalten. 
Die industriellen Anstalten können jedoch dieser Begünstigung nur 
zu Teil werden, insofern sie ihren Sitz in der Gemeinde haben. 
Sch lage zur V e r t e i l u n g . 
Ar t . 53. — Die Schläge zur Verteilung umfassen sämtliches zur 
Deckung der im vorhergehenden Artikel genannten Bedürfnisse erfor-
derliche Holz. Dieselben weiden auf Verlangen der Gemeindebehör-
den und unter den im Artikel 51 vorgesehenen Verhältnissen und Ve-
dingungen vom Kleis-Forstinspektoren bewilligt. 
In der Regel wird das Anzeichnen durch den Kreisforftinspektoi 
unter Mitwirkung der Gemeindeverwaltung vollzogen. 
Im Verhinderungsfälle wird der Kreisforstinspektor durch den Re° 
vierförster ersetzt, welcher vom Elstern die hiezu nötigen Anweisungen 
erhält. 
A r t . 54. — Die Verteilung von Brennholz unter den Bürgern 
hat mittelst Verlosung, wobei die einzelnen Lose möglichst auszuglei- i 
chen sind, zu erfolgen, gemäß dem Vurgeireglemente. 
Den Richtburgern kann die zuständige Behörde gegen eine den 
Kaufpreis nicht übersteigende Taxe Holz anweisen. 
Art . 55. — Die Verteilung von stehendem Holz ist in der Regel 
untersagt. Das Fällen, das Aufarbeiten und die Abgabe des Holzes 
erfolgt unter der Aufsicht und Leitung der Foistverwaltung, entweder 
durch einen Unternehmer, dem die Arbeit im Akkord zugesprochen wor-
den. oder durch die Berechtigten in gemeinschaftlicher oder gruppen-
weiser Arbeit. (B. G. 10.) 
Ar t . 56. — Die Abgabe von Bauholz geschieht per Festmeter und i 




gut Nichtburger kann diele Tcti.e den vollen Holzweit elleichen. 
M l industrielle Anstalten kann die Tax.e dem Handelsweite des 
Holzes gleichkommen unter Inbetiachtziehunn dei Ausbeutungsvei-
Hältnisse. 
Bei Anstanden entscheidet das ssoistdepaitement. 
Dieses bewilligte Holz muß innert der sslist von zwei Jahren ver-
wendet werden. 
Ar t . 57. — Das zui Verteilung gelangte Viennholz darf ohne 
Erlaubnis dei Foistvelwaltung nicht über die Eemeindegienzen tians-
poitielt weiden. 
Innerhalb der Gemeinde sind Veikaufs- und Tauschgeschäfte nui 
mit der Zustimmung der Gemeindebehörde statthaft. 
Da? .für Bauten bewilligte Holz, gleichviel ob es seine Verwendung 
gefunden hat oder nicht, darf ohne Ermächtigung der Gemeindebehör-
den und des ssorstdepartementes nicht aus dem Gemeindegebiete aus-
gefühlt weiden. 
, Alt .58.— Jeder Bürger oder Nichtburger, welcher Bauholz oder 
ein ganz oder zum Teil aus bewilligtem Holze gebautes Gebäude ver-
tauft, ist gehalten, den Preis-Unterschied der bezahlten Vegünstigungs-
taxe und dem wirklichen Werte des Holzes zurückzuvergüten. 
Diese Verpflichtung verfährt innert 12 Jahren, von der Bewilli-
gung des Holzes an gerechnet. 
Sch läge zum V e r k a u f . 
A r t . 59. — Holzverkäufe dürfen nur mit einer Bewilligung des 
Staatsrates erfolgen. Diefe Bewilligung wird elteilt auf Grund 
eines Gutachtens des Kantons-Forftinfpektors und zufolge eines schrift-
lichen Begehrens, welches die Quantität und die Gattung des zu ver-
kaufenden Holzes, den Namen der auszubeutenden Waldung, sowie 
denjenigen des Gesuchstellers angibt. 
Das Anzeichnen der Holzverkaufe geschieht durch die Kreis-Forst-
inspektoren. 
A r t . 60.— Diese Verläufe haben in öffentlicher Versteigerung 
zu geschehen unter den vom Verwaltungsreglemente vorgesehenen Ve° 
stimmungen. 
A r t . 81. — Bleibt die erste Versteigerung resultatlos, so wild 
eine zweite Versteigerung angesetzt und in gleicher Weise angekündigt 
wie die Erste. 
Kommt der Verkauf auch dieses Mal nicht zu stände, so kann er 
mit freier gegenseitiger Verständigung abgeschlossen werden. 
A r t . 62. — Das Holz soll zu Einheitspreisen d. h. durch Festmeter 
oder Eter versteigert werden. 
A r t . 63. — Die Verkaufs-Protokolle sind dem mit der Forstver-
waltung beauftragten Departemente zur Genehmigung zuzustellen. 
Der Verkauf ist erst nach dieser Genehmigung gültig. 
A r t . 64. — Für Verkäufe von weniger denn IN Festmeter Nutz-
holz oder 15 Lter Brennholz kann die Bewilligung vom Kreis-Forst-
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inspettor erteilt werden. In diesem Falle genügt die Bekanntmachung 
der Versteigerung am Ausrufeorte. 
Ar t . 65. — Zu den Versteigerungen ist zugelassen jede handlungs-
fähige Person, die hinreichende Zahlungsnewähr bietet und einen im 
Kanton wohnsässigen Solidarbürgen stellt, der für Kaufpreis, Vutzen 
und Schadenersatz zu stehen vermag. 
Ar t . 66. — Die Ansteigerei haften für sämtliche von ihren Unter-
nehmein oder Arbeitern begangenen Forst-Frevel und Uebertretungen, 
sowie für die behördlich ausgeiprochenen Bussen und für den éventuel-
len Schadenersatz. 
Ar t . 67. — Das Holz darf nicht aus der Waldung geschafft wer-
den, bevor es vom Kreis-Forftinipektor »gemessen und anerkannt 
worden. 
Ar t . 68. — Vom Reinertrag des Holzvertaufes wird ein Abzug 
von 2 bis 15 Prozent gemacht und durch Vermittlung des Forftde-
parlementes bei dem Aufforstungs-Fonds hinterlegt. 
Dieser Abzug wird vom Verkäufer innert drei Jahren zur Forst-
Verbesserung verwendet, widrigenfalls die Foiftverwaltung für dessen 
Verwendung zu sorgen hat. 
Das Holz darf erst nach Bezahlung dieses Abzuges aus dem Walde 
entfernt werden. 
2. P r i v a t wa ld u n g en. 
A r t . 69. — Die Privatwaldungen werden in die geometrische 
Planaufnahme der Gemeinde-Katafter einbezogen. 
A r t . 76. — Anläßlich der Errichtung des Gemeinde-Katafters 
haben die Gemeindebehörden der Forftverwaltung eine Kopie des Ka-
tafter-Planes der Waldungen nebst einem vollständigen Verzeichnisse 
zu übermitteln. 
A r t . 71. — Die PrivatWaldungen sind in einem den an die 
Schutzwaldungen gestellten Anforderungen entsprechenden Stande zu 
erhalten. 
Die Forstverwaltung wird zu diesem Behufe die nötigen Mahnah-
men treffen und namentlich dafür sorgen, daß die Aufforstungen durch-
gefühlt werden. 
A l t . 72. — Alle jährlichen Schläge von übel fünf Festmetein in 
Hochwaldungen und von zwölf Feftmetern in den Niederwaldungen 
müssen vorangehend gemäß den Alineas 2 und 3 des Artikels 53 an-
gezeichnet oder angerissen weiden. 
A r t . 73. — Die zum Verkaufe bestimmten Schläge von über 36 
Festmeter Nutzholz oder 40 Eter Brennholz dürfen nur mit einer 
Bewilligung des Staatsrates ausgeführt weiden. 
I n diesem Falle ist das Holz durch den Kreis-Folftinspektoi anzu-
zeichnen. 
A l t . 74. — Waldungen, deren Eigentümer unbekannt sind odei 
deren Rechte im Zeitraum von fünf Jahren in den Abgabeniegistern 
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nicht angegeben worden sind, weiden als herrenloses Gut betlachtet 
und veifallen der Teriitoiial-Eemeinde. 
Dieser fünfjähiige Termin beginnt mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 
Ar t . 75. — Bei starker Zerstückelung der Prioatwaldungen ist 
das Zusammenlegen derselben zu gemeinschaftlicher Vewiitschastung 
von der Forstuerwaltung zu fördern. Diese Waldungen sind gleich 
wie die öffentlichen Waldungen zu behandeln. 
Eine Zusammenlegung darf ohne Genehmigung des Staatsrates 
nicht wieder aufgehoben werden, leidg. G. 26.) 
Ar t . 76. — Befinden sich die Waldungen in besonders gefährde-
ter Lage, namentlich im Einzugsgebiete von Waldbächen, und bilden 
sie zusammen einen Eomplei. von bedeutendem Umfange, so kann der 
Staatsrat deren Zusammenlegung im Sinne des vorhergehenden Ar-
tikels verlangen. (23. G. 28.) 
Titel IV. 
Forftaufsicht und Forstverwaltung. 
A r t . 77. — Die öffentlichen wie die Privat-Waldungen sind der 
Aufsicht des Staatsrates unterstellt, der dieselbe durch das mit der 
Foiftveiwaltung beauftragte Departement ausübt. 
Art . 75. — Innert den Grenzen des Gesetzes und des Reglemen-
tes steht die Verwaltung der Waldungen zu' 
a) Dem Gemeinde- oder Vurgerrate. je nachdem die Waldung Ge-
meinde- oder Vurgerwaldung ist. Dieser Nat bestellt aus seiner 
Mitte eine Forstkommission von 3 bis 5 Mitgliedern. 
b) Den von den Interessenten gewählten Administratoren für die an-
dern Waldungen. 
A r t . 79.— Die Obliegenheiten und Amtsbefugnisse des Personals 
der kantonalen Forftverwaltung, der Gemeinde-Forstkommisstonen 
und der Berwaltungsräte, sowie die Einteilung der Forstkreise wer-
den durch das Règlement bestimmt. Die Unterabteilung der Kreise 
in Forftrevieie wird durch den Staatsrat festgesetzt. 
Art . 80. — Das Personal der ^orstverwaltung besteht: 
a) aus einem Kantons-ssorstinspektor; 
b) aus den Kreis-Horstinsvektoren; 
c) aus den Nevierfölstern; 
d) aus den Foistgehülfen. 
A r t . 81. — Der Kantons-ssorstinspektor und die Kreis-Forst-
inspektoren werden auf den Vorschlag des ssorstdepartementes auf 
eine Amtsdauer von vier Jahren ernannt und müssen mit dem eid-
genössischen Wählbarkeitszeugnis versehen sein. (V. G. 7.) 
A r t . 82. — Sie beziehen eine fixe Besoldung und Reisevei-
gütung. (V.E.7.) 
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A l t . 83. — Die Revierförster weiden, nach Anhörung bei be-
tieffenden Gemeinden, vom Staatsrate gewählt. 
Sie müssen einen vom Vund subventionierten Forstkurs mit Er-
folg besucht haben. (33. (5.9,10.) 
A r t . 84. — Die Besoldung der Revierförster wird unter Berück-
sichtigung des Umfanges der ihnen unterstellten Waldflächen und auf 
den Vorschlag des Forstdevaitementes vom Staatsrate festgesetzt. 
Dieselbe wird, nach Abzug der Beitrage, zu einer Hälfte von der 
MuniziMlgemeinde. auf deren Gebiet sich die Waldungen befinden, 
und zur andern Hälfte von den Eigentümern der öffentlichen Wal-
düngen im Verhältnisse des Umfanges der Letztein bezahlt. 
A r t . 85. — Das Reglement bestimmt die Vergütungen, zu wel-
chen die Revierförster außer ihrem Gehalte berechtigt sind. 
Art . 86. — In der Regel sind die Forstreviere derart zu bilden, 
daß der Iahresgehalt des Revierförfteis wenigstens 500 Fr. beträgt. 
Die Waldfläche eines Reviers darf 2000 ha nicht übersteigen. 
(B. G. 10.) 
A r t . 87. — Die Forftinspektoren und Revierförster dürfen nicht 
in einem Bürger- oder Gemeinderat sitzen, dessen Territorium ihrer 
Verwaltung untergeben ist. 
A r t . 88. — Wenn die Umstände es erheischen, kann die Forstver-
waltung den Gemeinden die Ernennung von ssorst-Gehülfen aufer-
logen, für deren Besoldung die Bestimmungen des Art. 84 maßgebend 
sind. 
A r t . 89. — Die Bürgerschaften sind ermächtigt, eigene Wald-
späher zu ernennen, für deren Besoldung sie selbst aufzukommen haben. 
Die übrigen Wald-Eigentümer können ebenfalls beim Gemeinde-
rate die Ernennung von speziellen Waldhütern anbegehren, insofern 
sie deren Besoldung übernehmen. 
A r t , 90. — Ausnahmsweise und mit Zustimmung des Staats-
rates kann von der Besoldung der Reoierföistei ein Betrag von hoch-
stens 30 Prozent vorweggenommen und zur Löhnung der Gehülfen 
verwendet werden. 
A r t . 91. — Dem Forftpeifonal ist untersagt, auf Holz zu fvekulie-
ren. und Holzhandel zu treiben, bei Holzverkäufen Bürgschaften zu 
übernehmen, sowie an Holzausbeutungen auf Rechnung dritter sich zu 
beteiligen. 
A r t . 92. — Die Munizivalbehörden sorgen dafür, daß das Forst-
eigentum sseachtet werde: bei Waldbrand, Lawinenschlägen, Erdrut-
schungen und andern Ereignissen treffen sie die erforderlichen drin-
genden Maßnahmen und berichten darüber an die kantonale Forstver-
waltung. Sie sind berechtigt, gegen jegliche Handlung, die den Wal-
düngen, an deren Erhaltung die Gemeinde ein Interesse hat, Schaden 




A r t . 93. — Jede Zuwiderhandlung gegen das Forstgesetz wird 
als Vergehen oder Uebeitretung qualifiziert und zieht die Verpflich-
tung zum Schadenersätze nach sich. 
A r t . 94. — Die Vergehen werden von den gewöhnlichen Gerich-
ten und die Uebertietungen durch das Foiftdepaitement oder das 
Polizeigericht bestraft. 
A r t . 95. — Das Polizeigericht ahndet und belegt mit folgenden 
Nutzen: 
1. Die Unterschlagung von Holz oder andern Waldprodukten, wenn 
der Wert 59 Fr. nicht übersteigt: Fr. 2 bis 100. 
2. Die Beschädigung stehender oder schon gefällter Väume für 
Pflanzen: 2 bis 19 Fr., wenn der Schaden ssr. 50 nicht übersteigt. 
3. Die Nichtbeachtung der Vorschriften betreffend das Anzeichnen 
für jeden Kubikmeter: 2 bis 19 Fr., wenn der Wert des Holzes 
199 Fr. nicht übersteigt. 
4. Die Verheimlichung oder Zerstörung des Abdruckes des Forstham-
mers: Fr. 5 bis 59. 
5. Die Nichtverwendung des bewilligten Holzes zu seiner Vestim-
mung innert der vorgeschriebenen ssiist: Fr. 5 bis 109, wenn die 
Quantität 20 Kubikmeter nicht übersteigt, überdies kann das Holz 
mit Veschlag belegt werden. 
6. Die Nichtbeachtung der Spezialvorschriften betreffend die Privat-
waldungen: Fr. 2 bis 50. 
7. Der Weidgang ohne Hirt: Fr. 5 bis 100. 
8. Der Weidgang, ohne Ermächtigung, wenn der Schaden nicht 
59 Fr. betragt: Fr. 19 bis 50. 
9. Die Nichterfüllung der Grenzlinie zwischen den Grundstücken: 
Fr. 2 bis 20. 
10. Nichtbeachtung der Vorschriften betreffend Feuerung und Wald-
brande durch Private: Fr. 2 bis 199. 
11. Unberechtigte Ausbeutung von Streue und andern Nebenerzeug-
nisfen, wenn der Schaden 59 Fr. nicht übersteigt: Fr. 19 bis 50. 
Art.96. — Vom Forstdevartemente zu ahnden und mit folgenden 
Nutzen zu belegen sind: 
1. H)ie Beschädigung oder Zerstörung trigonometrischer Punkte: Fr. 5 
bis 199 durch Punkt. (V. G. 46.1.) 
2. Die Verminderung des Waldareals 'ohne Bewilligung: Fr. 100 
bis 599 für jede Hektare, unter Verpflichtung der Wiederauf-
forstung. 
3. Die Umwandlung von Hochwaldungen in Niederwaldungen: 
Fr. 50 bis 299 für jede Hektare. 
4. Verbotene Schläge: Fr. 2 bis 19 für jeden Festmetei: in den 
Schutzstreifen: Fr. 8 bis 19 für jeden Festmeter. (33.(5.46.7.) 
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5. Die Unterlassung vorgeschriebener Aufforstungen entholzter Wald-
• flächen oder Gründung von Neurualdunssen innert festgesetztem 
Termin: Fr. 20 bis 100 für jede Hektare. (<B. (5. 46,6.) 
6. Verweigerung des Unterhaltes oder Vernachlässigung desselben 
bei ausgeführten Arbeiten: ssr. 20 bis 100. 
7. Die Unterlassung der Waldvermarchung innert gegebener Frist: 
Fr. 5 bis 50. 
8. Nichtbeobachtung der vorgeschriebenen Maßnahmen bei Insekten-
Schaden: ssr. 10 bis 500. 
9. Der Weiogang ohne Ermächtigung, wenn der Schaden 50 Fr. 
übersteigt: Fr. 10 bis 500. 
10. Die Neubestellung und Erweiterung von Dienstbarkeiten und 
schädlichen Berechtigungen, sowie die Unterlassung von Dienstbar-
keisablösungen innert gegebener Frist: Fr. 100 bis 500 (V. <5. 
46.3.) 
11. Die Nichtbeachtung der Vorschriften betreffend das Anzeichnen, 
wenn der Wert des Holmes Fr. 100 übersteigt, sowie der Vorschiif-
ten betreffend das Fällen und Abräumen: Fr. 20 bis 200. 
12. Das Herunterschaffen von Holz durch Züge und Flößen, ohne Ve-
willigung: Fr. 1 bis 5 für jeden Festmeter. 
13. Unterlassung der aeometrifchen Planaufnahmen innert der festge-
setzten Frist: Fr. 20 bis 200. 
14. Die Verteilung oder Verankerung von öffentlichen Waldungen 
und Wytweiden ohne Bewilligung: Fr. 10 bis 100 für jede 
Hektare. 08.(5.46,9.) 
15. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der definitiven und 
provisorischen Wirtschaftspläne: Fr. 20 bis 300. 08.(5.46,5.) 
16. Nichtbeachtung der Vorschriften betreffend die Schläge zur Ver-
teilunq: Fr. 5 bis 500. 
17. Die Nichtveiwendung des bewilligten Holzes zu seiner Bestim-
mung innert der vorgeschriebenen Frist: Fr. 50 bis 500. wenn die 
Quantität 20 Festmeter übersteigt: überdies kann das Holz be-
scklagnahmt weiden. 
18. Die Nichtbeachtung der Vorschriften betreffend die Holzverkäufe: 
Fr. 10 bis 500. 
19. Unberellitigte Ausbeutung von Nebenerzeugnissen, wenn der Scha-
den 50 Fr.' übersteigt: Fi. 50 bis 500. 08.(5.46,4.) 
20. Im Allgemeinen fede in der vorhergehenden Aufzählung nicht vor-
gesehene Zuwiderhandlung gegen das Forstgesetz. In diesem Falle 
wird die Buße in analoger Anwendung der Strafbestimmungen 
festgesetzt. 
A l t . 97. — Als dem Koliektionellgericht p übelweisende Ver-
gehen werden betrachtet: 
1. Jede Unterschlagung von stehendem oder gefälltem Holze oder an-
dein Waldpiodukten. wenn dei Weit 50 Fr. übersteigt. 
2. Die Unterschlagung von mit Beschlag belegtem oder konfisziertem! 
Holze oder zubereitetem oder gesammeltem Holze. 
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3. Die Beschädigung stehender oder gefällter Bäume, wenn der Echa-
den ssr. 50 übersteigt. 
4. Die mißbräuchliche Benutzung eines ssoisthammeis, unter Vorbe-
halt des Mlschungsvergeliens. 
5. Der wiederholte Rückfall bei den im Art. 96. Nr. 1 und 2 vorge-
sehenen Fällen. 
Ar t . 98. — Die im uorhergelienden Artikel vorgesehenen Bei-
gehen weiden mit einer Buße von Fr. 50 bis 50N oder mit Gefängnis 
bis auf 6 Monate bestraft. 
Ar t . 99. — Im Falle der Entfernung von Holz oder anderer 
Walderzeugnisfe in einem Privatwalde im Werte von mehr als 
10 Fr., hat der Eigentümer das Recht in den 30 Tagen nach 
Empfang des Verbales den Frevel dem zuständigen Korrektionell-
Gerichte zu »erzeigen. 
Wenn er von diesem Rechte kein Gebrauch macht, so finden die 
Verfügungen des vorliegenden Gesetzes ihre Anwendung. 
Ar t . 100. — Von erschwerenden Umständen begleitet sind die-
fenigen Forstfrevel, welche begangen wurden: 
a) an Sonn- und Feiertagen: 
1)) zur Nachtzeit: 
c) von Angestellten der kantonalen oder Gemeinde-Verwaltung,' 
d) von Personen, die Waffen mitführen. Widerstand leisten oder sich 
Tätlichkeiten zu Schulden kommen lassen: 
e) von Personen, die dem Forst-Aufsichtsbeamten falsche Angaben 
machen oder die Angabe ihres Namens und Wohnortes verwei-
gern: 
s) von Personen, die sich im Rückfalle befinden: 
g) von Holzhauern. Köhlern oder andern im Walde angestellten Ar-
beitern. 
Ar t . INI. — Die vorstehenden Stiafbestimmungen finden An-
Wendung auf die Mitschuldigen, die Begünstiger und die Hehler, kurz 
auf sämtliche Teilnehmer an dem Frevel, fei es, daß sie bei dessen 
Verübung mitgewirkt oder das; sie dessen Ahndung verhindert oder zu 
verhindern gesucht haben. 
Ar t . 102. — Gemeindeverwaltungen, welche es unterlassen, Forst-
Übertretungen und Frevel zu bestrafen, deren Ahndung in ihrer Zu-
ständigkeit ist. weiden, vorbehaltlich ihres Rückgriffsrechtes gegen die 
fehlbaren Beamten oder Agenten vom Staatsrate mit einer Buhe 
von 20 bis 300 Fr. belegt. 
Die gleiche Strafe kann auch gegen Nerwaltunasbehölden ausge-
sprochen werden, welche es unterlassen der zuständigen Behörde die 
Delikte anzuzeigen, welche ihr durch die Forstpolizei zur Kenntnis 
gebracht weiden. 
A r t. 103. — Das Forstdepartement ist berechtigt, jede Zuwider-
Handlung gegen das gegenwärtige Gesetz vor das zuständige Karrek-
tionell-Gericht zu bringen und als Kläger oder Zivilpartei aufzu-
treten. 
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Art . 104. — Haftbar für Wiedererstattung der entwendeten Ge-
genstände oder ihres Wertes, für Schaden. Bußen und Kosten sind: 
a) Ehemann. Vater. Mutter. Vormund und Kurator wegen der von 
Frau, minderjährige« Kinder und Mündel, die bei ihnen wohnen, 
begangenen Forst-llebertretungen und Frevel, 
•b) Dienstherren oder Lehrmeister wegen der von ihren Dienstboten 
Arbeitern. Lehrlingen. Hirten, oder sonstigen Angestellten während 
der Dauer ihres Dienstes begangenen Uebertretungen und Ver-
gehen, 
c) Im Allgemeinen wer rechtlich verpflichtet ist. die häusliche Aufsicht 
über eine Person zu führen. 
Die Bestimmungen der litt, h) und c) finden keine Anwendung, 
wenn nachgewiesen weiden kann, daß das Möglichste getan wurde, 
um diese Uebertretungen und Frevel zu verhüten. 
Ar t . 105. — Gegen die Entscheide des Polizeigerichtes lann Re-
kurs an das ssorstdepaitement ergriffen weiden. 
a) wenn die ausgesprochene Buße 15 ssr. übersteigt' 
b) im Falle einer offenbaren Gesetzesverletzung. 
Ar t . 106. — Gegen die vom ssorstdepartemente auf Grund des 
Art. 96 getragenen Entscheide kann beim Staatsrate Rekurs eingelegt 
weiden. 
Ar t . 107. — Die in den beiden vorhergehenden Artikeln vorge-
sehenen Rekurse müssen innert der Frist von 20 Tagen, von der An-
zeige des Entscheides an. erhoben weiden. 
Ar t . 108. — Die Relursinstanz hat unter Verfall innert der Frist 
von 6 Monaten nach Eingang des Rekurses zu entscheiden. 
Titel V I . 
Verschiedene Bestimmungen. 
A r t . 109. — Vor den Polizei-Gerichten und dem Verwaltungs-
Forum sind die Verbale der Revieiföistei und ihrer Gehülfen bis 
zum Beweise des Gegenteils glaubbar. sofern die im Verbal ange-
führten Tatsachen von dessen Verfasser selbst festgestellt wurden. 
A r t . 110. — Um den Nachweis eines Frevels zu erstellen, kön-
nen die Revierförster und ihre Gehilfen, in Begleitung des Gemeinde-
richteis oder dessen Stellvertreters, in nicht bewohnte Gebäude, Werk-
statten. Bauplätze, geschlossene Räume u. s. w. eindringen. 
Für die Durchsuchung eines bewohnten Gebäudes bedarf es der 
Dazwischenkunft des Einleitungsrichters. 
A r t . 111. — Von Forst-Freveln oder Uebertretungen herrührende 
Gegenstände weiden in dem Stand und an dem Orte, in welchem sie 
sich eben befinden, in Befchlag genommen, ohne Entschädigung füi die 
daran verwendete Arbeit und die Tianspoltkosten. Namentlich dienen 
sie dazu, in elfter Linie die Zurllckerstattung und eventuelle Bezahlung 
von Schadenersatz, Buhen und Kosten sicherzustellen. 
A r t . 112. — Unerhältliche Bufzen werden in Gefängnis umge-
wandelt, wobei ein Tag Haft mit 5 Fr. berechnet wird. 
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Wird die Nutze innert der durch den Zahlungsaufruf festgesetzten 
Frist nicht bezahlt, so ist darüber an das mit der Forstverwaltung 
beauftragte Departement zu berichten, das für die zu verfügenden 
Maßnahmen folgen wird. 
; Diese Bestimmung findet auf die von den Korrektionell-Gerichten 
ausgefprochenen Buken keine Anwendung. 
Eine Umwandlung von Bußen in Gefängnis trifft auf die in Ge-
mllfeheit des Art. 104 haftpflichtigen Personen nicht zu. 
Ar t . 113. — Die Zuillckerstattungen und Entschädigungen ge-
hören den Wald-Eigentümern,' der Ertrag der vom Forst-Depar-
temente, vom Staatsrate oder von Gerichten ausgesprochenen Buhen 
fällt dem Aufforstungsfonds zu: derjenige der von den Polizeigerich-
/ ten verhängten Buhen der Gemeindekafse. Der Drittel der Buhe ge-
hört dem Angeber. 
A r t. 114. — Die öffentliche und die Eivilklage für Forst-Ueber-
tretungen und Frevel sind, selbst wenn ein Berbal vorliegt, nach Ab-
lauf eines Jahres, vom Tage an zu rechnen, an welchem Uebertretung 
oder Frevel begangen worden, verjährt, fofern in diefer Zwischenzeit 
kein Unterfuchungs- oder Betreibungs-Akt vorgenommen wurde. 
Wurden in dieser Zwischenzeit llntersuchungs- oder Betreibungs-
alte vorgenommen, ohne daß ein Urteil erfolgt wäre, sind die öffent-
liche und die Eivilklage nach Ablauf eines Jahres feit dem letzten 
Akte verjährt. 
Für die Verjährung ist der Art. 448 der bürgerlichen Prozeh-Ord« 
nung matzgebend. 
Ar t . 115. — Jedes mit einem Formfehler behaftete Verbal kann 
bis zur Ausfällung des endgültigen Urteils berichtigt oder neu ange-
fertigt werden. 
Titel V I I . 
Uebergangs-Vestimmungen. 
A b l ö f u n g der D i en st ba rke i ten . 
Ar t . 116. — Dienstbarkeiten und Rechte auf Nebenbenützungen 
in öffentlichen Waldungen, welche sich mit einer guten Waldwirtschaft 
nicht vertragen, sind innert den vom Bundesrate festgefetzten Fristen 
entweder auf gütliche Weae. oder auf denjenigen der Zwangsenteig-
nung abzulöfen. (B. G. 21.1 
Ueber die Ablöfungspflicht entscheidet der Staatsrat unter Vorbe-
halt des Rekurses an den Bundesrat. 
Dabei sollen örtliche wirtschaftliche Verhältnisse angemessen berück-
sichtigt werden. 
Ar t . 117. — Die Bestimmungen des vorgehenden Artikels sind 
auch auf den Fall anwendbar, datz Grund und Boden und der darauf 
befindliche Holzbestand verschiedenen Eigentümern angehören. 
I n diesem Falle steht das Zwangsenteignungsrecht vorzugsweise 
dem Grundeigentümer zu. 
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Al t . 118. — Sämtliche auf öffentlichen oder Privat-Waldungen 
lastenden Dienstbaiteiten müssen beim Kieis-Folstinjpettor v«lge-
meitt weiden. 
Ar t . 119. — Der Kreisforstinspektor ist gehalten, innert drei Mo-
naten nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Gefetzes die betreffenden 
Eigentümer aufzufordern, ihre Ansprüche vormerken zu lassen. 
Diese Aufforderung geschieht durch eine doppelte Einrückung im 
Amtsblatte und durch dreimalige von 14 zu 14 Tagen erfolgende Be-
kanntmachuna am gewöhnlichen Ausrufsorte der Gemeinde, auf deren 
Gebiet sich die Liegenschaft befindet. 
Ar t . 120. — Wenn der Boden und der Holzbestand zwei ver-
schiedenen Eigentümern angehören, hat jeder derselben seine Rechte 
vormerken zu lassen. 
Ar t . 121. — Werden als Dienstbarkeiten betrachtet im Sinne 
des Art, 118: die Weidgangsrechte. die Streue-, Blätter-, Laub-, Vau-
und Vrennholzbezugsrechte und sonstige Nebenbenutzungen. 
Ar t . 122. — Die nicht innerhalb dieser Frist von 6 Monaten seit 
der letzten Bekanntmachung eingeschriebenen Dienstbarkeiten und 
Rechte sind von Rechtswegen und ohne irgend welche Entschädigung 
erloschen erklärt. 
Ar t . 123. — Der Kreis-ssorstinspektor hat ein Register der Ein-
tragungen zu führen und diese zu bescheinigen. 
Ar t . 124. — Von den Eintragungen ist den betreffenden Eigen-
tümern innert 30 Tagen Mitteilung zu macheu. 
Wird keine Einsprache erhoben, so gilt das vorgemerkte Recht als 
erworben. Im gegenteiligen Falle hat der Eintragende den Anstand 
innert der Frist von sechs Monaten vor die ordentlichen Gerichte zu 
bringen. Unterläßt er dies, so ist die Dienstbarkeit erloschen. 
Das Reglement wild das zu befolgende Verfahren des Rähern be-
stimmen. 
Ar t . 125. — Mangels einer Verständigung zwischen den Vetei-
ligten erfolgt der Rückkauf der Dienstbarkeiten unter den nachstehend 
bezeichneten Bedingungen auf dem Wege der Zwangsenteignung. 
Ar t . 126. — Die Entsckädiaung hat bei allen Enteignungen 
grundsätzlich durch Geld zu geschehen. 
Wenn besondere Umstände es erheischen, kann die Ablösung durch 
Geldentschädigung mit Bewilligung des Staatsrates mittelst Abtre-
tung eines Waldteiles geschehen, welches dem Werte der Dienstbar-
keit entspricht. 
Ar t . 127. — Die Entschädigung kommt dem zwanzigfachen durch-
schnittlichen Iahresertiag der Nutzung gleich. 
Dieselbe ist. sofern deren Betrag 200 Franken nicht erreicht, innert 
Jahresfrist und wenn derselbe diese Summe übersteigt, innerhalb drei 
Jahren zahlbar und in beiden Fällen von der Aufhebung des Nutzungs-
rechtes an zum gsetzlichen Zinsfüße zu verzinsen. 
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Art . 128. — Der Staatsrat wird eine oder mehrere dreigliedrige 
Kommissionen bestellen, um den Rückkauf der Walddienstbarkeiten vor-
zunehmen. 
Vei der Festsetzung der Ablösungssumme hat der Ausschuß einmal 
Wesen und Umfang der Dienstbarkeit und den alljährlichen durch-
schnittlichen Nutzungseitrag in ^Berücksichtigung zu ziehen, sodann an-
derseits sich die zur Wahrnehmung der Interessen sowohl des Eigen-
tümers als des Nutzungsberechtigten erforderlichen Aufschlüsse und Cr-
kundigungen zu beschaffen und endlich das bei der Wertigung der 
Nutzungsrechte eingeschlagene Berechnungsverfahren zu bezeichnen. 
Der Ausschuß bestimmt den Wert dieser Nutzungsrechte und be-
zeichnet die Art der Ablösung. Im Falle der Abtretung eines Wald-
teile? bezeichnet er dessen Lage und Flächeninhalt. 
A r t . 129. — Der Entscheid des Ausschusses ist den Parteien durch 
eingeschriebenen Vrief mitzuteilen. Der Rekurs an den Staatsrat ist 
vorbehalten, muß aber innerhalb 20 Tagen nach der Anzeige einge-
legt werden. 
Art . 130. — Im Rekursfalle wird der Staatsrat eine neue Kom-
misston mit der Untersuchung betrauen und alsdann den endgültigen 
Entscheid tragen. 
Ar t . 131. — Die Ausübung der Dienstbarkeits-Rechte ist mit der 
Anzeige des ersten Entscheides eingestellt. 
Ar t . 132.— Waldungen, die von Dienstbarkeits-Rechten entlastet 
weiden, bleiben bis zur völligen Tilaung der Ablösungssumme dem 
bisherigen Nutzungsberechtigten verpfändet. 
Titel VI I I . 
Echluß-Vestimmungen. 
Art . .133. — Sind widerrufen: 
a) Das Festgesetz vom 27. Mai 1873: 
b) Das Nachtrags-Forstgesetz vom 20. Mai 1880: 
c) Das Zusatz-Forstgesetz vom 29. November 1883: 
d) Die Forst-Ordnung vom 12. Februar 1881: 
e) Die Instruktionen für die Revierförster vom Juli 1882: 
k) Art. 10 der Verordnung der Vermarchung der Waldungen vom 
29. April 1892: 
g) Jede diesem Gesetze widersprechende Verfügung. 
Ar t . 134. — Der Staatsrat erhält Auftrag zum Erlasse: 
a) eines Verwaltungsieglementes: 
b) von Instruktionen für die Wirtschaftspläne: 
c) von Instruktionen für die geometrische Plan-Aufnahme der Wal-
düngen. 
Ar t . 135. — Eingesehen die Bestimmungen des Art. 30, litt.b) 
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der kantonalen Verfassung,, wird das gegenwärtige Gesetz der Volks-
abstimmung nicht unterbreitet. 
So gegeben vom Großen Rate, flu Sitten, den 11. Mai 1910. 
Der Präsident des Großen Rates: 
I . A n z e v u i. 
Die Schiiftführer: 
Jg . M e n g i s . — Cyr. J o r i s . 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
In Anbetracht, daß der Bundesrat unterm 9. September 1910 das 
vorstehende Forstgesetz vom 11. Mai 191N genehmigt hat unter der 
Bedingung, daß dem Artikel 76 folgendes beigefügt werde: 
„Richt nur der Staatsrat, sondern auch der Bundesrat kann, wenn 
„sich die Waldungen in besonders gefährdeter Lage, namentlich im 
„Einzugsgebiete von Wildbächen, befinden und zusammen einen 
„Complex von bedeutendem Umfange bilden, deren Zusammen-
„legung verlangen." 
B e s c h l i e ß t ! 
Das gegenwärtige Gesetz wird in's Amtsblatt eingerückt und Sonn-
tag, den 1. Januar 1911 in allen Gemeinden des Kantons oeröffent-
licht und angeschlagen, um sofort in Kraft zu treten. 
Gegeben im Staatsrate, zu Sitten, den 2. Dezember 1919. 
Der Präsident des Staatsrates: 
H. B i o l e y . 
Der Staatskanzler: 
K. R o t e n. 
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Verwaltunys-Neylement 
vom 23. März 1911. 
(In Vollziehung des Forstgesetzes vom 11. Mai 1910.) 
(©. T. XXIII. 336) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
In Vollziehung des Art. 134, lit. a) des ssorstgesetzes vom 11. Mai 
191«: 
Nach Einsicht des Vundesgesetzes vom 11. Oktober 1902. 




A r t . 1. — Der Kanton wird in eine für die gute Verwaltung 
erforderliche Anzahl Kreise eingeteilt. 
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Art . 2. — Diese Kreise werden in Forstreviere unterabgeteilt, 
die durchschnittlich 1000 ha umfassen. Die Größe dieser Reviere wird 
durch den Staatsrat bestimmt. 
Kapitel I I . 
Personal. 
A r t . 3 . — Das dem Vorsteliei des Vaudepartementes unterstellte 
Personal der Folstvermaltunss besteht aus! 
1. einem Kantonsforstinspektor,' 
2. den Kreisforstinspektoren: 
3. den Revierförstern: 
4. den Forstaebülfen. 
Art . 4. — Die Forstinspektoren und Revierförster dürfen, unbe-
schadet der ^Bestimmungen des Art. 87 des ssorftgesetzes, ohne Er-
mächtissung des Vorstehers des mit der ssorftverwaltung betrauten 
Departementes kein» andern Aemter oder Anstellungen versehen. 
K a n t o n s f o r st i n s p e k t o r. 
Ar t . 5. — Der Kantonsforstinspektor untersteht dem mit der 
Forstverwaltunss betrauten Departemente. Er überwacht den Vollzug 
der die Forstwirtschaft betreffenden eidgenössischen und kantonalen 
Gesetze und Vorschriften und leitet und kontrolliert die Arbeiten der 
Kreisforstinspektoren. Er macht, wenn er es für notwendig erachtet, 
oder auf Verordnung des Departementes hin Inspektionen. Er prüft 
die Wirtschaftspläne, die Aufforstungs-, Verbauungs-, Waldwegpro-jekte. usw. 
Im Falle eines Rekurses an den Staatsrat hat er die Unter-
suchung vorzunehmen. Er begutachtet die Holzverkaufsgesuche und 
Floßbegehren. die Genehmigung der Wirtschaftspläne, die Gesuche zur 
Erlangung der kantonalen Veitläge, die Rekurse und die gegenüber 
dem untern Forstpersonal zu ergreifenden Oidnungsmatzregeln. 
Ar t . 6. — Der Kantonsforstinspektor hält: 
a) ein Verzeichnis der öffentlichen und der Privatwaldungen: 
b) ein Verzeichnis der Schläge zur Verteilung,' 
c) ein Verzeichnis der Forstgärten und Kulturen. 
Er führt Register über: 
a) die Holzveikaufsbewilligungen und Anerkennungen,' 
b) die FloWewilligungen.' 
c) die Aufforstungen. Lawinenverbaue und Waldwege; 
d) die vom Departemente verhängten Vunen: 
e) die für Forstneibesserungen gemachten Abzüge (Aufforstungsfonds). 
Ar t . 7. — Er erstattet alljährlich dem Departemente einen um-
stündlichen Bericht über die Forstverwaltung im Kantone. 
K r e i s f o r s t i n s p e k t o r e n . 
A r t. 8. — Die Kreisforstinspektoren sind dem Vorsteher des Forst-
departementes und dem Kantonsforstinspektor unterstellt. 
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Al t . 9. — Die Amtsbefugnisse dei ssoistinipektoien sind namentlich 
folgende: 
a) Sie übelwachen in ihrem Kieise den VollMg der die Wälder be-
treffenden eidaenöfsifchen und kantonalen Voifchriften. 
b) Sie unterrichten, leiten und überwachen die Revieiförster und Ge-
hülfen und beantragen nötigenfalls deren Bestrafung und Ab-
fetzung. 
c) Sie besichtigen die Waldungen. Aufforstungen, Lawinenverbaue 
und Waldwegbauten und machen die vom Kantonsfoiftinspektor 
vorgeschriebenen Inspektionen. 
d) Sie erstellen die Wirtschaftsplane für alle öffentlichen Wälder 
und deren Revision nach den hierüber erlassenen Instruktionen. 
e) Sie entwerfen die Projekte für Aufforstungen, Verbaue, Wald-
weganlllgen und anderweitige Waldverbesserungen und stellen die 
dazugehörigen Koftenvoranschläge auf. 
s) Im Falle eines Rekurses an das Departement führen sie die Un-
tersuchung und erstatten darüber dem Kantonsforstinfpektor Ve-
richt. 
g) Sie bewilligen die Schläge zur Verteilung, bestimmen die Vedin-
gungen und die Art der Ausbeute, setzen die Räumungsfristen 
fest und leiten die Anzeichnungen. 
h) Sie zeichnen die Schläge zum Verkaufe an. wohnen den Holzver-
kaufen bei oder lassen sich durch den Revierföifter dabei ver-
treten, unterzeichnen die Kaufverträge und übermitteln dieselben 
dem Kantonsforstinspektor. 
i) Sie ordnen die auszuführenden Kulturen, Säuberungen und Durch-
forstungen der jungen Bestände an. 
j) Sie verordnen die zu ergreifenden notwendig befundenen Vor-
sichtsmatzregeln. um der Gefahr der Ueberhandnahme von Feuer-, 
Infekten-, Windschaden usw. vorzubeugen. Bei Waldbränden, 
Erdrutschen, Lawinenschlägen. Schädigungen durch Wind, Schnee 
und Insekten haben sie sich sofort an Ort und Stelle zu begeben, 
um die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffen und, wenn 
nötig, die Gemeindeverwaltungen zu deren Ausführung zu ver-
pflichten. Sie haben unverzüglich dem Kantonsfoistinspektol dar-
über Bericht zu erstatten. 
k) Sie leiten die Waldveimarchungen und kontrollieren die Füh-
rung der Nelmalchungsprotokolle. 
I) Sie führen in ihrem Kreise Rechnung über die Abzüge fül 
Waldveibesselungen. 
m) Sie besichtigen und kontrollieren die Register der Revierfölster, 
nehmen deren dreimonatliche Berichte entgegen und verifizieren 
ihre Dienftbüchlein. 
Die Kieisfoistinspektoren führen: 
a) Ein Verzeichnis aller öffentlichen und Privatwaldungen ihres 
Kreises; 
b) ein Register der Schläge zur Verteilung: 
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c) ein Register der Schläge zum Verkauf samt den Ergebnissen der 
Holzanerkennungen: 
d) eine Schlagkontrolle für alle bewirtschafteten Waldungen; 
e) ein Register der Schläge in den Privatwaldungen; 
s) ein Register der Saat- und Pflanzgärten, sowie der Forstkulturen' 
g) ein Register der für den Weidgang eigens bezeichneten Wälder; 
h) ein Register der Aufforstungen. Lawinenverbaue und Waldweg-
anlagen, für deren Ausführung ein Bundes- oder Kantonsbei-
trag entrichtet wird: 
i) ein Register der Forstübertretungen und Vergehen. 
Sie erstatten alle drei Monate einen Bericht über ihre Tätigkeit 
und einen umständlichen Jahresbericht über die Forftuerwaltung 
in ihrem Kreise. 
A r t . IN. — Die Kreisforstinspektoren haben ihren Wohnort in-
nerhalb ihres Kreises zu wählen: die Wahl ist durch das Forftde-
partement zu genehmigen. 
Für Abwesenheiten von mehr als drei Tagen haben sie den Kan-
tonsforstinspektor in Kenntnis zu setzen. 
R e v i e r f ö r s t e r . 
A r t . 11. — Die Revierförster sind den Kreisforstinspektoren 
unterstellt. Sie haben, innert den Schranken der Gesetze und Regle-
mente, im Einverständnis mit den ssoistkommissionen der Gemein-
den oder Genossenschaften ihres Revieres den Dienst zu versehen. 
Sie legen den Eid ab in die Hände des Regierungsftatthalters. 
Ar t . 12. — Die Amtsbefugnisse und Obliegenheiten der Re-
vierförfter sind namentlich folgende: 
a) Sie wachen in ihrem Reviere über die Beobachtung der eidge-
nössischen und kantonalen Gesetze und Réglemente und nehmen 
über alle gehörig festgestellten Vergehen und Uebertretungen Straf-
verbal auf. 
b) Sie haben die unmittelbare Aufsicht über ihre Gehülfen, denen 
sie die zur Ausübung der ssorstpolizei und Durchführung forstlicher 
Arbeiten nötigen Anleitungen und Weisungen erteilen. 
c) Sie machen in allen Wäldern ihres Reviers häufige Rundgänge. 
Die Anzahl dieser Rundgänge wird durch die Bedürfnisse des 
Dienstes bedingt. Es sollen aber im Durchschnitt nicht weniger 
als zwei Rundgänge im Monat gemacht werden. 
d) Sie sorgen dafür, daß die Märchen der Waldungen sich stets in 
einem dem Gesetze entsprechenden Zustande befinden. Alle drei 
Jahre haben sie sämtliche Vermarchungen einer vollständigen Re-
vision zu unterziehen. 
e) Sie haben die Aufsicht über den Weidgang und den Bezug der 
Rebennutzungen und erstatten im ssalle von Unregelmäßigkeiten 
oder Mißbrauchen dem Kieisforstinspettor Bericht. 
s) Sie wachen über die Beobachtung der in den Wirtschaftsplänen, 
Schlag- und Flohbewilligungen festgesetzten Bedingungen. Sie 
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leiten gemäß den Weisungen des Kleisfoistinspektois den Kultur-
betlieb, die Säuberungen und Duichfoistungen. 
K) Sie überwachen sorgfältig den Schlag und die Räumung, um 
Schädigungen. Vergehen und Uebertretungen vorzubeugen. 
h) Sie nehmen unter der Aufsicht des Kieisforstinspektois die An-
Zeichnungen der Schläge zur Verteilung vor und ermitteln den 
Kubikinhalt des abgegebenen Holzes. 
i) Bei Waldbränden, üaminenschlägen. Erdrutschen, Ueberhand-
nähme schädlicher Insekten und anderer Waldschädigungen be-
geben sie sich unverzüglich an Ort und Stelle, treffen im Einver-
ftändnis mit der Ortsverwaltung die dringendsten Schutzmah-
regeln und Benachrichtigen sofort den Kreisforstinspektor. 
Ar t . 13. — Alle drei Monate haben die Nevierförster dem 
Kreisforstinspektor einen Bericht und jeder Verwaltung ihres Revie-
res ein Doppel hievon zu übermitteln. Dieser Bericht soll enthalten: 
Die Daten der gemachten Rundgänge, die ausgeführten Anzeichnun-
gen, Schläge und Kulturen. Waldwege. Waldschädigungen, Vergehen, 
Uebertretungen usw.. usw. Ueberdies haben sie ein Dienstbüchern zu 
führen, in dem die erwähnten Feststellungen einzutragen sind. 
Am Ende jeden Jahres haben sie auf hiezu bestimmten Formu-
laren einen summarischen Bericht über die Schläge zur Verteilung, 
Forstgälten, Kulturen. Waldweganlagen und aufgenommenen Straf-
verbalen anzufertigen. 
Ar t . 14. — Die Revierförster erhalten eine fixe Besoldung, für 
welche die das Revier bildenden Gemeinden auszukommen haben. 
Die Höhe dieses Gehaltes wird durch das Flächenmaß der Wälder 
des Revieres bedingt Die einzelnen Gemeinden beteiligen sich daran 
im Verhältnis zur Größe der je auf ihrem Gebiete sich befindlichen 
Waldflächen. 
Außer der Besoldung erhalten die Revierförster von den Gemein-
den eine Tagesvergütung von 4 Franken für die Kulturen, Anzeich-
nungen der Verkaufsfchläge und Vermaichungen. für die Arbeiten 
an Aufnahme und Ausführung von Aufforstungs- und Verbauungs-
Projekten, an Waldweganlagen und Wirtschaftsplänen und für die 
außer der hiezu bestimmten Zeit vorgenommenen Anzeichnungen. 
A r t . 15. — Die Revierförster und Gebülfen. welche die zu ihrer 
Kenntnis gelangten Uebertretungen und Vergehen anzugeben unter-
lassen, werden mit einer Ordnungsbuße von 10 bis 15 Franken be-
legt und können im Rückfalle in ihrem Dienste eingestellt oder ab-
gesetzt werden. 
A r t . 16. — Die Revierförster haben zu führen: 
a) Ein Register der Schläge zur Verteilung und zum Verkaufe für 
die Gemeinden und Genossenschaften: 
b) ein Register der Kulturen in den Pflanzgälten und im Walde,' 
c) ein Register der Strafverbale und der verhängten Bußen,' 
d) ein Register der Schläge in den Privatwaldungen. 
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Art . 17. — Zu Ende seiner Dienstzeit hat dei Neoieiföister 
seinem Nachfolger alle dienlichen Aufschlüsse über die Wälder seines 
Revieres zu erteilen. Er ist verpflichtet, ihm die Grenzen anzugeben 
und ihm die Oefetze, Réglemente, Register. Wald Hammer und alle 
andern den Dienst betreffenden Gegenstände einzuhändigen. 
F o r st g e h ü l f e n. 
Art . 18. — Die Forstgehülfen werden mit Zustimmung des Forst-
departementes von den Gemeinde- und Vürgerbehörden (Artikel 88 
und 89 des Forftgesetzes) auf die Dauer von vier Jahren gewählt. 
Sie legen den Eid ab in oie Hände des Regielungsstatthalters. 
Die Bestimmungen des Art. 15 des gegenwärtigen Réglementes 
sind auf sie anwendbar. Sie sind dem Revierförster unterstellt. Aus-
nahmsweise können sie mit Bewilligung des Kreisforstinspektors den 
Reuierförstei in der Ausführung der technischen Arbeiten vertreten. 
Ar t . 19. — Sie haben folgende Dienstobliegenheiten: 
a) Gemäß den Weisungen des Revierförsters und der Organe, die 
sie ernannt haben, häufig Rundgänge in den Wäldern zu machen,' 
b) den Fortbestand der Grenzsteine zu überwachen; 
c) die Holzschläge zu beaufsichtigen und dafür zu sorgen, daß diesel-
ben gemäß den in der Schlagbewilligung aufgestellten Bedin-
gungen und gesetzlichen Vorschriften ausgeführt werden; 
d) über alle gehörig festgestellten Vergehen und Uebertretungen 
Strafverbal aufzunehmen: 
e) die im Walde bemerkten Schädigungen ohne Verzug zur Anzeige 
zu bringen. 
Kavitel I I I . 
Fotsttommissionen. 
Art . 20. — Die Behörden der Gemeinden und Bürgerschaften 
sowie die Verwaltungen der Genossenschaften, die im Besitze von Wal-
düngen sind, ernennen je eine Kommission von 3 bis 5 Mitgliedern, 
die mit der Verwaltung der Wälder betraut ist lArt. 78 des Gesetzes). 
Diese Kommission hat folgende Amtsbefugnisse: 
a) Sie nimmt die Eingaben um Holz für die Bedürfnisse des öffent-
lichen Dienstes, den Bau und die Ausbesserung der auf Gemeinde-
gebiet gelegenen Gebäude entgegen. 
b) Sie überzeugt sich von der Dringlichkeit dieser Begehren, wacht 
über die Verwendung des im Vorfahre und während der zwei 
vorangegangenen Jahre bewilligten Holzes und läßt eintreten-
den Falls Ltrafverbal aufnehmen und das bewilligte Holz be° 
fchlllgnahmen. 
c) Sie läßt sich bei der Holzanzeichnung vertreten. 
d) Sie hat die Ziehung der Brennholzlose zu leiten. 
e) In Fällen von speziell angeordneten Waldverbesserungen hat sie 
bei der Beschaffung der nötigen Arbeitskräfte mitzuwirken. 
Die Kommission bestimmt die Zeit der Arbeiten und prüft im 
Einverständnis mit dem Revierförster deren richtige Ausführung. 
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Kapitel IV . 
Schläge zur Verteilung. 
Al t . 21. — Die Eingaben um Holz zu Bauten und Ausbesse-
lungen sind an die Foisttommission zu lichten. Diese Eingaben sind 
an dem von der Gemeinde- oder Vülgeibehörde je nach den örtlichen 
Verhältnissen bestimmten Zeitpunkte innert Monatsfrist einzureichen. 
Die Forstkommission hat sich in Begleitung des Revierförsters an 
Ort und Stelle von der Dringlichkeit der Vegehren zu überzeugen 
und nachzusehen, ob das im Vorjahre und während der zwei voran-
gegangenen Jahre bewilligte Holz seine Verwendung gefunden hat, 
Sie begutachtet zu Handen des Gemeinde- oder Vurgerrates die nach-
gesuchten Vewilligungen. 
Ar t . 22. — Zur Erlangung der Schlagbewilligung ist dem 
Kreisforftinspektor ein s^ummarisches Verzeichnis des begehrten Holzes 
einzureichen. 
Ar t . 23. — Die Verteilung von Brennholz unter die Berechtig-
ten erfolgt unter der Aufsicht der ssorstkommission und des Revier-
försters durch Losziehung. 
Ar t . 24. — Nach Empfang der Schlagbewilligung nimmt der 
Revieiförster unter der Aufsicht de» Kreisforstinspektors die Anzeich-
nung vor, indem er auf jeder Pflanze mit dem Gemeindehammer 
zwei Abdrücke anbringt, und zwar den einen auf dem Stamme in 
der Höhe von 1.50 m über dem Boden und den andern am Fuße 
des Stammes oder auf einer vorstehenden Wurzel. 
Er schreibt auf dem obern Abdruck die Ordnungszahl des Brenn-
holzloses und bezeichnet eigens die Stämme, die als Brennholz ab-
gegeben werden sollen. 
Ar t . 25. — Das Datum der Verlosung des Brennholzes wird 
durch öffentliche Bekanntmachung angezeigt. 
A r t . 26. — Nach Ablauf des für die Eingaben festgesetzten Ter-
mines werden keine Holzbegehren mehr berücksichtigt, ausgenommen 
in Dringlichkeitsfällen und mit der Ermächtigung des Kreisforst-
inspektors. 
A r t . 27. — I n der Regel sollen die Schläge während des Zeit-
raumes vom 1. September bis 1. Juni ausgeführt werden. Außer 
dieser Zeit sind die Wälder geschlossen. 
A r t . 28. — Kein Stück Vau- oder Nutzholz darf aus dem Walde 
geschafft werden, ohne das Hauszeichen des Eigentümers zu tragen. 
Jeder, der Holz trägt, führt öder in Gewahrsam hält, hat sich über 
dessen Herkunft auszuweisen, widrigenfalls er als Uebertreter be-
handelt wird. 
A r t . 29. — Das dewilligte Holz muß innert der Frist von zwei 
Jahren nach Auslieferung gemäss dem Begehren zu seiner Veftim-
mung verwendet werden, wenn nicht, fällt derjenige, dem es bewil-
ligt worden ist, in eine Buhe. (Art. 95, al. 5 des Forstgesetzes.) 
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Kapitel V. 
Schläge zum Verlauf. 
Art . 30. — In der Nessel sind die Holzverkäufe und Flohbe-
gehren vor dem 1. August schriftlich an das mit der Forftveruialtung 
betraute Departement zu richten, widrigenfalls dieselben auf später 
zurückgelegt weiden. Das Begehren miifi den Namen des Bewerbers, 
die Menge und Gattung des Holzes, den Namen der Waldung und 
die Bezeichnung ihres Gemeindogebietes und den Wasserfalls, durch 
den das Holz geflößt wird, enthalten. 
Ist der Gesuchsteller kantonsfremd. so hat er durch eine seinem 
Schlag- oder Flohbegehren beigefügte formelle Erklärung einen 
Wohnsitz im Kantone zu wählen. 
A r t . 31. — Betrifft der Verkauf des aus öffentlichen Waldun-
gen stammenden Holzes mehr als 30 in ' Nutz- und 40 Ster Brenn-
holz, so ist die Versteigerung durch zweimaliges Einrücken ins Amts-
blatt und durch zweimalige Veröffentlichung am gewöhnlichen Aus-
rufsorte der Gemeinde, in der der Verkauf stattfindet, anzuzeigen. 
Handelt es sich um eine kleinere Holzmenge. so genügt eine Veröffent-
lichung am gewöhnlichen Ausrufsorte acht Tage vor der Verstei-
gerung. 
A r t . 32. — Diese Veröffentlichungen sollen den Namen des 
Verkäufers und des Waldes, wo sich das Holz befindet, die Holzart 
und annähernd die Menge des Holzes, sowie den Ort, den Tag und 
die Stunde der Versteigerung enthalten. 
A r t . 33. — Bleibt die erste Versteigerung erfolglos, so wird 
in gleicher Weise eine zweite Steigerung angesetzt. 
A r t . 34. — Der Kreisforstinspektor. der die Versteigerung leitet, 
oder sein Stellvertreter unterzeichnet den Kaufvertrag, der zur Ge-
nehmigung durch das Departement dem Kantonsforstinfpektor zu 
übermitteln ist. 
A r t . 35. — Für die Verkaufsbewilligungen an Genossenschaften 
handelt der Vorstand der Geteilen namens derselben, wobei er unter 
Vorbehalt des Nückgriffes gegen wen Nechtens persönlich haftet. 
A r t . 36. — Für die Privatwälder ist die Art und Weise der 
Verkäufe freigegeben unter der Bedingung, daß die Anzeichnungen 
in Gemätzheit der gefetzlichen Vorschriften ausgeführt werden. 
Kapitel V I . 
Privatwaldungen. 
Art . 37. — Die Privatwaldungen sind in einem den an die 
Schutzwälder gestellten Anforderungen entsprechenden Stande zu hal-
ten. Die Forstvelwaltung wird die zu diesem Zwecke nötigen Schutz-
malnahmen treffen. 
Ar t . 38. — Alle jährlichen Schläge von über 5 Festmeter in 
Hochwäldern und von über 12 Naummeter in Niederwäldern müssen 
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vorangehend angezeichnet oder angerissen werben. Bei Schlägen von 
geringerer Menge hat der Waldeigentümer den ssoistinspektor hievon 
einfach in Kenntnis zu setzen. 
A r t . 39. — Die zum Verkaufe bestimmten Schläge von Aber 30 
ssestmeter Nutz- oder 40 Ster Brennholz dürfen nur mit einer Ve-
roilligung des Staatsrates ausgeführt werden. I n diesem Falle ist 
das holz durch den KreisforftinsPektor anzuzeichnen. Ist die zu schla-
gende Menge geringer, jedoch von über 5 Festmeter, so ist eine Ve-
willigung des Departementes erforderlich, und das Holz ist durch 
den Revierförster anzuzeichnen. 
A r t . 40. — Für die. kraft einer swatsrätlichen Bewilligung aus-
gefühlten zum Verkaufe bestimmten Schläge muß die Anerkennung 
durch den Kreisforstinspektor oder leinen Stellvertreter gemacht wer-
den. Das Holz darf erst nach Einzahlung der Abzüge für Forstuer-
besserungen aus dem Walde entfernt weiden. 
Kapitel V I I . 
Vergehen und Uebertretungen. 
A r t . 41. — Die Revierförster und ihre Gehülfen nehmen über 
alle gehörig festgestellten Vergehen und Uebertretungen Strafverbal 
auf und übermitteln dasselbe innert 48 Stunden nach Feststellung 
der Tatsache dem Kreisforstinspektor. der dasselbe der zuständigen 
Behörde zur Aburteilung zustellt. Ein Doppel des Verbales soll zu-
gleich dem Regierungsstatthalter des Bezirkes Übermacht werden. 
Ar t . 42.— Das Strafverbal muh nach dem von der Foiftverwal-
tung angenommenen Muster abgefaßt fein und genau die Uebertre-
tung oder das Vergehen angeben. 
Ar t . 43. — Der Uebertreter wird durch persönliche Anzeige oder 
eingeschriebenen Brief, und zwar ie nach der Art des Vergehens oder 
der Uebertretung. vor die zuständigen Gerichte oder den Stellver-
treter des Forftdepartementes berufen. Für die dem Korrektionen-
gericht zu überweisenden Vergehen gelten die Bestimmungen des 
Gesetzbuches über die peinliche Prozehordnung. 
Ar t . 44. — Gesetzwidrig gefälltes Holz ist zu beschlagnahmen. 
Der Forftbeamte bringt auf demselben zwischen zwei 30 ein von ein-
ander entfernten Abdrücken des Gemeindehammers mit der Axt ein 
Kreuz an. Er läßt es an einen sichern Ort bringen und setzt unver-
züglich den Gemeindepräsidenten und den Uebertreter davon in 
Kenntnis. 
Ar t . 45. — Wird in einem Walde, in dem der Weidgang nicht 
gestattet ist, weidendes Vieh angetioffen. so ist dasselbe festzunehmen 
und auf Kosten des Eigentümeis an einen sichern Ort zu führen. 
Der Eigentümer foll hievon ohne Verzug in Kenntnis gesetzt werden. 
Ar t . 46. — Die Polizeigerichte sind gehalten, dem Regierungs-
ftatthlllter alle drei Monate ein Verzeichnis der von ihnen gefällten 
Urteile zuzustellen. 
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A l t. 47. — Der Regierungsstatthaltei hält ein Register der van 
den Nevierförstern ihm übermittelten Strafverbale und der von den 
Gemeindebehörden gefällten Urteile. Er letzt den Kreisforstinspektor 
von den Urteilen in Kenntnis. Er ist für iede Hinterlegung und Ein-
tragung eines Strafverbales zu einer Sportelgebühr von Fr. 0.50 be-
rechtigt. für welche Svortelgebühr ihm die Gemeindebehörde Rech« 
nung trägt. Dielelbe wird den dem Uebertreter zufallenden Kosten 
beigefügt. 
A r t . 48. — Die Rekurse sind als Denkschrift in zwei Doppeln auf 
Stempelpapier anzufertigen und müssen die die Beschwerde begrün-
denden Tatsachen enthalten und von den Belegstücken nebst Abschrift 
derselben begleitet lein. Ein Doppel samt den Belegstücken wird dem 
Beklagten übermittelt, der darauf innert 14 Tagen zu antworten hat. 
Kapitel V I I I . 
Ablösung von Dienstbarleiten. 
A r t . 49. — Nach den in Gemälzheit des Art. 119 des Gesetzes er-
folgten gesetzlichen Bekanntmachungen im Amtsblatt und an den ge-
wohnlichen Ausrufsorten der Gemeinden, haben alle diejenigen, die 
Rechte auf Dienstbarkeiten in öffentlichen und Plivatwäldern be-
sitzen, ihre Ansprüche beim ssorftinspektor des Kreises, in dem sich die 
belasteten Waldungen befinden, innert fechs Monaten vormerken zu 
lassen. 
A r t . 50. — Als solche Rechte sind zu betrachten: Alle Rechte auf 
Bezug von Bau- und Brennholz, sowie auf die Nebennutzungen als 
Weidgangsrechte, Streue-, Laub-, Eamennutzungsrechte usio. 
Art . 51. — Ebenfalls müssen die Eigentumsrechte eingeschrieben 
werden, wenn der Boden und der darauf stockende Bestand verschie-
denen Eigentümern angehören. In diesem Falle haben beide Eigen-
tllmer ihre Rechte vormerken zu lassen. 
Ar t . 52. — Die Eintragungen haben zu enthalten: 
a) den Namen des belasteten Waldes; 
b) den Namen und Wohnort des Eigentümers: 
e) die Angabe der Art und des Umfanges der Dienftbarkeit oder des 
Rechtes; 
d) die Unterschrift des Eintragenden. 
Die Ansprüche sind auf Formulare einzutragen, welche von den 
Forstinspektoren den Eintragenden zur Verfügung gestellt werden. 
Ar t . 53. — Die Forstinspektoren bescheinigen in der Frist von 
acht Tagen den Empfang der gemachten Eingaben und setzen hievon 
den betreffenden Waldeigentümer durch eingeschriebenen Brief innert 
vierzehn Tagen in Kenntnis. 
A r t . 54. — Wird keine Einsprache erhoben, so hat der Eigen-
tümer des Waldes das vorgemerkte Recht innert drei Monaten 
schriftlich anzuerkennen und den Kreisforstinspektor hievon zu benach-
richtigen. I m gegenteiligen Falle wird der Eintragende von der Wei-
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gerung des Eigentümers in Kenntnis ««setzt und es hat derselbe den 
Anstand innert der gesetzlichen ssiist vor die ordentlichen Gerichte zu 
bringen. Unterläßt er dies, so verfällt er in die vom Gesetze hiefür 
vorgesehene Strafe. 
A r t . 55. — Die Kreisforstinspektoren übermitteln die endgültig 
erledigten Eingaben dem Departemente zu Handen des Staatsrates. 
Der letztere entscheidet, ob diese Dienstbarkeiten abzulösen sind oder 
nicht. Beschließt er die Ablösung, so wird der Aktenstoß und der Ent-
scheid des Staatsrates dem im Artikel 128 des Gesetzes vorgesehenen 
Ausschusse zugestellt. 
Ar t . 56. — Im Nekursfalle wird das Aktenmaterial einer zwei-
ten Kommission überwiesen, die eine neue Wertung vorzunehmen hat. 
Der Staatsrat entscheidet endgültig über den Bericht dieses Aus-
schusses. 
So beschlossen vom Staatsrate in Sitten, den 23. März 1911, um 
in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht und angeschlagen zu 
werden und sofort in Kraft zu treten. 
Der Präsident des Staatsrates! 
§. V i o l e y. 
Der Staatskanzlei: 
K. R o t e n . 
Unter dem Datum vom 21. Oktober 1911 hat der Bundesrat vor-
stehendes Verwaltungsreglement vom 23. März 1911 genehmigt unter 
der Bedingung, daß der Art. 55 des ssorstgesetzes als Art. 26 bis bei-
gefügt werde, welcher lautet: 
„Die Verteilung von stehendem Holz ist in der Negel untersagt. 
Das Fällen, das Aufarbeiten und die Abgabe des Holzes erfolgt unter 
der Aufsicht und Leitung der ssorftverwaltung. entweder durch einen 
Unternehmer, dem die Arbeit im Akkord zugesprochen worden, oder 
durch die Berechtigten in gemeinschaftlicher oder gruppenweiser Ar-
beit." (Art. IN der eidg. Vollziehungsveloidnung.) 
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Veschluß 
vom 9. März 1917 
betreffend Verbot des Schlagens der Kastanienbäume. 
(G. S. XXVI. 23) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
In Vollziehung des Vundesratsieschlusses vom 23. Februar 1917; 
Auf Antrag des Vaudepartementes. 
V e s ch l i e & t : 
Ar t . 1. — Ohne Bewilligung des Vaudepartementes ist das 
Schlagen von Kaftanienbäumen untersagt. 
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A l t . 2. — Die Bewilligung wild nur erteilt, wenn es sich um 
nicht gepiopfte Kastanienbäume, um i i im oder beschädigte Väume 
handelt, die nicht mehr gedeihen und keine Fmcht tlllgen, oder um 
solche Bäume, deren Entfernung für die Erstellung von Bauten, von 
Straften, fül iiie Ausfühiung von Albeiten zu Vodenvelbesseiungen 
oder für die Umwandlung in GemüsepflllNMngen usw. notwendig ist. 
Ar t . 3. — Kaufverträge betreffend Kastanienholz, das ohne 
Bewilligung gefällt wurde, sind nichtig. Ebenso sind nichtig solche 
Verträge, die vor Inkrafttreten des vorliegenden Beschlusses abge-
schlössen worden sind, sofern das Holz beim Inkrafttreten des Be-
fchlusses nicht bereits geschlagen ist. 
Ar t . 4. — Wer Kastanienbäume, deren Schlag nicht bewilligt 
worden ist. fällt oder fällen lafot: 
wer Holz von Kastanienbäumen. deren Schlag nicht bewilligt 
worden ist, kauft oder verkauft: 
wer Kllstanienbäume beschädigt, um sie zum Kränkeln oder Ein-
gehen zu bringen. 
wird mit Fr. 50 bis 100 für jeden Kubikmeter sowie mit Em-
ziehen des Holzes bestraft. 
A r t. 5. — Unter Vorbehalt des Rekurfes an den Staatsrat 
weiden die Bußen vom Baudepaitement ausgespiochen und diese 
dem kantonalen Aufforstungsfonds zugewiesen. 
A r t . 6. — Vorliegender Beschluß soll dem Bundesrate zui Ge-
nehmigung unterbreitet werden. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 9. März 1917, um 
ins Amtsblatt eingerückt und Sonntag den 1. April 1917 in allen 
Gemeinden veröffentlicht zu werden. 
Der Viäsident des Staatsiates: 
I . B u r g e n e r . 
Der Staatskanzler: 
Osw. A l l et. 
Vefchluh 
vom 19. Oktober 191? 
betreffend die Verfolgung mit Brennholz. 
«5. S. X X V I . 121) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen den Bundesratsbeschlufz vom 14. Juli 1917 und die 
Verfügung des eidgenössischen Departementes des Innern vom 39. 
Juli 191? betreffend die Verfolgung des Landes mit Brennholz: 
Eingesehen die Verfügung des eidgenössischen Departementes des 
Innern vom 26. September: 
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Eingesehen den Bundesratsbeschlus! vom 16. Oktober 1917 betief-
fend das Sammeln von Leseholz! 
Auf Antrag des ssolftdepaitementes. 
Neschl ieKt! 
A l t . 1. — Unter der Benennung „Kantonale Zentralstelle für 
Brennholz" wild ein besonderer, dem Foistdepaitement angegliederter 
Dienstzweiss geschaffen, der mit der Verfolgung des Kantons mit 
Brennholz beladen ist. 
Diefe Zentralstelle ist dem kantonalen Forstamte übertragen, das 
zugleich den Verkehr zwischen dem Departemente und der eidge-
nössischen Zentralstelle vermittelt, insofern der interkantonale Han-
del in Betracht kommt. 
A r t . 2. — Der interkantonale Handel mit Brennholz untersteht 
der Aufsicht des Forstdepartementes. das die hiefür notwendigen 
Maßnahmen trifft. 
A r t. 3. — Infoweit der Stand der Wälder es gestattet, sind die 
Bürgerschaften verpflichtet, den Holzbedarf für den öffentlichen Dienst 
(Verwaltungsgebäude, Schulen. Easfabriken usw.) sowie für die 
Haushaltungen der Bürger zu decken. 
Sie haben den Munizipalitäten auch das für die Haushaltungen 
von wohnfässigen Nichtburgern nötige Holz zur Verfügung zu stellen. 
Ar t . 4.— Bürgerschaften, deren Wälder größere Ausbeute liefern 
als zu ihrem Gebrauche notwendig ist, können verhalten werden, an-
deren Gemeinden, die Mangel an Brennholz haben, auszuhelfen. 
Ebenso sind sie verpflichtet, der kantonalen Zentralstelle das von 
der eidgenössischen Zentralstelle verlangte Quantum Holz zur Ver-
teilunig an andere Kantone zu liefern. 
Das Departement bestimmt den Veitrag. der im Verhältnis zur 
Ausdehnung und zum Ertrag der Wälder gefordert wird. 
A r t . 5. — Zu diesem Behufe und in Abänderung der Vestim-
mungen des Art. 54 des ssorstgesetzes betreffend die Nachhaltigkeit 
der Wälder kann der Staatsrat in den öffentlichen Wäldern außer-
ordentliche Schläge fowie eine weitere Austeilung von Losholz für 
die Bedürfnisse der Haushaltungen anordnen. 
Jedoch soll die Mehrausbeute durch Verminderung von späteren 
Schlägen ausgeglichen werden. 
A i t. 6. — Die Gemeinden und Privaten sind gehalten, den Er-
trag des in den Wäldern verfügbaren Viennholzes (befchädigtes 
Rundholz. Lichtungs- und Säubeiungsfchläge) zu vermehren und nach 
Möglichkeit alle Abfälle von Schlägen nutzbar zu machen. 
A r t . 7. — Zu diesem Zwecke soll die Erstellung von weiteren 
Waldwegen wirksam gefördert und durch Zuwendung der im Gesetze 
vorgesehenen Beisteuern erleichtert weiden. 
A r t . 8. — I m Notfalle und wenn die Arbeitskräfte wirklich 
fehlen sollten, kann der Staatsrat in feder Gemeinde, die für die 
151 
Holzarbeiten geeignete Mannschaft in genügender Anzahl aufbieten 
und die für den Transport notwendigen Zugkräfte requirieren. 
A r t. 9. — I n Abweichung von Art. 60 des Forftgofetzes, der die 
öffentliche Versteigerung vorschreibt, kann das Departement den Ner-
kauf aus freier Hand von Brennholz aus öffentlichen Wäldern gestat-
ten und, eintretenden Falles, anordnen. 
A r t . 10. — Ohne vorherige Bewilligung des Forstdepartemen-
tes darf kein Verkauf von Brennholz, aus Privatwaldungen abge-
schloffen werden. 
A r t . 11. — ssür die Lieferung und den Transport von Brenn-
holz von einer Gemeinde in eine andere im Innern des Kantons 
bedarf es einer von der kantonalen Zentralstelle schriftlichen Bewil-
ligung. 
ssür den Transport außer Kanton ist die Ermächtigung der cid-
genössischen Zentralstelle erforderlich. 
Diese Bestimmung ist auch auf Holzkohle anwendbar. 
A r t . 12. — ssür jede Bewilligung von in den Handel gebrach-
tem Brennholz wird vom Verkäufer eine Gebühr von Fr. 0.20 per 
Ster verlangt, die der Staatskasse zur Deckung der Kosten der Zen-
tralstelle einzuzahlen ist. 
A r t . 13. — Verträge über Lieferungen von Brennholz unter-
liegen der Genehmigung des ^oistdepÄltementes.' das nämliche ailt 
für Verträge, die vor Inkrafttreten dieses Beschlusses abgeschlossen 
wurden, aber nickt vollzogen find. Sie können aufgehoben werden, 
wenn sie einer richtigen Verteilung von Brennholz zuwiderlaufen. 
A r t . 14. — Zum Zwecke, die richtige Verwendung zu ordnen 
und die Bestimmungen festzusetzen, kann der Staatswt die Beschlag-
nähme des gefällten Brennholzes verfügen. 
A r t . 15. — M r das in den Handel gebrachte Brennholz sind 
nachfolgende Höchstpreise zu beobackten. 
a) Buchen- und anderes Hartholz per Tter Fr. 25—30 
b) Nadelholz „ „ „ 21—28 
c) Alles andere Holz .. .. „ 16—23 
ä) Nadelholzschwarten .. „ „ 16—23 
Die Knüppel müssen mindestens7 Gtm. Durchmesser haben. 
Normalwellen von 1 Meter Länge und 1 Meter Umfang: 
a) Buchen und anderes Hartholz das 100 Fr. 90 
b) Nadelholz „ „ „ 70 
c) Schwartenfchwellen „ „ „ 60 
d) Alles andere Holz .. „ ., 60 
Die Preise verstehen sich für «efundes Holz erster Qualität, regel-
recht aufgeschichtet. 
Für minderwertige Ware sind die Preise entsprechend herabzu-
setzen. Wenn das Holz im Walde verkauft wird, tritt eine Preis«-
Mäßigung im Verhältnis der Transport- und Nerladekoften ein. 
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A l t . 16. — Sowohl den Bauern als den Nichtbauein ist das 
Leseholzsammeln für den Eigenbedarf in allen Wäldern des Kantons 
unentffeltlich ««stattet. 
Als Leseholz im Sinne dieses Beschlusses gilt nur das am Voden 
liegende, natürlich ab"estorbene oder nach vollendeter Räumung der 
Schläge zurückgebliebene Holz. 
Ar t . 17. — Das Sammeln von Leseholz auf den Schlagflächen 
und auf den durch Wind- und Schneebruch beschädigten Stellen ist 
erst wach vollzogener Räumung derselben gestattet. 
A r t . 18. — Wer diesem Beschlusse oder den einschlägigen eidge-
nössischen Verfügungen zuluiderhandelt. wird mit Geldbuhe bis auf 
ssr. 20 000 oder mit Strafe bis zu 3 Monaten Gefängnis geahndet. 
Die beiden Strafen können verbunden werden. I n besonderen 
Fällen kann die Konfiskation oes Brennholzes verfügt werden. 
Der Staatsrat spricht die Strafen aus: eintretenden Falles kann 
er die Uebelweisung an die Strafgerichte verordnen. 
Der erste Abschnitt des Vundesgesetzes vom 4. Februar 1853 über 
das Bundesstrafrecht der schweizerischen Eidgenossenschaft findet An-
wendung. 
Der Ertrag der Bußen wird dem kantonalen Aufforstungsfonds 
zugewiesen. 
A r t . 19. — Dieser Beschluf, tritt nach dessen Genehmigung durch 
die eidgenössische Zentralstelle in Kraft. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten den 19. Oktober 1917, um 
ins Amtsblatt eingerückt und in allen Gemeinden des Kantons ver-
öffentlicht und angeschlagen zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
I . Kun tschen. 
Der Staatskanzler: 
O s w. A l l e t. 
48 
Veschluh 
vom 12. November 1918. 
betreffend den land- und forstwirtschaftlichen Liegenschaftsverlehr. 
(©. S. X X V I . 273) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
I n Vollziehung des Bundesratsbeschlusses von 23. September 1918; 
Nach Einvernahme der landwirtschaftlichen Genossenschaften.' 
Eingesehen insbesondere den Art. 11 des genannten Beschlusses: 
Erwägend, das; die in diesem Beschlusse vorgesehenen Einschrän-
kungen für Wallis nicht notwendig sind: 
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Auf Antrag des Departementes des Innern. 
Vesch l ieKt : 
Einziger Artikel. — Die Anordnungen des Vunbesratsbeschlusses 
vom 23. September 1918 lind für das Gebiet des Kantons Wallis 
nicht anwendbar. 
So gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 12. November 1918. um 
in's Amtsblatt eingerückt und Sonntag, den 17. November 1918, in 
allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
Dr. 9). S e i l e r . 
Der Staatskanzler: 
O s m. A l l e l 
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Furstyeseh 
vom 22. Februar 1919 
betreffend die Verproviantierung mit Brennholz. 
(©. S. XXVI. 289) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen den kantonalen Beschluß vom 19. Oktober 1917; 
Eingesehen die Verfügung des eidgenössischen Departementes des 
Innern vom 14. Dezember 1918 betreffend Festsetzung neuer Höchst-
preise für den Handel mit Brennholz' 
Auf Antrag des Forstdepartementesi 
B e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Der Art. 15 des kantonalen Beschlusses vom 19. Okto-
ber 191? ist widerrufen. 
A i t. 2. — Für den Handel mit Brennholz im Innern des Kan-
tons sind nachstehende Höchstpreise zu beobachten: 
A. Für Brennholz von ? und mehr Ctm. Durchmesser. 
a) Buchen- und anderes Hartholz Fr. 25— bis 34.— per Stet; 
l>) Nadelholz Fr. 21.— bis 30.— per Stei; 
c) für alles andere Holz Fr. 16.— bis 25.— per Ster. 
Nur Holz von 14 Zentimetern am dünnern Ende darf aufgespal-
ten werden. 
Die Prügel müssen mindestens ? Zentimeter Durchmesser haben. 
Ungespaltenes Holz von 14 und mehr Zentimeter Durchmesser ist 
gleich wie Spalten zu werten. 
Für Prügelholz unter ? Zentimeter Durchmesser tritt eine Preis-
reduktion nach dem bisher üblichen Preisunterschied ein. 
B. Für 100 Normalwellen (1M. Länge. 1M. Umfang). 
Bis das Dreifache der obigen Sterpreife. 
Für kleinere Wellen ist der Ansatz entsprechend niedriger zu 
wählen. 
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C. Abfallholz aus Industrie und Geweibe. 
1. 'Schwarten: a) Hartholz Fr. 23.— bis 28.— pei Stet; 
b) Nadelholz ffr. 16.— bis 25.— per Ster. 
2. Schwartenwellen (1 m long, 1 m Umfang Fr. 50— bis 70.— 
per Hundert. 
3. Sägemehl Fr. 8.— per Kubikmeter oder Fr. 32.— per Tonne. 
4. Anderes Abfallholz: a) Hartholz Fr. 18.— bis 22.— per Ster. 
b) Nadelholz Fr. 13— bis 17.— per Ster. 
A r t. 3. — Die Preise verstehen sich für gesundes, in gesetzlichen 
Maßen aufgerüstetes Holz, franko verladen auf der nächsten Nahn-
station. 
Für geringere Ware sind die Preise entsprechend herabzusetzen. 
Veim Verkauf im Walde ermäßigt sich der Preis um die üblichen 
Fuhr- und Verladekosten. 
Ar t . 4. — Die anderen Bestimmungen des Neschlusses vom 19. 
Oktober 191? bleiben in Kraft. 
Ar t . 5. — Der vorliegende Beschluß tritt sofort in Kraft. 
Eo beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 22. Februar 1919, 
um ins Amtsblatt eingerückt und Sonntag den 2. März 1919 in allen 
Gemeinden des Kantons veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
Dr. H. S e i l e r . 
Der Staatskanzler: 
O s w. A l l e t. 
50 
Veschluß 
vom 21. Juni 1919 
denjenigen vom 9. März 1917 betreffend Verbot des Tchlagens 
von Kllftienbäumen widerrufend. 
(©. S. XXVI.318) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen den Bundesratsbeschluß vom 23. Mai 1919; 
Auf Antrag des Forstdepartementes. 
B e s c h l i e ß t ! 
Linziger Artikel. — Der kantonale Beschluß vom 9. März 1917 
betreffend Verbot des Schlagens von Kastanienbäumen ist widerrufen. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 21 Juni 1919, um 
in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
E. D e l a c o st e. 
Der Staatskanzler: 
Osw. A l l e t . 
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SI 
Gehaltserhöhung der Nenierstrster 
Am 3. Oktober 1919 beschloß der «Staatsrat die (Erhöhung der <3e> 
hälter der Reviersörfter um 30«/» rückwirkend auf den 1. Januar 1919. 
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Ztnatsratsbefchluß 
betreffend die Bildung neuer Forftlreife 
vom 10. Oktober 1919. 
Der Staatsrat genehmigt einen Votschaftsentwurf zur Erlangung 
der notwendigen Kredite für die Bildung neuer ssorftkreise, d. h. zur 
Erhöhung der Zahl der Kreis-ssorstinspektoren von 6 auf IN vom 
Jahre 1920 an. 
Neschluh des G r o n e n R a t e s 
vom 18. November 1919 
Entsprechend der Vorschläge der Kommission, vom Jahre 1920, die 
Zahl der Kieis-ssoistinspektoren von 6 auf IN zu erhöhen, wird Ein-
treten auf das nachgesuchte Begehren beschlossen und der dafür ver-
langte Kredit bewilligt. 
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Das schlagen von Rastanienbaumen 
Am 3. Juli 1920 befchlofz der Staatsrat, in Anwendung des 
Art. 1 des Farstgesetzes und des Art. 702 des Schweiz. Zivilgesetz-
bûches und 186 des Ausführungsgesetzes des S. Z. G. V., die Kasta-
nienwälder der ssorstuerwaltung zu unterstellen. Es ist folglich jeder 
Schlag von Kastanienbllumen. ohne vorherige Bewilligung der Forst-
Verwaltung und Anzeichnung. verboten. Diese Bewilligung ist von 
den Stempelgebühren enthoben. 
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Veschluß 
vom 30. November 1920. 
in Aufhebung der Art. 16 und 1? des Beschlusses vom 19. Okt. 1917 
betreffend das Sammeln von Leseholz. 
(E.S. XXVII. 132) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen den Bundesratsbeschluf, vom 15. Oktober 1920 bezüg-
lich Aufhebung der Bestimmungen betreffend die Versorgung des 
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Landes mit Brennholz und Erteilung von Befugnissen an Kantone, 
welche unter Mangel an Niennholz leiden, neue Voischiiften zu ei-
lassen: 
Eingesehen den Nundesratsbelchluf, vom 26. Oktober 1920 in Auf-
Hebung der Nestimmungen betreffend Sammeln von Leseholz; 
Erwägend, daß im Kanton kein Holzmangel herrscht; 
Auf Antrag des ssorstdepartementes. 
V e s c h l i e n t : 
Ar t . 1. — Die Artikel 16 und 1? des kantonalen Beschlusses 
vom 19. Oktober 1917 betreffend Sammeln von Leseholz sind am 
1. Januar 1926 aufgehoben. 
A r t. 2. — Die übrigen Bestimmungen des kantonalen Veschlus-
ses betreffend Versorgung des Landes mit Brennholz sind am 1. Ja-
nuar 1921 aufgehoben. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten den 36. November 1926, 
um ins Amtsblatt eingerückt und in allen Gemeinden des Kantons 
veröffentlicht zu werden. 
Der Bize-Pläsident des Staatsrates! 
I . B u r g e n e r. 
Der Staatskanzler: 
Osw. A l l e l . 
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Verordnung 
vom 10. Oktober 1922 
betreffend Verbot des Weidganges für Kleinvieh im Aletschwald. 
«5. S. XXVII. 368) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen das allgemeine Interesse, das der Aletschwald vom 
Standpunkt des Forstwesens als auch in ästhetischer Hinsicht bietet, 
wie auch Art. 19 des Forstgesetzes und Art. 186 des Zivilgesetzbuches 
lEinfllhrungsgesetz) betreffend den Schutz der Landschaft; 
Eingesehen den Bericht des ssorstamtes, wonach Mutznahmen zu 
treffen sind, um dieses Naturdenkmal, das auf schweizerischem Gebiete 
einzigartig ist. zu schützen; 
Eingesehen die Opfer, welche von den Gemeinden Nied-Mörel und 
Bitsch, den Miteigentümern des genannten Waldes, gebracht wurden; 
Eingesehen anderseits die Weigerung der Gesellschaft für Natur-
schütz, wonach diese trotz dringendem Ersuchen eine finanzielle Hilfe 
ablehnt, 
V e r o r d n e t : 
Der Weidgang für Kleinvieh ist in dem Aletschwald, von der 
Niederfurka aufwärts, strengstens verboten. 
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I 
Für die Gemeinden Ried-Möiel und Nitsch wird, entsprechend dem 
Alt. 21 des Festgesetzes, eine Ziogenhelde gebildet, die unter Aufficht 
eines verantwortlichen Hirten gestellt wird. 
Die Lasten dieser Aufsicht (jährlicher Gehalt des Hirten) werden 
vom Staate getragen und zwar bis zum Höchstbetrag von Fr. 300.—. 
Das Forftdepartement ist mit der Vollziehung dieser Verordnung 
betraut. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den IN. Oktober 1922, um beim 
Beginn des Weidganges im Frühjahr 1923 in Kraft zu treten. 
Der Präsident des Staatsrates: 
I . Kuntschen. 
Der Staatslanzler: 
O s w. A l l e t. 
56 
Instruktionen 
für die Vetriebsemrichtung öffentlicher Waldungen 
vom 24. August 1923. 
E i n l e i t u n g . 
Vei der Aufstellung von Wirtschaftsplänen muh der dreifachen 
Aufgabe Rechnung getragen weiden, die der Wald in bezug auf 
Schutz, H o l z p r o d u k t i o n und A e st h e t i l zu erfüllen hat. 
Der Wirtschllftsplan soll Methode in die forsttechnische Nehand-
lung der Wälder bringen, damit jene den den örtlichen Verhältnissen 
entsprechenden, höchstmögliche« Ertrag liefern. 
Der Wirtschllftsplan bestimmt: 
a) die Art der Behandlung eines Waldes (Betriebsart, Art der 
Nutzung: 
b) für eine gewisse Anzahl von Jahren (Periode) den Ort und den 
Umfang der zu führenden Schläge. 
Mittelst eingehender Prüfunn der lokalen Bedürfnisse und des 
Holzhandels im allgemeinen, des Klimas, des Bodens, sowie der be« 
standesbildenden Holzarten und jener, die in Zukunft zur Bestandes» 
bildung herbeigezogen weiden sollen. Durch die Bestandesaufnahmen 
und anderer zur Verfügung stehender Mittel muß sich der mit der 
Aufstellung des Wirtschaftsplanes betraute Forstbeamte Rechenschaft 
geben können über die zu produzierenden Sortimente, und das wirt-
schaftliche Alter der Bestände. Dieses gibt Anhaltspunkte zur Fest-
legung der U m t r i e b s z e i t. d. h. desjenigen Zeitraumes, der nach 
menschlichem Ermessen zur vollständigen Erneuerung der im Wirt-
schaftsplan einbezogenen Wälder notwendig ist. 
Der Vetiiebseinrichter darf nicht unterlassen, sich Rechenschaft zu 
geben, inwieweit sich die Bestandesmasse als ein an Zins und Zinses-
zins liegendes Kapital entwickelt. Demnach wird er das günstigste 
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Verhältnis zwischen den verichiedenen Holzarten und Etärteklassen be-
stimmen. Durch richtige Ausnutzung der Vodenkräste. der atmosphä-
rischen Einflüsse und des Lichts, mus, der c,rös,tmögliche Zuwachs zu 
erreichen «.«trachtet werden. 
Für den Hochwald soll von allen Betriebsarten Umgang genom-
men weiden, die das Waldkapital schwächen (Kahlschlage). Es sollen 
im Gegenteil diejenigen Methoden Anwendung finden, die auf die 
natürliche Vestandesgründung hinzielen (Femelschlagbetrieb, Plenter-
betrieb). 
Es ist nicht notwendig, das, das Quantum der jährlichen Schläge 
immer gleich groh sei. vielmehr ist vorzuziehen, den Etat neu für eine 
ganze Periode festzusetzen, und dem Forftbeamten die Möglichkeit zu 
lassen, den Umfang der jährlichen Schläge nach Matzgabe der Holz-
begehren, des Holzmarktes usw. zu bestimmen. 
Der Wirtschaftsplan wird nur dann feine volle Wirkung ausüben, 
wenn eine genaue Kontrolle über die ausgeführten forstlichen Opera-
tionen und befonders über die Nutzungen stattfindet. Diefe Kontrolle 
wird an Hand der dem Wirtschaftsplan beigegebenen Tarife und For-
mulare ausgeübt. 
I. E i n l e i t e n d e B e s t i m m u n g e n . 
A r t. 1. — Die Aufstellung der Wiltfchaftspläne fowie der Revi-
sionen soll in der Regel Sache der Kreisforstinfpektoren sein. Aus-
nahmsweise können diese Arbeiten auch Tai.atoren, die im Besitze des 
eidg. Wählbarkeitszeugnisses sind oder ssorstkandidaten übertragen wer-
den. Diese erhalten die notwendigen Instruktionen vom Kleisfoift-
infpektoi ,in dessen Kieis die Wiitschaftsplanarbeiten ausgeführt wer-
den. Der Gang der Arbeiten wird ebenfalls von diefem überwacht. 
Ar t . 2. — Das Forftdepartement fetzt auf Antrag des Kreisforst-
infpektors die Reihenfolge fest, nach welcher die Wirtfchaftspläne über 
die Eemeindewaldungen aufgestellt werden müssen. 
Ar t . 3. — Nach Prüfung der Verhältnisse der einzurichtenden 
Wälder unterbreitet der Taxator dem Kantonsforstinfpektor einen Eni-
wurf. der Aufschlug gibt: 
a) ob ein definitiver oder ein nur summarischer Wirtschaftsplan in 
Frage kommt' 
b) über die Einteilung, 
c) über die Art der Einrichtung und die zukünftige Bewirtschaftung 
des Waldes; 
6) über die auszuführenden Vestandesaufnahmen,' 
e) über die Wahl der Umtriebszeit. 
Diefer Entwurf wird an Ort und Stelle in Gegenwart des Kan-
tons« und Kreisforstinfpektors. des Taxators und des Waldbesitzers 
oder feines Vertreters besprochen. 
II. V e r m a r c h u n g . 
Ar t . 4. — Bevor die Wirtfchaftsplanarbeiten fortgesetzt werden, 
ist die Vermarchung zu prüfen. Sie soll den kantonalen Vorschriften 
entsprechend ausgeführt fein. 
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Auf bett Plänen werben die Nummern der Grenzsteine durch kleine, 
aufrechte arabische Zahlen in roter Farbe eingetragen. 
I I I . Pläne. 
Art . 5. — In den Gemeinden mit Kataftervermesfung dient eine 
Kopie des Katasterplanes als Grundlage der Vetriebseinrichtung. Sie 
ist, wenn nötig, zu ergänzen und wird zur Herstellung des Uebersichts« 
planes verwendet, der alle im Wirtschaftsplan behandelten Wälder 
enthält. Dieser Plan ist im Maßstab 1:2000 bis 1:10 000 herzu-
stellen. Er darf weder gefaltet noch in Teilstücke zerschnitten werden, 
seine Fläche soll jedoch 1 m2 nicht überschreiten. Er enthält die Ver-
marchung und die dazu gehörige Numerierung, Terrainrücken, Fels-
bander und -Partien. Schutthalden, Rutschgebiete, Tobel' Quellen, 
Bäche. Sümpfe;, Steinbrüche, Ruinen; Zäune, Straßen, Wege, Fuh-
pfade; Seil- und andere Riesen; die Lokalnamen. 
Die Hochwaldungen sind auf dem Plan grün gekennzeichnet, die 
Niederwaldungen grau, die Wntweiden gelb, die summarisch bewirt-
schafteten Waldungen hellrot. Die Farbentönung besteht in einem 
Streifen, der innerhalb der Grenzlinie des Eigentums oder der Serie 
und dieser entlanglaufend angebracht wird. 
Die Eigentumsgrenzen (Gefamtgebiet der im Wirtschaftsplan be-
handelten Wälder) werden durch einen ausgezogenen, fchwarzen Strich 
gekennzeichnet; die Vetriebsklasse durch einen roten, breiten und punk-
tierten Strich; die Abteilung durch einen roten, ausgezogenen Strich. 
Die Vetriebsklasse wird mit roten, großen römischen Buchstaben, die 
Abteilung mit roten arabischen Zahlen bezeichnet. 
Ar t . 6. — Jedem Wirtschaftsplan wird eine Kopie des Ueber-
sichtsplanes beigelegt. Sie ist im Format des Wirtschaftsplanes zu 
falten, und enthält in Tabellenform den Flächeninhalt jeder Abteilung. 
Weitere Kopien des Planes werden aufgezogen und in Taschen-
format gefaltet dem Forstpersonal und wettern Interessenten zur Ver-
fügung gestellt. 
Ar t . 7. — Bei Gemeindewaldungen. für welche ein Katasterplan 
noch nicht existiert, wird eine Verglößerung der topographischen Karte 
angefertigt. Sie wird nötigenfalls korrigiert und durch den Taxator 
gemäß Art. 5 vervollständigt. 
IV . E i n l e i t u n g . 
A r t . 8. — Alle Waldungen eines Eigentümers sind in ein und 
denselben Wirtschaftsplan einzuschließen. 
A r t. 9. — Die zu bewirtschaftenden Wälder können in mehrere 
Vetriebsklasse« eingeteilt werden. 
Die Vetriebsklasse (Serie) umfaßt alle Wälder mit gleicher Ve-
wiltschaftung, Umtriebszeit und ähnlicher Lage. 
A r t. 10. — Die Vetriebsklasse zerfällt in Abteilungen. Die Ab-
teilung wird als Einheit behandelt und bildet die feste unteilbare 
Grundlage der Vetriebseinrichtung. Alle auszuführenden Operationen 
beziehen sich auf die ganze Abteilung. 
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Jede Abteilung erhält eine Nummer und einen Lokalnamen. 
Man bestimmt für jede Abteilung getrennt den Holzvorrat, den 
Zuwachs und den Etat. Ebenso wird die Schlagkontrolle für jede Ab-
teilunn getrennt geführt. In der Regel soll der Flächeninhalt der 
Abteilung 30 ha nicht überschreiten. Ausnahmsweise, uni» für beson-
ders bessrllndete Fälle (Fehlen von natürlichen Grenzen, Wälder von 
geringem Wert) kann von dieser Bestimmung abgewichen weiden. 
Ar t . 11. — Bestandesverschiedenheiten innerhalb einer Abteilung 
werden auf dem Terrain nicht begrenzt,' sie finden nur Erwähnung 
in der speziellen Beschreibung. 
Ar t . 12. — Vetliebsklassen und Abteilungen sollen, wenn immer 
möglich, natürliche Grenzen besitzen (Väche, Wege, Geländerippen, 
Riesen). Die künstlichen Grenzlinien sind ständig offen zu halten. 
Den künstlichen und den nicht scharf markierten natürlichen Gren-
zen entlang bringt man die die Bezeichnung der Vetliebsklassen und 
Abteilungen darstellenden Buchstaben und Zahlen an sorgfältig zu 
wählenden Randbäumen in Zwischenräumen von 50—200 Meter und 
in den Eckpunkten an. 
Ar t . 13. — Man berechnet oder schätzt die Fläche des produktiven 
und des unproduktiven Bodens. Beim ersteren unterscheidet man zwi-
schen Waldboden und landwirtschaftlich benutztem Boden. 
Die Ausscheidung von unproduktivem Boden erfolgt nur dann, 
wenn seine Fläche mindestens 2 %> der Gesamtfläche der Abteilung 
beträgt. 
Wege, Wildbäche, Riesen mit weniger als 5 Meter Breite werden 
nicht als unprvduktiv ausgeschieden. 
Ar t . 14. — Die einmal getroffene Einteilung kann nur anläßlich 
der Revisionen und nur in dringenden Fällen geändert werden. 
V. E r , m i t t l u n g des H o l z v o r r a t e s . 
Ar t . 15. — Der Holzvorrat wird ermittelt: 
a) in H o c h w ä l d e r n durch Kluppieren aller Stämme von 16 cm 
und mehr Blusthöhendulchmesser, nach Holzarten getrennt; 
b) in M i t t e l w a l d e i n durch Kluppieren der Uebelständer von 
16 cm und mehr Brusthöhendurchmesser. 
Ar t . 16. — Die Durchmesser werden über der Rinde und nur in 
einer, d. h. der bergseitigen Stellung gemessen. Sie weiden auf 2 cm 
genau abgelesen, und entsprechen derjenigen geraden Zahl, die sich 
zunächst dem beweglichen Arm der Kluppe befindet und durch diesen 
nicht verdeckt wird. 
Die Meßstelle wird am Baum mit einem Reiher durch einen wag-
rechten Strich bezeichnet. 
Ar t . 17. — Die Masse des stehenden Holzes berechnet sich für jede 
Abteilung mittelst Tarifen, die vorliegenden Instruktionen beigegeben 
sind. 
Wenn in einer Abteilung eine Holzart nur schwach veitieten ist 
(3—5%>), wird sie bei der Masse^ nberechnung mit jener Holzart ver-
einigt, deren Formzahl sie sich am meisten nähert. 
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Der angenommene Tarif mutz auch bei der Revision benützt weiden. 
Ar t . 18. — Der Holzvoliat wird in drei Stäikeklassen eingeteilt: 
Schwaches Holz 16—26 cm 
Mittelstarkes holz 28—38 cm 
Starkes Holz 40 cm und mehr. 
Die Masse des nicht kluppierten Holzes wird bei der Vorratser-
mittlung nicht berücksichtigt. 
VI . A l l g e m e i n e Beschreibung. 
Art . 19. — Jeder Wirtschaftsplan enthält nur e i n e allgemeine 
Beschreibung, die so kurz als möglich zu fassen ist. 
In der allgemeinen Beschreibung sollen folgende Punkte behan-
delt werden (eventuell für jede Betriebsklasse gesondert): 
a) Lage, Meereshöhe, Himmelsrichtung, Neigung; 
b) Fläche, Verkäufe, Ankäufe und Tausch von Waldungen. Grenzbe-
reinigungen, Beimarchung und Waldpläne. Ursprung des Besitz-
tums, Dienstbarkeiten; 
c) Klima, Charakter der Jahreszeiten, Negen, Winde; 
d) Holzarten und ihre Vertretung; 
e) Frühere Behandlung, Umwaldungen. Kulturmatznahmen, Holzaus-
beutung, Zusammenfassung der frühern Nutzungen, Nebennutzungen; 
t) Gegenwärtiger Zustand, Holzvorrat, Zuwachsverhältnisse, Stärke-
klassenverhältnis, Mischung der Holzarten, Beftockung, Zustand der 
Kulturen, Wirkung der ausgeführten Operationen. 
V I I . Z u k ü n f t i g e B e w i r t s c h a f t u n g . 
Art . 20. — Dieses Kapitel enthält allgemeine Bestimmungen und 
behandelt die nachfolgenden Punkte, indem die getroffenen Matznah-
men begründet und, wenn nötig, Vorschläge für Verbesserungen und 
Aenderungen gemacht werden: 
a) Betriebsart (Hochwald, Niederwald, Wytweiden); 
b) Bewirtschaftung (Plenterwald, Niederwald, geplenterter Nieder-
wald, Mittelwald); 
c) Einteilung (Vetriebsklassen, Abteilungen); 
d) Holzarten; 
e) Ümtriebszeit; 
s) Nutzung. Aufrüstung, Verkauf; 
g) Näümung der Schläge, Wege; 
h) Verjüngung; 
'i) Kulturmatznahmen (Forftgärten, Pflanzungen, Neinigungshiebe, 
Läuterungshiebe. Durchforstungen), Gräben. Verbauungsarbeiten; 
k) Negelung des Weidganges und der Streunutzung. 
VII I . Flächenverzeichnis. 
Art . 21. — Es wird nach Formulai A ein Flächenverzeichnis der 
Vetriebsklassen und Abteilungen hergestellt, das sich auf die bestehen-
den Pläne stützt. 
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IX . S p e z i e l l e B e s c h r e i b u n g . 
Art . 22. — Die spezielle Beschreibung jeder Abteilung ist nach 
Formular B abzufassen. 
X. Berechnung des Etat . 
A r t. 23. — a) In H o ch wa l d u ng e n (Form. C) stützt sich der Etat 
lediglich auf den durch Auszählung ermittelten Vorrat. 
Für die erstmalige Aufstellung des Wirtschaftsplanes wird er 
nach der Formel von Mantel: 
_ V (V = Vorrat) 
0,6 U (U - llmtriebszeit) 
bestimmt. Der so ermittelte Etat ist zu kontrollieren, indem be-
rechnet wird, wieviel °/° (Nutzungsprozent) des Vorrates er dar-
stellt. Die Höhe dieses Nutzungspiozentes richtet sich nach dem Ge-
famtzustand der Abteilung und hauptsächlich nach der Verteilung 
des Vorrates auf die Stärkeklassen. 
Folgendes Verhältnis (in % der Gesamtmasse) wird allgemein 
als günstig angenommen: 
20 (schwaches Holz). 30 mittelstarkes Holz. 50 (Etarkholz). 
In der Regel soll der Abgabesatz 2 % des Vorrates nicht über-
steigen. 
Der Taxator unterwirft die erhaltenen Resultate einer einge-
henden Prüfung. Er kann sie gegebenenfalls modifizieren. 
Er setzt von vornherein einen Rormaloorrat in Rechnung, d. h. 
denjenigen Vorrat, den er in jeder Abteilung zu erreichen sucht. 
Dieser Normalvorrat schwankt den Verhältnissen entsprechend zwi-
schen 100—300 Kubikmeter pro Hektar. 
Der Etat der Hochwä lde r berechnet sich getrennt für jede 
Abteilung. 
b) Der Etat der N i e d e r w ä l d e r berechnet sich, indem man jeder 
Periode Flächen gleichen Ertrages zuweist. 
c) Im M i t t e l w a l d ermittelt man den Etat des Oberstandes nach 
Auszählung der Oberständer wie im Hochwald. 
X I . B e w i r t s c h a f t u n g der W y t w e i d e n . 
A r t . 24. — Für die Bewirtschaftung der Wytweiden werden Ab-
teilungen gebildet, deren Grenzen mit denjenigen der Weiden zusam-
menfallen. 
Alles darauf befindliche Holz (Gruppen und Einzelbäume) wird 
ausgezählt und das Bestockungsprozent berechnet, das die Vetriebsein-
lichtung aufrechterhalten soll. 
Diese Wälder weiden übrigens nach den gleichen Grundsätzen be-
wirtschaftet wie die Hochwälder. Die Nutzungskontrolle hat in gleicher 
Weise zu geschehen wie bei den eigentlichen Wäldern. Mi t Rücksicht 
auf die Schwierigkeit, mit der sich die dem Weidgang ausgesetzten 
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Parzellen verjüngen, mutz t>er berechnete Etat um IN—20 %> reduziert 
werden. 
Art . 25. — Bei der Bewirtschaftung der Wytweiden sollen die 
Interessen der Land- und Forstwirtschaft dadurch in Einklang gebracht 
werden, das; der letzteren hauptsächlich die weniger fruchtbaren, steilen 
und exponierten Partien zugewiesen werden. Dagegen wird man be-
strebt sein, den Weidgang — gemäß den Bestimmungen des Art. 19 
des kantonalen Forstgesetzes — in den eigentlichen Wäldern voll-
ständig aufzuheben. 
X I I . S u m m a r i s c h e r W i r t s c h a f t s p l a n . 
A r t. 26. — Handelt es sich um Wälder von geringem Wert oder 
um solche, die eine regelmäßige Bewirtschaftung nicht gestatten oder 
rechtfertigen (ungenügende Abfuhrmöglichkeit, abgelegene Wälder), so 
werden die Einrichtungsarbeiten vereinfacht und abgekürzt, soweit 
dies angängig ist. Man wird sich im allgemeinen darauf beschränken, 
einen Nutzungsplan für das nächste Dezennium aufzustellen, der sich 
auf eine tunlichst genaue Taxation stützt. Man fügt dem summarischen 
Wiitschllftsplan einen Plan des Waldes bei. 
X I I I . H o l z n u t z u n g s k o n t r o l l e . 
Art . 27. — Die Nutzungskontiolle ist für jede Abteilung ge-
trennt und genau zu führen. 
Die Nutzungen werden in spezielle Formulare (Formular D) ein-
getragen, die dem Wirtschaftsplan in genügender Zahl beizuheften 
sind. 
Sämtliches Holz bis zum Mindeftdurchmesser von 16 cm in Brust-
höhe muh bei seiner Anzeichnung in genau gleicher Weise kluppiert 
werden wie bei der Auszählung (Kapitel V—16). Leine Masse ist 
in der Nutzungskontrolle als Hauptnutzung zu buchen. 
Die in die Nutzungskontrolle einzutragende Masse berechnet sich 
in genau gleicher Weise und unter Anwendung der gleichen Tarife 
wie bei der Ermittlung des Holzvorrates. 
Die von nicht kluppiertem Holz (unter 16 cm Durchmesser) her-
rührende Masse wird als Zwischennutzung betrachtet und ist im Etat 
nicht inbegriffen. 
Für die summarisch eingerichteten Abteilungen wird die Kontrolle 
mittelst Einmessung am liegenden Holz geführt. 
XIV. Rev is ionen. 
Art . 28. — Der Wirtschaftsplan ist alle IN Jahre einer Re-
vision zu unterziehen. 
Ar t . 29. — Die Revisionen vollziehen sich nach den Vorschriften 
für die Aufstellung von Wirtschaftsplänen und unter Verwendung 
der gleichen Formulare. Sämtliche Operationen und Berechnungen 
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müssen genau nach dem gleichen Neisahlen, und unter Verwendung 
der gleichen Grundlagen ausgeführt werden. Es werden bei den Re-
Visionen für jede Abteilung dieselben Tarife angewendet wie bei der 
Aufstellung des Wirtschaftsplanes. 
Die Revision umfaßt: 
a) die Kontrolle der Grenzen und der Vermurchung,' 
b) die Vereinigung der Flächeninhalte' 
c) die Bereinigung und ausnahmsweise Aenderung der Einteilung; 
d) die notwendig gewordenen Korrekturen, Aenderungen und Er-
gänzungen in der allgemeinen wie speziellen Beschreibung; 
c) die Kluppierung der Abteilungen,' 
s) einen Vergleich des gegenwärtigen Zustandes des Waldes mit 
demjenigen zur Zeit der Erstellung des Wirtschaftsplanes oder 
der letzten Reoijton; 
g) eine Erörterung der Angaben und Annahmen des Wirtschafts-
planes, verglichen mit den während der verflossenen Periode tat-
sachlich erreichten Resultaten; 
h) die Zuwachsberechnung, gestützt auf die Vergleichung des An-
fangsvorrates mit dem gegenwärtigen Vorrat, unter Anwendung 
der Formel: 
Zw = Ve + N — Va, wobei 
Zw = Zuwachs, 
Ve = Endvorrat, 
Va = Anfangsoollllt, 
N = Hauptnutzung (Form. F) bedeutet; 
i) eine Revision des Etat, wobei der Zuwachsberechnung, dem Zu-
wachsprozent, der prozentualen Zusammensetzung der Abteilung 
bezüglich Holzarten, sowie dem anzustrebenden Rormalvorrat 
Rechnung getragen werden muß. 
Gestützt auf diese Erwägungen wird der Vetriebseinrichter 
entscheiden können, ob der Vorrat zu erhöhen oder zu vermindern 
ist und welche Veränderungen am gegenwärtigen Zustande vor-
zunehmen sind; 
Der Rormalvorrat und das Zuwachsprozent müssen weiterhin 
Gegenstand der Untersuchung sein, da ihr Wert nicht im vornher-
ein mit absoluter Sicherheit festgestellt weiden kann; 
k) Vorschläge betreffend Nutzungen, Kulturen und weiterer Verbesse-
rungen, die während der nächsten Periode auszuführen sind. 
XV. P r ü f u n g und G e n e h m i g u n g der W i r t s c h a f t s -
p l a n e . 
A r t . 30. — Der Taxator unterbreitet die beendigte Wirtschafts-
planarbeit dem Kreisforftinspektor zur Prüfung und Begutachtung. 
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Dieser übermittelt die Arbeit mit Vorschlägen dem Kantonsforstin-
speltor. Beizulegen sind: 
a) Auszählungsprotokoll ' 
b) ein Gesamtplan der im Wirtschaftsplan enthaltenen Wälder. 
Nach der Prüfung und eventuellen Korrektur werden die als 
verwendbar anerkannten Arbeiten dem Kreisforstinspektor priickge-
sandt, und durch diesen der interessierten Gemeinde oder Korporation 
unterbreitet. 
Die von den Gemeindebehörden oder Korporationen angenomme-
nett Wirtschaftspläne werden, nachdem sie an den Kreisforstinspektor 
zurückgesandt sind, von diesem dem Forstdepartement übermittelt, 
welches die Wiltfchaftspläne genehmigt und durch den Regierungsrat 
in Kraft setzen läßt. 
XVI. Z u s t e l l u n g und I n k r a f t t r e t e n der 
Wi r t s c h a f t s p l ä n e. 
Ar t . 31. — Der Taxator mutz seine Arbeit in zwei Exemplaren 
abliefern, wovon eines dem Besitzer des Waldes zuzustellen, das an-
dere im Archiv des Kreisforstamtes zu deponieren ist. 
Ar t . 32. — Auszahlungsprotokoll und andere Schriftstücke, die 
zur Aufstellung des Wirtfchaftsplanes dienten, sind im Archiv des 
Kreisforftamtes zu hinterlegen. 
Jede Wirtschaftsplanarbeit umfaßt: 
1. Einen Gesamtplan der bewirtschafteten Waldungen gemäß den 
Ziffern 5, 6 und 7. Dieser Plan ist im Archiv der Gemeinde zu 
hinterlegen. 
2. Den Text und die Tabellen, die gemätz den Vorschriften der Ka» 
pitel VI—XI aufzustellen sind. Sie sind in zwei Exemplaren' an-
zufertigen, im Format der Tabellen, und sollen mit Pappdeckel ge-
bunden und mit Tuchrllcken versehen sein. Text und Tabellen müs-
sen in der , durch die Instruktion festgesetzten Reihenfolge zusam-
mengestellt werden. 
Auf dem ersten Vlatt wird der Ausschnitt aus der topographi-
schen Karte aufgeklebt, auf welchem sich die bewirtschafteten Wäl-
der finden, und welche gemäß den Vorschriften der Ziffer 5 zu kolo-
rieren sind, mit dem Unterschied, daß die Farbe auf der ganzen 
Fläche aufzutragen ist. 
3. Einen Auszug aus dem Auszählungsprotokoll auf Formular E. 
Ar t . 33. — Die Wirtschaftszone treten jeweilen auf den 1. Ja-
nuar in Kraft. Die Rutzungen, die zwischen der Taxation und dem 
Inkrafttreten gemacht werden, sind in Rechnung zu ziehen. 
Ar t . 34. — Die mit der Aufstellung von Wirtschaftsplänen be-
auftragten Forstinspektoren haben für ihre Arbeit auf dem Terrain 
Anrecht auf die gesetzlichen Taggelder, welche vom Staat entrichtet 
werden. 
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Die Kosten für Vermarchung, Planaufnahmen, Kopien. Einbinden 
der Pläne und des Textes, sowie die Auslagen für die Gehilfen fallen 
zu Lasten des Eigentümers. 
XVII. Schlünde ftimmungen. 
A l t . 35. — Diese Instruktionen treten sofort in Kraft. 
Der Staatsrat des Kantons Wallis genehmigt die vorliegende In-
struktion in der Sitzung des heutigen Tages. 
Sitten, den 24. August 1923. 
Der Präsident des Staatsrates! 
de Chas tonay . 
Der Staatskanzler: 
Osw, A l l e l . 
Das eidg. Departement des Innern genehmigt die Instruktion für 
die Betriebseinlichtung der öffentlichen Wälder des Kantons Wallis 
vom 24. August 1923. 
Bern, den 17. Oktober 1923. 
Der Vorsteher 
des eidg. Departements des Innern: 
C h u a r d. 
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Maßentafel 
Tarife für die Massenberechnung bei der Erstellung von Wirt-














































































































































































































































































































































































1. Der Tarif I bezieht sich auf die Bestände mit gutem und mittlerem Wachs-
tum; der Tarif II auf solche mit geringem Wachstum. 
2. Die Massentafeln geben nur den Kubikinhalt des Derbholzes an. 
3. Für die Weisstanne wird der Tarif Fichte angewendet. 
4. Für Arve und Laubhölzer wird der Tarif Föhre angewendet. 
5. In der Regel benutzt man für eine Betriebsklasse nur einen Tarif; auf 
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Anstellung non Fnrsteinrichtern 
Am 11. Mai 1928 beschließt der Staatsrat, das ForstdeMitement 
zu elmächtigen, voiübeigehend Forsteiniichter anzustellen, um die Ei-
ftellung der Wiltschaftspläne zu beschleunigen. 
Anstellung für die Dauer von 6 Monaten. Gehalt Fr. 400 —, alles 
inbegriffen. 
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Vienstrenlement für die Neuierförster 
(©. 6. XXX. 160) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis 
^Beschließt: 
1. Bildung der Forstreviere. 
Ar t . 1. — Die Einteilung der Forstkieise in Forstreviere, sowie 
deren Größe wird durch den Staatsrat festgesetzt. (Art. 79 des Forst-
gesetzes und Art. 2 des Forstrenlementes.) 
2. Ernennung der Revierförster. 
A r t . 2. — Die Nevierförster werden nach Anhörung der Gemein-
den vom Staatsrate auf die Dauer von 4 Jahren ernannt. Infolge 
schweren Verfchuldens oder unzulänglicher Dienstverrichtung können 
sie jederzeit entlassen werden. 
Die Kandidaten müssen mit Erfolg einen Forstkurs besucht haben 
und im Besitze eines Fähigkeitsausweifes sein. (Art. 83 des Forstge-
setzes.) 
Vei ihrem Amtsantritt werden die Nevierförster durch die Ne-
gierungsftatthalter vereidigt. 
3. Pflichten und Obliegenheiten der Revierförster. 
a) I m a l l g e m e i n e n . 
A i t . 3. — Die Nevierförster müssen alle Pflichten, die ihnen durch 
die eidgenössische und kantonale Gesetzgebung betreffend die Wälder 
und die Jagd, sowie durch das gegenwärtige Reglement überbunden 
sind, genau erfüllen und haben im besonderen die Erhaltung der 
Wälder zu wahren, über die sie die Aufsicht haben. 
Sie müssen jederzeit zur Verfügung des Kreisforstinspektors stehen 
und sich dessen Befehlen und Anweisungen pünktlich fügen. Auf sein 
Verlangen müssen sie ihn auf seinen Waldbegehunaen begleiten und 
in allen Forstarbeiten unterstützen, als da sind: Anzeichnen, Taxa-
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tionen, Vermarchungen und Aufstellung von Wiitschaftsplünen, Auf« 
forftungspiojelte, Veibauungs- und Wegalbeiten. Sie haben ihn ein-
tretenden Falls in dieser Tätigkeit, sowie bei Holzversteigerungen zu 
vertreten. 
Jeder Revieiförstei mutz die in den verschiedenen Kreisen organi-
sierten Wiederholungskurse, zu deren Teilnahme er ausgefordert wird, 
besuchen. 
A r t . 4. — Der Revierförster darf weder einen Beruf noch öffent-
liche Aemter ausüben, durch die er in seinem Dienste auch nur teil-
weise gehindert würde. 
Die Uebernahme anderer Arbeiten oder Anstellungen ist ihm nur 
mit Bewilligung des Foiftdepaitementes gestattet. Der Handel mit 
holz oder die Beteiligung bei demselben, die Beteiligung an Holzaus-
beutungen sowie an Arbeiten, deren Kontrolle ihm obliegt, sind dem 
Nevierförster untersagt. Er kann in Holzverkaufs-Akten weder als 
Käufer noch als Bürge figurieren. 
A r t. 5. — Der Revierförster mutz innerhalb seines Reviers 
wohnen. Er darf dasselbe ohne Bewilligung des Krelsforftinspektors 
nicht für länger als 3 Tage verlassen. Bei einer Abwesenheit von 
mehr als 10 Tagen schlägt er die zu seiner Stellvertretung nötigen 
Matznahmen vor. 
Art . 6. — Beim Dienstantritt erhält der Revierförster von sei-
nem Vorgänger oder vom Forstinspektor die Waldhammer der Ge-
meinden. die Gesetze und Réglemente betreffend das Forstwesen, die 
Register, die Dienstbücher, ine Waldkarten und Auszüge der Wirt-
schaftspläne fowie die zum Revier gehörenden Geräte und Instru-
mente. Er mutz über diese Gegenstände ein Inventar führen, sie soig-
sam aufbewahlen und sie in gutem Zustande seinem Nachfolget weitet-
geben. Er ist ganz besonders verantwortlich für die Benutzung der 
Waldhammer der Gemeinden, die er in Verwahrung hat. 
Ar t . 7. — Der Revierförster hat die Pflicht, sich mit allen in 
seinem Revier gelegenen Waldungen und den Verhältnissen, welche 
deren Besitz, Servitute, Behandlung, Pflege, Holzabfuhr usw. betrefffen, 
aufs genaueste bekannt zu machen. 
Um Waldfrevel vorzubeugen und dieselben zu kontrollieren, mutz 
er in allen Wäldern seines Reviers häufige Rundgänge machen. Die 
Zahl und der Zweck dieser Rundgänge kann je nach Bedürfnis ver-
fchieden sein. Es rnufj aber wöchentl ich m i n d e s t e n s e in 
R u n d g a n g gemacht werden. 
Der Reuierförster unterzieht ferner die Eigentumsgienzen der 
öffentlichen Wälder alle drei Jahre einer Revision. 
A r t . 8. — Dem Revierförster obliegt die Aufsicht und die Ver-
antwortung über die ihm unterstellten Gehilfen. I m Falle offen-
kundiger Rachläfsigkeit und Verfehlungen setzt er den Forstinspektor 
in Kenntnis. Am Ende eines jeden Verwaltungsjahres erstattet er 
dem Forstinspektor Bericht über die Tätigkeit der Gehilfen während 
des Jahres. 
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A l t . 9. — Innert 8 Tagen nach Ablauf eines jeden Trimesters 
erstatten die Revierförfter einen Belicht an den Kieisfoiftinspeltor 
und ein Doppel desselben an jode Gemeindeverwaltung ihres Ne-
oiers. Dieser Bericht erwähnt: den Zeitpunkt der gemachten Rund-
ssänge. den Namen des Waldes, die Anzeichnungen, in Ausführung 
begriffen« Holzschläge, Kulturen, Wege und andere Arbeiten, die auf-
genommenen Etrafverbale, Schäden, Unfälle oder andere Ereignisse, 
welche die Wälder oder die Jagd betreffen, fowie den Zustand, in 
dem sich die ausgeführten Arbeiten befinden. Sie führen zu diesem 
Zwecke ein Dienstbuch oder Tagebuch, das die vorerwähnten Fest-
stellungen enthält und das auf Verlangen oder im Falle des Dienst-
Wechsels dem Forstinspeltor auszuhändigen ist. 
Vis spätestens zum 10. Januar eines jeden Jahres fertigen sie auf 
hiezu bestimmten Formularen einen zusammenfassenden Bericht aus 
betreffend die Veiteilungsfchläge. den finanziellen Ertrag, die Pflanz-
schulen und Kulturen, die Verbauungs- und Wegarbeiten, die aufge-
nommenen Strafverbale und die ausgefprochenen Vuhen. 
b) I n bezug auf d i e ö f f e n t l i c h e n W ä l d e r . 
A r t . IN. — Der Nevierförster leitet die Vermarchungsarbeiten 
gemäß der Verordnung vom 18. April 1892 und den Weisungen des 
Kreisforstinfpektors. 
Er kontrolliert den Zustand der Vermarchung und ersetzt die feh-
lenden Marchsteine unter Beiziehung beider Anstöher wieder. 
Er wacht über die Erhaltung der Abteilungslinien sowie über die 
in den Waldungen sich befindenden Triangulationspunkte. 
A r t . 11. — Der Revierförfter führt einen ihm vom Kieisfoist-
inspektor zugestellten Auszug der Wirtschaftspläne der öffentlichen 
Wälder feines Reviers auf den Tag nach. 
A r t . 12. — Für jede Gemeinde, die einen endgültigen Wirtschafte-
plan besitzt, führt der Revierförfter ein Heft, in das er die in 1,3 in 
Höhe gemessenen Durchmesser der von ihm kontrollierten Hölzer nach 
Abteilungen und Holzart getrennt, einträgt. (Angezeichnetes und 
Frevel-Holz.) 
Am Ende eines jeden Trimesters wird dieses Heft dem Forstln-
spektor zugestellt. 
Die in Gegenwart des Inspektors gemachten Anzeichnungen wer-
den durch diesen letztern kontrolliert. 
Ar t . 13. — Der Reuierförster erstellt jährlich die Lifte der Nutz-
holz-Bezüger mit der Menge und der Bestimmung des für jeden ein-
zelnen bewilligten Holzes. 
Er kontrolliert alljährlich mit Hilfe dieser Liste die Verwendung 
des Holzes gemäß Art. 21 des Foistreglementes. 
Am Ende des Jahres unterbreitet er diese Liste mit den Registern 
dem Foistinspektor zur Ueberprllfung. 
Ar t . 14. — Bei Fällung und Transport des Holzes sorgt der Re-
vieiförster für möglichste Schonung des Jungwuchses und des bleiben-
den Bestandes,' er sorgt ferner für die genaue Einhaltung der Schlag-
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und Riiumungstermine und anderer in der Schlagbewilligung festge-
letzter Bedingungen. 
Nach der Fällung, aber noch vor betn Abtransport des Holzes, hat 
er die Ausführung des Schlages an Ort und Stelle zu prüfen, das 
holz zu messen und das Quantum in fein Heft einzutragen. Bevor 
diese Eintragung stattgefunden hat, darf kein Holz aus dem Walde 
abgeführt werden. 
Ar t . 15. — Der Revierförster führt unter der Aufsicht des Kreis-
försters die Reinigungs- und Lichtungshiebe. 
Er leitet die Kulturarbeiten (Pflanzschulen und Pflanzungen), 
Wegarbeiten und andere forstliche Arbeiten. Er ist für die gute Aus-
führung dieser Arbeiten verantwortlich und sorgt für deren guten 
Unterhalt. 
Ar t . 16. — Die Revierförster üben eine sorgfältige Kontrolle 
über das Sammeln von Dürrholz aus, bewachen genau die Ausübung 
des Weidganges. Sie verhindern jede nicht bewilligte Entfernung 
von Gras. Streue, Erde, Kies, Harz und anderer Nebenprodukte des 
Waldes und sie erstatten über die Zuwiderhandelnden Bericht. 
In Wäldern, auf denen Nutznießungsrechte lasten, sorgen sie da-
für. daß die Nutznießer sich keines Mißbrauches zufchulden kommen 
lassen und dah sie sich auf die Ausübung ihrer Nechte beschränken. 
c) I n b e z u g a uf d i e P r i v a t w ä l d e r . 
Ar t . 17. — Die Revierförster haben folgende Verpflichtungen! 
a) die Anzeichnung gemäß den Instruktionen des Forftinspektois und 
Berichterstattung an denselben am Ende eines jeden Jahres' 
b) die Sorge für die genaue Befolgung der Bedingungen der Schlag-
Bewilligungen; 
c) die Leitung allfälliger Aufforstungen; 
d) die Ausübung der Polizei und im Falle von Freveln oder Iu-
Widerhandlungen die Einleitung der notwendigen Unterfuchungen. 
4. Ausübung der Forstpolizei. 
A r t . 18. — Die Revierförster sind verpflichtet, über die Beach-
tung und genaue Vollziehung der Gesetze und Forstreglemente, I n -
struktionen und Verordnungen streng zu wachen. 
Sie sind ebenfalls verpflichtet, alle von ihnen selbst, auszerhalb 
ihres Reviers festgestellten Waldfrevel zur Anzeige zu bringen. 
A r t . 19. — Jede Zuwiderhandlung gegen die in Kraft bestehen-
den Gesetze und Réglemente von Seite der Gemeinden. Geteilschaften 
oder Einzelner muß der Forstbehörde angezeigt werden. 
A r t . 20. — I m Falle einer Zuwiderhandlung oder eines Ver-
gehens handelt der Revierförster gemäß den Vorschriften des Art. 41 
ff. des Forstreglementes vom 23. März 1911. Er nimmt genau Kennt-
nis von der Zahl, dem Umfang und dem Werte des entzogenen Holzes 
und verfolgt, fo gut es ihm möglich ist, die Spuren. Entdeckt er im 
Walde selbst oder in der Umgebung Holz oder andere Produkte des 
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Waldes von Wert, die stläflicheiweise entfernt wurden, s« beschlag-
nahmt er diese Gegenstände. 
Wenn eine Hausdurchsuchung notwendig wird, mutz der Nevier-
forstet gemätz Art. 110 des Festgesetzes die Mitwirkung des Gemeinde-
richters in Anspruch nehmen und bei bewohnten Häusern jene des 
Instluktionslichters. 
A r t . 21. — Das Waffentragen kann vom Forstdepartemente den-
jenigen Nevierförftern gestattet werden, die diesbezüglich ein begrün-
detes Gesuch stellen. 
A r t . 22. — Der Nevierförster kann die Unterstützung der benach-
harten Förster in Anspruch nehmen. Jeder vereidigte Revierförfter 
ist verpflichtet, Mithilfe zu leisten. 
Ar t . 23. — Die Revierförster. die es unterlassen haben, Zuwider-
Handlungen oder Vergehen, die ihnen bekannt sind, anzuzeigen, wer« 
den mit einer Ordnungsbutze von Fr. 10 bis Fr. 100 bestraft. 
Bei Nückfall oder schweren Vergehen und andauernder Nachlässig« 
leit können sie überdies während einer bestimmten Zeit in ihrer 
Tätigkeit eingestellt werden oder es kann ihre Entlassung erfolgen. 
Art . 24. — Der Revierförster hat Waldboschädigungen nach 
Kräften vorzubeugen und, wo dies erfolglos bleibt, die geeigneten 
Maßregeln zu treffen. 
Um die Gefahr des Feuerausbruches zu verhindern, ist er für die 
genaue Beachtung der Vorschriften der Art. 15 und 16 des Forstge-
setzes besorgt und wacht darüber, datz in den Wäldern oder in ihrer 
Nähe nicht in unbedächtiger Weise oder ohne Notwendigkeit Feuer 
angezündet werde. 
Veim Ausbruch eines Waldbrandes begibt er sich mit allen Ar-
beitern, die er zusammenbringen kann, sofort an Ort und Stelle und 
leitet im Einverständnis mit der Gemeindeverwaltung bis zur An-
kirnst des KreisforftinIpektolL. dem unverzüglich Bericht zu erstatten 
ist, die notwendigen Löschmatzwahmen. 
Es ist den Nevierförftern untersagt, den Ort zu verlassen, bevor 
das Feuer vollständig ausgelöscht ist, und Matznahmen zur Verhin-
derung eines neuen Feuerausbruches getroffen wurden. 
Bei Verheerungen, die durch Wind. Schnee, Erdrutfche, Lawinen, 
Infekten usw. angerichtet wurden, hat der Nevieiförfter den Eigen-
tümer des Waldes und den Kreisforstinspektor zu benachrichtigen. 
Trifft der Nevieiförfter in den dem Vieheintrieb geschlossenen 
Waldungen weidendes Vieh, so belegt er es mit Beschlag und nimmt 
über den durch den unerlaubten Weidegang entstandenen Schaden so-
fort ein Strafoerbal auf. 
5. Aufsicht über die Jagd. 
A r t . 25. — Die Nevieiförfter sind verpflichtet, über die Beach-
tung und genaue Ausführung der Gesetze, Réglemente, Instruktionen 
und Verordnungen betreffend die Jagd eine strenge Aufsicht auszu-
üben. 
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Sie müssen alle von ihnen, selbst außerhalb ihres Reviers gehörig 
festgestellten Jagdfrevel zur Anzeige bringen. 
Sie müssen ebenfalls dafür forgen, daß ihre Untergebenen, die 
ssorftgehilfen, die gleiche wirksame Aussicht ausüben. Sie erteilen 
ihnen zu diesem Zwecke die notwendigen Befehle zur Ausübung der 
Iagdpolizei. 
8. Entschädigung. 
Art . 26. — Die Revierförfter haben neben dem Gehalt das An-
recht auf eine Entschädigung von Fr. 7 pro Tag für die im Art. 14, 
Alinea 2, des Forftreglementes vorgesehenen Forstarbeiten, nämlich: 
für die Verkaufsschlllge. die Auffoistungsprojekte, Verbauungsarbeiten 
und Wegebau, Vermarchungen, Wirtschaftspläne und für die außer 
der hiezu bestimmten Zeit vorgenommenen Anzeichnungen von Ver-
teilungsschlllgen, sowie für alle Arbeiten in Privatwäldern. 
7. Schlußbestimmungen. 
A r t . 27. — Das gegenwärtige Reglement widerruft die „Dienst-
instruktion" vom Jul i 1882 und tritt sofort in Kraft. 
So beschlossen im Staatsrate zu Litten, den 23. Juni 1928. 
Der Präsident des Staatsrates: 
P. de C o c a t r i x . 
Der Staatskanzlei: 
R. d e P r e uz. 
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Veschluh 
vom 19. Juli 1928 
betreffend Verbot, in den Wäldern zu rauchen und zu feuern. 
(<5. S. XXX. 182) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen die Gefahr, welche die andauernde Trockenheit für die 
Wälder bildet: 
Auf Antrag des Forftdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Es ist verboten, sowohl in privaten als öffentlichen 
Wäldern zu rauchen und Feuer anzuzünden. 
A r t . 2. — Jede Uebertretung dieses Verbotes zieht eine Strafe 
von Fr. 20.— bis 200 nach sich, die durch den Regierungsftatthalter 
auszusprechen ist. Der Rekurs an den Staatsrat bleibt vorbehalten. 
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A r t . 3. — Das Forstpersonal. die Wildhütei und die Veamten 
der Kantons- und Gemeindepolizei sind beauftragt, über die Vefol-
gung dieses Veschlusses zu wachen. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 19. Juli 1928, um 
ins Amtsblatt eingerückt und in allen Gemeinden des Kantons am 
Tonntag. den 22. Juli, veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
P. de C o c a t r i z , 
Der Etaatskanzler: 
R. d e P r e u z. 
60 
Beschluß 
vom 7. September 1928 
betreffend die Organisation von Wiederholungslursen 
für im Dienst stehende Revierförster. 
(G. S. X X X . 195) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den praktischen Wert, die Tätigkeit des subalternen, 
seit mehreren Jahren in den verschiedenen Zweigen im Dienste 
stehenden Forstpersonals anzuregen und dasselbe besonders mit den 
neuen Vorschriften und Verpflichtungen betreffend die Ausarbeitung 
und Ausführung der Wirtschaftspläne, sowie die Aufsicht über die 
Jagd vertraut zu machen,' 
Eingesehen die Art. 9 und 41 des eidgenössischen ssorstgesetzes und 
24 der Vollziehungsveroidnung, 
Auf Antrag des Forftdepartementes, 
V e s ch l i e f, t : 
A r t . 1. — Mit der finanziellen Unterstützung der Eidgenossen-
schuft weiden nach bestimmten Zeitabschnitten Wiederholungskurse 
für die im Dienste stehenden Nevierförfter organisiert. 
A i t. 2. — Der Besuch ist für alle mindestens seit 2 Jahren im 
Dienste stehenden Revierförster obligatorisch. Eine Ausnahme bilden 
immerhin diejenigen, deren Rücktritt oder Nichtwiederwahl unmittel-
bar bevorsteht. 
A i t. 3. — Diese Kurse dauern 19 Tage, und mit ihrer Leitung 
sind vom Departemente bezeichnete Kreisforstinfpektoren betraut. 
A r t . 4. — Die Anzahl der Schüler darf in der Regel 29 pro 
Kurs nicht übersteigen. 
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A r t . 5. — Die den Lehrern gewährten Entschädigungen und die 
Anschaffungen von Instrultionsmaterial fallen zu Lasten der Eidge-
nossenschaft. 
A r t. 6. — Die Unterkunft für die Schüler wird vom Kanton 
unentgeltlich gewährt, dagegen werden die Ausgaben für die Ve-
töftigung zwifchen dem Staate und den beteiligten Gemeinden verteilt. 
A r t . 7. — Das Forftdepartement wird mit der Vollziehung des 
gegenwärtigen Beschlusses betraut. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 7. September 192«, 
um ins Amtsblatt des Kantons eingerückt zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
P. de C o c a t r i z . 
Der Ttaatskanzleri 
R. d e P r e u x. 
Veschluh 
vom 29. März 1929. 
beireffend die Schaffung von Forstgärten. 
(©. S . XXXI. 68) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Willens die Aufforstung kahler Gebiete zu fördern und ihr Ge-
lingen dadurch zu sichern, dasj dem Forstpersonal das notwendige 
Kulturmaterilll einheimischer Herkunft zur Verfügung gestellt werden 
kann: 
Eingesehen die Vorschriften der Artikel 9 und 10 des Forstgesetzes 
vom 11. Mai 1910; 
Auf Antrag des Forftdepartementes, 
Vefchlieszt: 
A i t. 1. — I n jeder Gemeinde oder Gruppierung von Gemein-
den werden, gestützt auf den Vorschlag des Kreisforftinspektors, ein 
oder mehrere Forstgärten geschaffen, die zur Heranziehung junger 
Waldbäume bestimmt sind. 
A r t . 2. — Die Gemeinden oder Bürgerschaften sind gehalten, 
den für die auf ihrem Gebiete zu erstellenden Forstgärten notwendi-
gen Voden sowie das zu deren Einzäunung benötigte Rundholz un-
entgeltlich zur Verfügung zu stellen. 
A r t. 3. — Der Betrieb der Forftgärten wird den Revierfölstern 
anvertraut, die der Kanton durch die jährliche Gewährung von Prä-
mien oder Beisteuern ermuntert. 
A r t . 4. — Das Forstdepartement veranstaltet jährlich einen 
Wettbewerb für die gute Instandhaltung der Pflanzschulen und die 
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ausgezeichneten Förster werden durch Prämien in Geld oder in Na« 
iura (Werkzeuge, Instrumente usw.) belohnt. 
Art . 5. — Für die Saaten werden in der Negel nur Samen 
einheimischer Herkunft verwendet. 
Ar t . 6. — Die Wahl der Holzarten und der Bäume, die zur 
Lieferung des Samens bestimmt sind, ist der Kontrolle der Kreis-
forstinspektoren unterworfen. 
Ar t . 7. — Die Menge des alljährlich von den Revierförstern 
gesammelten Samens muh vor dem 1. April, der der Ernte folgt, den 
Kreisforftinspektoren angezeigt werden, welche das kantonale Forst-
inspektovat davon in Kenntnis setzen. 
Ar t . 8. — Für jedes Kilogramm in gehöriger Weise kontrollier-
ten Samens, das die Nevierförster selbst gesammelt, beziehen diese 
die in dem Entscheid des eidgenössischen Departementes des Innern 
vom 16. April 1928 festgesetzten Entschädigungen. Wenn es sich um 
Samen handelt, der in einer Höhe von über 1200 Meter gesammelt 
wurde, gewährt der Kanton seinerseits überdies noch eine besondere 
Vergütung, die bis 50"/» der eidgenössischen Entschädigung betragen 
kann. 
A r t . 9. — Der Staat garantiert den Revierförstern die Ab-
nähme der Sämlinge und verschulten Setzlinge zu einem lohnenden 
Preise, der in einem amtlichen Tarif festgesetzt wird. 
Ar t . 10. — Im Frühling und Herbst, je vor der Pflanzzeit, 
nehmen die Forstinspektoren über die in den Forstgärten verfügbaren 
Sämlinge und verschulten Pflanzen ein Verzeichnis auf. das sie dem 
kantonalen Forftinfpektorat zur Kenntnis bringen, um dann von 
diesem den verschiedenen Forstkreisen bekannt gegeben zu werden. 
Ar t . 11. — Der gegenwärtige Beschluß tritt sofort in Kraft. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 29. März 1929, um 
ins Amtsblatt eingerückt zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
P. de C o x a t r i x . 
Der Staatskanzler: 
R. de P r e u x . 
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Veschluß 
vom 13. Mai 1929 
betreffend das Sammeln von Sirene. 
(©. S. X X X I . 83) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen die Bestimmungen des Art. 18 des Festgesetzes vom 
11. Mai 1910 betreffend Wegnahme von Streue,' 
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Erwägend, daß die Anwendung dieses Altitels Anlaß zu Kompe-
tenzstleitissteiten. die vermieden weiden sollten, geben kann; 
Zum Zwecke. Ordnung in die den Wäldern schädliche Ausbeutung 
dieses Nebenproduktes zu bringen, und dessen Gebrauch soweit als 
möglich zu beschränken, den Bedürfnissen der Landwirtschaft jedoch 
Rechnung tragend,' 
Auf Antrag des Forstdepartementes, 
Beschl ießt: 
Art . 1. — Die gesetzliche Regelung des Lammelns von Streue 
ist obligatorisch und wird in allen Gemeinden des Kantons durchge-
führt werden. 
Ar t . 2. — Zu diesem Zwecke weiden die Forstinspektoren im 
Einverständnisse mit den Gemeindebehörden für jede Gemeinde oder 
Gruppe von Gemeinden ein Reglement für die Ausbeutung der 
Streue ausarbeiten. Reglement, das dem Staatsrate zur Genehmi-
gung zu unterbreiten ist. 
A r t . 3. — Ueber das formelle Verbot hinaus. Streuevoiräte 
anzuhäufen und die Haufen im Walde liegen zu lassen, wird dieses 
Reglement Anweisungen über die unter Streuebann gesetzten Wälder 
und die in jedem Kreise erlaubten Gebiete, sowie Vorschriften betief-
fend die auf dieses Produkt Berechtigten, das durch Haushaltung 
auszubeutende Quantum, die eventuell auferlegte Taxe, das zum 
Sammeln unter Aufsicht des Forstpersonals festgesetzte Datum, die ge-
duldeten Werkzeuge und Instrumente usw. enthalten. 
A r t . 4. — Die ausgearbeiteten Réglemente werden zugleich mit 
dem Wirtschaftsplan zur Genehmigung unterbreitet und der Revision 
unterzogen. 
A r t . 5. — Spätestens innert der Frist von zwei Jahren, vom 
Inkrafttreten dieses Beschlusses an gerechnet, muß die Regelung des 
Etieuesammelns für alle Gemeinden, die noch nicht mit einem defi-
nitiven Wirtschaftsplane versehen sind, durchgeführt und sanktioniert 
sein. 
Der vorliegende Beschluß tritt sofort in Kraft. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 13. Mai 1929, um im kan-
tonalen Amtsblatt eingerückt und in allen Gemeinden des Kantons 
am Sonntag, den 19. Mai 1929 veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M. T r o i l l e t . 
Der Etaatskanzler: 




vom 25. Juli 1929, 
durch welchen das Rauchen und Feuern in den Wäldern 
untersagt wird. 
(G. G. XXXI. 118) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen die Gefahr, welche die Trockenheit der Sommermonate 
für die Wälder bedeutet; 
Auf Antrac, des ssorftdepartementes, 
B e s c h l i e ß t ! 
Ar t . 1. — Wahrend den Sommermonaten, d.h. vom 21, Juni 
bis 21. September, ist es untersagt, sowohl in den Piivatwäldern als 
in den öffentlichen Wäldern zu rauchen oder Feuer zu machen. 
Ar t . 2. — Jede Uebertretung dieses Verbotes zieht eine Strafe 
von IN bis 1000 Franken nach sich, die vom Regierungsstatthalter des 
Bezirkes auszusprechen ist. 
Der Rekurs an den Staatsrat bleibt vorbehalten. 
A r t. 3. — Das Forstpeisonal, die Wildhüter und die Beamten 
der Kantons- und Gemeindepolizei sind beauftragt, über die Ve-
obachtung des gegenwärtigen Beschlusses zu wachen. 
A r t. 4. — Der fachbezllgliche Beschluß vom 19. Juli 1928 ist 
widerrufen. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 25. Juli 1929, um 
im kantonalen Amtsblatte eingerückt und am Sonntag, den 28. Juli 
1929, in allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
M. T r o i l l e t . 
Der Staatskanzler: 
R. de P r e u x . 
64 
Obligatorische Versicherung der Waldarbeiter der öffentlichen 
Verwaltungen und zivilrechtliche Haftbarkeit der Gemeinde. 
S i t t e n , den 23. September 1931. 
An die Gemeinde- und Vürgerverwaltungen! 
Das Rundschreiben des Forstdepartementes vom 27. Juni 1930 
hat nicht all den Erfolg gehabt, den man von ihm erwartete, und 
es sind im Verlaufe des Herbstes 1930 neuerdings Schwierigkeiten 
aufgetaucht, weil sich die Verwaltungen nicht an die erhaltenen Wei-
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jungen gehalten haben. Die Schweiz«lische Unfallversichelungsanstalt 
hat die Entschädigung fül Unfälle abweisen müssen, welche sich beim 
Auflüsten von Losholz ereignet haben, und Mai deswegen, weil die 
Verunfallten Eingenaibeit Berichteten und nicht im Dienste der Vei-
waltung standen. 
Um diefe Frage ein für alle Mal abzuklären, halten wir es für 
zweckmäßig, Ihnen die Lage in bezug auf Entschädigung der Forftar-
betten durch die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt einläßlicher 
auseinanderzusetzen. 
I. 
Die obligatorische Versicherung der Waldarbeiter 
der öffentlichen Verwaltungen. 
Alinea 1 des Art. 19. VO. Ibis zur obligatorischen Unfallversiche-
rung lautet wie folgt: „Läßt eine öffentliche Verwaltung forstwirt-
schaftliche Arbeiten ausführen, so sind die hierbei beschäftigten Ange-
stellten und Arbeiter versichert." 
Diese Bestimmung hat nur Bezug auf öffentliche Verwaltungen 
und findet daher keine Anwendung auf Privatpersonen oder Unter-
nehmungen. Die durch diese letzteren ausgeführten Arbeiten sind der 
obligatorischen Versicherung nur unterstellt, wenn sie bestimmte, be-
sondere Bedingungen erfüllen, die jedoch hier nicht untersucht werden 
sollen, da das vorlieg<enoe im wesentlichen sich nur auf Waldarbeiten 
öffentlicher Verwaltungen bezieht. 
Nach dem faeben angefühlten Artikel sind sämtliche Forstarbeiten 
öffentlicher Verwaltungen der obligatorifchen Versicherung unterstellt 
und das bei diesen Arbeiten beschäftigte Personal ist bei der Schwei-
zerischen Unfallvelsicherungsanstalt in Luzern versichert, soferne die 
zwei nachfolgenden Bedingungen erfüllt sind! 
1. Die Arbeiten müssen tatsächlich durch die öffentliche Verwaltung 
felbst ausgeführt werden; 
2. Das dabei beschäftigte Personal muß in einem Arbeitsverhältnis 
zu der öffentlichen Verwaltung stehen. 
Es scheint überflüssig, diese unbedingt erforderlichen Voraussetzun-
gen noch besonders hervorzuheben, so klar ist der Inhalt des Art. 19 
VO. Ibis. Und doch hat die Erfahrung gezeigt, daß sich viele Ver-
waltungen eine falfche Vorstellung von der Sache gemacht haben. 
Eine Verwaltung führt die Arbeiten dann felbst aus, wenn s i e 
die Arbeitsplätze bezeichnet und die notwendigen Anordnungen trifft, 
wenn s i e den Arbeitern die Arbeit zuweist, sie einstellt und entläßt, 
bezahlt usw., mit einem Wort, wenn sie sich wie ein Arbeitgeber ver-
hält und wie ein solcher befiehlt. 
Das beschäftigte Personal steht im Dienste der Verwaltung, wenn 
es in Abhängigkeit von ihr und auf deren Rechnung arbeitet, im 
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Rahmen der Bestimmungen bet Alt. 319 bis 362 des Obligationen« 
rechtes. 
Daraus geht hervor, dah oie Verwaltung niemals Arbeitgeber ist. 
wenn sie das Holz den Nutzberechtigten auf dem Stock zugeteilt hat 
und diese es dann nach eigenem Gutdünken fällen, schleifen und 
transportieren. Auch stehen Nutzungsberechtigte, welche unter diesen 
Bedingungen arbeiten, nicht in einem Arbeitsverhältnis zu der Ver-
waltung: sie arbeiten auf ihre eigene, persönliche Rechnung und sind 
daher bei d er Schweizerischen Unfallveisichelungsanstalt nicht ver-
sichert. 
Gleich verhalt es sich erst recht, wenn das Holz durch di« Verwal» 
tung an die Nutzungsberechtigten verkauft wird, selbst wenn dies zu 
einem niedrigeren als dem üblichen Kaufpreis geschieht. 
Einzelne Verwaltungen waren der Meinung, es genüge, die Wald-
arbeiten bei der Anstalt anzumelden und eine Vorausprämie zu be« 
zahlen, damit das Personal versichert sei. So haben z. V. gewisse Ver-
waltungen gemeldet, daß die Zubereitung des Losholzes durch im 
Dienste der Gemeinde stehendes Personal erfolge und sie haben auch 
eine Vorausprämie auf Basis der gemachten Angaben bezahlt. 
In der Folge hat es sich dann aber gezeigt, daß die betreffenden 
Verwaltungen statt die Arbeiten durch ihre Angestellten und Arbeiter 
verrichten zu lassen, das Holz einfach auf dem Stock an die Nutzungs-
berechtigten überlassen hatten, gleich wie in der Vergangenheit, und 
daß sonach jeder nur auf seine eigene persönliche Rechnung arbeitete. 
Die Folge davon war, daß die Unfälle, welche man versichert 
glaubte, es gar nicht waren, was viel Aerger, Verdruß und Streitig-
leiten nach sich zog. 
Die obligat. Versicherung beruht eben nicht auf einem V e r t r a g , 
sie tritt vielmehr ganz automatisch in Wirksamkeit, sobald die gesetz-
lichen Voraussetzungen hiezu gegeben sind. Entweder besteht sie. oder 
sie besteht nicht: es ist nicht dem Willen der Anstalt überlassen. ge° 
wisse Arbeiten zu versichern oder sie nicht zu versichern. Das Gesetz 
vom 13. Juni 1911 und die dazugehörenden Verordnungen regeln die 
Versicherung und die Anstalt kann sich nicht darüber hinwegsetzen, 
selbst nicht mit der Zustimmung des Arbeitgebers. 
Endlich sei noch erwähnt, daß die Anstalt nicht das Recht hat, zu 
verlangen, daß die öffentlichen Verwaltungen ihre Forstarbeiten unter 
solchen Bedingungen ausführen, daß sie Versichert sind. Die Anstalt 
hat in dieser Richtung keine Rechte, was übrigens den öffentlichen 
Verwaltungen des Kantons bekannt ist, die in ihrer großen Mehr-
heit das Holz den Nutzungsberechtigten immer auf dem Stock zuge-
wiesen haben, das Fällen. Schleifen und Transportieren ihnen über-
lassend. Die Schweizerische Unfallveisicherungsanstalt hat für solche 
Arbeiten nie Prämien erhoben und die Verwaltungen haben von sich 
aus sehr wohl begriffen, daß diese Personen nicht versichert waren. 
Der Anstalt steht es nicht zu, über die Beobachtungen der Bestim-
mungen des Forstgesetzes zu wachen. 
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II. 
Iioilrechtliche Haftung der Gemeinden bei Ausführung 
von Forstarbeiten. 
Warum nun aus einmal diese Vermiiiung, da doch die Sache bis-
hei allseitig so gut verstanden worden ist? 
Deshalb, weil eine Gemeinde unseies Kantons duich die Zioilge-
lichte verurteilt worden ist, den Uebellebenden eines Vürgers, der 
das Opfer eines tödlichen Unfalles beim privaten Aufrüsten von auf 
dem Stock zugewiesenem Losholz geworden ist. eine jährliche Rente 
zu entrichten. 
Die Uebellebenden hatten zuerst eine Klage auf Gewährung der 
Versicherunasleistungen gegen die Anstalt eingereicht, abei sie untren 
durch alle velstchelungsgelichtlichen Instanzen abgewiesen woiden, 
weil der Arbeiter, der bei der freien Ausbeutung des auf dem Stocke 
zugewiesenen Holzes beschäftigt ist. eine private Arbeit ausführt und 
nicht im Dienste der Verwaltung steht, welche das Holz zugewiesen 
hat, sonach bei der Anstalt nicht versichert ist. 
Die so mit ihren Nersicherungsansprüchen abgewiesenen Hinter-
lassenen haben sich dann gegen die Gemeinde gewandt und haben 
gegen sie eine Verantwortlichkeitsklage. gestützt auf Art. 41 OR. und 
auf Art. IN der Vollziehungsverordnung vom 13. März 1903, abge-
ändert durch Vundesratsbefchluf! vom 30. November 1904 zum Vun-
desgesetz betreffend die eidgenössische Oberaufsicht über die Forstpo-
lizei vom 11. Oktober 1902, erhoben. 
Diese beiden Artikel haben folgenden Wortlaut: 
Art. 41: „Wer einem andern widerrechtlich Schaden zufügt, sei es 
mit Absicht, sei es aus Fahrlässigkeit, wird ihm zum Ersatz verpflich-
tet. Ebenso ist zum Ersatz verpflichtet, wer einem andern in einer 
gegen die guten Sitten verstoßenden Weise absichtlich Schaden zu-
fügt." 
Art. 10 der VollziehungLveioldnun>gi „Die Abgabe sogenannter 
Loshölzer (Holzteile) auf dem Stock ist untersagt. Die Einzeichnung 
des Holzes hat durch das betreffende ssoistamt. die Fällung, Aufar-
beitung und Förderung des Holzes bis an die Abfuhrwege unter 
forstamtlicher Leitung und Aufsicht in Regie, im Akkord oder durch 
die Losbeiechtigten gemeinschaftlich oder in Abteilungen zu geschehen. 
Vom geschlagenen Holz hat eine Aufnahme nach seinem kubischen 
Inhalt stattzufinden. 
Der Vundesiat kann auf Gesuche von Kantonen hin, in Verücksich-
tigung außerordentlicher Verhältnisse. Ausnahmen von obigen Ve-
stimmungen gestatten." 
Der Kanton Wallis hat in seinem Forstgesetz vom 11. Mai 1910 
beinahe wörtlich die Bestimmungen des Art. 10 der Eidgen. Verord-
nung aufgenommen, unter Beifügung der Worte „in der Regel", so-
daß der Art. 55 dieses Gesetzes folgende Fassung hat: „Die Verteilung 
von stehendem Holz ist in der Regel untersagt. Das Fällen, das Auf-
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arbeiten und die Abgabe des Holzes eifolgt unter der Aufsicht und 
Leitung der ssoistvelwaltung entweder durch einen Unternehmer, 
dem die Arbeit im Akkord zugesprochen worden ist, oder durch die 
Berechtigten in gemeinschaftlicher oder gruppenweise! Arbeit." 
Diese beiden Artikel sind sonach insoweit gleichlautend, als nur 
durch eine besondere Ermächtigung ein Abweichen von der Regel ge-
stattet ist. 
Die Zivilgeiichte, in letzter Instanz das Bundesgericht, erklärten 
nun die beklagte Gemeinde zivilrechtlich für den Schaden haftbar, 
weil sie durch die Abgabe des Losholzes auf dem Stock ohne befon-
dere Ermächtigung gegen die oben angefühlten gesetzlichen Bestim-
mungen verstoßen und dadurch die Kläger um die gesetzlichen Bei-
sicherungsansprüche gebracht hatte. 
Aus dieser Rechtsprechung ergibt sich sonach, das; die öffentlichen 
Verwaltungen, welche die Bestimmungen des Forstgesetzes übertreten, 
für Unfälle ziuilrechtlich verantwortlich sind, wenn diese Uebertretun-
gen zur Folge haben, daß der Verunfallte oder feine Angehörigen 
dadurch um die gesetzlichen Veisicheiungsleistungen gebracht weiden. 
Diese weitgehende Haftung der Gemeinden ist sonach vollständig 
unabhängig von der Versicherung! sie ist eine Warnung für die öffent-
lichen Verwaltungen, welche die Bestimmungen des ssorstgefetzes miß-
achten und sich dadurch den Verpflichtungen des KUVG. entziehen 
wollen. 
Die Arbeiten, welche die Gemeinden nach dem Rundschreiben vom 
27. Juni 1930 selbst ausführen müssen, sind das Fällen, das Iuberei-
ten und der Transport des Losholzes bis zum Abfuhrplatz. 
I I I . 
Was ist zu tun? 
Die Bestimmungen des Art. 55 des kant. Forstgefetzes haben einen 
gemeinsamen Eharäkter für dieses Gesetz und das KUVG. Nach Ar-
tikel 55 des kant. Forstgefetzes ist es in der Regel untersagt, das Los-
holz auf dem Stock zu vergeben. Fällen, Zubereiten und Abgabe 
müssen unter Ueberwachung und Leitung der Foiftverwaltung vor-
genommen werden, sei es durch einen Unternehmer, sei es. durch die 
Nutzungsberechtigten gemeinsam oder in Gruppen. 
Die Beobachtung dieser Regel löst automatisch die obligatorische 
Versicheruna aus, die ihre Wirkung entfaltet, soweit es sich um von 
der Verwaltung angestelltes Personal handelt, und zwar gleichgültig, 
ob es Nutzungsberechtigte sind oder nicht. Die Lage kann anders 
sein, wenn es sich um Unternehmer handelt. I n diesem Fall ist es 
gut, wenn man sich vor Inangriffnahme der Arbeit an die Anstalt 
um Auskunft wendet. 
Die Ausführung der Forstarbeiten durch die Nutzungsberechtigten 
oder durch Dritte, wenn sie gemeinsam oder in Gruppen geschieht 
und unter der Ueberwachung und Leitung der Verwaltung, schließt 
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das Abhängigkeitsverhältnis zwischen Albeiter und Veiwaltung in 
sich und läßt die obligatorische Versicherung entstehen. Man muß 
also nicht außer Auge lassen, daß keine dieser Bedingungen erfüllt ist, 
wenn das Holz auf dem Stock zugeteilt oder verkauft wird, welches 
auch immer der Preis sei. Denn in diesem Fall hat das Holz vor 
Ausführung der Arbeit den Eigentümer gewechselt und es ist nun 
der Eigentümer, der auf eigene Rechnung arbeitet und nicht mehr 
der Bürger auf Rechnung der Gemeinschaft. 
Wir bemerken, daß in Bezug auf die Versicherung die rechtliche 
Lage die gleiche ist, ob das Holz, gestützt auf eine besondere Erlaubnis 
der ssorstorgane oder in Uebertietung des Forstgesetzes, auf dem Stock 
verteilt worden ist: im einen wie im andern Fall sind die Arbeiter 
nicht versichert. 
Nicht gleich verhält es sich aber bezüglich der zivilrechtlichen Haft-
blliteit. Man wird annehmen dürfen, daß. wenn eine besondere Er-
laubnis erteilt worden ist gemäß Art. 10, 3. Alinea der Vollziehungs-
Verordnung zum Bundesgesetz vom 11. Oktober 1902 betreffend die 
eidgenössische Oberaufsicht über die Forstpolizei, die Haftbarkeit der 
Gemeinde, welche im Besitze einer solchen besondern Bewilligung ist, 
bei Eintritt eines Unfalles nicht gegeben ist. Wenn aber die Zu-
teilung des Holzes auf dem Stock unter Uebertretung des Gesetzes er-
folgt, so wird die Gemeinde wohl immer zur Wiedergutmachung des 
aus einem Unfälle entstehenden Schadens verurteilt werden. 
Das Forstdepartement möchte abei jetzt schon daraus aufmerksam 
machen, daß besondere Bewilligungen für die Holzzuteilung auf dem 
Stock für das Losholz grundsätzlich nicht gegeben weiden. Nur ganz 
besondere Fälle können ausnahmsweise geprüft und der Bundesbe-
holde unterbreitet werden. 
Damit der Arbeiter als Angestellter oder Arbeitel der Gemeinde 
betrachtet werde, muß er nicht unbedingt einen B a r l o h n erhal-
ten. Wie schon oben gesagt, finden die Art. 319 bis 362 OR. Anwen-
düng bei Prüfung der Frage, wer als Angestellter oder Arbeiter zu 
betlachten ist. Notwendig ist dabei vor allem, daß für die Arbeit 
irgend ein Entgelt gewährt werde, dessen Natur aber verschieden sein 
kann. So wird z. B. in einigen Gemeinden das Holz nui denjenigen 
zugeteilt, welche bei seiner Ausbeutung mitarbeiten! das Holz tritt 
hier an die Stelle des Lohnes, In andern Gemeinden können die-jenigen, welche nicht bei dei Ausbeutung mitarbeiten, ihl Los durch 
Bezahlung eines bestimmten Preises erhalten, der im allgemeinen den 
Herstellungskosten fur ein Los entspricht. Der Preis, welcher der Los-
bezüger bezahlen muß, stellt in diesem Fall die Entschädigung des 
Albeiteis dal, dei sein Los eihält, ohne etwas zu bezahlen, usw. 
Endlich sei daiaus hingewiesen, daß auch die freiwillige oder obli-
gatorische Fionaibeit dasAbhängigkeitSVeihältnis zwischen dem Fian-
Pflichtigen und dei Verwaltung schafft. Deshalb hat die Anstalt schon 
in einem Rundschreiben vom 15. Mai 1922 an die öffentlichen Vei-
waltungen erklärt, . . . daß obligatorisch versichert sind alle Personen, 
welche Fronarbeit leisten, gleichgültig, ob dieselbe bezahlt sei oder 
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nicht, unter Einschluß der Familienangehörigen und der Knechte der 
Fuhrleute, die bei solchen Fuhren mithelfen oder den Besitzer der Zug-
tiere und Wagen ersetzen. Dies alles natürlich nur, wenn die Ar-
beiten an sich überhaupt der obligatorischen Versicherung unterstellt 
sind. 
Da die Geldleistungen der Anstalt in Franken ausbezahlt weiden 
und da die Prämien ebenfalls in Franken entrichtet werden und 
zwar in %>o auf den ausbezahlten Löhnen, muß in allen den Fällen, 
wo kein Varlohn entrichtet wird, in den Lohnlisten ein ortsüblicher 
Lohn eingetragen werden. In den Fällen, mo ein Varlohn bezahlt 
wird, mutz dieser in die Lohnlisten eingetragen werden. 
In allen zweifelhaften Fällen wolle man sich an die Anstalt wen-
den. 
Im Einverständnis mit der Direktion der 
Schweizerischen Unsalloersicherungeanstalt: 
Agentur Sitten: D e l e g l i s e . 
Walliser Kant. Foistdepartement: 
M. T r o i l l e t . 
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Gesetz 
vom 6. Jul i 1932 
über die Wasserläufe. 
F lößen 
Art . 14. — Das Flößen von Einzelstämmen ist auf jedem Wasser-
laufe, wo Schutzarbeiten mit Bundes-, Staats- oder Gemeindesub-
sidien ausgeführt worden sind, untersagt. 
In den andern Fällen kann das Vaudevartement das Flößen ge-
statten und zu diesem Zwecke eine Gebühr erheben, die für den Unter-
halt der Väche verwendet wird. 
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Reglement 
betreffend die Ausbeutung und den Verlauf des Holzes 
in den öffentlichen Waldungen. 
(G. S. XXXIII. 124) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen das eidg. Forstgesetz vom 11. Oktober 1902; 
Eingesehen das kantonale Forftgesetz vom 11. Mai 1910 und das 
Verwaltungsleglement vom 23. März 1911; 
Auf Vorschlag des Forstdepaitementes, 
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B e s c h l i e ß t : 
Nnzeichnung und Schlaglontrslle. 
Art . 1. — Alle zur Fällung bestimmten Bäume müssen voran-
gehend angezeichnet werden. Für Pflanzen mit einem Brusthöhen-
durchmesset unter 16 cm kann statt des Forsthammers der Reiher ver-
wendet werden. 
Sobald die Fällung eines Schlages beendet ist, nimmt der Revier-
forstet die Echlagkontrolle vor. Er untersucht, ob die gefällten Pflan-
zen angezeichnet waren und bringt auf dem Querschnitt der kontrol-
Herten Stöcke den Abdruck des Forsthammers an. 
Ausbeutung. 
A r t . 2. — Alle Schläge werden nach den Vorschriften des Forst-
inspektors und unter Aufsicht des Reoierförfters ausgeführt. 
I n der Regel werden die Verlaufsschläge durch den Waldbesitzei 
ausgeführt' der Kreisfoistinspektor kann hingegen, sofern die Wald-
Verhältnisse es gestatten, den Verkauf des Holzes auf dem Stocke b«-
willigen. 
A r t . 3. — Der Forftinspektoi setzt die Bedingungen für die Holz-
ausbeutung seist, unter Berücksichtigung folgender Richtlinien: 
a) Alle angezeichneten oder angerissenen Pflanzen müssen gefällt 
werden. 
b) Die zu fällenden Pflanzen sind sorgfältig mit, der Axt anzu-
schroten; die Wulzelanläufe sind derart abzuhauen, daß eine zy-
lindrische Stammbasts entsteht. Die Pflanzen sind mit der Säge 
zu fällen. Der Schnitt ist so tief als möglich und horizontal zu 
führen, ohne jedoch den Abdruck des Forsthammers zu zerstören. 
c) Die Bäume sind mit allen Vorsichtsmaßiogeln zu fällen, so daß 
sie weder bei ihrem Falle, noch beim Rücken die sie umgebenden 
Pflanzen, die natürliche Verjüngung oder ausgeführte Pflan-
zungen, beschädigen. 
d) Die Aeste der gefällten Bäume sollen möglichst hart und glatt vom 
Schaft abgehauen werden. 
Wenn der Zustand des Bestandes es erfordert, muß das Ast-
Material außerhalb der Verjüngungsgruppen oder Anpflanzungen 
zu Haufen geschichtet werden. 
e) Das Entrinden des gefällten Holzes erfolgt den örtlichen Ver-
Hältnissen entsprechend nach den Vorschriften des Folstinspektors. 
Dasselbe gilt für die Schlagräumung. 
t) Pflanzen, die bei ihrem Falle den verbleibenden Bestand gefähl-
den, müssen stehend ausgeästet weiden, 
g) Die gefällten Stämme sind sofoit in die Verschiedenen Sortimente 
zu zerlegen. Die Dimensionierung der Nutzholzklötze wird unter 
Berücksichtigung des Verwendungszweckes und der Abfuhrmöglich-
seit des Holzes festgesetzt, 
h) Die Holzabfuhr ist mit aller Vorsicht auszuführen, so daß weder 
Boden noch Bestand beschädigt werden. Beim Holztransport sind 
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die vom Forstpersonal bezeichneten Wege, Eid- oder Seilliesen, 
oder andere hiezu bestimmte Tiansporteinrichtungen zu benützen, 
i) Es ist den Holzhauern verboten, ohne Bewilligung irgendwelches 
Holz aus den Schlägen wegzutragen. 
Verteilungsschläge. 
A r t. 4. — Die Ausbeutung des Verteilungsholzes hat unter Auf-
sicht und Leitung des Forstperlonals zu geschehen- entweder durch 
einen Unternehmer im Akkord oder durch die Nutzungsberechtigten in 
gemeinschaftlicher Arbeit. 
Der Fovstinspektor regelt die Art und Weise der Holzabgabe an 
die Nutzungsberechtigten. 
Hslznerläufe. 
A r t . 5. — Die Holzverkäufe haben nach den gesetzlichen Vor-
schiiften zu geschehen. An Stelle der Versteigerung kann der Ver« 
Haus auf »dem Submissionswege treten. Die Submissionsausschrei-
bung erfolgt durch zweimaliges Einrücken im Amtsblatts. 
Das Holz darf nur mit Zustimmung des Forstinspektors, dem 
die Eingaben zu unterbreiten sind, zugeschlagen werden. 
Bleibt die VersteigerunI oder Submission erfolglos, fo ist dei 
Verkauf aus freier Hand gestattet. 
Das Forstdepllltement ist befugt, ohne weiteres den Verkauf aus 
freier Hand zu gestatten, wenn diese Verkaufsait für den Waldbe-
sitzer Vorteile bietet. 
A i t. 6. — Der Kreisforstinspektoi schreibt die Bedingungen voi. 
Er bewilligt: 
a) den Verkauf von aufgerüstetem Holz' 
b) den Verkauf von stehendem Holze, mit nachheriger Einmessung' 
Ausbeutung durch den Verkäufer und auf Kosten desselben' 
e) den Verkauf auf dem Stocke, mit Einmessung nach der Fällung' 
Ausbeutung durch den Käufer und auf Kosten desselben. 
Holzeinmessung: 
a) Nutzholz 
A r t . 7. — Die Holzeinmessung geschieht unter Leitung des Forst-
infpektois oder dessen Stellvertreters. 
Der Stammdulchmesser wird unter der Ninde und übers Kreuz 
mit Hilfe einer Meßkluppe gemessen, auf gerade und ungerade Zenti-
meter genau. 
Die Längenmessung erfolgt auf Dezimeter genau' ein Uebermaß 
von Zentimetern ist jedoch gestattet, sofern der Stamm keine voll-
kommene Schnittfläche aufweift. 
Der Inhalt wird mit Hilfe der amtlichen Kubierungstabelle er-
mittolt. 
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b) B r e n n h o l z 
Beim aufgetlafterten Holz soll ein Höhenübeimatz von 5°/» zugi.'-
geben weiden. 
So beschlossen im Staatsrate, den 21. Mälz 1933, um unveizüg-
lich in Kiaft zu treten. 
Der Präsident des Staatsrates! 
P. de C o c a t r i z . 
Der Staatskanzlei! 
N. d e P r e u z. 
Beschluß 
vom 12. April 1933, 
betreffend das Verbot, trockenes Gras und Gestrüpp 
in Vrand zu stecken. 
(©. S. x x x i i i . 131) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen die Brandgefahr und den Schaden, den das Anzünden 
von trockenem Gras und Gestrüpp den Pflanzen verursachen kann' 
Auf Antrag des Departementes des Innern, 
B e s c h l i e ß t ! 
A r t . 1. — Es ist verboten, auf dem Felde, d. h. im Grunde, auf 
Abhängen. Felsen usw. trockenes Gras und Gestrüpp in Vrand zu 
stecken. 
Art . 2. — Jede Uebertretung dieses Verbotes zieht eine Strafe 
von ssr. 5.— bis 500.— nach sich, die durch das Departement des In-
nein ausgesprochen wird, unbeschadet der Entschädigung, die der 
Straffällige für den daraus entstandenen Schaden zu bezahlen hat. 
Der Rekurs an den Staatsrat bleibt vorbehalten. 
A r t. 3. — Die Wildhüter und Förster, sowie die Kanwns- und 
Gemeindepolizeiagenten sind beauftragt, die Befolgung dieses Be-
schlusscs zu überwachen. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, am 12. April 1933, um 
ins Amtsblatt eingerückt un« am Sonntag, den 16. April 1933 in 
allen Gemeinden des Kantons veröffentlicht zu weiden. 
Der Präsidenr des Staatsrates: 
P. d e E o c a t r i z . 
Der Staatstanzler: 




vom 5. Mai 1933, 
durch den der Aletschwald in Gemähheit des Art. 188 
des Walliser Einführungsgesetzes zum Schweiz. Zivilgesetzbuch 
als absolute „Reservation" und „Naturdenkmal" erklärt 
und unter Schutz gestellt wird. 
(©. S. XXXlll, 141) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen das Begehre,« des Schweiz. Bundes für Naturschutz, 
mit Sitz in Basel, dahingehend, dah der Kanton alle für den Schutz 
und die Erhaltung des Aletschwaldes notwendigen Massnahmen 
treffe-
Eingesehen den Vertrag vom 21./22. April 1933, abgeschlossen zwi-
schen dem genannten Bunde einerseits und der Burgergemeinde Ried-
Morel und der Alpgenossenschaft Riederalp anderseits, betreffend den 
Schutz des genannten Waldes, Vertrag, der am 25. April 1933 vom 
Staatsrate genehmigt worden ist' 
Eingesehen die Bestimmungen des Art. 186 des Walliser Einfüh-
rungsgesetzes zum Z. ©. B ; 
Auf Antrag des Forstdepartementes, 
B e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Der Aletschwald wird in Gemätzheit des Art. 186 des 
Walliser Einfühlungsgesetzes zum Z.G.B, als absolute „Reservation" 
und „Naturdenkmal" erklärt und unter Schutz gestellt. 
Art . 2. — Es ist demzufolge untersagt: 
a) darin Holz auszubeuten und Streue zu sammeln,' 
b) darin Pflanzen und Blumen zu sammeln' 
c) darin jegliches Vieh lausen zu lassen. 
A r t. 3. — Die Ausübung der Jagd ist darin untersagt. 
A r t. 4. — Die im Vertrage vom 21./22. April 1933 umschriebe« 
nen Rechte der Bürgerschaft Ried-Mörel und der Alvgenossenschaft 
Riederalp bleiben vorbehalten. 
A r t. 5. — Die Kosten der Hut für das Kleinvieh gehen zu Lasten 
des Kantons. 
A r t . 6. — Zuwiderhandlungen gegen die Art.2 und 3 dieses 
Beschlusses ziehen eine Goldbuße bis 50N Fr. nach sich. Buhe, die vom 
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Forftdepartemente auszusprechen ist' der Rekurs innert IN Tagen an 
den Staatsrat bleibt vorbehalten. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 5. Mai 1933, um ins 
Amtsblatt eingerückt zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M. T i o i l l e t . 
Der Staatskanzlei! 
R. de Preux. . 
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Beschluß 
vom 3. April 1936. 
über den Schutz der wildwachsenden Pflanzen. 
(G.S. xxxv , 39) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Art. 186 des Einfühiungsgesetzes zum Z. G. V.,' 
Auf Antrag des ForstdeMitementes, 
besch l i eß t : 
A r t . 1. — Das Anbieten. Kaufen, Erwerben, massenhafte 
Pflücken, Ausgraben wildwachsender Pflanzen im Allgemeinen und 
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In diesem Verbot eingeschlossen sind ebenfalls die Weidenkätzchen 
und die Alvenzapfen. 
Dieses Verbot erstreckt sich nicht auf die allgemein vorkommenden 
Pflllnzenaiten. 
Unter „massenhaft" versteht man in der Regel eine Menge von 
über 10 Pflanzen. 
A r t 2. — Die im Art. 1 aufgestellten Verbote gelten auch für 
aus andern Kantonen eingeführte wildwachsende Pflanzen der ge-
nannten Arten. 
Art . 3. — Das Forstdepartement kann Ausnahmen bewilligen! 
a) zum Sammeln geschützter Pflanzen zu wissenschaftlichen Zwecken: 
b) zum Sammeln von Pflanzen, besonders von Enzianen und an-
dein Medizinalpflanzen, zu Gewerbe- odei Handelszwecken. 
Diese Vewilligungen sind nach Oertlichkeit und Menge zu be-
grenzen, sodah der Fortbestand der Art gesichert bleibt; 
c) zum Einfühlen und Verwerten von im Kanton Wallis oder in 
andern Kantonen geschützten Pflanzen. 
Das Foistdepaitement kann die Bewilligung zurückziehen, wenn 
die gestellten Bedingungen nicht eingehalten weiden. 
I n Kulturen gezogene Pflanzen können frei verkauft werden. 
Für die aus andern Kantonen eingeführten wildwachsenden Pflanzen 
ist den Kontrollorganen ein Ursprungszeugnis vorzulegen. 
A r t. 4. — Der Staatsrat kann bestimmt umgrenzte Gegenden 
als Pflanzenschutzgebiete erklären und darin das Pflücken aller odei 
bestimmter Pflanzen verbieten. 
Der Staat unterstützt die Schaffung und den Unterhalt von Ne-
servaten zum Schutze wissenschaftlich weitvollei Vegetationsgebiete. 
Besonders schöne oder bemerkenswerte Bäume, seltene Pflanzen 
und charakteristische Wachstumsformen, deren Fortbestand gefährdet 
ist, sind als Naturdenkmäler gemäß Art. 702 des 3.(5.93. und Art. 134 
und 155 des W.E. G. zu schützen. 
A r t. 5. — Land- und forstwirtschaftliche Vodenvelbesserungen 
und Nutzungen werden durch diesen Beschluß nicht betroffen. 
Immerhin haben die Behörden (Baudepaitement und Départe-
ment des Innern), die Arbeiten zu subventionieren haben, dem Forste 
departemente von allen in Aussicht genommenen Projekten von et-
welcher Bedeutung schon bei deren Vorbereitung Kenntnis zu geben. 
A r t. 6. — Die Polizeiorgane des Staates und der Gemeinden, 
das Foistpersonal, die Wild- und Flurhüter, sowie die Bergführei 
sind von Amtes wegen verpflichtet, Uebertretungen dieses Beschlusses 
dem Forftdepartemente zur Anzeige zu bringen. 
Das Forftdepartement wird außerdem besonders geeigneten Per-
Ionen (Mitgliedern von Natur- und Heimatjchutzveibänden, alpinen 
Vereinen usw.) für die Durchführung dieses Beschlusses die Nechte 
der kantonalen Polizeiorgane übertragen und ihnen Ausweiskalten 
verabfolgen. 
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Das (vorftbeportement hat in Verbindung mit den andern De-
paitementen alle zur Förderung des Naturschutzes geeigneten Mah-
nahmen zu ergreifen, (Verücksichtigung des Naturschutzes in den 
Schulen, in den Bergführer- und Polizeiausbildungsturfen! Veauf-
fichtigung der Märkte, Publikationen' Errichtung von Verbottafeln 
an besonders benützten Vergstrahen, Aufstellung von Tabellen der ge-
schützten Pflanzen' Gründung eines Naturschutzfonds usw,) 
A r t. 7. — Zuwiderhandlungen gegen diesen Beschluß werden 
nebst Schadenvergütung mit Bußen bis 200 ssr. belegt, llnerhältliche 
Bußen werden in Gefängnis umgewandelt. Die Strafen werden 
durch das Forftdepartement ausgesprochen. 
Gegen die Entscheide des ssorftdepaitementes kann innert 20 
Tagen beim Staatsrate Rekurs eingelegt werden. 
Die widerrechtlich erworbenen oder feilgobotenen Pflanzen sind zu 
beschlagnahmen. 
Ist der Fehlbare mindeifahrig, so haften die Personen, die ver-
pflichtet waren, die Aufsicht zu sühren, wenn sie es an der nötigen 
Sorgfalt in der Beaufsichtigung fehlen ließen. 
Art . 8. — Der vorliegende Beschluß tritt sofort in Kraft und 
ist im Amtsblatts zu veröffentlichen, in allen Gemeinden des Kan-
tons zu verlesen und daselbst, sowie in den Bahnhöfen, Postbureaux, 
Gasthöfen. Alpenklubhütten und öffentlichen Betrieben der Gebirgs-
stationen anzuschlagen. 
Der Beschluß vom 2. März 1920 ist widerrufen. 
Gegeben im Staatsrate zu Sitten, den 3. April 1936. 
Der Präsident des Staatsrates: 
Dr. R. L o r e t a n. 
Der Etaatskanzler: 
N. de P r e u x . 
Vefchluß 
vom 2. April 1938. 
womit das Rauchen und Feueranfachen in den Wäldern und das 
Anzünden von dürrem Gras und Gebüsch auf den Feldern 
verboten wird. 
(G. S. XXXVI. 50) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
I n Anbetracht der Feuersgefahr, welche die Gehölze zu vernichten 
droht und die Vegetation schädigt; 
Auf Vorschlag des Forftdepaitementes, 
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besch l i eß t : 
A i t . 1. — Sowohl in den öffentlichen als in den piioaten 
Wäldern ist das Anfachen von Feuern verboten. Nur das Forftper-
Zonal und die Waldarbeiter sind berechtigt, an von der Forftverwal-
tunn oder Ortspolizei bezeichneten Plätzen Feuer zu machen. 
Ar t . 2. — Sowohl in den öffentlichen als in den privaten 
Wäldern ist das Rauchen vom 1. April bis zum 30. September ver-
boten. 
Ar t . 3. — Ohne die Bewilligung der Ortspolizei ist es verboten, 
auf den Feldern, sei es in der Ebene, an den Hängen oder Felsen 
usw. dürres Gras oder Gebüsch anzuzünden. 
A r t. 4. — Jedes Vergehen gegen die gegenwärtigen Bestim-
mungen wird mit einer vom zuständigen Forftdepartemente auszu-
sprechenden Vuhe von Fr. 5.— bis 500.— bestraft. 
Der Rekurs an den Staatsrat bleibt vorbehalten. 
Ar t . 5. — Das Forstpersonal, die Jagdaufseher, die Flurhüter 
sowie die Kantons- und Ortspolizisten sind beauftragt, die Beach-
tung dieser Beschlüsse zu überwachen. 
Die Beschlüsse vom 25. Juli 1929 und vom 12. April 1923 sind 
widerrufen. 
Also beschlossen vom Staatsrat in der Sitzung vom 2. April 1938, 
um im Amtsblatt veröffentlicht und in allen Gemeinden des Kan-
tons am Sonntag, den 10. April 1938. bekannt gegeben zu werden. 
Der Vize-Pläsident des Staatsrates: 
A. F a m a. 
Der Staatskanzler: 
R. de P i eux. 
Nodunysyebühren 
Der Staatsrat. 
Eingesehen den Art. 31 des Vundesgesetzes betreffend die eidge-
nöfstsche Oberaufsicht über die Forstpolizei' 
I n Anbetracht des Umftandes, datz es oft vorkommt, daß der 
Eigentümer, welcher die Bewilligung zur Rodung einer bestockten 
Parzelle verlangt, nicht in der Lage ist, die von der Vundesbehöide 
verlangte Erfatzaufforstung auszuführen^ 
I n der Absicht, der Landwirtschaft entgegenzukommen, 
B e s c h l i e ß t ! 
Auf Ansuchen des interessierten Eigentümers und vermittelst Eni-
richtung einer Gebühr desselben zugunsten der kantonalen Auffor-
swngskaffe, kann der Staatsrat den Gesuchsteller von der Verpflichtung 
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einer SBiebeiauffoiftunfl entheben, indem er für den Gesuchsteller die 
Garantie übernimmt, daß im Kanton Aufforstungen ausgeführt oder 
beibehalten werden, die als Ersatz dienen können. Die zu entrichtende 
Gebühr schwankt von Jyr. 0.50 bis Fi. 3.— pro Ar bestockter Fläche, 
welche gerodet wird, darf aber nicht weniger als Fr. 2.— betragen. 
Jeder Fall wird hinsichtlich des Natur- und Landschaftsschutzes 
ebenfalls einer besondern Prüfung unterzogen. 
Der Forstdienft ist mit der Kontrolle der geordneten Flächen und 
der Erstellung eines Planes für die Erfatzaufforstungen und dessen 
Ausführung beladen. 
Sitten, den 22. März 1938. 
Für getreue Abschrift 
Der Staatskanzler! 
R. de P r e u z . 
?2 
Nuszuy 
aus dem Reglement über die Feuerpolizei vom 10. Mai 1938 
(Feuer auf dem Felde und in den Wäldern). 
(©. 6. xxxvi. 82) 
Art . 70. — Es ist verboten, auf dem Felde, in der Ebene, an 
den Hängen oder Felsen usw. dürres Gras oder Gebüsch anzuzünden. 
Dieses Verbot betrifft nicht das Verbrennen von trockenen Pflan-
zen und schlechtem Heu, das auf den Feldern zu Haufen geschichtet ist. 
Es ist verboten, im Walde oder in unmittelbarer Nähe eines 
Waldes ohne Erlaubnis der Ortspolizei Feuer zu machen. Nur das 
Forftpersonlll und die Waldarbeiter sind berechtigt, an den von der 
Forsrverwaltung oder Ortspolizei bezeichneten Plätzen Feuer zu 
machen. 
Das Forstpersonal, die Jagd- und Fischerei-Ausseher und die Flur-
Hüter sind beauftragt, die Veachtung dieses Artikels zu überwachen 
gleich wie die Orts- und Kantonspolizisten. 
Ar t . 71. — Freudenfeuer dürfen nur mit Erlaubnis der Orts-
Polizei gemacht werden. Die Ortspolizei bestimmt die Plätze, ordnet 
alle Vorsichtsmaßnahmen an und überwacht deren Durchführung. 
Diese Erlaubnis ist nicht nötig für Fieudenfeuei im Gebirge. 
Ar t . 336. — Die Vergehen gegen obige Artikel sind Sache des 
Poli^eigerichtes und können mit Fr. 2.— bis Fr. 50.— gebüßt werden. 
Der Neturs an den Staatsrat innert 10 Tagen bleibt vorbehalten. 
Ar t . 344. — Sämtliche Ausfllhrungsbestimmungen des Gesetzes 
über die Feuerpolizei, die diesem Reglement nicht entsprechen oder 
widersprechen, sind aufgehoben, namentlich: 
b) Beschluß vom 25. Juli 1929, Nauchverbot und Feuerverbot in 
Wäldern: 
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c) Kantons-Beschluß vom 12. April 1933, betreffend Feueiverbot von 
dürrem Gras usw, auf den Feldern' 
d) Kantons-Veschluß vom 2. April 1938 betreffend Verbot des Rau-
chens, der Feuerlequnn in den Wäldern und an dürrem Gras und 
Gebüfch auf dem Felde, 
n 
Velchluh 
vom 5. Iuni 1940 
betreffend den Holzhandel. 
(©. S. XXXVII. 33) 
Der Etaatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen die Verordnung 1 des eidg. Volkswiltfchaftsdeparte-
ments betreffend die Lebenskosten und die zum Schutze des Marktes 
bestimmten Maßnahmen (vom 2. September 1939) ; 
Eingesehen das allgemeine Interesse des Landes,' 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die (Fe-
nehmigung der vom Staatsrate getroffenen Maßnahmen und wodurch 
diesem für die Zukunft besondere Vollmachten erteilt werden, 
Beschließt: 
Art . 1. — Jeder Holzhändler muß im Besitze eines Patentes sein. 
Die Taxe dieses Patentes wird einheitlich auf Fr. 19.— festgesetzt. 
Die Patente weiden vom kantonalen Forstdepartement ausgestellt. 
Der eingezogene Betrag wird in den kantonalen Aufforstungs-
fonds einbezahlt. 
A r t . 2. — Jede Holzausbeutung außerhalb des Kantons ist einer 
vorausgehenden Ermächtigung der kantonalen Forstabteilung unter-
worfen. Für fede Ausfuhrbewilligung betreffend das für den Handel 
bestimmte Holz wird eine Gebühr von 29 Nappen pro Kubikmeter 
oder pro Lter erhoben, welcher Betrag an das kantonale Forftdeparte-
ment einzuzahlen ist; abgesehen von den kantonalen Kontingenten 
für besondere Kriegslieferungen, weiden die Ausfuhrbewilligungen 
nur erteilt, sofern im Kanton kein Holzmangel besteht. 
Art . 3. — Wer dem gegenwärtigen Beschlusse zuwiderhandelt, 
wird mit einer durch das ssorstdepartement auszusprechenden Geld-
büße von Fr. 10.— bis 1000,— bestraft. Gegen die durch dieses De-
parlement getroffenen Entscheide kann innert der Frist von 19 Tagen 
seit der Anzeige des Beschlusses beim Staatsrate Nekurs erhoben 
werden. 
A r t . 4. — Das Forstpersonal ist unter Mitwirkung der Land-
jägeiei und der Kantonspolizei mit der Anwendung des gegenwär-
tigen Beschlusses betraut. 
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So beschlossen im Staatsrate zu Titten, am 3. Juni 1940, um in 
das kantonale Amtsblatt eingerückt zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
K. A n t h a m a t t e n . 
Der Staatskanzler. 
R. de P r e u z . 
D?r Beschluß vom 5. Juni 1940 über den Holzhandel wurde am 
27. Nwember 1940 durch die vom Forstdepartement erlassenen Ver-




vom 29. August 1940 
über d>> Ausbeutung und den Verkauf von Kastanienholz. 
(©. S. XXXVII. 65) 
Der Etactsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Art. 2 der Verfügung Nl . 1 des eidg. Volkswirt-
schaftsdepartenentes betreffend die Holzversorgung vom 27. April 1940. 
b e s c h l i e ß t : 
A r t . 1. — Schläge von Kastanienholz dürfen nur mit Vewilli-
gung der zuständigen Amtsstelle ausgeführt werden. Die Echlagbe-
willigungen werlen vom Kantonsforstinspektorate erteilt. 
A r t. 2. — D,s Kastanienholz darf nur zum Zwecke der Gerb« 
stoffgewinnung verendet weiden. 
A r t. 3. — In Abweichung von Art. 2 hieoor wird die Verwen-
düng des Kastanien olzes jedoch gestattet: 
a) zur Deckung der persönlichen Bedürfnisse der Eigentümer; 
!») als Brennholz, jeych nur Aefte unter IN cm Durchmesser; 
c) als Sagholz. wenndie Klötze sich hiezu eignen. 
A r t . 4. — Der Peis für gesundes unentrindetes Kastanienholz, 
das den Gerbereien gliefert wird, beträgt für die Echlagperiode 
1940/41 Fr. 30.—die To>ne, verladen nächste Bahnstation-Normalspui. 
So gegeben im Etaatmte zu Sitten, den 29. August 1940, um ins 
Amtsblatt des Kantons angerückt zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
K. A n t h a m a t t e n. 
Der Staatskanzler: 




vom 12. November 1940. 
betreffend die Versorgung des Landes mit Holz. 
(S.S. xxxvi i . 89) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen oen Nundesiatsbeschlutz über die Holzversorgun, vom 
5. März 1940; 
Eingesehen die Verfügung des eidg. Voltswiltschastsdeportementes 
über die Vrennholzversorgung vom 14. Oktober 1940; 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die Ge-
nehmigung der vom Staatsrate ergriffenen Maßnahmen und die ihm 
übertragenen besondern Vollmachten für die Zukunft, 
b e s ch l i e h t : 
Ar t . 1. — Das Foistdepaitement wird ermächtigt, die zur Eiche-
rung der Holzversorgung des Landes notwendigen Mafnahmen zu 
ergreifen und zu diesem Zwecke Verfügungen zu erlassen betreffend! 
die Ausbeutung und Lieferung des für die Landesverorgung und 
die dem Kanton durch die Bundesbehöiden auferlegten Kontingente 
notwendigen Holzes; 
'die Verteilung und rationelle Verwendung des Holzs im Kanton,' 
die Überwachung und Kontrolle der Preise. 
Das ssorstdepartement kann einen Teil der ihm zukommenden Auf-
gaben dem kantonalen Kriegswiitschaftsamt Übertrag«. 
Ar t . 2. — Soweit die Notwendigkeit zur Siche^ng der Verfor-
gung des Landes mit Holz es erfordert, ist das Foitdepartement er« 
mächtigt, in den öffentlichen Wäldern Schläge «.zuordnen, welche 
über die Hiebsmöglichkeiten hinausgehen. Die Ubernutzungen sind 
später gemäß einem vom Forstdienste aufgestellten Plane einzusparen. 
Ar t . 3. — Ohne vorherige Bewilligung darf in den Privatwäl-
dern nicht das geringste Quantum Holz geschlage. wenden. 
Die Bewilligungen werden erteilt: 
a) für die Verkaufsfchläge, welche über 5 m3 bnausgehen, durch die 
vom Forstgesetze vorgesehenen Instanzen; 
b) für alle andern Schläge vom Kreisforstinsfktor. 
Ar t . 4. — Das ForftdoMitement bestimm die von den einzelnen 
Waldeigentümern für die Versorgung des ß<tdes und die eidgenössi-
schen Kontingente zu liefernden Holzmengenunter angemessener Be-
lückstchtigung der Umstände und des Abgab<atzes. 
Es kann über in Ausführung begriffen Holzschläge verfügen, so-
weit der Eigenbedarf gedeckt und der Uetrschuß für die Landeever-
sorgung und die eidg. Kontingente notw^dig ist. Es ist berechtigt, 
die Zeiten, Orte und wettern Lieferun°bedingungen wie auch die 
200 
Qualität und die Dimensionen dei veischiedenen Sortimente zu be-
stimmen. 
Ar t . 5. — Ohne vorherige ^Bewilligung des Foistdepaitementes 
tonnen die Waldbesitzei ihr Holz nicht verkaufen. 
Wird jedoch das Holz nicht aus der Gemeinde ausgeführt, genügt 
die Bewilligung des Kieisfolstinspektors. 
A l t . 6. — Das Forstdepaitement kann dem Handel die für die 
Versorgung des Landes mit Holz notwendigen Maßnahmen aufei-
legen. 
Unter andeim daif es Holzvorräte mit Beschlag belegen, insofern 
dieses Holz für die Landesveiforgung unerläßlich notwendig ist. 
Ar t . 7. — Zur Deckung der Bedürfnisse kann das Forftdeparte-
ment die Ausfuhr von Holz aus dem Kanton verbieten. 
Ebenso kann es die Holztransvorte über die Gemeindegrenze von 
einer besondern Bewilligung abhängig machen. 
A l t . 8. — Das höhere und das untere Forstpeijonal, die Kan-
tonspolizei, die Ortspolizisten, die Wegmeister, die Kriegswirtschafts-
ämter des Kantons und der Gemeinden sorgen für die Beobachtung 
des gegenwärtigen Beschlusses und der kantonalen und eidgenössischen 
Vorschriften betreffend die Holzversorgung des Landes. Sie zeigen die 
Uebertreter dem Forstdepartemente an. 
A t t. 9. — Wer gegen eine Bestimmung, die von der kantonalen 
Behörde in Ausführung der Verordnung des eidq. Volkswirtschafts-
dooartementes über die Brennholzveisorgunq des Landes vom 14. Ok-
tober 1940 erlassen worden ist. verstößt, wird gemäß Artikel 8 der er-
wähnten Verordnung bestraft. 
Die Waldbesitzer, welche sich hinsichtlich der jährlich zu schlagenden 
Nolzmenge den getroffenen Anordnungen nicht fügen, werden gemäß 
Art. 2 des Vundesratsbeschlusses über die Holüveisorgung vom 5. März 
1940 durch Vermittlung des eidg. Volkswiitschaftsdepartementes den 
Strafkommissionen überwiesen. 
Jeder, welcher sich gegen eine andere Bestimmung des gegenwär-
tigen Beschlusses oder eine sich aus der Ausführung des gegenwärtigen 
Beschlusses ergebende Vorschrift vergeht, kann mit einer Buße von 
ssr. 3.— bis Fr. 40.— per Kubikmeter oder Ster beleat werden. 
Gegen die vom ^orstdepartemente getroffenen Entscheide kann in-
nert der Frist von 20 Tagen beim Staatsrate Rekurs eingelegt wer-
den. 
Der gegenwäitiae Beschluß tritt unverzüglich in Kraft. Das Forst-
département wird beladen, die Ausführung sicherzustellen. 
Also beschlossen vom Staatsrate in der Sitzung vom 12. November 
1940. um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 17. No-
vember 1940. in allen Gemeinden bekannt gegeben zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
K. A n t h a m a t t e n. 
Der Staatskanzler 
R. de P r e u x . 
201 
?6 
Verfügung Nr. 1 
über die Rund- und Vrennholz-Produzentenhöchstpreise. 
(21. 23.1414) 
Das Forstdepartement des Kantons TLallis, 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates vom 12. November 1940; 
Eingesehen die Verfügung Nr. 426 der eidg. Pleiskontrollstelle vom 
17. September 1940 betreffend Rund- und Vrennholz-Produzenten-
Höchstpreise für die Nutzungsperiode 1940/41, 
v e r f ü g t : 
Höchstpreise. 
1. Nutzholz — Tanne, Fichte, Lärche. 
1. Tanne und Fichte, Durchschnittsqualität: per m» 
Tiämel von 30 und mehr Zentimeter Durchmesser Fr. 38.— bis 42.50 
Tiämel von 25 bis 29 Zentimeter Fr. 34.— bis 37.— 
2. Tanne und Fichte, Sagholz: 
Tiämel von 30 und mehr Zentimeter Durchmesser Fr. 40.50 bis 47.50 
Trämel von 25 bis 29 Zentimeter Fr. 36.— bis 39.— 
Für Tanne wird ein Abzug von 5°/» gemacht. 
3. Fichte, Schreinerholz: 
Tiämel von 30 und mehr Zentimeter Durchmesser Fr. 52.— bis 62.— 
4. Lärche: 
Oa Fr. 90.— und mehr per Kubikmeter 
On Fr. 73.— per Kubikmeter 
Of Fr. 54.— per Kubikmeter 
U Fr. 43,— per Kubikmeter. 
Diese Preise verstehen sich für gesundes holz, tadellos aufgerüstet 
und zugeschnitten, unter der Rinde gemessen, verladen auf Roimal-
fpurwagen, nächste Bahnstation. Wenn der Ort der Entgegennahme 
des Holzes sich andernorts befindet (im Walde, an fahrbarer Straße, 
usw.), erniedrigt sich der Höchst-Pieis um die wirklichen Transport-
fpesen, um dieses Holz auf 2Vagen, Noimalfpuibahn, nächste Bahn-
station, zu verladen. Für gewisse Holzmangelgebiete, die von der 
eidg. Pleiskontrollstelle auf Vorschlag des Forstdepartementes zu be-
zeichnen sind, wird dieser Abzug jedoch nicht gemacht. 
2. Andere Holzarten und Sortimente. 
Die Preise für die andern Holzarten und Sortimente werden 
später im Einverständnis mit der eidg. Preiskontrollstelle festgesetzt. 
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3. Brennholz. 
A. M l das ganze Kantonsgebiet, mit Ausnahme des Bezirkes 
Monthey und der Gemeinden Et, Maurice, Massongex, Verossaz, Mez, 
Evionnaz, Collonges und Dorenaz, 
per Ster 
Buche. Spülten Fr. 28.— 
Prügel mit einem Durchmesser von 7 cm und mehr Fr. 26.— 
Birke, Eiche. Esche. Ahorn. Ulme. Spalten und Prügel mit 
einem Durchmesser von 7 cm und mehr Fr. 24.— 
Lärche, Spalten und Prügel mit einem Durchmesser von 
7 cm und mehr Fr. 23 — 
Andere Nadelhölzer. Spalten und Prügel mit einem Durch-
messer von 7 cm und mehr Fr. 21 — 
Aefte und Nadelholzprügel mit einem Durchmesser von 
weniger als 7 cm und Erle Fr. 18.— 
Andere Weichhölzer Fr. 16.— 
B. Bezirk Monthey und die Gemeinden St. Maurice. Massongez, 
Verossaz. Mez. Evionnaz. Collonges, Dorenaz. 
per Tter 
Buche, Spalten Fr. 30.— 
Prügel mit einem Durchmesser von 7 cm und mehr Fr. 28,— 
Eiche, Birke, Ahorn, Ulme, Spalten und Prügel mit einem 
Durchmesser von 7 cm und mehr Fr, 25.— 
Nadelhölzer, Spalten und Prügel mit einem Durchmesser 
von ? und mehr Zentimeter F l . 22 — 
Weichhölzer und Astfaschinen Fr. 20.— 
Diese Preise verstehen sich per Ster von I m X I m X I m g e -
sundes Holz, aufgerüstet entsprechend der vom Forstdepaitement erlas-
senen Verfügung über das Aufrüsten des Brennholzes, verladen auf 
Eisenbahnwägen. Normalspur, nächste Bahnstation. Wenn sich der 
Ort für die Entgegennahme des Holzes andernorts befindet (im 
Walde, an fahrbarer Straße, usw.), erniedrigt sich der Höchstpreis um 
die wirklichen Transportkosten für verladenes Holz auf Eisenbahn-
wagen, Normalspur, nächste Bahnstation. Für gewisse Holzmangel-
gebiete, welche von der eidg. Preiskontrollstelle auf Vorschlag des 
Forstdepartementes zu bezeichnen sind, wird dieser Abzug jedoch nicht 
gemacht. 
Die obigen Preise erhöhen sich um 10 °/o, wenn das Holz seit länger 
als 5 Monaten geschlagen, in zweckmäßigen Schuppen untergebracht 
und nach dem 1. Juli geliefert worden ist. 
4. Papieiholz. 
Für die Papierholzpreise ist die diesbezügliche eidgenössische Ver-
fügung anwendbar. 
Ueberwachung und Kontrolle der Preise. 
Die Ueberwachung der dem Produzenten zu bezahlenden Preise ist 
dem Foistdienst übertragen. Die Waldbesitzer (inbegriffen die P i i -
oaten), welche beabsichtigen, einen Verkauf, gleichgültig von welchem 
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Umfange, zu tätigen, müssen dafür zuerst von der zuständigen Instanz 
eine Bewilligung verlangen und erhalten. Zu diesem Zwecke machen 
sie dem Kreisforstinspeltor alle notwendigen Angaben. Der Kreis-
forftinspektor unterbreitet die Preise, 11) Tage vor jedem Verkauf oder jeder Submission, der kantonalen ^oistinspektion zur Genehmigung. 
Trämel (Nutzholz) können nur solche Personen wiederverkaufen, 
welche im Besitze einer vom eidg. Kriegs-Industrie- und -Arbeits-Amt. 
Sektion für Holz, ausgestellten Bewilligung sind. Brenncholz können 
nur solche Personen wiederverkaufen, welche im Besitze einer vom 
kantonalen ssorstt>epartemente ausgestellten Bewilligung sind. 
Die kantonale Amtsstelle wird der eidg. Preiskontiollstelle alle 
Aktenstücke über Verkäufe, Steigerungen oder Submissionen unter-
breiten, wenn eine llebeischieitung der Preise festgestellt worden ist. 
Strafbestimmungen. 
Jeder, welcher gegen die gegenwärtigen Vorschriften verstößt, 
fällt unter die in den Artikeln 3 und 6 des Vundesratsbeschlusses 
vom 1. September 1939 betreffend die Lebenshaltungskosten und die 
zum Schutze des Marktes ergriffenen Matznahmen vorgesehenen 
Sanktionen. 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Verfügungen 2 und 
3 des eidg. VolkswirtschaftsdePartementes betreffend die Lebenshal-
tungskosten und 'Me zum Sckutze des Marktes ergriffenen Matznah-
men vom 11. September 1939 (Schließung der Verkaufslokale und 
der Weitstätten aus Vorsichtsmatzreqeln) und vom 18. Januar 1940 
(Beschlagnahme und Zwangsverkauf) wie auch der Verfügung des 
eidg. Volkswiltfchaftsdepaitementes über die Holzversorgung des Lan-
des vom 27. April 1940. 
Die Verfügungen betreffend die Höchstpreise des Nutz- und Brenn-
Holzes vom 12. und 28. Februar und vom 13. März 1940, welche in den 
Amtsblättern Nr. 8 vom 23. Februar 1940. Nr. 9 vom 1. März 1940 
und Nr. 11 vom 15. März 1940 veröffentlicht worden sind, sind wider-
rufen. 
Sitten, den 13. November 1940. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 
A. F a m a. 
Verfügung Nr. 3 
betreffend die Aufrüstung des Brennholzes. 
(A. B. 1416) 
Das Forftdepartement des Kantons Wallis, 
Lingefehen den Befchlutz des Staatsrates vom 12. November 1940 
über die Holzverforgung des Landes, 
v e r f ü g t : 
Das Brennholz wird ausgeschieden, aufgerüstet und aufgeschichtet 
wie folgt: 
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a) Die Spalten und Piügel, welche einen Duichmessei von mehr als 
7 cm haben, weiden zersägt und zwar auf eine Länge von 1 m. 
Alle Prügel, welche einen Durchmesser von mehr als 20 cm 
haben, sind zu spalten. 
Die Spalten und Prügel der Buchen sind zu flecken. 
b) Die Prügel und Aeste mit einem Durchmesser von 4—7 cm sind 
auf einen Meter zuzuschneiden. 
Sie weiden als Sterholz aufgeschichtet oder kommen in die 
Kategorie der Faschinen. 
c) Die Faschinen oder kleinen Wellen dürfen nur Prügel und Aeste 
von 2—7 cm Durchmesser enthalten und müssen von Neisig, Nlat-
tern und Nadeln vollständig befreit sein. 
Die Faschinen sind 1 m lang und haben, über das Band ge-
messen, einen Umfang von 1 m. 
Die kleinen Wellen sind dem Ortsgebiauch entsprechend anzu-
fertigen. 
Die Faschinen und die kleinen Wellen sind mit zwei Eisen-
drahten sorgfältig zu binden. 
d) Verschiedene Bestimmungen. 
Das gesunde und das schadhafte Holz ist auseinander zu halten 
und mit Sorgfalt wagrecht und nach Holzartengruppen getrennt 
aufzuschichten. Die leeren Räume sind auf ein Mindestmaß herab-
zudrücken. Die Beigen sind beidseitig mit in den Boden geramm-
ten oder mit Bändern verbundenen Pfählen zu stützen. Als Unter-
läge für die Beigen sind Spalten und Prügel zu verwenden und 
wagrecht auf den Boden zu legen. 
Beim Aufschichten ist den Beigen ein Uebermaß von 5 cm auf 
1 Meter Höhe zu geben. 
Als« beschlossen in Sitten, den 13. November 1940, um im Amts-
blatt veröffentlicht zu weiden. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 
A. Fama. 
Verfügung Nr. 3 
über die Ausbeutung und den Verkauf von Kastanienholz. 
(A. B. 141?) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates vom 12. November 1940 
über die Holzversorgung des Landes, 
v e r f ü g t : 
A r t. 1. — Schläge von Kastanienholz dürfen nur mit einer Be-
willigung ausgeführt werden. Diese Bewilligung wird durch das eidg. 
Kliegs-Industiie- und -Arbeitsamt oder durch die kantonale Forst-
lnspektion erteilt. 
205 
A r t. 2. — Das Kastunienholz bcnf nui zum Zwecke dei Gerbstoff-
gewinnung verwendet werden. 
A r t. 3. — In Abweichung von Art, 2 hievor wird die Verwen-
düng des Kllstanienholzes jedoch gestattet: 
a) zur Deckung der persönlichen Bedürfnisse der Eigentümer' 
b) als Brennholz, jedoch nur Aeste unter IN cm Durchmesser: 
c) als Sagholz, wenn die Klötze sich hiezu eignen. 
A r t. 4. — Der Preis für gefundes unentrindetes Kastanienholz, 
das den Gerbereien geliefert wird, beträgt für die Echlagveriode 1940 
bis 1941 Fr. 35.— die Tonne, verladen nächste Bahnsiation-Noimal« 
spur. 
Also beschlossen in Sitten, den 13. November 1940, um im Amts-
blatt veröffentlicht zu werden. 
Der Vorsteher des Forstdevartementes: 
A. Fama, 
Verfügung Nr. 4 
(A. V. 1565) 
Das Forftdepartement, 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates vom 12. November 1940, 
v e r f ü g t : 
1. Vezugsscheinpslicht und Nrennholz-Zuteilung. 
1. Auf Grund von Artikel 1, Absatz 1 und 4 der Verfügung vom 
14. Oktober 1940 des E. V. D. über die Viennholzversorgung werden 
bis auf weiteres für die folgenden Gemeinden für den Bezug und 
die Abgabe von Brennholz Bezugscheine eingefühlt: 
Naters, Brig, Glis, Visp, Eaas-Grund, Saas-Fee, Saas-Almagell, 
Zermatt. Lierre, Ehippis, Montana-Vermala, Veyras, Mollens, 
Miege, Venthone, Randogne, Litten, Laviese, Fülln, Bagnes, Mai-
tigny-Ville, 61 Maurice, Vernayaz, Salvan, Finhaut, Monthey. 
2. Die Zuteilung von Brennholz an die Verbraucher erfolgt bis 
auf weiteres gemäf; den nachstehenden Regeln, unter Anrechnung 
von oihandenen Vorräten und freien Bezugsmöglichkeiten (Losholz, 
Selbstversorgung): 
a) Verbraucher, die schon vor dem 1. September 1939 regelmäßig 
Brennholz verwendet haben, erhalten für den Winter 1940/41 
den bisherigen vollen Bedarf; sie sind in erster Linie zu berück-
sichtigen. 
Denjenigen neuen Verbrauchern, die seit dem 1. September 
1939 Biennholzfeueistätten ständigen Charakters eingerichtet ha-
ben, oder einrichten, ist nach Möglichkeit der volle Bedarf zuzu-
teilen. 
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h) Neuen Verbrauchern, die die bisher verwendeten, heute fehlenden 
^Brennmaterialien (wie Kohle) duich Niennholz ersetzen wollen, 
dürfen für den Winter 1940/41 höchstens 25°/» des voraussichtlichen 
Ausfalles an andern Brennmaterialien zugeteilt werden. (Vorbe-
halten ist lit. c). 
Bei der Umrechnung bisher verwendeter anderer Vrennmate« 
italien in Brennholz gelten folgende Gleichungen: 
100 Kg. Steinkohle = 100 Kg. Brech-, Gas- oder Torfkoks 
= 100 Kg. Anthrazit 
= 100 Kg. Holzkohle 
= 150 Braunkohle-Briketts 
= 0,50 Ster Hartholz 
= 0,75 Ster Weichholz 
= 10 Reifen Hartholz 
= 15 Reifen Nadelholz 
= 70 Vllrdeli zu 3—4 Kg. 
= 10 schwere Laubholzwellen 
= 15 schwere Nadelholzwellen 
= 5 Säcke Weichholz zu 50 Kg. 
= 4 Säcke Hartholz zu 50 Kg. 
Für Feuerungseinrichtungen, die offensichtlich keine rationelle 
Viennholzverwertung gestatten, soll kein Brennholz zugeteilt wer-
den. 
c) An Gaswerke sowie für industrielle Zwecke darf Brennholz als 
Kohlenerfatz ohne Bewilligung der Sektion für Holz nicht zuge-
teilt werden. 
d) Bestehende vertragliche Verpflichtungen zur Lieferung von Brenn-
holz sind nichtig, soweit sie den vorstehenden Zuteilungsregeln zu-
widerlaufen. 
3. Nicht unter die Bezugsscheinpflicht fallen: 
Leseholz und Sägemehl sowie Losholz und die Selbstversorgung 
mit Brennholz. Unter Selbstversorgung ist nur der Bezug von Brenn-
holz aus dem eigenen Walde für den Eigenbedarf zu verstehen. Nicht 
unter diesen Begriff fallen Schulen, öffentliche Gebäude usw., auch 
wenn ihnen bis jetzt Brennholz aus öffentlichen Waldungen unent-
geltlich zur Verfügung gestellt wurde. 
4. Die KriegLwiitschaftsämter der Gemeinden in Verbindung mit 
dem ^orftdienft überwachen allgemein die Abgabe des Brennholzes 
und erteilen die nötigen Weisungen unter Wahrung der in Art. 2 der 
vorliegenden Verfügung festgesetzten Grundsätze und der einschlägigen 
Bestimmungen des Eidg. Kriegs-Induftiie- und -Arbeits-Amtes. 
5. Das Forstdepartement — wenn nötig, unter Mitwirkung der 
Kreisforftinspektoien — ordnet auf Grund der Verfügungen und Wei-
sungen des Eidg. Kriegs-Induftrie- und -Arbeits-Amtes die notwen-
digen Erhebungen über Vorräte, Bedarf, gekaufte und verkaufte Brenn-
holzmengen an. 
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v 2. Ausgabe und Verwendung der Bezugsscheine. 
6. Gesuche zum Bezüge von Viennholz sind von Verbrauchern und 
Händlern auf dem bereits für den Kohlenbezug üblichen Formular 
beim KlioqLwirtschllstLamt der Gemeinde einzureichen. Für jeden 
Lieferanten (Händler oder Waldbesitzer) ist ein besonderes Formular 
auszufüllen, und es werden besondere Bezugsscheine ausgestellt. 
Die Gültigkeit eines vom Kriegswirtschaftsamt ausgestellten Be-
zugsscheines für Brennholz beträgt drei Monate. 
7. Die Gesuchstellei für den Brennholzbezug haben gleichzeitig das 
ebenfalls bereits für die Kohlenzuteilung gebräuchliche weitze „Melde-
formulai über Vorrat und Bedarf" auszufüllen, sofern sie das nicht 
bereits getan haben, und dem Kriegswirtschaftsamt abzugeben, bzw. 
das ausgefüllte Formular zu ergänzen. 
8. Die Bezugsfcheine sind dem Vrennholzlieferanten vor der Liefe-
rung auszuhändigen. Die Lieferung darf nur gegen Aushändigung 
der Scheine erfolgen. Der Lieferant vermerkt die Lieferung und sendet 
die Bezugsscheine nach Erfüllung der Lieferung oder nach Ablauf der 
Gültigkeitsdauer an das zuständige Viennstoffamt zurück. 
3. Transportbewilligung. 
9. a) Jeder über die Vemeindegrenze hinausgehende Holztrans-
port bedarf einer Bewilligung. Diese wird vom zuständigen Kreis-
forstinspektor ausgefertigt, sofern der Transport nicht über die be-
treffenden Kreisgrenzen geht. 
b) Geht der Transport von einem Kreis in den andern oder außer-
halb des Kantons, so wird die Ausfuhrbewilligung durch die Kan-
tonsforftinfpektion erteilt. 
c) Die Bewilligung für den Transport von Holz ist den Besitzern zu 
erteilen, deren Wälder auf dem Gebiete anderer Gemeinden liegen, 
und die das zu transportierende Holz für den Eigenbedarf ver-
wenden. 
d) Alle Gesuche zur Erlangung von Tlanspoitbewilligungen sind an 
die zuständigen Kreisforstämter zu lichten, die dieselben selber er-
ledigen oder gemäß lit. b) dem Kantonsfoistinspektorate über-
mitteln. 
IN. Jeder auf der Straße oder auf dem Wasser ausgeführte Holz-
transport muß von einer Transportbewilligung begleitet sein. Wird 
der Transport per Eisenbahn ausgeführt, mutz die Transportbewilli-
gung den Organen der Versandstation bei der Bestellung des Waggons 
vorgewiesen weiden. 
Beim Versand vergewissern sich die Stationsangestellten, daß der 
Frachtbrief mit der vom kantonalen Farstdienft ausgestellten Vewilli-
gung (Nr.. Ladung. Holzart, usw.) übereinstimmt, und versehen die 
Tiansportbewilligung mit dem Datumstempel der Versandstation. 
11. Die TranLportbewilligungen werden den Weisungen entspre-
chend numeriert und enthalten die nötigen Angaben über das Holz-
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quantum, die Holzart, die Sortimente, die Herkunft, die Adresse des 
Empfängers und die Gültigkeitsdauer der Bewilligung. Nei Ablauf 
der <3ültigkeitsd«uei der Vewilligunss haben die Inhaber diefelbe zur 
Kontrolle an die Forftstelle, welche diefe Bewilligung ausgefertigt hat, 
zurückzusenden. 
12. Das Forstperfonal. die Landjäger, die Gemeindepolizisten, die 
Wegmeister und die Etationsangestellten haben die Veripflichtung, 
jeglichen Holztransport zu überwachen. Die Personen, welche Holz 
transportieren, sind gehalten, auf einfaches Verlangen und bei Aus-
Weisung über die Zuständigkeit, jedem mit der Üeberwachung der 
Holztransporte betrauten Agenten die Vewilligung vorzuweisen. 
4. Allgemeines. 
13. Reisigholz und Wellenmaterial ist vorzüglich zur Deckung der 
örtlichen Bedürfnisse zu verwenden, während für die Ausfuhr aus 
den Gemeinden hauptsächlich Lterholz zu liefern ist. 
14. Die Kreisforstämter führen ein Verzeichnis der aus ihrem 
Kreise an Bund und Gemeinden zu liefernden Kontingente und mel-
den am Ende jedes zweiten Monats, vom 1. Januar 1941 an ge-
rechnet, dem Kantonsforftinfpektorate über den Stand der Lieferungen. 
Titten, den 6. Dezember 1940. 
Der Vorsteher des ForstdeMrtementes! 
A. Fama. 
so 
Verfügung Nr. 5 
(A. B. 1567) 
Das Forftdepartement, 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates vom 12. November 1940, 
besch l i eß t : 
A r t . 1. — Jegliche Person, welche Nund- oder Brennholz wieder-
verkaufen will, muß im Besitze eines entsprechenden Patentes oder 
einer Wiederverlauferkarte sein. 
Die Patente für den Zwischenhandel mit Nundholz bis zu 100 rn8 
pro Jahr und die Patente für den Zwifchenhandel mit Brennholz 
werden durch das Kantons-Forstdepartement ausgestellt. Für diese 
Patente wird eine einheitliche Gebühr von Fr. 10.— erhoben. 
Die Patente für den Handel mit Rundholz in Mengen von mehr 
als 100 in ' im Jahr weiden durch die Vermittlung der kantonalen 
ssorstinspektion vom eidg. Kriegs-Industrie- und -Arbeits-Amte ausge-
stellt. Die dafür erhobene Gebühr beträgt Fr. 10.— bis 20.—. 
Die für diefe Patente entrichteten Gebühren fließen dem kanto-
nalen Aufforstungsfonds zu. 
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31 r t. 2. — Der Walliser Industrie, welche Holz verarbeitet, ist es 
untersagt, ihr zugeteiltes Rundholz weiter zu verkaufen, ohne vorher 
vom kantonalen Forftdepartement dafür eine Bewilligung eingeholt 
zu haben. 
A r t . 3. — Jede Holzausfuhr außerhalb der Kantonsgrenze ist 
einer vorgängig beim kantonalen ssorftdienft einzuholenden Vewilli-
gung unterworfen. 
Für jede handelsmatzige Holzausfuhr wird dem Händler eine Ee-
bühr von 30 Rappen pro Tter und pro Kubikmeter erhoben. Dieser 
Betrag wird in den kantonalen Aufforstungsfonds einbezahlt. 
Abgesehen von kantonalen Kontingenten für besondere Kriegs-
lieferungen, werden Ausfuhrbewilligungen nur dann erteilt, wenn 
im Kanton selbst kein Holzmangel herrscht. 
A r t. 4. — Das Forftpeisanal wacht, in Zusammenarbeit mit der 
Kantons- und Ortspolizei und den Eisenbahnorganen der Versand-
stationen, über die Ausführung der vorliegenden Verfügung. 
Sitten, den 6. Dezember 1940. 
Der Vorsteher des Foistdevartementes: 
A. F a m a . 
Forstdepartement des Kantons Wallis. 
(21. ». 24/1941) 
Am 22. August 194N hat der Staatsrat beschlossen, den Kanton 
Wallis einstweilig in 9 Forftkreise einzuteilen. 
Die neue Einteilung tritt mit dem 1. Januar 1941 in Kraft. 
Die Kr,eise sind folgendermaßen zusammengesetzt! 
Kreis Gemeinden: 
> Obeiwald, Obergesteln, Ulrichen, Geschinen, Münster, Reckingen, 
Gluringen, Ritzingen, Viel, Selkingen, Niederwald, Steinhaus, 
Mühlebach, Vellwald, Vlitzingen, Fiesch, Fieschertal, Lax, Einen, 
Auheibinn, Vinn, Grengiols, Martisberg. Veiten, Eoppisberg, 
Morel, Vistei. Filet. Gleich. Ried-Mörel,Vitsch.Naters,Viigisch-
II Mund, Eggerberg, Viigerbad, Vrig, Glis, Ried-Vrig, Termen, 
Simplon, Zwischbergen. Vlatten, Wiler, Kippel, Felden, Steg, 
Aufzerbeig, Raion, Riedeigesteln, Hohtenn' 
in Vispelteiminen, Eyholz, Lalden, Valtschiedel. Vlllchen, Eischoll. 
Eisten. Embd, Glächen, Randa, Saas-Almagell, Saas-Valen, 
Saas-Fee, Saas-Giund. Stalden, Staldeniiod, St. Riklaus, Täsch, 
Töibel. Unterbäch, Visp, Zeneggen, Zermatt,' 
IV Eampel, Vratsch. Turtmann, Ergisch, Oberems. Unterems. Sal-
gesch, Varen. Albinen, Leuk, Guttet, Feschel, Erschmatt, Juden, 
Agarn, Leukeibad. Chandolin, St. Luc, Vissoie. 3Iner; 
v St-Iean, Grimentz, Mitzge, Veyras, Venthone, Mollens, Ran-
dogne, Montana, Chermignon. Lens, Icogne, Et->Lsonard, 
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Granges, Grüne. Chalais, Chippis, Sibers, Œvolène, Mase, Ncij, 
St-Maitin, SBernamiège; 
vi Albaz, Vramis, Salins, Sitten, Veysonnaz, Agettes, Ayent, 
Hérémence, Vex, Nenfcaz, €*xoièje, Conthey, Vetioz, Ardon, Cha-
mofon, Saxon, Niddes, Iseiables' 
vu Chllliat, Bagnes, Nolleges, Eembrancher, Orsieies, Liddes, 
Bourg Lt-Pieiie, Boveinier,' 
v in Maitigny - Ville, B-Uiaz, Maitigny - Vouig, Martigny« Combe, 
Trient. Finhaut, Ealvan, Veinnyaz, Doienaz, Collonges, Evion-
naz, Mex, Eti-Mauiice. Vüiossaz, Wassongez, Leytion, Saillon, 
Fully: 
IX Monthey, Champsiy, Val d'Illiez, Tloistonents, Collombey, 
Vionnaz, Vouviy, Port-Valais, St-Gingolph. 
Sitten, den 31. Dezember 1940. 
Der Vorsteher des Forftdepartementes: 
A. Fama. 
Uerfüyuny Nr. 6 
übet die Rund- und Vrennholz-Produzentenhöchftpreise 
für die Nutzungsperiode 1941/42. 
(A. V. 1660) 
Das Forftdepartement des Kantons Wallis, 
Einyelehen die Verfügungen Nr. 544 und 545 des Eidg. Volkswirt-
ichaftsdepllltementes. Preiskontrolle' 
Eingesehen den Staatsiatsbeschlutz vom 12. November 1940, 
v e r f ü g t : 
A r t. 1. — Die Einmessung des Holzes hat gemätz Staatsratsbe-
schluh vom 21. März 1933 und den eidg. Vorschriften zu geschehen. 
Art ,2 .— Es sind nachfolgende Produzentenhöchstpreise festgelegt! 
A. 3lutzholz. 
1. Sortierung (Trämel, Klötze, Vlöcher). 
Das Trämelholz (Kurzholz) wird folgendermahen sortiert! 
1. Obermesser: (D) 30 cm und mehr Mittendurchmesser. 
Nach Qualität sind nachfolgende Klassen zu bilden: 
a Qualität (Ott): Fehlerfreies oder nur mit geringfügigen, den 
Gebrauchswert nicht beeinträchtigenden Fehlern behaftetes Holz, ge-
fund, vollholzig, gerade, astrein oder fast astrein (Gebirgsholz ein-
seitig astrein), ohne Buchs. 
Bei Föhren und Lärchen geringe Splintbildung und gut gefärbter 
Kern. 
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n Qualität (On): Holz normaler Beschaffenheit ohne wefentliche 
Fehler und Mängel, d. h. gerade, nicht stark astig, wenig Vuchs, nicht 
lingfchälig, nicht abholzig. nicht ausgesprochen dlehwüchsig, wenig Harz-
gallen. Stellenweise Hartlot (fleckig) ist toleriert. Bei Föhren und 
Lärchen mit sonst gleichen Eigenschaften wie a wird einseitig leichte 
Krümmung gestattet. 
f Qualität (Es): Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet wie durch-
gehend rot, krumm, abholzig, grobastig. viele Harzgallen, stark buchsig, 
drehwüchsig und ringschälig. 
an Qualität (Da«): Als Spezialsortiment gilt bei sonst gleichen 
Eigenschaften wie bei a nur besonders hochwertiges, für technische 
Spezialzwecke geeignetes Holz, wie feinjähriges Gebirgsholz, Schindel-
holz, Fournierholz. 
Als feinjährig gilt Holz, bei welchem auf den Zentimeter minde-
stens 5 Jahrringe entfallen und auch der ganze Iahrringbau gleich-
mäßig auf den gesamten Querschnitt verteilt ist. 















Tanne Lärche Föhre 
Fr. Fr. Fr. per rn3 
56— 95.— u. mehr 80.— 
49.— 80.— 65 — 
42.— 60.— 50.— 
38.— 50.— 40 — 
Für besonders aussortierte Fichten- und Tannen-Untermesser von 
a und a/n Qualität darf ein Zuschlag auf den Untermesserpreisen bis 
zu Fr. 5.— berechnet werden. 
Für die übrigen Holzarten und Sortimente werden die Höchst-
preise durch den Forstinspektoi auf Grund der vorerwähnten eidge-
nössischen Vorschriften festgesetzt. 
Diese Preise verstehen sich für gesundes, tadellos aufgerüstetes und 
zugeschnittenes Holz, unter der Ninde gemessen, franko nächste Bahn-
station (Normal- oder Schmalspurbahn) verladen. 
Bei Verlad auf Schmalspurbahn ist der Preis für Fichte und 
Tanne um Fr. 2.— per Kubikmeter zu reduzieren. 
Für unentrindetes Holz ist ein Abzug von Fr. 1.50 per Kubikmeter 
zu machen. Für Sortimente, die zu Epezialgebrauch bestimmt sind, 
kann dieser Abzug unterbleiben. 
ii. B r e n n h o l z . 
1. Sortierung. 
a) Spalten (aufgespaltene Prügel von mindestens 14 cm Durchmesser 
am dünnern Ende). 
b) Prügel (Prügel von ?—14 cm Durchmesser am dünnern Ende). 





Z o n e A. Das ganze Kantonsgebiet, mit Ausnahme des Bezirkes Monthey und dei Gemeinden 
St. Maurice, Massongex, Verossaz, Mez, Evionnaz, Collonges und Doienaz. 
Holzarten 
1. Buche, Hagebuche 
2. Esche. Ahoin, Birke, Obstbaum 
3. Laiche, Fähre 
4. Arve, Fichte, Tanne, Linde, 
Eile 















































J o n e B. Bezirk Monthey und die Gemeinden Et. Maurice, Massongez, Verossaz, Mex, Evionnaz, 
Collonges und Dorenaz. 
»eliarten 
1. Vuche, Hagebuche 
2. Esche. Ahorn. Virke. Obstbaum 
3. Lärche, Föhre 
4. Arve, Fichte, Tanne. Linde. 
Erle 














































L = LllUbholz N = Nadelholz. 
Für geschältes Eichenbrennholz kann in beiden Zonen ein Zuschlag von 5°/« gemacht werden. 
Diese Preise verstehen sich per Ster gesundes Brennholz, aufgerüstet nach vorerwähnten Vorschriften, 
verladen auf Eisenbahnwagen, Normal- oder Schmalspur, nächste Bahnstation. 
C. P a v i e i h o l z . 
Für Papierholz gelten die diesbezüglichen Beifügungen des Eidg., 
Kiiegs-Industlie- und -Albeits-Amtes. 
I). G a s h o l z. 
ssül Sortimente, welche zur Herstellung von Gasholz dienen, gel-
ten die entsprechenden Viennholzhöchftpleise. 
Vorbehalten bleiben die Eonderbestimmungen für den Ausgleich 
des Rohgasholzpreises zwischen den verschiedenen Vrennholzpreiszonen, 
Allgemeine Bestimmungen. 
A r t. 3. — Die Produzentenhöchstpieise sind Nettopreise. Verkaufs-
fpesen sind daher in den Produzentenhöchstpieisen inbegriffen. Für 
Militäiliefeiungen gelten ebenfalls die Höchstpreise. 
Ar t . 4. — Für Holz, welches nicht franko nächste Etation oer-
laden verkauft wird, gelten folgende Bestimmungen! 
a) Auf dem Stock verlauft: Abzug der Rüst-, Transport« und Ver-
Ladekosten. 
b) Ab Wald oder Straße verkauft: Abzug der'Transport- und Ver-
ladekosten. 
c) Die voraussichtlichen Rüst-, Transport- und Verladekosten sind vor 
Abschluß des Verkaufes den Interessenten bekannt zu geben. 
A i t. 5. — Für Brennholz, welches nicht nächste Bahnstation oer-
laden, sondern unverladen geliefert wird, sind die Höchstpreise um 
ssl. 1.— zu reduzieren. 
A i t . 6. — 
a) Wild Brennholz guter Qualität in Schuppen oder an trockenen, 
luftigen Orten gelagert und das Lager fachgerecht unterhalten, fo 
darf vom Beginn der Lagerung, frühestens aber vom 1, April und 
während höchstens 5 Monaten, eine Lagergebühr von 30 Rp. pro 
Ster verrechnet werden (Höchstbetiag demnach Fr. 1.50 pro Ster). 
b) Erfolgt die sachgemäße Lagerung und Abschirmung in einem Sam-
mellager (frei oder in Schuppen), so darf für dadurch verursachte 
allfällige Mehrtransporte, für Auf- und Abladen, sowie für das 
Auffchichten eine weitere Entfchädigung von höchstens Fr. 1.50 pro 
Ster verrechnet werden (Total nach a und b somit höchstens 
ffr. 3 — pro Ster). 
Ar t . 7. — Holz, herkommend aus der Nutzungsperiode 1940/41 
wird gemäß den Vorschriften vom 13. November 1940 venechnet. 
Aufsicht und Preiskontrolle. 
Ar t . 8. — Die Ueberwachung der dem Produzenten zu bezahlen-
den Preise ist dem Forstdienst übertragen. Die Waldbesitzer linbe-
griffen die Privaten), welche beabsichtigen, einen Verkauf, gleich in 
welchem Umfange, zu tätigen, muffen dafür zuerst von der zustän-
digen Instanz eine Bewilligung verlangen und erhalten. Zu diesem 
Zwecke machen sie dem Kleisfolstinspektoi alle notwendigen Angaben. 
Der Kleisfolstinspektoi unteibieitet die Preise, 10 Tage vor jedem 
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Verkauf ober jeder Submission, der kantonalen Forstinspektion zur 
Genehmigung. 
Spätestens 3 Tage nach erfolgtem Verkauf ist der Originalvertrag 
mit Angabe der erzielten Erlöfe dem Kreisforstamte zu übermitteln. 
Ar t . 9. — Nutzholz und Brennholz können nur solche Personen 
taufen und wiederverkaufen, welche im Besitze einer diesbezüglichen 
Bewilligung sind, die von den zuständigen Organen des Kriegswirt-
schaftsamtes ausgestellt wird. 
Die Gültigkeit der in der Periode 1940/41 ausgestellten Patente 
ist mit dem 1. November 1941 abgelausen, 
2trafbeftimm»nge«. 
Ar t . 10. — Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieser Ver-
fllgung und die gestützt darauf erlassenen eidgenössischen und kanto-
nalen Ausführungsvoischriften werden nach den Etrafbestimmungen 
der Art. 3—6 des Bundesratsbeschlusses vom 1. September 1939 be-
treffend die Kosten der Lebenshaltung und den Schutz der regulären 
Marktversorgunn und den Vorschriften der daselbst zitierten Erlasse 
bestraft. 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Verfügung 3 des eid« 
genöfsischen Vollswiltschaftsdepartements betreffend die Kosten der 
Lebenshaltung und den Schutz der regulären Marktversorgung vom 
18. Januar 1940 (Beschlagnahme und Verkaufszwang), der Verfll-
gung 1 des eidfl. Volkswirtschaftsdepartements betreffend Holzversor-
gung vom 27. April 1940 und des Bundesratsbeschlusses vom 12. No-
vember 1941 betreffend vorsorgliche Schließung von Geschäften, Fa-
briklltionsunternehmungen und anderer Betriebe. 
Rechtsgeschäfte sind, soweit sie der vorliegenden Verfügung und 
den dazu erlassenen Ausführungsvorschriften widersprechen, nichtig. 
Ar t . 11. — Die Verfügung Nr. 1 des Forftdepartementes vom 
13. November 1941 wird kraftlos erklärt. » 
Sitten, den 18. November 1941. 
Der Vorsteher des ssorftdepartementes: 
A. F a m a. 
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Veschluh 
vom 14. Januar 1942, 
betreffend die Schaffung der kantonalen Ientralftelle für Holz. 
(A. B. 74) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Bundesratsbeschlufz betreffend die Kosten der Le-
benshaltung und den Schutz der regulären Marktversorgung vom 
1. September 1939; 
Eingesehen den Bundesratsbeschluh über die holzversorgung vom 
5. März 1940; 
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Eingesehen die Verfügung des Eidg. Vollswiltsch<l,ftsdepaitementes 
übel die Nrennholzueisorgung vom 14. Oktober 1940; 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betresfend die Ge-
nehmigung der vom Staate ergriffenen Maßnahmen und die ihm 
übertragenen besondern Vollmachten für die Zukunft; 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates betreffend die Versorgung 
des Landes mit Holz vom 12. November 1940; 
Auf Vorschlag des Forstdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
Ar t . 1. — Es wird eine kantonale Zentialstelle fül Holz ge-
schaffen, die beauftiagt wird.' 
a) Maßnahmen zu ergreifen für die Versorgung des Landes mit 
Holz; 
b) die Holzpieise, den Holzhandel und die Holztransporte im Kanton 
selber und über die Kantonsgienze hinaus zu überwachen; 
c) die Nutz- und Vrennholzlontingente, die vom Bunde auferlegt 
werden oder für die Verfolgung des Landes notwendig sind, zu 
verteilen; 
d) die Holzausfuhr zu kontrollieren; 
e) Vorsorgen zu treffen, damit die Waldarbeiter, soweit als es möglich 
ist. die notwendigen Produkte, die sie für die Holzausbeute be-
nötigen, erhalten (zusätzliche Lebensmittelkarten, Treibstoffe, Hafei 
usw.). 
A l t . 2. — Die kantonale Zentialstelle für Holz ist dem kanto-
nalen Folftdepaitement unterstellt und arbeitet mit dem Kantons-
folstinspektoiat und Kleisforstinspektoren zusammen. 
A l t . 3. — Die Vetiiebskosten der kantonalen Zentialstelle fül 
Holz weiden gedeckt durch die Erhebung einei Verwaltungsgebühl 
von 10 bis 50 Rappen pio Ster oder pio Kubikmeter auf den Vei° 
teilun<<sfchlägen, dem Verlaufsholz, der Holzkohle und den Transport-
bewilligungen. 
Ar t . 4. — Das Pflichtenheft und dei Taiif fül die Veiwaltungs-
gebühren der kantonalen Zentialstelle fül Holz sind vom Staatsrate 
zu genehmigen. 
Ar t . 5. — Dieser Beschluß tritt sofort in Kraft. Das Forstde-
partement ist mit dem Vollzug beauftiagt. 
A i t. 6. — Alinea 2 Alt. 3 dei Beifügung Nr. 5 des Forstdepar-
tementes vom O.Dezember 1940 ist aufgehoben. 
Also beschlossen vom Staatsrate in der Sitzung vom 14. Januar 
1942, um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 18. Ja-
nuar 1942 in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben zu wei-
den. 
Dei Präsident des Staatsrates: 
E y i . P i t t e l o u d . 
Dei Staatslanzleli 




vom 23. Januar 1942, 
über den Gebühreniarif der kantonalen Zentralstelle für Holz. 
(A.B. 140) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Staatsratsbeschluß vom 14. Januar 1942 betreffend 
die Schaffung der kantonalen Zentralstelle für Holz: 
Eingesehen Art. 11 des Dekretes vom 22. Mai 1875 zur Vestim-
muna des Tarifs für Nerwaltungsalte: 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend der vom 
Staatsrate ergriffenen Maßnahmen und die ihm übertragenen be° 
sondern Vollmachten für die Zukunft: 
Eingesehen den Staatsiatsbeschluß vom 12. November 1940 be-
treffend die Versorgung des Landes mit Holz: 
Auf Antrag des Forstdepartementes, 
besch l i eß t : 
A r t . 1. — Die kantonale Zentralstelle für Holz ist ermächtigt fol-
gende Vewilligungs- und Verwaltungsgebühren zu erheben: 
l. Verlaufsholz. 
a) V e r k ä u f e im K a n t o n 
1. Nutzholz per Kubikmeter 30 Rp. 
2. Brennholz per Ster oder per 30 Wellen 29 Nv. 
Die Taxen werden auf Grund bei Schlagbewilligung erhoben. Die 
endaültiae Abrechnung erfolat auf Grund des Holmnerkennungsbe-
lichtes. Die Hälfte der Gebühr qeht zu Lasten des Käufers. Hievon 
ausgenommen sind Eägereiabfälle. 
b) V e r k ä u f e a u ß e r h a l b des K a n t o n s 
1. Nutzholz per Kubikmeter 50 Rp. 
2. Vrennhol,, inbegriffen' Sägeieiabfälle. per Ster oder 
per 30 Wellen 25 Np. 
Die Taxen gehen zu Lasten des Käufers und werden mit der Er-
teilung der Iransportbewilligung erhoben. 
c) Vom B u n d e a u f e r l e g t e P f l i c h t k o n t i n g e n t e 
Brennholz, Papierholz, Holzwolleholz. Easholz usw. per 
Ster oder 30 Wellen 25 Rp. 
Die Taxen fallen zu Lasten des Käufers und weiden von der kan-
tonalen Zentralstelle direkt erhoben. 
D i e u n t e r a — c g e n a n n t e n T a x e n s ind s o w o h l fü r 
den ö f f e n t l i c h e n a l s auch für den P r i v a t w a l d a n -
w e n d b a r. 
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d) S c h n i t t w a r e n , 
Nui für Verkäufe außerhalb des Kantons per Kubikmeter 20 Rp. 
Die Gebühren fallen zu Lasten des Käufers und weiden durch die 
Zentralstelle für Holz mit der Erteilung der Tiansportbewilligung 
erhoben. 
e) S p e z i a l h ö l z e r 
1. Tchlagbewilligung für Nußbäume 
per Kubikmeter Fr. 1.—, minimum Fr. 1.— pro VewilliMNg. Die 
Gebühr sseht zu Lasten des Käufers und wird mit der Erteilung 
der Tchlllssbewillissung erhoben. 
2. Kastllnienholz für die Gerbstsffgewinnung. 
5 Rappen per 100 Kilogramm. Die Gebühr geht zu Lasten des 
Käufers und wird mit der Erteilung der Transportbewilligung 
erhoben. 
II. Holzkohle. 
10 Rappen per 100 Kilogramm, Die Gebühr geht zu Lasten des 
Käufers und wird auf Grund des Monatsberichts an das Schweiz. 
Vrennholzfyndikllt erhoben. 
III. Transportbewilligungen. 
Für das Ausstellen jeder Transportbewilligunn 20 Rappen. 
A r t. 2. — Besondere Bestimmungen. 
a) Alles Holz, das für den Eigenverbrauch bestimmt ist, ist von den 
vorgenannten Gebühren ausgenommen. 
b) Für Holz, für welches die Echlagbewilligung vor dem Intraft-
treten diefes Beschlusses erteilt wurde, wird auf Grund der Holz-
anerlennungsberichte für Nutzholz eine Gebühr von 15 Rappen 
und für Brennholz eine Gebühr von 10 Rappen per Ster ober 30 
Wellen erhoben. Die Gebühren gehen zu Lasten des Käufers. 
Diese Bestimmungen finden leine Anwendung für Holzverkäufe 
außerhalb des Kantons, für letztere gelten die unter 1b angeführ-
ten Gebühren. 
c) Die Taxe für die Erteilung der Transpoitbewilligung für Trans-
porte innerhalb des Kantons, ist von den Kreisforstämtern zu er-
heben. Bewilligungen für Eisenbahntransporte sind ebenfalls mit 
20 Rappen zu verrechnen. Die Abrechnung erfolgt auf Ende des 
Trimesters gemäß speziellem Formular. 
6) Die Taxen werden nur einmal erhoben, d. h. beim ersten Ber-
kaufsabschluß zwischen Besitzer und Käufer. 
Die Taxen dürfen nicht übertragen werden, 
e) Bei einem direkten Verkauf außer Kanton wird nur eine Taxe 
von 50 Rappen per Kubikmeter Nutzholz, eine Taxe von 25 Rap-
pen per Ster oder 30 Wellen für Brennholz erhoben. Die Taxen 
fallen zu Lasten des Käufers. 
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f) M i Holz, welches von einem Zwischenhändler gekauft und heinach 
exportiert wild, wild nui die Differenz, der Taxen erhoben, d. h. 
Nutzholz 35 Rappen pei Kubikmeter, 
Brennholz 15 Nappen per Eter oder 30 Wellen. 
Die Differnz der Taxen geht zu Lasten >des Käufers, 
g) Das höhere und das untere Forstperfonal, die Kriegswirtfchafts-
ämter des Kantons und der Gemeinden folgen für die Veobach-
tunn des gegenwärtigen Vefchluffes. 
Ar t . 3 . — Etrafbeftimmungen. Widerhandlungen gegen den 
vorstehenden Etaatsratsoefchluf; werden bestraft gemäß: 
a) Art, 59 des Dekretes vom 22. Mai 1875 betreffend die Nestim-
mungen des Tarifs für Verwaltungsakte. 
b) Nundesratsbefchluß vom 13. Juni 1941 betreffend den Transport 
von für die Landesveifolgung wichtigen Gütern und die Verfügung 
des .Eidg. Volkswiitfchaftsdepaltementes vom 5. Dezember 1941 
betreffend die Kontrolle jeglichen Transportes von Holz und Holz-
kohle, per Eisenbahn, per Schiff, mit Motorfahrzeugen oder per 
Fuhrwerk. 
c) Bestimmungen des Staatsiatsbeschlusses vom 12. November 1940 
betreffend die Versorgung des Landes mit Holz. 
Die Strafen weiden vom kantonalen Forstdepartement ausge-
sprochen. Gegen die vom Forstdepartement getroffenen Entscheide 
kann innert der Frist von 19 Tagen beim Staatsrat Rekurs eingelegt 
wenden. 
Der gegenwärtige Veschluf! tritt sofort in Kraft. Das Forstdeparte-
ment wird mit Vollzug beauftragt. 
Also beschlossen vom Staatsrate, in der Sitzung vom 23, Januar 
1942, um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 1. Fe-
binar 1942 in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben zu 
werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
Cyr. P i t t e l o u d . 
Der Staatskanzler: 
R. de P r e u z . 
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Veschluh 
vom 13. Februar 1942. 
betreffend den Holzhandel im Kanton Wallis. 
(A.B. 274) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Nundesratsbeschluf; betreffend die Kosten der Le-
benshaltung und den Schutz der regulären Marktversoigung, vom 
I.September 1939; 
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Eingesehen den Beschluß des Staatsrates betreffend die Versor-
gung des Landes mit Holz, vom 12. November 1940; 
Eingesehen die Verfügung des Forstdepartementes vom 6. Novem-
bei 1940; 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die Ge-
nohmigung der vom Staate ergriffenen Maßnahmen und die ihm 
übertragenen besonderen Vollmachten für die Zukunft, 
Auf Vorschlag des ssorstdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Nur die Inhaber von HolWatenten können Holz kau-
fen um es zu verkaufen. Der Staat gibt für den Holzhandel im Kan-
ton folgende Patente ab. 
A. Patent für Vrennholzhandel. 
Dieses Patent ermächtigt den Inhaber Brennholz auf dem Stock 
oder aufgerüstet zu kaufen, um es in Form von Ster oder aufgear-
bettet weiterzuverkaufen. 
Alle jene, die aus ihren Betrieben anfallende Abfalle verkau-
fen. müssen ebenfalls im Besitze dieses Patentes sein. 
B. Patent für Rundholzhandel. 
Dieses Patent ermächtigt den Inhaber, Holz auf dem Stock oder 
gefällt zu laufen und es als R u n d h o l z weiterzuverkaufen. 
Alle Holzhändler, wie: Vermittler. Zwischenhändler, Vertreter 
von Firmen usw. müssen im Besitze der unter A oder B genannten 
Patente sein. 
C. Patent für Unternehmer »on Holzschlägen. 
Die Holzschlagunternehmer, welche Holz, auf dem Stock kaufen, um 
es nachher weiterzuverkaufen, müssen ick Besitze dieses Patentes sein. 
Ar t . 2. — Von der Einholung eines Patentes sind jene befreit, 
die Rundholz einkaufen, um es in ihrem eigenen Betrieb zu ver« 
wenden oder zu verarbeiten, oder um es als Halbfabrikat oder fertig 
verarbeitet, weiterzuverkaufen. Dagegen ist es ihnen streng unter-
sagt. Rundholz, das ihnen zugeteilt wurde, als welches weiterzuoer'-
kaufen. 
Taxen für die Patente. 
A r t. 3. — B r e n n h o l z p a t e n t e : Vis 200 Ster Fr. IN.—, 
201—500 Ster Fr. 30.—, 500 und mehr Ster Fr. 50.—. 
R u n d h o l z p a t e n t e : Bis 100 m3 Fr.20.—. 101—500 m* 
Fr. 50.—. 500 m3 und mehr Kubikmeter Fr. 150.—. 
U n t e r n e h m e r p a t e n t e : Vis 100 m'Fv. 10.—, 101—500 m3 
Fr. 30.—. 500 und mehr Kubikmeter Fr. 50.—. 
A r t. 4. — Es ist den Inhabern von Holzhandelsvatenten unter-
sagt, ohne vorherige Erlaubnis des Kreisforstinspektors Holzverkäufe 
abzuschließen 
Ar t . 5. — Die Inhaber von Holzhandelspatenten sind verpflich-
tet. die für ihre Patentkategoiie vorgesehene Holzmenge strikte einzu-
halten. 
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Es ist den Inhabein von Holzhandelspatenten gestattet, im Vei-
laufe der Velkaufskampagne das Patent für eine höheie als ui-
splünglich verlangte Kategorie nachzusuchen, unter Bezahlung des 
Diffeienzbetillges, 
A r t. 6. — Die Inhaber von Holzhandelspatenten können von 
den Kreisfolstinspektoren sür die Lieferung von Kontingenten her-
beigezogen werden. 
A i t. 7. — Das höheie und das untere Forstpersonal, die Kan-
tonspolizei, t>ie Kliegswirtfchaftsämter des Kantons und der Ge-
meinden sorgen für die Beobachtung des gegenwärtigen Beschlusses. 
Sie zeigen die Uebertretungen dem Forstdepartomente an, 
A i t. 8. — Verfügung Nr. 5 des Foistdepartementes vom 6. De-
zember 1940 ist aufgehoben. 
Ar t . 9. — Die Gebühren für Patente fließen in den kantonalen 
Aufforftungsfonds. 
Ar t . IN. — Straf Bestimmungen. 
1. Widerhandlungen gegen den vorstehenden Etaatsratsbeschluh 
werden bestraft gemäß Art. 7 der Beifügung des K3AA. über Rund-
Holzhandel und den Bestimmungen des Staatslatsbeschlusses vom 
12. November 1940 betreffend die Versorgung des Landes mit Holz. 
2. Die Strafen werden vom kantonalen Forstdepartemente ausge-
sprechen. 
3. Gegen die vom Forstdepartement getroffenen Entscheide kann 
innert der Frist von 19 Tagen beim Staatsrat Rekurs eingelegt wer-
den. 
Dieser Beschlufz tritt sofort in Krast. 
Das ssorstdepartement wird mit dem Vollzug beauftragt. 
Also beschlossen vom Staatsrate in der Sitzung vom 13. Februar 
1942, um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 22. Fe-
bruar 1942, in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben zu 
werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
C y r. P i t t e l o u d. 
Der Staatskanzler: 
N. R o t e n. 
Transportbewilligungen 
(A. V. 1194) 
Das Forftdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Vundesratsbeschlus; vom 13. Juni 1941; 
Eingesehen die Verfügung Nr. 2 des EVD. über die Einführung 
der Vewilligungspflicht für Transporte von für die Landesversor-
gung wichtigen Gütern vom 5. Dezember 1941; 
Eingesehen die Ausfühlungsbestimmungen der Sektion sür Holz 
des KIAA vom 8. Dezember 1941; 
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Eingesehen die Weisungen der Sektion für Holz des K3AA. vom 
29. Januar 1942; 
Eingesehen den Staatsratsbeschlutz vom 12. November 1940; 
bringt dem Publikum zur Kenntnis, daß jeder Transport der nach-
folgenden Foistprodukte einer vorgängigen Bewilligung bedarf! 









Rundholz aller Art. 
Rebstickel. 
Schindeln. 
Schnittwaren (nur für Transport außer Kanton). 
gestützt auf den Staatsmtsbeschlus; vom 12. November 1940. 
Ausstellung der Transportbewilligungen. 
A. Alle Bewilligungen für den Transport der erwähnten Forst-
Produkte a u ß e r Kanton werden von der kantonalen Zentralstelle für 
Holz ausgestellt. 
B. Die Bewilligungen für den Transport der erwähnten Forst-
Produkte i n n e r h a l b des K a n t o n s werden gemäß Verfügung 4 
des Foistdepartementes ausgestellt. 
C. Die Transportbewilligungen für den Transport von Holzkohle 
werden ausschließlich von der kantonalen Zentralstelle für Holz aus-
gestellt. 
Titten, den 14. Juli 1942. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes' 
A. Fama . 
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Verfügung Nr. 1 
betreffend den Transport von Fichtenrinde. 
(A. B. 1195) 
Das Forftdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates vom 12. November 1940, 
b e s c h l i e ß t : 
Ar t . 1. — Jeglicher Transport von Fichtenrinde ist nur mit einer 
Bewilligung der kantonalen Zentralstelle für Holz gestattet. 
Sitten, den 15. Juli 1942. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes! 




vom 14. Juli 1942 
über den Gebührentarif der kantonalen Zentralstelle für Holz. 
(U.V. 1187) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Staatsiatsbeschluh vom 14. Januar 1942 betreffend 
die Schaffung dei kantonalen Zentralstelle für Holz; 
Eingesehen Alt. 11 des Dekretes vom 22. Mai 1875 zur Vestim-
mung des Tarifs für Verwaltungsakte^ 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1989 betreffend der vom 
Staatsrate ergriffenen Maßnahmen und die ihm übertragenen be-
sonderen Vollmachten für die Zukunft; 
Eingesehen die Weisungen des Eidg. Volkswirtschaftsdepartementes 
vom 22. Januar 1942 betreffend die Holzoersorgung; 
Eingesehen den Staatsratsbeschluh vom 12. November 1949 betres-
fend die Versorgung des Landes mit Holz; 
Auf Antrag des Forftdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
A r t . 1. — Die kantonale Zentralstelle für Holz ist ermächtigt, 
folgende Newilligungs- und Verwaltungsgebühren zu erheben! 
I. Verlaufsholz. 
a) V e r k ä u f e im K a n t o n . 
1. Nutzholz per Kubikmeter 3« Rp. 
2. Vrennholz per Tter oder per 30 Wellen 20 Np. 
Die Taxen werden auf Grund der Schlagbewilligung erhoben. Die 
endgültige Abrechnung erfolgt auf Grund des Holzaneikennungsbe-
lichtes. Die Hälfte der Gebühr geht zu Lasten des Käufers. Hievon 
ausgenommen find Sägereiabfälle. 
b) V e r k ä u f e a u ß e r h a l b d e s K a n t o n s . 
1. Nutzholz per Kubikmeter 25 Rp, 
2. Vrennholz, inbegriffen Sägereiabfälle, per Ster oder 
per 30 Wellen 25 Rp. 
Die Taxen gehen zu Lasten des Käufers und weiden mit der Er-
teilung der Tlansportbewilligung erhoben. 
c) V o m V u n d e a u f e r l e g t e P f l i c h t k o n t i n g e n t e . 
Brennholz, Papierholz, Holzwolleholz, Gasholz usw. per 
Ster oder 30 Wellen 25 Rp. 
Die Taxen fallen zu Lasten des Käufers und werden von der tan-
tonalen Zentralstelle direkt erhoben. 
d) S p e z i a l s o r t i m e n t e . 
Schlagbewilligung für Nußbäume per Kubikmeter Fi. 1 — 
Minimum Fr. 1.— pro Bewilligung. 
Die Gebühr geht zu Lasten des Käufers. Die Taxe wird mit der 
Erteilung der Schlllgbewilligung durch die Zentralstelle für Holz er-
hoben. 
e) G e r b e r l i n d e . 
5 Rappen per 100 Kilo zu Lasten des Käufers. 
Die Taxe wird mit der Erteilung der Transportbewilligung er-
hoben. 
II. Holzkohle. 
5 Rappen per 100 Kilo. Die Gebühr geht zu Lasten des Käufers 
und wird auf Grund des Monatsberichtes des Wallifer Holzkohlen-
ploduzentenoeibandes oder bei der Eiteilung der Transportbewilli-
gung erhoben. 
D i e u n t e i i und n g e n a n n t e n T a x e n f ind fowoh l 
fü r den ö f f e n t l i c h e n a l s auch fü r den P r i v a t w a l d 
a nwe n db a r. 
I I I . Transportbewilligungen. 
Für das Ausstellen jeder Transportbewilligung 20 Rp. 
A l t . 2. — Besondere Bestimmungen. 
a) Alles Holz, ias für den Eigenverbrauch bestimmt ist, ist von den 
vorgenannten Gebühren ausgenommen. 
b) Für Holz, für welches die Schla<gbewilligung vor dem Inkrafttreten 
dieses Beschlusses erteilt wuide. wird auf Grund der Holzaner-
kennungsberichte für Nutzholz eine Gebühr von 15 Rp. und für 
Brennholz eine Gebühr von 10 Rp. per Stet oder 30 Wellen er-
hoben. Die Gebühren gehen zu Lasten des Käufers. 
Diese Bestimmungen finden keine Anwendung für Holzoer-
kaufe außerhalb des Kantons,' für letztere gelten die unter 1b an--
gefühlten Gebühren. 
c) Die Taxe für die Erteilung der Transpoltbewilligung für Tians-
porte innerhalb des Kantons ist von den Kleisfolftämtein zu ei-
heben. Bewilligungen für Eifenbahntlansporte sind ebenfalls mit 
20 Rp. zu verrechnen. Die Abrechnung erfolgt auf Ende des Tli-
mesteis gemäß speziellem Formulai. 
d) Die Taxen werden nui einmal erhoben, d. h. beim ersten Verlaufs« 
abschlutz zwischen Besitzer und Käufer. 
Die Taxen dürfen nicht übertragen weiden. 
e) Bei einem direkten Verkauf außer Kanton wird nur eine Taxe 
von 25 Rp. per Kubikmeter Nutzholz, eine Taxe von 25 Rp. per 
Stet oder 30 Wellen für Brennholz erhoben. 
Die Taxen fallen zu Lasten des Käufers, 
s) Für Holz, welches von einem Zwischenhändler gekauft und her« 
nach exportiert wird, wird nur die Differenz der Taxen erhoben, 
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d. h. Nutzholz 1U Rp. per Kubikmeter. Viennholz 15 Rp. per Etei 
oder 30 Wellen. 
Die Differenz der Tazen geht zu Lasten des Käufers, 
g) Das höhere und das untere Forftperfonal, die Kriegswirtschafts-
ämter des Kantons und der Gemeinden sorgen für die Veobach-
tung des gegenwärtigen Beschlusses. 
A r t. 3. — Tttasbestimmungen. Widerhandlungen gegen den vor-
stehenden Etaatsratsbeschluß werden bestraft gemäß.' 
a) Art. 59 des Dekretes vom 22. Mai 1875 betreffend die Bestimmung 
des Tarifs fur Verwaltungsakte. 
b) Nundesilltsüefchlutz vom 13. Juni 1941 betreffend den Transport 
von für die Landesveiforgung wichtigen Gütern und die Ver-
fügung des Eidg, Volkswirtschaftsdepartementes vom 5. Dezember 
1941 betreffend die Kontrolle jeglichen Transportes von Holz und 
Holzkohle per Eisenbahn, per Schiff, mit Motorfahrzeugen oder 
per Fuhrwerk. 
c) Bestimmungen des Staatsiatsbefchluffes vom 12. November 1940 
betreffend die Versorgung des Landes mit Holz. 
Die Strafen werden vom kantonalen Forftdepartement ausge-
sprachen. Gegen die vom ssorftdepartement getroffenen Entscheide 
kann innert der Frist von IN Tagen beim Staatsrate Rekurs einge-
legt weiden. 
Ar t . 4. — Der gegenwärtige Beschluß tritt sofort in Kraft. Das 
Forstdepartement wird mit dem Vollzug beauftragt. 
A r t. 5. — Der Staatsratsbeschlus; vom 23. Januar 1942 betref-
fend den Gebührentarif der kantonalen Zentralstelle für Holz wird 
aufgehoben. 
Also beschlossen vom Staatsrate in der Sitzung vom 14. Juli 1942, 
um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 19. Juli 1942, 
in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
M. T r o i l l e t. 
Der Staatskanzleri 
N. R o t e n . 
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Verbot 
des Heidelbeerpflückens im Aletschwald. 
(A. B. 1268) 
Der Vorsteher des Forstdepartementes, 
In Vollziehung des Staatsratsbeschlusses vom 5. Mai 1933, womit 
der Aletschwald unter unbedingten Schutz gestellt wird, 
bringt der Bevölkerung der Gemeinde Ried-Mörel und der umlie-
genden Gemeinden erneut die mit dem oben erwähnten Staatsrats-
befchlutz sanktionierten Verbote in Erinnerung. 
Danach ist im ausgemaichten, nordwestlich der Gratlinie Rieder-
fuila-Maosfluh gelegenen Teil des Aletschrnaldes bei einer V u tz e 
b i s Fr. 5N0.— v e r b o t e n : 
Jeder Holzschlag, das Sammeln von Dürrholz und Aesten, das Aus-
graben, Ausreißen und jede andere Beschädigung von Bäumen und 
Pflanzen aller Art, namentlich auch das Pflücken und Sammeln von 
Vlumen, Früchten und Zapfen. 
Unter dieses Verbot fallt insbesondere auch das Pf lücken von 
H e i d e l b e e r e n im eigentlichen Reservatgebiet, das zur Schonung 
des forstlichen Jungwuchses im höhern Interesse der Erhaltung des 
Aletschwaldes als eines Naturdenkmals bei Straffolge zu r'espek-
tieren ist. 
Das gegenwärtige Verbot ist am Sonntag, den 16. August 1942, in 
allen Gemeinden des Bezirkes Oestlich-Naron bekannt zu geben und 
zwar unter Verantwortung der zuständigen Gemeindeverwaltungen. 
Sitten den 5. August 1942. 
Der Vorsteher des ForstdeMltementes: 
A. F a m a . 
Vefchluh 
vom 13. November 1942 
betreffend die vorübergehende Erhöhung der Gehälter 
der Revierförster. 
(A. B. 1974) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
I n Anbetracht der Teuerung der Lebenshaltung und des Arbeits-
zuwachfes für die Renierförfter,' 
Eingesehen den Art. 84 des Foiftgesetzes vom 11. Mai 1910; 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939, das dem Staats-
rat für die Zukunft besondere Vollmachten erteilt,' 
Auf Antrag des Forftdepartementes, 
besch l i eß t : 
A r t. 1. — Die gegenwärtigen Gehälter der Revierförfter sind 
vom 1. Januar 1943 an i n a l l e n G e m e i n d e n des K a n t o n s 
um 25 %> zu erhöhen. 
A r t . 2. — Der Kantonsanteil an die von den Gemeinden den 
Revieiförstern ausbezahlten Gehälter wird im gleichen Maße erhöht. 
A i t. 3. — Der gegenwärtige Beschluß hat vorübergehenden Eha-
rakter und wird widerrufen, sobald die gegenwärtige, außerordentliche 
Lage sich verbessert. 
Er tritt am 1. Januar 1943 in Kraft. 
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Also beschlossen vom Staatsrat in bei Sitzung vom 13. November 
1942, um im Amtsblatt vom 20. November 1942 veröffentlicht zu wer-
den. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M. T i o i l l e t. 
Der Staatskanzler: 
N. N o t e n . 
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Vefchluh 
betreffend die Erhebung der Taxen für die Holzschlag- und 
Holzverlllufsbewilligungen vom 14. Dezember 1942. 
(21. 33. 2199) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
eingesehen das Dekret vom 22. Mai 1875 zur Festsetzung der Ta-
rife für die Verwaltungsakte-
eingesehen das Dekret vom 11. November 1941, das die vorüber-
gehenden Maßnahmen zur Verbesserung der Finanzlage vorsieht; 
in Anwendung des Beschlusses vom 19, Juli 1876 betreffend die 
Erhebung der Gebühren für das Schlagen und Flößen von Holz,' 
Auf Vorfchlag des Forstdepartements, 
b e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Die Eesuchsteller für eine Bewilligung zum Schlagen 
und Verkaufen von Holz aus einem öffentlichen oder privaten Wald 
zahlen an die Staatskasse: 
a) eine Grundtaze von 2 Franken und eine Gebühr von 19 Nappen 
pro Kubikmeter für die vom Forstdepartemente ausgestellten 
Schlag- und Verkaufsbewilligungen. 
b) eine Erundtaxe von 5 Franken und eine Gebühr von 19 Nappen 
pro Kubikmeter für die vom Staatsrat ausgestellten Schlag- und 
Verkaufsbewilligungen. 
A i t. 2. — Die Ster werden in Kubikmeter umgewandelt durch 
Anwendung des Umwandlungsfaktors: 1 Ster = 9,799 in3. 
Ar t . 3. — Der bisherige Tarif wird aufgehoben. 
A i t. 4. — Der gegenwärtige Beschluß tritt unverzüglich in Kraft. 
Das Forstdepartement wird mit dessen Ausführung betraut. 
Also beschlossen vom Staatsrat in der Sitzung vom 14. Dezember 
1942. um im Amtsblatt veröffentlicht und in allen Gemeinden des 
Kantons am Sonntag, den 29. Dezember 1942. bekannt gegeben zu 
werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M T r o i l l e t . 
Der Staatskanzler: 
N. N o t e n . 
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Anmerkung. Der bisherige Tarif für Verkaufsschläge war folgender: 
Durch das Forstdepartement erteilte Bewilligungen an Private: 
für 5—15 m3 Fr. 3.— 
16—25 m3 Fr. 4.— 
26—30 m3 Fr. 5.— 
durch den Staatsrat erteilte Bewilligungen an 
Private: Gemeinden: 
für 31 — 50 m3 Fr. 10.— bis 20 m3 Fi. 5 — 
51—100 m3 Fr. 12— fül 21 — 50 in3 Fl. 10.— 
101—150 in3 Fl. 15.— 51—100 m3 Fr. 12 — 
151 und mehr m3 Fr. 20.— 101—150 m3 Fr. 15 — 
151 und mehr in3 Fr. 20.— 
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Velchluß 
vom 13. November 1942, 
betreffend die Versorgung des Landes mit Holz. 
(21. 23. 2035) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Vundeslatsbeschluß vom 25. Juni 1940 betreffend 
die Sichelftellung der Verfolgung von Volk und Heer mit technifchen 
Rohstoffen, Halb- und Feltigfablikaten; 
Eingefehen die Verfügung Nr. 26 und 36 des eidgenöffijchen Volks-
wirtschaftsdepartementes betreffend die Sichelstellung der Verforgung 
von Volk und Heer mit technischen Rohstoffen und Halb- und Fertig-
fabrikaten (Rr. 26 vom 2. April 1941. Bereitstellung, Verteilung und 
Verwendung von Holz und Holzkohle: Nr. 36 vom 12. Mai 1942 be« 
treffend Holzkohle): 
Eingesehen die Verfügungen Nr. 3 und 4 des Kriegs-Industlie- und 
Arbeitsamtes: (Nr. 3 vom 10. September 1942 betreffend Abgabe und 
Bezug von Rundholz: Nr. 4 vom 10. September 1942 betreffend Pio« 
duktiön, Bereitstellung und Ablieferung von Holz): 
Eingesehen die Verfügung Nr. 7 des Kriegs-Induftrie- und Ar-
beitsamtes vom 26. August 1942 über die Landesverforgung mit festen 
Brennstoffen: 
Eingesehen die Weisungen Nr. 5 BH, 6 VH. 7 BH vom 26. August 
1942 und 8 BH vom 10. September 1942 dei Sektion für Holz des 
eidg. Kriegs-Induftrie- und Arbeits-Amtes: 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die dem 
Staatsrate übertragenen besonderen Vollmachten für die Zukunft: 
Auf Vorschlag des Foistdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
A i t. 1. — Das Forstdepartement wird ermächtigt, die zur Eiche-
rung der Holzversorgung des Landes notwendigen Maßnahmen zu 
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ergreisen und zu diesem Zwecke Veifüqungen zu erlassen betreffend: 
die Ausbeutunss und Lieferung des füi die Landesveifolgung und 
die dem Kanton duich die Vundesbehöiden auferlegten Kontingente 
notwendigen Holzes.' 
die Verteilung und rationelle Verwendung des Holzes im Kanton 
und die lleberwachung und Kontrolle der Preise. 
Ar t . 2. — Soweit die Notwendigkeit zur Sicherung der Versor-
gung des Landes mit Holz es erfordert, ist das Forftdepartement er-
mächtigt. in den öffentlichen und privaten Wäldern Schläge anzuord' 
nen, welche über die Hiebsmöglichkeiten hinausgehen. Die Ueber-
Nutzungen sind später gemäß einem vom storstdienste aufgestellten 
Plane einzusparen. 
A r t. 3. — Ohne vorheriges schriftliches Gesuch an den Kreisforst-
inspeltor und ohne dessen schriftliche Bewilligung darf nicht das ge-
lingfte Quantum Holz geschlagen werden. 
Die Schlagbewilligungen werden erteilt! 
a) Für Verkaussschliige: durch den Staatsrat beziehungsweife durch 
das forftdepartement. 
h) M i Velteilungsfchläge und für Holz für den Eigenbedarf! durch 
die Kreisforftinfpektoren. 
A i t. 4. — Das Schlagen von Kastanien-, Nußbäumen und Pap-
peln ist den diesbezüglichen eidgenössischen Bestimmungen unterworfen. 
Das Schlagen von Obst- und Zierbäumen ist freigestellt, immerhin 
muß das dabei anfallende Brennholz unverzüglich nach dem Schlag 
dem Gemeinde-Vrennstoffamt gemeldet werden. 
A r t. 5. — Das forftdepartement bestimmt die von den einzelnen 
Waldeigentümern für die Versorgung des Landes und die eidgenössi-
schen Kontingente *.u liefernden Holzmengen unter angemessener Ve-
rllcksichtigung der Umstände und des Abgabesatzes 
Es kann über in Ausführung begriffene Hölzschläge verfügen, so-
weit der Eigenbedarf gedeckt und der Ueberschuß für die Landesver-
forgung und die eidgen. Kontingente notwendig ist. Es ist berechtigt, 
die Zeiten, Orte und weiteren Lieferungsbedingungen, wie auch die 
Qualität und die Dimensionen der verfchiedenen Sortimente zu be-
stimmen. 
A r t. 6. — Ohne vorherige Bewilligung des Forstdepartementes 
können die Waldbesttzer ihr Holz nicht verkaufen. 
A r t . 7. — Zur Deckung der Bedürfnisse kann das Forstdeparte-
ment die Ausfuhr von Holz aus dem Kanton verbieten. 
A r t . 8. — Das foiftdevartement kann dem Mandel die für die 
Versorgung des Landes mit Holz notwendigen Maßnahmen aufer-
legen. 
Unter anderm darf es Hol'vorräte mit Beschlag belegen, insofern 
dieses Holz für die Landesoersoigung unerläßlich notwendig ist. 
A r t . 9. — Holzhandel. Nur jene, die Inhaber der eidgenössischen 
Nundholz- bzw. Brennholzhändlerkarte sind, sind zur Ausübung des 
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Holzhandels berechtigt. Die Unternehmer von Schlägen müssen eben-
falls im Besitze eines kantonalen Unternehmeipatentes für Holzschläge 
sein. 
Ar t . 10. — Das höhere und das untere Foisipeilonal, die Kan-
tonspolizei, die Oitspolizisten, die Wegmeistei, die Kiiegswiltschafts-
ämtei des Kantons und der Gemeinden sorgen für die Beobachtung 
des gegenwärtigen Beschlusses und der kantonalen und eidgenössischen 
Vorschriften betreffend die Holzversorgung des Landes. Sie zeigen die 
Uebertretungen dem ssorsidepartemente an. 
Ar t . 11. — Widerhandlungen gegen den gegenwärtigen Beschluß 
oder seine Ausführungsbestimmungen und alle einschlägigen Ver-
fügungen werden gemäh Vundesratsbeschlus; vom 24. Dezember 1941 
über die Verschärfung der kriegswirtschaftlichen Strafbestimmungen 
und deren Anpassung an das schweizerische Strafgesetzbuch bestraft. 
Der Ausschluß von jeglicher wettern Holzlieferung, die vorsorgliche 
Schließung von Geschäften, sowie der Entzug anfälliger Bewilligungen 
bleiben vorbehalten. 
Ar t . 12. — Gegen die vom Forsidepartement getroffenen Lnt-
scheide kann innert der Frist von 20 Tagen beim Staatsrat Rekurs 
eingelegt werden. 
Ar t . 13. — Der gegenwärtige Beschluß tritt unverzüglich in Kraft. 
Das Forsidepaitement wird mit seiner Ausführung beauftragt. 
Ar t . 14. — Der Staatsratsbeschluß vom 12. November 1940 ist 
widerrufen. 
Also beschlossen vom Staatsrat in seiner Sitzung vom 13. Novem-
bei 1942. um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 29. 
November 1942, in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben 
zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M. T i o i l l e t. 
Der Etaatskanzler: 
N. No ten . 
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Veschluh 
vom 13. November 1942, 
betreffend das Sammeln von Leseholz in den Wäldern des Kantons. 
(A.B. 2038) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Staatsratsbeschluß vom 13. November 1942 betref« 
fend die Landesversoigung mit Holz: 
Eingesehen die Weisung Nr. 5 BH der Sektion für Holz des Kriegs-
Industrie- und Arbeitsamtes vom 28. April 1942; 
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Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die dem 
Staatsrate übertragenen besondern Vollmachten für die Zukunft; 
Auf Voifchlac; des Forstdepaitementes, 
b e s c h l i e ß t : 
Art , 1. — Sowohl dem Bürger als dem Nichtbulgei ist es ge= 
stattet, gegen Bezahlung der ortsüblichen Taxe, für seine persönlichen 
Bedürfnisse in allen öffentlichen Waldungen (Bürger- und Munizipal-
Waldungen) seiner Wohngemeinde Leseholz zu sammeln. 
Dieser Artikel ist auf die „Rapes" nicht anwendbar. 
Art . 2. — Als Leseholz sind gemäß gegenwärtigem Beschluß zu 
betrachten: Aeste. Zapfen und Rinden, die auf dem Boden herum-
liegen. 
Für dürre stehende und liegende Pflanzen ist das Burgerreglement 
maßgebend. 
A r \. 3. — In den Wäldern, wo Holzausbeutungen stattfinden, 
oder die durch Windwurf, Schneediuck oder Steinschlag gelitten haben, 
ist das Sammeln erst nach der Holzabfuhr und einer von der Forst-
kommission gegebenen Bewilligung gestattet. 
A r t. 4. — Das Sammeln des Lefeholzes ist auf die von der 
Forftkommission jeder Gemeinde bestimmten Tage und Wälder be-
schränkt. 
A r t . 5. — Für den Transport von Leseholz aus einer Gemeinde 
in die andere muß vorerst eine Bewilligung eingeholt werden. 
A r t. 6. — Die Waldbesttzer können vermittelst eines beim Forst-
département einzureichenden begründeten Gesuches das Verbot für 
das Sammeln von Leseholz in gewissen Waldungen erwirken. 
A i t. 7. — Derjenige, welcher Leseholz sammelt, ist dem Wald-
besitz« gegenüber für allen Schaden verantwortlich. 
A r t . 8. — Wenn das Interesse des Landes es verlangt, kann 
der Staatsrat die Bewilligung zum Sammeln von Leseholz auch auf 
andere Wälder und auf ändere Tage als jenen von der Forstkom-
mission festgesetzten ausdehnen. 
A r t. 9. — Jede Uebertretung wird entsprechend dem kantonalen 
Forstgesetz vom 11. Mai 191N und dem Staatsratsbeschluß vom 13. 
November 1942 betreffend die Landesversorgung mit Holz bestraft. 
A r t . IN. — Der gegenwärtige Beschluß tritt unverzüglich in 
Kraft. Das Forstdepartement wird mit feiner Ausführung beauftragt. 
Also beschlossen vom Staatsrat, in seiner Sitzung vom 13, Novem-
bei 1942. um im Amtsblatt veröffentlicht und am' Sonntag, den 29. 
November 1942. in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben 
zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M. T r o i l l e t . 
Der Staatskanzler: 




vom 13. November 1942, 
betreffend den Holzhandel im Kanton Wallis. 
(21. 23. 2036) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Vun'desratsbeschluß betreffend die Kosten der 
Lebenshaltunn und den Schutz der regulären Marttveriorgung vom 
1. September 1939; 
Eingesehen den Beschluß des Staatsrates betreffend die Versor-
gung des Landes mit Kolz vom 13. November 1942: 
Eingesehen die Verfügung Nr. 3 des Kriegs-Industrie- und Ar-
beitsamtes über Abgabe und Bezug von Rundholz vom 10. Septem-
bei 1942: 
Eingesehen die Verfügung Nr. 6 des K3AA. betreffend die Vrenn-
holzhändlerkarte vom 20. April 1942; 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die 
dem Staatsrate übertragenen besondern Vollmachten für die Zukunft; 
Auf Vorschlag des Forstdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Nur die Inhaber von Holzhandelspatenten können 
fiolz taufen, um es wieder zu verlaufen. Für den Holzhandel im 
Kanton gibt der Staat folgende Patente ab: 
A. Patent für Vrennholzhandel. 
Dieses Patent ermächtigt den Inhaber, Brennholz auf dem Stock 
oder aufgerüstet zu kaufen, um es als Sterholz oder aufgearbeiteter 
Form weiter zu verkaufen. 
Alle Personen, die aus ihren Betrieben anfallende Abfälle ver-
taufen, müssen ebenfalls im Besitze dieses Patentes sein. 
B. Patent für Rundholzhandel. 
Dieses Patent ermächtigt den Inhaber, Holz auf dem Stock oder 
gefällt zu kaufen und es als Rundholz weiter zu verkaufen. 
Alle Holzhändlei wie: Vermittler. Zwischenhändler, Vertreter von 
Firmen usw. müssen im Besitze der unter A und B genannten Patente 
sein. 
C. Patente für Unternehmer von Holzfchlägen. 
Die Holzfchlagunteinehmer, weitste Holz auf dem Stock kaufen, um 
es nachher weiter zu verkaufen, muffen im Besitze dieses Patentes sein. 
Die Patente A und B weiden nur an Inhaber der eidgenössischen 
Karte für den Handel mit Nutz- und Brennholz abgegeben. 
• Ar t . 2. — Dem Patentbezug nicht unterworfen sind: 
a) die Personen und Firmen, welche Rundholz einkaufen, um es in 
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ihrem eigenen Betriebe zu verwenden ober zu verarbeiten unb 
als Halbfabrikat ober fettig verarbeitet weiter zu verkaufen. Da-
gegen ist es ihnen strengstens unrerfagt, Holz, welches ihnen zu 
biefen Zwecken zugesprochen warben ist, als Rundholz weiter zu 
verlaufen' 
d) bie Waldeigentümer, welche holz aus ihren eigenen Wäldern ver-
kaufen. 
Ar t . 3. — Patent-Taxen. P a t e n t A: Vis 200 Stet Fr. 10.— 
von 201—500 Stet Fr. 30.—, von 500 unb weht Stet Fr. 50.—. 
P a t e n t B: Vis 100 m3 Fr. 20.—. von 101—500 m3 Ft. 50.—, 
von 501 unb weht Kubikmeter sst. 150.—. 
P a t e n t C: bis 100 m3 Ft. 10.—, von 101—500 m3 Ft.30.—, 
von 501 unb meht Kubikmeter Ft. 50.—. 
311t. 4. — Es ist den Inhabetn von Holzhandelspatenten untet-
fagt. ohne vothetige Erlaubnis bes Kteisfotftinfpektots Holtet-
kaufe abzuschließen. 
A11. 5. — Die Inhaber von Holzhandelspatenten sind verpflich-
tet, bie für ihre Patentkategotie vorgesehene Holzmenge strikte ein-
zuhalten. 
Es ist ihnen feboch gestattet, iht Patent gegen ein Patent bet 
höheten Kategotie umzutauschen bei Entrichtung ber sich dabei et-
gebenben Differenz. 
A r t. 6. — Die Inhaber von Holzhandelspatenten können von den 
Kieisfotftinspektoten für die Liefetung von Kontingenten herbeige-
zogen weiden. 
A r t. 7. — Das höhete und das untete Fotstpetsonal. die Kan-
tonspolizei. die kantonalen und kommunalen Kriegswittschaftsämtet 
sotgen für die Beobachtung des gegenwärtigen Beschlusses. Sie zeigen 
die Uebettietungen dem Foistbepariemente an. 
Ai t . 8. — Wideihandlungen gegen den gegenwärtigen Beschluß 
unb seine Ausführungsbestimmunqen und alle einschlägigen Beschlüsse 
werden aemäss Bunbesratsbeschlun vom 24. December 1941 über bie 
Berswärfung bet kriegswirtschaftlichen Strafbestimmungen unb beren 
Anpassung an bas schweizerische Strafgeiehbuck bestraft. 
Der Ausschluß von seglicher weitern Holzlieierung, bie vorsorgliche 
Schließung von Geschäften, sowie der Entzug allsälliger Bewilligungen 
bleiben vorbehalten. 
A r t. 9. — Gegen die vom Forstdepartement getroffenen Ent-
scheide kann innert der Frist von 20 Tagen beim Staatsrat Rekurs 
eingereicht werden. 
Ar t . 10. — Die für die Holzhandelspatente bezogenen Gebühren 
werben auf das Spezialkonto der Transport-Ausgleichskasse gebucht. 
Ar t . 11. — Der Beschluß des Staatsrates vom 13. Februar 1942 
betreffenb ben Holzhandel im Kanton Wallis ist aufgehoben. 
Ar t . 12. — Der gegenwärtige Beschluß tritt unverzüglich in 
Kraft. 
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Das Foistdepartement wird mit dem Vollzug beauftragt. 
Also beschlossen vom Staatsrat, in seiner Sitzung vom 13. Novem-
bei 1942, um im Amtsblatt veröffentlicht und am Sonntag, den 29, 
November 1942, in allen Gemeinden des Kantons bekannt gegeben 
Sil werden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
M. T r o i l l e t . 
Der Staatskanzlei! 
N. R o t e n . 
94 
Vefchluß 
vom 13. November 1942. 
betreffend den Transport von Holz. Holzkohle und Torf. 
(A. SB. 2039) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Vundesratsbeschlutz vom 13. Juni 1941 über den 
Transport von für die Landesveisorgung wichtigen Gütern: 
Eingesehen die Verfügung Nr. 2 des eidg. Volkswirtschaftsdeparte-
mentes über den Transport von für die Landesveisorgung wichtigen 
Gütern vom 5. Dezember 1941; 
Eingesehen die Verfügung Nr. 1 des Kriegs-Industrie- und -Ar-
beits-Amtes über die Einführung der Vewilligungspflicht für Trans-
porte von für die Landesveisorgung wichtigen Gütern, Transport von 
Holz, Holzkohle und Torf, vom IN. September 1942; 
Eingesehen das Kreisschreiben Nr. 3 A H der Sektion für Holz 
vom 19. September 1942; 
Eingesehen den Staatsratsbeschluß vom 13. November 1942 betief-
fend die Verfolgung des Landes mit Holz; 
Eingefehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die dem 
Staatsrate übertragenen besondern Vollmachten für die Zukunft; 
Auf Vorschlag des Foistdepaitements, 
beschließt: 
A r t . 1. — Für den Transport sämtlicher nachstehend angeführter 
Foistprodutte über die Gemeindegrenze hinaus ist vorgehend eine 
Transportbewilligung einzuholen: Vrennholz. inbegriffen die Sägerei-
abfalle. Aeste, Schlag-Ueberreste. Abschnitte usw., rohes und gebrauchs-
fertiges Gasholz. Vapierholz, Holzwolleholz. Induftiie-Abfallholz, 
Sägemehl. Holzkohle, Nutzholz (Nundholz, Pfähle, Nebstecken, Echin-
dein usw.), Torf (roher Torf, wie alle daraus bereiteten Produkte: 
Vrikett mit oder ohne Zufatz anderer Stoffe, Torf, der zur Einstreu 
oder Mistbereitung dient, wie auch der frische Torf). 
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Der Iransport von Schnittholz ist im Kanton frei' der Transport 
ausserhalb des Kantons ist hingegen einer Bewilligung unterworfen. 
Das Forstdepartement kann die Transportbewilligungspjlicht auch 
auf andere hier nicht angeführte Holzfortimente ausdehnen. 
A r t. 2. — Allgemeines. Perfonen und Unternehmungen, welche 
die Ware mit eigenen Verkehrsmitteln transportieren oder durch 
ssuhrhalter transportieren lassen, haben gemäß Art. 5 des gegenwär-
tigen Befchlusses bei der zuständigen Behörde eine Transportbewilli-
gung einzuholen. 
Die Transportbewilligung ersetzt keinesfalls die anderen vorge-
fchriebenen Schriftstücke wie Kaufgütfchein, Holzhändlerkarte usw. 
Art . 3. — Wer den Transport eines der in Art. 1 angeführten 
ssorstprodukte übernimmt, mutz vor der Ausführung desselben vom 
Versender die Aushändigung der Transportbewilligung verlangen. 
Ar t . 4. — Sobald der Transport ausgeführt ist, muß die Trans-
portbewilligung innert 3 Tagen durch den Gesuchfteller an jene Amts-
stelle, welche die Bewilligung ausgestellt hat, zurückgesandt werden, 
Falls der Transport innert der auf der Bewilligung angegebenen 
Frist nicht zur Ausführung gelangt ist, mutz vor dein Ablauf der GUl-
tigleit um eine Verlängerung der Bewilligung nachgesucht werden. 
A r t. 5. — Erteilung der Transportbewilligungen. 
;i) Alle Bewilligungen für den Transport von im vorstehenden Ar-
tikel 1 angeführten ssorftprodukten außerhalb des Kantons wer-
den durch das kantonale Holzamt ausgestellt. 
!>> Die Bewilligungen für jeglichen Transport von Holzkohle, Torf, 
Sägemehl und rohes oder gebrauchsfertiges Easholz werden aus-
schließlich durch das kantonale Holzamt ausgestellt. 
c) Die Bewilligungen für den Transport anderer und unter b) nicht 
angeführter Forstprodukte werden durch die Kreisforstinspektoren 
ausgestellt. 
d) Für den Transport von einem Kreis in den andern unterrichten 
sich die Kreisforstinspektoren gegenseitig durch die Uebermittlung 
von einem Doppel der'ausgestellten Transportbewilligung. 
A r t. 6. — Gesuche um Transportbewilligung. Alle Transportbe-
willigungsgesuche sind an die zuständigen Kreisforstinspektoren zu 
richten. Diese stellen die Bewilligung aus oder übermitteln sie eintre-
senden Falles mit ihrem Gutachten an das kantonale Holzamt. 
Ar t . 7. — Die Transportbewilligungen sind kreisweise fortlau-
fend zu numerieren und müssen genaue Angaben enthalten über: das 
Quantum des zu transportierenden Forstproduktes, das Sortiment, 
die Herkunft, die genaue Adresse des Empfängers und die Gültigkeits-
dauer der Transportbewilligung. 
Ar t . 8. — Brennholz inklusive Industrieabfälle, Sägemehl und 
Torf, die in Verbindung mit einem Haushaltungs-Umzug transpor-
tiert werden und mengenmäßig den üblichen Nahmen nicht über-
steigen, bedürfen keiner Transportbewilligung. Diefe Regelung gilt 
für Straßen- und Bahntransporte. 
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Vorbehalten bleibt die von Ott Sektion für Kraft und Wärme 
für Brennmaterialien verlangte Mitnahmebewilligung des zuftän-
digen Eemeindebrennstoffamtes, 
A r t. 9. — Kontrolle. Das höhere und das untere Forstpersonal. 
die Kantonspoli^ei, die Ortspolizisten, die Wegmeister, die Kriegs-
wirtschaftsämter des Kantons und der Gemeinden sorgen für die Ve-
obachtung des gegenwärtigen Beschlusses und zeigen die Uebertreter 
dem ssorftdepartemente an. 
Ar t . IN.— Ttrafbestimmungen. Widerhanvlungen gegen die Ve-
ftimmungen des gegenwärtigen Beschlusses weiden gemäß Bundesrats-
beschluß vom 24. Dezember 1941 über die Verschärfung der kriegswirt-
schastlichen Etrafbcstimmungen und deren Anpassung an das schmelze-
rische Strafgesetzbuch bestraft: vorbehalten bleiben gemäß Art. 9 des 
Bundesiatsbeschlusses vom 13. Juni 1941 über den Transport von den 
für die Landesversorgung wichtigen Gütern, der Entzug t»er allfällig 
ausgestellten Transpörtbewilligungen auszustellen. 
Ar t . 11. — Gegen die vom ssorstdepartement getroffenen Ent-
scheide kann innert der ssrift von 29 Tagen beim Staatsrat Rekurs 
eingelegt werden. 
Ar t . 12. — Der gegenwärtige Beschluß tritt unverzüglich in 
Kraft. Das ssorstdepartement wird mit seiner Ausführung beauftragt. 
A r t. 13 — Die Verfügung Nr. 4 des ssorftdepartementes vom 
6. Dezember 1949 wird widerrufen. 
Alfo beschlossen vom Staatsrate in seiner Sitzung vom 13. No-
nember 1942, um im Amtsblatt veröffentlicht und in allen Gemein-
den des Kantons am Sonntag, den 29. November 1942, bekanntge-
geben zu weiden. 
Der Präsident des Staatsrates! 
M. T i o i l l e t. 
Der Etaatskanzler: 
• N. R o t e n . 
95 
Holiuerkllhluny im Walde 
(21. V. 2083) 
Das Forstdepartement, 
Eingesehen die Verfügung Nr. 26 des Eidg. Volkswirtschaftsdepar-
tementes vom 2. April 1941 über die Sicherstellung der Versorgung 
,von Volk und Heer mit technischen Rohstoffen, Halb- und Fertigfabri-
koten^ 
Eingefehen die Verfügung Nr. 1 HK des Kiiegs-Induftrie- und 
Arbeits-Amtes über die Produktion von Holzkohle vom 16. April 1941: 
Eingesehen die Weisungen der Sektion für Holz: 
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Eingesehen den Etaatsratsbeschluß vom 13. November 1942 betref-
send die Velsorguna des Landes mit Holz, 
b e s c h l i e ß t : 
Die Waldeigentümer sind verpflichtet, alle von Holzschlägen hei-
rührenden Abfälle, welche infolge von Transportschwierigkeiten keinen 
oder nur einen geringen Gewinn abwerfen, für die Verkohlung zur 
Verfügung zu stellen. Die Wälder, darin Holz für die Verkohlung ge« 
sammelt werden soll, sind von den Kreisforstinspektoren zu bezeichnen. 
Die Eigentümer haben sich folglich den vom Forstpersonal gegebenen 
Bestimmungen zu fügen. Gestützt auf die für die Höchstpreise ange-
nommene Grundlage, ist das Forstpersonal ebenfalls befugt, die An-
kaufspreise dieses Holzes festzusetzen und die Holzmenge zu bestimmen. 
Der Rekurs an das Forftdepartement bleibt vorbehalten. 
Im Falle der Nichtbeachtung der gegenwärtigen Bestimmungen 
sind die im Art. 4 der Verfügung Nr. 1 HK des Kriegs-Induftrie- und 
«Arbeits-Amtes vom 16. April 1941 wie die in den Artikeln 3—6 des 
Vundesilltsbeschlusses vom 1. September 1939 betreffend die Kosten 
der Lebenshaltung und den Schutz der regulären Marktversorgung 
vorgesehenen Etrafbestimmungen anwendbar. 
Sitten, den 24. November 1942. 
Der Vorsteher des ForftdeMltementes! 
A. F a m a. 
Verfügung Nr. 1/42 
über die Nutz- und Vrennholz-Produzentenhöchstpreise 
für die Nutzungsperiode 1942—1943. 
(A.V. 2U67) 
Das Forftdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen die Verfügungen Nr. 544 A/42 und 545 A/42 des cid-
genössischen Volkswirtschaftsdepaitementes, Preiskontrollstelle; 
Eingesehen den Etaatsratsboschlutz vom 13. November 1942 betref-
fend die Versorgung des Landes mit Holz, 
v e r f ü g t : 
A r t . 1. — Die Einmessung des Holzes hat gemäß den nachfol« 
genden Vorschriften zu geschehen. 
a) Meßgeräte: Für die Längenmessung sind zulässig! Meßband, Meß-
latte und Mehzirkel. Die Meßbänder sind vor Gebrauch zu lon-
trollieren. 
Zur Stäikenmessung dient die geeichte' Kluppe, 
d) Messung der Länge: Die Messung erfolgt bei Langholz, Langholz-
abschnitten und Mittellangholz auf den geraden Dezimeter, bei 
Klötzen und Laubholz auf den Dezimeter. 
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Das Zumatz betlägt mindestens 1 % der Länge. Sofern der 
Schlot (Anhieb) mehr als 1U des Stockdurchmessers betlägt, wild 
er nicht gemessen, andernfalls zui Hälfte. 
c) Messung des Mittedurchmessers: Dei Mitteduichmesser wird auf 
den vollen Zentimeter an entrindeter Metzstelle erhoben, und zwar 
weiden zwei aufeinander fentrecht stehende (in der Regel der 
größte und der kleinste) Durchmesser gemessen und aus beiden 
Messungen das Mittel gezogen. Beispiel: 42/44 = 43 oder 
42/43 = 42. Weist die Metz stelle in der Mitte der Länge anor-
male Verdickungen auf, sind in gleichen Abständen nach oben und 
unten die Durchmesser zu messen: aus beiden Messungen ist das 
Mittel zu nehmen. 
Implägnierstangen werden über der Rinde auf den Zentimeter 
gemessen. 
d) Inhaltsbestimmungen: Dei Inhalt eines Stammes oder Stamm-
stückes wild aus Länge und Mittendurchmesser wenigstens auf 2 
Dezimalen genau berechnet. 
Vei Implägnierstangen ist für die Rinde ein Abzug von 8°/« 
vom Inhalt vorzunehmen. 
Art . 2. — Für alle Holzverkäufe aus öffentlichen und privaten 
Wäldern gelten die nachfolgenden Eortierungs- und Höchstpreis»«-
Ordnungen: 
i. Radel-Rutzholz. 
A. Sortierung. — 1. Obermesser (D) 
30 cm und mehr Mittendurchmesser. 
Nach Qualität sind folgende Klassen zu bilden: 
a Qualität (Oa = ausgezeichnet) : Fehleifieies odei nur mit ge« 
ringfügigen, den Gebiauchswert nicht beeinträchtigenden Fehlern be-
haftetes Holz, gesund, vollholzig, ganz gerade, äutzeilich astiein oder 
fast astrein (Gebilgsholz einseitig astiein). ohne Vuchs. 
Vei Fohlen und Laichen gelinge Tplintbildung und gut gefärb-
ter Kern. 
n Qualität (On = noimal) : Holz normale! Beschaffenheit ohne 
wesentliche Fehler und Mängel, d. h. gerade, nicht stark astig, wenig 
Vuchs, nicht ringschälig, nicht abholzig, nicht ausgesprochen dreh-
wüchsig, wenig haizgallen. 
Stellenweise Hartlot (fleckig) ist toleriert: bei Föhren und Lär-
chen mit sonst gleichen Eigenschaften wie a wird einseitig leichte 
Krümmung gestattet. Ein Stamm darf als gerade angesprochen wer-
den. wenn er nicht mehr als 1 Centimeter per Laufmeter von der 
Geraden abweicht, 
f Qualität (Of = fehlerhaft) : Holz mit wesentlichen Fehlern be-
haftet wie durchgehend rot, krumm, abholzig. grobastig, viele Harz-
gllllen, staik buchsig, dlehwüchsig und lingschälig. 
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an Qualität (Oaa = Spezialsortiment)- Als Spezialsortiment 
gilt bei sonst gleichen Eigenschaften wie a nui besonders hochwertiges, 
für feine technische Epezialzwecke geeignetes Holz, wie feinjähriges 
Gebirgsholz, Echindelholz, Fouinierholz. Als feinjährig gilt Holz, 
bei welchem auf den Centimeter mindestens 5 Jahrringe entfallen 
und auch der Iahiringbau auf dem ganzen Querschnitt gleichmäßig ist. 
2. Untermesser (U) bis 29 Centimeter Mittenduichmessei. 
Die Untermesser bleiben nach der Qualität grundsätzlich unsortiert. 
Iu Epezialzwecken besonders aussortierte Untermesser, welche die 
Qualitätsmeikmllle a aufweifen, bilden die Klasse lla. 
93. Produzentenhöchstpieise. 



































Die Preise verstehen sich per Kubikmeter gesundes, tadellos aufgc-
rüftetes, entrindetes und zugeschnittenes Holz, franko nächste Bahn-
station verladen. 
Bei Verlad auf Schmalspurbahn ist der Preis für Fichten- und 
Tannenholz um Fr. 2.— per Kubikmeter zu reduzieren. 
Die Preise für Mittel-Langholz (Holz von 6 Meter und mehr 
Länge) sind von Fall zu Fall von der kantonalen Zentralstelle für 
Holz genehmigen zu lassen. 
Für die Sortimente Ua, Lärche, Nebstickelholz, kann auf schiift-
liches Gesuch, welches durch den Kreisforftinspektor zu begutachten ist, 
von der tant. Zentralstelle für Holz ein Zuschlag bewilligt werden. 
Wird das Holz unentrindet geliefert, ist ein Abzug von Fr. 1.50 
per Kubikmeter zu machen. 
Minenholz: Siehe Verfügung der Lidgen. Pieiskontrollstelle 
Nr. 634/A/1942 vom 28. Oktober 1942. 
I I . Lllubnutzholz. 
Das Laubnutzholz ist nach Durchmesser und Qualität wie folgt zu 
sortieren: 
A. Sortierung. 
1) Durchmesser. Es gelten folgende Durchmesserstufen! 
1. Klasse 60 Zentimeter und mehr Mittenduichmessei 
2. Klasse 50—59 cm Mittendurchmesser 
3.Klasse 40—49 cm 
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4. Klasse 30—39 cm Mittenduichmessei 
5. Klasse 25—29 cm 
6. Klasse bis 24 Zentimeter Mittenduichmessei 
Gipfel- und Doldenholz ist als solches ausdrücklich zu bezeichnen. 
2) Q u a l i t ä t . 
Elfte Holzartengruppe: Vuche. Eiche, Pappel, Ulme. Kastanie, 
Birnbaum, Nutzbaum. 
1. Vuche. 
a = Fehlerfreies Holz von mindestens 40 Centimetei unter der 
Rinde, gefund, vollholzig, zylindrisch, gerade, nicht gedieht, ast- und 
beulenfrei, gleichmäßigen Iahrringbau mit maximal einem Fünftel 
des Mittenduichmessers, Braun- oder Rottern (Schälstämme). 
n = Holz normaler Beschaffenheit ohne wesentliche Fehler und 
Mängel' toleriert: einseitige leichte Krümmung (Linschnürigteit), 
durchschnittlich ein kleiner gesunder Ast (max. 5 cm Durchmesser) pro 
Laufmeter, Braun- oder Rotkern max. ein Drittel des Mittendurch-
messers, leicht drehwüchsig. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern, wie mehr als ein Drittel 
des Mittendurchmessers Braun- oder Rotkern, stark ästig, krumm, 
stark durchwüchsig, kreuzrissig usw. 
aa = Messelstämme und Fournierftämme. Rebst den Eigenschaf-
ten von a vollständig weißes und astreines Holz von mindestens 
59 cm Mittendurchmessei unter der Rinde. 
3. Eiche. 
a = Fehlerfreies Holz von mindestens 49 cm unter der Rinde, 
gesund, vollholzig, zylindrisch, gerade, nicht drehwüchsig, ast- und 
beulenfiei (2 Klebastgiuppen auf 4 Metei Länge toleriert), mit gleich-
mäßigem feinen Iahrringbau, wenig Splint, kein Buchs, nicht pechig, 
wurmfrei. 
n = Holz normaler Beschaffenheit ohne wesentliche Fehler und 
Mängel,' toleriert: einseitige leichte Krümmung (Einschnürigkeit) 
durchschnittlich ein kleiner, gesunder Ast (max. 5 cm Durchmesser) 
oder eine Klebastgruppe pro Laufmeter, leichte, radial verlaufende 
Risse, leicht pechig (d. h. leichte Pechrisse toleriert, vorausgesetzt, daß 
sämtliche übrigen Qualitätsmerkmale der a - Qualität entsprechen), 
leicht drehwüchsig. 
f = Holz mit wefentlichen Fehlern, wie pechig, grobastig, krumm, 
stark gedreht usw. 
aa = Messeistämme und Fournierftämme' nebst den Eigenschaf-
ten von a absolut ast- und klebastfreies Holz von mindestens 59 cm 
Mittendurchmesser unter der Rinde. 
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3. P a p p e l (Minimallänge 2 Meter). 
a = Tchälftämme I.Qualität' fehleifieies Holz von mindestens 
40 cm Mittendulchmesser unter bei Rinde, absolut gesund, gerade, 
zylindrisch, von regelmäßigem Wuchs und homogener Struktur' 
toleriert! kleine Klebäste, zwei kleine Aeste mit maximal 5Centi-
metei Durchmesser auf vier Meter Länge. 
n = Schälstämme 2. Qualität,' Holz normaler Veschaffenheit von 
regelmäßigem Wuchs, gesund' 
toleriert! durchschnittlich ein kleiner Ast pro Laufmeter. 
f = Holz mit wefentlichen Fehlern behaftet, wie grobaftig, wurm-
stichig usw. 
aa = Messerstämme' Holz mit gleichen Eigenschaften wie a, von 
mindestens 50 cm Mitteldurchmesser unter der Rinde, jedoch absolut 
astfrei (kleine Klebäfte toleriert). 
4. B i r n b a u m . 
a = Fehlerfreies Holz von mindestens 45 cm Mittendulchmesser 
unter der Rinde und einer Minimallänge von 1,8 Metern, gesund, 
gerade, nicht gedieht, zylindrisch, ohne Aeste und ohne Kernverfär-
bung- toleriert! schwache Einbuchtungen oder leichte Rindeneinwüchse. 
n = Holz normaler Beschaffenheit von einer Minimallänge von 
1,50 Meter ohne wesentliche Fehler und Mängel, gesund, nicht wur-
mig oder gallig' 
toleriert! leicht drehwüchsig (max. ein Achtel des Umfanges), ein-
seitige schwache Krümmung (auf 2 Meter Länge max. 10 Eentimeter). 
durchschnittlich ein kleiner gesunder Ast (max. 5 cm Durchmesser) pro 
Laufmeter. gesunder Rotkern (max. ein Viertel des Mitteldurchmesseis). 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, wie Kernfäule. 
Grob- und Vielastigkeit, wurmig, stark drehwüchsig usw. 
aa = Fouinierstämme-' nebst den Eigenschaften von a Holz von 
mindestens 50 cm Mittendurchmesser unter dem Ring, jedoch ohne 
Einbuchtungen oder Rindeneinwüchse, nicht wimmerig. 
5. U e b r i g e H o l z a r t e n der ersten G r u p p e . 
Für die übrigen Holzarten der eisten Gruppe gelten folgende all-
gemeine Qualitätsvorschriften! 
a = Fehlerfreies Holz von mindestens 40 cm Mittendulchmesser 
unter der Rinde, gesund, uollholzig, zylindrisch, gerade, nicht dreh-
wllchsig, ast- und beulenfrei. mit gleichmäßigem Iahrringbau, bei 
den Holzarten, wo Kernverfärbung ein Fehler ist, darf eine solche 
maximal einen Fünftel des Mittendurchmessers ausmachen. 
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n = Holz normale Beschaffenheit, ohne wesentliche Fehlei und 
Mängel' 
toleriert: leichter Drehwuchs, einseitige leichte Krümmung (Ein-
schnürigkeit), ein kleiner gesunder Ast (max. 5 cm Durchmesser) pr« 
Laufmeter, wo Kernverfärbung ein Fehlei ist, darf eine solche mar> 
mal ein Drittel des Mittenvuichmessers ausmachen. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, 
aa = Messerstamme; nebst den Eigenschaften von a Holz von 
mindestens 50 cm Mittendurchmesser unter der Rinde, ohne Kernoer-
färbung für Holzarten, wo dies als Fehlei gilt. 
II. Holzgruppe: Esche, Ahorn, Linie, Erle, Virke, Akazie, Hage-
buche, Kirschbaum, Apfelbaum. 
1. Esche. 
a = Fehlerfreies Holz von mindestens 30 cm Mittendurchmesser 
unter der Rinde, gesund, vollholzig, zylindrisch, gerade, nicht dreh-
wüchsig, ast- und beulenfrei mit gleichmäßigem Iahrringbau und mit 
maximal einem Fünftel des Mittenourchmessers Vraunkern. 
n = Holz normaler Beschaffenheit ohne wesentliche Fehler und 
Mängel' 
toleriert: leichter Drehwuchs, einseitige Krümmung (Einschnürig-
keit), durchschnittlich ein kleiner gesunder Ast (max. 5 ein Durchmesser) 
pro Laufmeter, gesunder Vraunkern. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, wie fauler Kern, 
faule Aeste, Wimmerwuchs, Drehwuchs, Kreuzspalt usw. 
a = Spezialsortiment' nebst den Eigenschaften von a vollständig 
weißes und astfreies Holz. 
2. A h o r n . 
a = Fehlerfreies Holz von mindestens 30 cm Mittendurchmesser 
unter der Rinde, gesund, vollholzig, zylindrisch, nicht drehwüchsig, 
ast- und beulenfrei, mit gleichmäßigem Iahrringbau, absolut weiß. 
n = Holz normaler Beschaffenheit ohne wesentliche Fehler und 
Mängel, gesund' 
toleriert: einseitige leichte Krümmung, durchschnittlich ein gesun-
der Ast (5 cm Durchmesser) pro Laufmeter, max. ein Fünftel des 
Mittendurchmessers Vraunkern. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, wie kernfaul, grob-
und vielastig, gallig, wumstichig, erstickt usw. 
aa = Fouinierstämme' Holz, das nebst den Merkmalen von a 
besondere Eigenschaften zu Fournierzwecken hat und mit mindestens 
40 cm Mittendurchmesser unter der Rinde. 
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3, Ki r schbaum. 
Wie Birnbaum, jedoch bei a mindestens 30 cm Mittendurchmefser 
unter der Ninde, bei aa mindestens 40 cm Mittendurchmefser unter 
der Ninde. 
4. U e b r i g e H o l z a r t e n der z w e i t e n G r u p p e . 
Qualitätsumschieibung wie bei den übrigen Holzarten der ersten 
Gruppe, jedoch sur a Mindestduichmesser 30 cm unter der Ninde 
und für aa 40 cm unter der Ninde. 
Ar t . 17. — Schwellenholz. 
Das Schwellenholz wird nach zwei Dimensionsklassen sortierte 
1. Klasse! Abschnitte von mindestens 28 cm Mittendurchmefser, 
Mindestzopfdurchmeffer 27 cm. 
2. Klasse: Durch 180 und 190 Zentimeter teilbare Abschnitte, Min-
destzopfdurchmesfer 22 ein. 
Es umfaßt ausschließlich gesundes Holz. 
Toleriert werden: Leichte in einer Ebene liegende Krümmungen 
(sofern diese '/,» der Länge nicht überschreiten), gesunde Aefte; der 
rote Kern darf bei der Vuche höchstens 7 Eentimeter Durchmesser auf-
weifen; pechige Eichen und allzu grobastige Buchen sind nicht zulässig. 

















f — 20 % 
a + 30% 
aa + 50 % 
n 
f — 20 "/« 
a + 30°/» 
n 
f = 20% 
a + 30% 
+ bis 50 % 
n 
f — 25% 
a + 30% 
aa + 50% 
n 
f — 25 % 
a + 30% 












































































































s — 30 % 
a + 30°/» 
aa + 5 0 % 
n 
f — 20«/° 
0 + 3 0 % 
aa + 5 0 % 
n 
f — 20 % 
a + 3 0 % 
all + 5 0 % 
n 
f — 3 0 % 
a + 3 0 % 
aa + 50% 
n 
a + 3 0 % 
a + 3 0 % 
a« + 5 0 % 
n 
f — 30 % 
a + 3 0 % 
aa + 5 0 % 
n 
s — 30 % 
a + 3 0 % 
aa + 5 0 % 
n 
s — 30 % 
a + 3 0 % 
aa + 5 0 % 
n 
f — 2 0 % 
a + 3 0 % 
aa + 5 0 % 
n 
s — 30 % 
a + 3 0 % 




























































































































































Die Pieise verstehen sich per Kubikmeter für Holz in bei Rinde, 
unter der Rinde gemessen, swrnlo nächst« Bahnstation oeiladen. 
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III. Papier« und H<lz««lleh«lz. 
A. Sortierung. Unter Papierholz sind Rundlinge der für die Her-
stellunss von Holzschliff und Zellulose geeigneten Holzarten, also vor» 
zugsweise ssichte zu verstehen. Die Rundlinge erhalten eine Länge 
von l m und einen Mindestdurchmesser von IN cm am dünnern Ende. 
Das holz muß gesund (ohne Faulstellen, nicht erstickt, nicht wurmig), 
normal gewachsen (gerade, ohne Kröpfe, ohne viel Buch» usw.). sauber 
(ohne Eidanhang, ohne Steine und Sand in den Stirnseiten), ganz 
(nicht zersplittert, zerschunden oder zerfasert) sein. 
Bei Lieferungen von Fichtenholz werden in der Regel IN % Weiß-
tannenholz toleriert. 
l. Klasse: Gesunde Fichten- und Weisztannenrugel mit IN cm Min-
destdurchmesser, geschält oder ungeschält, ohne die Mängel der 2. Klasse. 
L.Klasse: Entrindete Fichten- und Weiktannenrugel. 
Sie dorten einen, aber nur einender folgenden Mängel aufweisen: 
1. ästig und leicht krumm,' 
2. beschädigt (reist- oder trift-),' 
3. verlegen, täferig, roststreifig oder trockenrot. jedoch nagelfest! 
4. buschig' 
5. Durchmesser von 7 bis 9 cm, jedoch mengenmäßig nicht mehr als 
IN"/» einer Wagenladung; 
6. ausnahmsweise saubere Spalten mit mindestens 25 cm Spaltfläche. 
Nicht angenommen werden: Außerordentlich viel- und dickastige, 
krumme und sonst abnormale Stücke (Stock-, Kropf-, Mistel- und Vip-
felholz). Holz mit eingewachsener Rinde (Zwiesel), mangelhaft ent-
astete Stücke. 
V. Effektive Höchstpreise: 
1. Vahnholz (franko Empfangsstation) Entrindet in Rinde 
1. Klasse Fichte 33.5N 29.50 
1. Klasse Tanne 31.5N 27.5N 
2. Klasse 3N.5N 26.5« 
2. Achsholz (auf Fabrikplatz geliefert) Entrindet in Rinde 
1. Klasse Fichte 34.50 30.5N 
1. Klasse Tanne 32.50 28.50 
2. Klasse 31.50 27.50 
Im gleichen Nahnwagen dürfen nicht Holzgattungen verschiedener 
Preisansätze gemischt verladen werden, sonst wird die ganze Wagen-
ladung nach dem Preis des billigsten Sortimentes verrechnet. Für 
Sendungen von Fichtenholz 1. Klasse, die bis zu IN % Weitztanne ent-
halten, wird der Fichtenpreis bezahlt. 
ii) Kolleltivlieferungen. 
1. Für Kollektivlieferungen erhöhen sich die unter a) erwähnten 
Preise um maximal 5N Rp. per Ster. Verlangt ein Abnehmer eine 
vorzeitige Ablieferung, so hat dieser dem Lieferanten für eine even-
tuelle Mehrfracht, d. h. wenn das Gewicht per Ster 5NN kg übersteigt, 
die effektiven Mehrkosten zu vergüten. 
2. Als Kollettinlieferungen sind alle Lieferungen zu bezeichnen, die 
durch eine zentrale Sammelstelle (Verbände, Kantons-, Kreis- und 
Nevieifaistämter, Gemeindesammelftellen und Zwischenhändler) gehen, 
welche für die Durchführung der Lieferungen verantwortlich ist (Menge, Qualität. Sortiment) und mit welcher der Käufer sämtliche 
Zahlungen sowie allfällige Anstände regeln kann, 
3. Der Kollektivzuschlag darf nur dann ausbezahlt weiden, wenn 
im Laufe einer und derselben Nutzungspeiiode die unter 1 erwähnten 
zentralen Sammelstellen in der Lage sind, mindestens 500 Ster Pa-
pierholz abzuliefern. 
c) Zuschläge für Vahnholz. 
Für Vahnholz erhöhen sich die unter 1 genannten Preisansätze 
durch Anrechnung von Zuschlägen per Tarifkilometer der jeweiligen 
Bahnstrecke (Normal- und Schmalspurbahn). 
Die Zuschläge betragen: 
Für Frachtdistanzen (Gesamt- oder Teilstrecken) bis zu 100 
Tarifkilometern 2,0 Rp. 
Für Distanzbetreffnisse (Teilstrecken), die zwischen 101—200 
Tarifkilometern liegen 1,0 Rp. 
Für Distanzbetreffnisse (Teilstrecken), die über 200 Tarif« 
kilometern liegen 0,5 Rp, 
: 0 Holzwolleholz. 
In Anlehnung an die Höchstpreise für Papierholz gelten für Holz-
wolleholz, folgende Bedingungen: 
1. Fichtenholz gleicher Qualität wie Papierholz Tanne 1. Klasse 
Preis für Papierholz Fichte 1. Klasse. 
2. Tannenholz gleicher Qualität wie Papierholz Tanne 1. Klasse 
= Papierholzpreis Tanne 1. Klasse. 
3. a) Föhrenrugel entrindet, aussortiert und aufgerüstet nach den 
Nestimmungen für Papierholz Fichte 1. Klasse = Preis für Pa-
pierholz Fichte 1. Klasse entrindet. 
b) Föhienholz unentrindet, aussortiert und aufgerüstet nach den Be-
stimmungen für Papierholz Fichte 1. Klasse = Papierholzpreis 
Fichte 1. Klasse unentrindet minus Fr. 1.50. 
4. Falls andere Fichten-, Tannen- oder Föhrensortimente als oben 
erwähnt oder andere Holzarten geliefert werden, gelten die entspre-
chenden Brennholz- oder Nutzholzpreife. 
IV. Brennholz. 
A. Sortierung. 
a) Spülten (aufgespaltene Prügel von mindestens 14 cm Durchmesser 
am dünnern Ende). 
b) Prügel (Prügel von 7—13 cm Durchmesser am dünnern Ende), 




f) Verschiedene Bestimmungen: Das Holz ist folglich wagiecht aufzu-
schichten, um die Zwischenräume auf ein Mindestmaß herabzu-
drücken! getrennt nach Holzarten, nach Sortimenten (Spalten, Rund-
holz usw.) und nach Qualität (gesundes oder faules Holz). 
Die Neigen find beidseitig mit in den Noden gerammten oder mit 
Rändern verbundenen Pfählen zu stutzen. Als Unterlage für die Bei-
gen find Spalten und Prügel zu verwenden und wagrecht auf den 
Boden zu legen. 
Reim Aufschichten ist den Veigen ein Uebermaß von mindestens 
5 cm auf 1 m Höhe zu geben. 
V. Höchstpreise. 
1, Für Lieferungen ab nächster Tchmalspurbahnftation. 
Holzarten 
1. Buche. Hagebuche 
2. Efche. Ahorn. Birke. Obstbaum 
3. Lärche, Föhre 
4. Arve, Fichte, Tanne. Linde, 
Erle 
5. Pappel. Weide. Hafelnuf, 
Ne!»« Scheiterwellen 
1. Buche. Hagebuche 22 — 
2. Esche. Ahorn. Birke. 
Obstbaum 19.— 
3. Lärche, Föhre 
4. Arve, Fichte, Tanne 
Linde, Erle 
5. Pappel. Weide. Hafelnuß 
Holzarten 
1. Buche, Hagebuche 
2. Efche. Ahorn. Birke. Obstbaum 
3. Lärche, ssöhre 
4. Arve, ssichte. Tanne, Linde, 
Erle 
5. Pappel. Weide. Hafelnuß 
Reine Scheiterwellen 
1. Buche. Hagebuche 23 — 
2. Esche. Ahorn. Birke. 
Obstbaum 20.— 
3. Lärche, Föhre 
4. Arve, Fichte, Tanne 
Linde, Erle 
5. Pappel. Weide, Hafelnutz 
























































































Für geschältes Eichenbrennholz kann ein Zuschlag von 5°/« ge* 
macht werden 
Diese Preise veiftehen sich per Stei gesundes Viennholz, aufgc-
rüftlet nach, voieiwähnten Voüschiiften, verladen auf Eisenbahn-
wagen, nächste Bahnstation. 
3. Bei Verlad von Brennholz auf der Monthey-Champ<>ry-Bahn 
gelten die unter 2 aufgeführten Preise/ 
C. Umrechnungsfaltoren zur Ermittlung der Wellenhöchftpreise. 
Die in der vorausgehenden Tabelle enthaltenen Preise pro Ster 
Wellenmaterial sind zur Festlegung der Preise pro 100 Stück Wellen 
mit folgenden Umrechnungsfaktoren zu multiplizieren! 










































Für Wellendimensionen, welche nicht aufgeführt find, sind die 
Preise entsprechend festzusetzen. 
D. Zuschlag für fachgerechte Lagerung. 
a) Wirb Brennholz guter Qualität in Schuppen oder an trockenen, 
luftigen Orten gelagert und das Lager fachgerecht unterhalten, 
fo darf vom Beginn der Lagerung, frühestens aber vom 1. April 
an und während höchstens 6 Monaten, eine Lagergebühr von 30 
Rappen pro Ster und pro ganzen Monat verrechnet werden. 
(Höchstbetrag demnach Fr. 1.80 pro Ster Tiockenzuschlag). 
b) Erfolgt die fachgemäße Lagerung in einem Eammellager. jedoch 
ohne Abfchermung, darf höchstens ein Zuschlag von Fr. 1.50 für 
allfällige Mehrtransporte, für Auf- und Abladen sowie für das 
Aufschichten verrechnet werden lLagerzufchlag). 
e) Erfolgt die sachgemäße Lagerung und Abschermung in einem 
Sammellager (frei oder in Schuppen), darf für allfällige Mehr« 
transporte, für Auf- und Abladen fowie für das Aufsichten und 
Abfchermen höchstens der Betrag von Fr. 2.— je Ster uerrech-
net werden lLagerungs- und Trocknungszuschlag). Nach a, d und 
c beträgt die lotalentschädigung höchstens Fr. 3.80 je Ster. 
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d) Als îomtnclIog<r ist ein Lagelplatz ober Lagerschuppen zu »et« 
stehen, wo Holz icgionen- oder gemeindeweise zusammengezogen 
wird. Damit der Vetiag von Fi, 1.50 resp, Fl. 2 — oeuechnet 
werden kann, müssen die durch Zwischenlagerung entstandenen 
zusätzlichen Kosten für Transporte, für Auf- und Abladen sowie 
für das Aufschichten und Abschermen ausgewiesen werden, welche 
üblicherweise und ohne Sammellager nicht verursacht worden 
wären. 
V. Stockholz (wurzelholz). 
A. Sortiment. Es besteht ausschließlich aus dem Stock, der nach 
der bodenebenen Fällung zurückbleibt und anläßlich von Rodungen 
oder andern bewilligten Eingriffen ausgerissen wird. Das Stock-
resp, Wurzelholz muß absolut frei von Erde und Steinen sein und 
darf nur in waldtrockenem Zustande geliefert werden, 
B. Höchstpreise. Das Stock« resp. Wurzelholz wird nach Gewicht 
verlauft. Der Preis wird festgesetzt auf Fr, 2.50 per 100 kg franko 
nächste Bahnstation verladen. 
VI. Rohgasholz. 
Für Sortimente, welche zur Herstellung von Gasholz dienen, gel-
ten die entsprechenden Vrennholzhöchstpreise. 
A r t. 3, — Allgemeine Bestimmungen. 
a) Aus den Verkaufsveitlägen oder Verkaufsprototollen (holzrech-
nungen) muß ersichtlich sein, welche Sortierung angewandt wurde, 
ferner die Anzahl Kubikmeter resp. Ster und der angewandte 
Höchstpreis pro Kubikmeter resp, pro Ster für jede einzelne Holz-
art- und Qualitätsklasse. 
b) Die Produzenten-Höchstpreise sind Netto-Preise. Die Verkaufs-
spesen sind daher in den Pioduzenten-Höchstpreisen inbegriffen. 
c) Für Militäl-Holzlieferungen gelten ebenfalls oben angeführte 
Höchstpreise. 
(1) Die Gebühren der kant. Zentralstelle für Holz sind in den Pro-
duzenten-Höchftpreisen nicht inbegriffen. 
<>) Für Holz, welches nicht franko nächste Station verladen, verkauft 
wird, gelten folgende Bestimmungen: 
auf dem Stock verlauft: Abzug der Nllst-, Transport- und Per-
ladekosten. 
Ab Wald «der Strafze verlauft: Abzug der Transport- und Per« 
ladetosten. 
Die voraussichtlichen Rüst-, Transport« und Verladekosten 
find vor dem Abschluß des Verkaufes den Interessenten bekannt 
zu geben, 
0 Für Brennholz, welches nicht nächste Bahnstation verladen, ion-
dein unverladen geliefert wird, sind die Höchstpreise um einen 
Franken W reduzieren. 
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s) Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Alt, 2, lit, a der Ver-
fügungen des Volkswirtschllftsdepartementes vom 2. September 
1939 betreffend die Kosten der Lebenshaltung und den Schutz der 
regulären Marktverforgung. Danach ist es untersagt, im Inland 
Preise zu fordern oder anzunehmen, die unter Berücksichtigung 
der branchenüblichen Selbstkosten einen mit der allgemeinen 
Wirtschaftslage unvereinbaren Gewinn verschaffen würden. 
h) Diese Verfügung berechtigt nicht zur Aufhebung oder Abänderung 
laufender Lieferungsveitlägei deren Erfüllung lichtet sich nach 
den vertraglichen Abmachungen und den ziuiliechtlichen Vestim-
mungen. 
A l t. 4. — Preiskontrolle. Die Ueberwachnng dei dem Produ-
zenten zu bezahlenden Preise ist dem Forstdienst übertragen. Die 
Waldbesitzei (inbegriffen die Privaten) welche beabsichtigen, einen 
Verkauf, gleich in welchem Umfange, zu tätigen, müssen dafür zuerst 
vom zuständigen Kreisforstamt eine Bewilligung verlangen und er-
halten. Zu diesem Zwecke machen sie dem Kreisförstinspektor alle not-
wendigen Angaben. Der Kreisforstinspektor unterbreitet die Preise, 
IN Tage vor jedem Verkauf oder jeder Submission, der kant. Zen-
tralstelle für Holz zur Genehmigung, 
Spätestens 5 Tage nach erfolgtem Verkauf ist der Oiiginalver-
trag mit Angabe der erzielten Erlöse dem Kreissorstamt zu über-
Mitteln, 
Nutz- und Brennholz, können nur solche Personen kaufen und 
wiederverkaufen, welche im Besitze eines kant, Holzhandelspatentes 
sind gemäß Staatsratsbeichluß vom 13. November 1942 betr. den 
Holzhändel im Kanton Wallis, 
Ar t . 5. — Ttrafbestimmunaen. Widerhandlungen gegen diese 
Verfügung werden nach den Stiafbeftimmungen des Bundesrats-
beschlusses vom 24. Dezember 1941 über die Verschärfung der kriegs-
wirtsckaftlichen Stiafbeftimmungen und deren Anpassung an das 
Schweiz, Strafgesetzbuch bestraft. Ferner wird verwiesen auf den 
Bundesratsbeschlus! vom 12. November 1940 betreffend die vorsorg-
liche Schliessung von Gefchäften, Fabrikationsunternehmen und an-
dein Betrieben, sowie auf die Verfügung 3 des Eidg. Volkswirt-
schaftsdepartementes vom 18. Januar 1940 betreffend Beschlagnahme 
und Verkaufszwang. 
A r t . 6. — Die Verfügung Nr. 6 des Forftdepartementes vom 
18. November 1941 wird kraftlos erklärt. 
Sitten, den 18. November 1942. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes! 
A. ssa ma. 
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Verfügung Nr. 2/42 
vom 18. November 1942, 
betreffend Abgabe und Bezug von Rundholz. 
(21.93. 2078) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Etaatsilltsbeichluß vom 13. November 1942 be-
treffend die Veisoraung des Landes mit Holz, 
besch l i eß t : 
A r t . 1. — Rundholz, inbegriffen das Grubenholz, kann nur 
zwischen ehemaligen Lieferanten und Käufern abgegeben und bezogen 
werden, dies bis zu dem unter Art. 2 festgesetzten Quantum. 
A i t. 2. — Das Mazimalquantum, das bezogen oder geliefert 
weiden kann, wird von der kantonalen Zentralstelle für Holz, ssestützt 
auf die vor dem Kriege (1937/39) getätigten Käufe und die sich aus 
den Jahren 1940—1945 ergebenden Umsatzmittel, festgesetzt. Die Ve-
dürfnisse für neue Betriebe (Vau von Kraftwerken, Ausbeutung neuer 
Veigweilc jeder Art) werden von Fall zu Fall behandelt und be-
sonders festgelegt. Soweit die Holzerzeugung genügt, ist das Zutei-
lungsverhältnis auf 109°/« festgesetzt. 
A r t. 3. — Die Holzzuteilungen erfolgen nur gegen Abgabe der 
Karten für den Holzkauf. Jeder Betrieb (Sägereien, öffentliche Ar-
beitsstellen, Bergwerke usw.) müssen im Besitze der Holzkaufskarten 
lein, welche durch die kant. Zentralstelle für Holz abgegeben werden. 
Jeder Holzkauf mufz auf diesen Karten eingetragen und vom Kreis-
foistamt bestätigt weiden. 
A r t. 4. — Das Holz darf nur für jene Zwecke verwendet wer-
den, wofür es bestimmt und aufgearbeitet worden ist. 
A r t . 5. — Die Versteigerungen und Submissionen für Nutzholz 
sind untersagt. An deren Stelle können Kollektivverkäute treten, die 
der Verteilung des Holzes unter die berechtigten Abnehmer dienen. 
Die Höchstpreisuorschriften sind einzuhalten. 
A r t . 6. — Die Vorschriften der Sektion für Holz betreffend die 
Abgabe und den Bezug von gewissen Nutzholzarten und Sortimenten 
bleiben vorbehalten. 
Also beschlossen in Sitten, den 18. November 1942, um im Amts-
blatt veröffentlicht zu weiden. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 
A. F a m a . 
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Verfügung Nr. 3/49 
des lantonlllen Forftdepartementes betreffend Abgabe 
und Bezug von Nrennhslz. 
lA.V. 2078) 
Das ^oistdepllltement des Kantons Wallis, 
Einqesehen den Etaatsratsbeschlufi oom 13, November 1942 be-
treffend die Versorgung des Landes mit holz, 
v e r f ü g t : 
Ar t . 1. — B e r e i t s t e l l u n g von B r e n n h o l z , Die Ve-
willigungen zum Schlagen und Verkaufen von Vrennholz werden, je nach der Menge, oom Staatsrat oder vom Forftdepartement er-
teilt. 
Die Ncwillissungen zum Schlagen von Brennholz zur Verteilung 
oder zum eigenen Gebrauch weiden von den Kreisforstinfpektoren 
erteilt. 
A i t. 2. — Die Waldeigentümer, welche eine Schlag- und Ver-
kaufsbewillissung für Brennholz erhalten haben, find verpflichtet, die 
Menge des aufgerüsteten Holzes vor dem Verkauf dem Kreisforstin-
fpektor zu melden. Der Kreisforstinfpektor bestimmt alsdann, an wen 
diefes Holz abzugeben ist. 
A i t. 3. — Die zum Brennholzhandel ermächtigten Perfonen wie 
alle jene, welche Holzabfälle aus ihren eigenen Betrieben verlaufen, 
find verpflichtet, über alles gekaufte, verkaufte und gelagerte Holz 
Buch zu führen. Auf Ende jeden Monats haben die Händler die von 
ihnen eingezogenen Holzkaufs-Gutfcheine dem Gemeinde-Brennftoff-
amt. welches sie ausgestellt hat. mit einem gleichzeitigen vollständigen 
Bericht über das gelieferte und gelagerte Brennholz abzugeben. 
In diefem Bericht muß jede Viennholzart für sich gefondert an-
geführt werden. Die vom Gemeindeamt geprüften Berichte sind nach-
her, und zwar spätestens bis zum 5. jeden Monats dem kantonalen 
Holzamt zuzustellen. 
Ar t . 4. — Es haben Bericht abzustatten: 
1) an d i e K r e i s f o r s t i n f p e k t o r e n : alle Waldbesttzer 
(Gemeinden, Geteilfchaften, Private usw.), die eine Schlagbewilligung 
für zum Verkaufe bestimmtes Holz erhalten haben, sobald dieses auf-
gerüstet und aufgestellt ist,' 
2. an die G e m e i n d e b r e n n s t o f f ä m t e r : 
a) die Revierförstei über das an die Rechtshabenden abgegebene 
Verteilungs- oder Losholz und über das zum Eigenbedarf in den 
Privatwäldein angezeichnete Brennholz^ 
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b) die Brennholzhändler wie auch die Personen, welche Holzabfälle 
gemäß Ait .3 aus ihien eigenen Vetiisben verlaufen' 
c) die Eigentümer, welche auf ihrem eigenen Voden Frucht« oder 
Zierbäume für den Eigenbedarf schlagen. 
Mit. 5. — R a t i o n i e r u n g s a u s w e i f e und Z u t e i -
l u n g s o e r f ü g u n g e n . 
n) Folgende Gemeinden find der Holzrationierung nicht unterworfen! 
Virgifch, Gleich, Netten, Goppisberg. Martisberg, Bellwald, Guttet. 
Fefchel. Erfchmatt, Viatfch, Saas-Valen, Embd und Etaldenried. 
l>) In allen unter Abfatz a nicht erwähnten Gemeinden kann die 
VlennholMbgabe an die Verbraucher nur gegen Mgabe des vom 
Gemeinde - Viennftoffamte ausgestellten Rationieiungsausweifes 
erfolgen. 
c) Die Gültigkeitsdauer der Rationierungsausweife geht bis zum 
3«. April 1943. 
d) Der Brennholztäufer hat die Rationierungsausweife dem Liefe-
ranten bei der Bestellung oder spätestens beim Vezug des Holzes 
abzugeben. 
o) Losholz darf nur foweit abgegeben werden, als der Verbraucher 
eine Bezugsberechtigung nachweifen kann, im Maximum aber 
bis 60 %> feines Gefamtbezugsanfpruches an Brennholz (Vafis-
lontingent). 
Wo der Losholzberechtigte durch die Rationierung weniger als 
1 Klafter (3 Stet) erhalten würde, dürfen bis zu 3 Eter ungekürzt 
abgegeben werden. 
Die Losholzberechtigten dürfen Losholz nur beziehen, fofern sie 
Anspruch auf Brennholz haben, 
Losholzberechtigte. die bisher kein ganzes Los bezogen haben, 
befitzen nur Anspruch auf eine Abgabe nach Maßgabe der vor-
stehenden Bestimmungen. 
Ar t . 6. — A u s n a h m e b e s t i m m u n g e n . 
Keine Rationierungsausweife benötigen: 
1. Die Eelbstverforger (Waldbesitzel. Jägereien, holzverarbeitende 
Betriebe. Obstbaum«. Garten- und Parkbesitzer) sür das ihrem 
eigenen Bedarf entsprechende, der eigenen Liegenschaft oder dem 
eigenen Betriebe entstammende Brennholz, 
Die kantonalen Brennstoffämter sind berechtigt, den Verbrauch 
überprüfen zu lassen, ihn wenn nötig einzufchianken und das frei 
werdende holz andern Verbrauchern zuzuteilen. Das aus der eige-
nen Produktion bezogene holz ist am Gefamt-Vrennftoffanfpruch 
anzurechnen. 
2. Die Sammler von Leseholz für den eigenen Verbrauch. 
3. Die Bewohner der unter Art. 5 lit. a genannten Gemeinden. 
Ar t . 7. — V e z u g s v o i f c h l i f t e n . 
I. Allgemeine gültige Bestimmungen. 
1. Die für den Bezug frei gegebene Zuteilungsquote wird perio-
öijch für eine bestimmte Zeit in Prozenten festgelegt, Sie bewilligt 
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für das Rationierungsjahr 1942/43 60°/o, die ohne mette« Unter« 
tetlungen frei zu geben sind und zwar' 
a) für Gewelbe, Industrie. Transpoitanftalten, sowie Verbrauche!-
gruppen 1. 2, 3 und 4 der Kategorie Hausbrand! vom Holzanteil 
des gemeldeten und überprüften Vorkriegsbedarfes' 
b) für die Gruppe 5 (Naumheizung in Wohnungen): vom Holzanteil 
des Vasiskontingentes. 
2, Bezüge von Brennholz, die den Vrennholzanfpruch übersteigen, 
sind am Kohlenanspluch anzurechnen. 
3. Je nach der Versoigungslage können bestimmte Holzarten (Laub-
holz, Nadelholz) oder Sortimente (Eterholz, Aeste, Wellen, Sämerei-
abfalle, Hackbrennholz usw.) zwangsweise zugeteilt weiden. 
II. Besondere Zuteilungsvorschriften für Raumheizungen, Koch-
und Waschherde. 
1. Zentralheizungen. 
a) Für Zentral- und Etagenheizungen, die für Kohlenbrand einge-
lichtet sind, darf nur Kohle zugeteilt weiden. Als Anfeuerholz 
lWellen, Aeste, Eagereiabfalle usw.) ist zu bewilligen: bis 10 m2 
Heizfläche: 60 Wellen. 10—20 m2 Heizfläche: 90 Wellen, über 20 
Quadratmeter Heizfläche: 120 Wellen oder die entsprechende Menge 
Ast- und Abfallholz. 
Für Zusatzöfen können maximal 150 kg Koks in anderen' 
Brennstoffen (auch Holz) pro Wohnung zugeteilt weiden unter 
Abzug am Bezugsanjpiuch für die Zentralheizung. 
h) Für Holzbrand eingerichtete Zentral- und Etagenheizungen mit 
freistehenden Kesseln: Das Basiskontingent wird in Holz festgelegt, 
wovon die jeweils gültige Zuteilungsquote zum Bezug frei zu 
geben ist. 
c) Für Holzgasbienner (Vorfeuerung) wird die dem Kohlenanfpruch 
entsprechende Menge Holz zugeteilt. 
2. Ofenheiznngen. 
Für Ofenheizungen ist die Aufteilung des Basislontingentes in 
Kohle und Holz im Verhältnis der früheren Bezüge vorzunehmen, 
wobei aber der Holzanteil: 
a) in den Kantonen Zürich. Basel, St. Gallen. Genf und Appenzell 
A.-Nh. mindestens V*, 
b) in den übrigen Kantonen mindestens 1/t betragen muß. 
Für reine Holzöfen darf keine Kohle zugeteilt werden, während 
für reine Kohleöfen (z. B. Dauerbrandöfen) das Basiskontingent aus-
schließlich in Kohle festgesetzt weiden muß. 
Sind Oefen für Holz- und Kohlenfeuerung eingerichtet, kann in 
vermehrtem Maße Holz zugeteilt werden, soweit es die Brennholz-
versorgungslage gestattet. Der Gesamt-Brennftoffanspruch jedes ein-
zelnen Bezügers darf aber nicht überschritten werden. 
3. Kochherde. 
a) Für Holzkochheide darf nui Nadelholz in folgenden Mengen zu-
geteilt werden: 
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1— 2 Personen: jährlich 3 Stet, oder 60 Reifen, oder 1000 kg. 
3— 4 Personen! jährlich 4 Eier, oder 75 Reisen, oder 1300 kg. 
5— 6 Personen: jährlich 5 Eier, oder 85 Reifen, oder 1500 kg. 
6—10 Personen: jährlich V« Gter Zuschlag pro Person. 
Ueber 10 Personen: Nach Anordnung der Vrennstoffämter. 
h) Holzvelgaselkochherde, welche an Stelle von „Aga"-, „Esse"- und 
,,Grude"-Heide verwendet weiden, erhalten die dem Kohlenan-
spruch entsprechende Menge Holz, die übrigen die für gewöhnliche 
Holzkochheide vorgesehenen Mengen. 
4. Waschlüchen. 
Für Waschküchen werden, sofern die Besitzer einen Bedarf nach-
weisen können, pro Rationierungsjahr folgenoè Mengen Holz zugeteilt: 
1—2 Personen 300 kg trockenes Holz 
3 -4 „ 400 kg 
5 -6 „ 500 kg 
7 - 8 „ 600 kg 
9 und mehr Personen 700 kg 
5. Zuteilungen für die Landwirtschaft (Viehmästung). 
Die Zuteilungsquoten weiden den Gemeindebrennftosfämteln direkt 
vom kantonalen Holzamt mitgeteilt. 
6. Das Anfeueiholz. 
Das Anfeueiholz ist in den Vrennholzzuteilungen in allen Fällen 
inbegriffen, 
A i t. 8. — Das Brennholz darf nur für den Zweck, für den es 
zugeteilt wuide, verwendet werden. 
A r t . 9. — Spezialregelungen: Armee und Gaswerke. 
1. Die Versorgung der Truppen, Kasernen, Zeughäusern, Betriebe der 
KTA und KMV usw., sowie der Internieltenlager mit Brennholz 
erfolgt gemäß Weifung Nr. 6 BH der Sektion für Holz vom 
26. August 1942. 
2. Die Gaswerke weiden durch die Kantone auf (Lrund von besondern 
Weisungen der Sektion für Holz mit Brennholz oeisoigt. 
A i t. 10. — Zusatzgesuche. 
Zusatzgesuche sind durch die Vermittlung der kantonalen Brenn-
stoffämter mit deren Antrag zu richten: 
1. vom Gewerbe (weniger als 60 t jährlicher Kohlenverbrauch): an 
die Gruppe Kohle der Sektion für Kraft und Wärme, Viel. 
2. von der Industrie (60 t und mehr Kohlenverbrauch pro Fahr): 
an die Gruppe Kohlenverbrauch der Industrie der Sektion für 
Kraft und Wärme, Bafel, gemäß deren Kreisfchreiben Nr. 155 vom 
27. März 1942. 
3. Transpoitanstalten: an die Sektion für Holz. 
4. für die Raumheizung, Gruppen 1—5: an die Gruppe Kohle, Viel, 
oder gemäß deren SpezialWeisungen. Zusätze werden für diese 
Gruppen in der Regel nicht bewilligt. 
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A l t . 11. — Bewilligungen sur Umstellungen auf Holzfeuerung: 
1. Gewerbe (weniger als 60 t Kohlenverbrauch) : 
Umstellungen müssen vor Inangriffnahme der Arbeiten durch die 
kantonalen Niennstoffämter bewilligt fein. Die Bewilligung darf 
nur erteilt werden, wenn die geplante Einrichtung von der Tchwei« 
zerifchen Vrennholzkommifsion überprüft und gut befunden wurde. 
2. Industrie und Transpoitanstalten: 
Umstellungen werden in der Regel nicht bewilligt. In Ausnahme-
fällen entscheidet die Sektion für Holz. 
3. Raumheizung, Gruppen I—V: 
Umstellungen müssen vor Inangriffnahme der Arbeiten bewilligt 
sein. Die Bewilligungen werden erteilt! Gruppe I—IV. Kochherde 
und Waschküchen! 
durch die Gruppe Kohle, Biel, oder gemäß deren Epezialwersungen. 
Gruppe V: durch die kantonalen Brennstoffamter. 
An all« nach dem 1. Juni 1941 erstellten, aus Holzfeueiung einge-
richteten Zentral- und Etagenheizungen sowie Kochherde darf nur 
dann Brennholz zugeteilt werden, wenn die Anlagen mit dem Güte-
zeichen für holzfeuerung der Schweiz. Brennholz-Kommission ausge-
stattet sind. Dieser Forderung ist bei der Beurteilung der Umstellungs-
gesuche Rechnung zu tragen. 
Ar t . 12. — Vrennholzsteigerungen und Brennholzsubmissionen 
sind verboten. Durch ein Gesuch de» Kreisforftinspektors und in Aus-
nahmefällen kann das Forstdepaitement von vorstehendem Artikel 
Ausnahmen gestatten. 
Ar t . 13, — Das höhere und das untere Forstpersonal. die Kan-
tonspolizei. ' die Kriegswirtschaftsämter des Kantons und der Ge-
meinden sorgen sür die Beobachtung des gegenwärtigen Beschlusses, 
Sie zeigen die Übertretungen dem Forftdepartemente an. 
Ar t . 14. — Widerhandlungen gegen diese Verfügung und die gr-
stützt darauf erlassenen Einzelweisungen werden gemäß Bundesrats« 
befchluh vom 24. Dezember 1941 über die Verschärfung der kriegswirt-
schaftlichen Ltrafbeftimmungen und deren Anpassung an das fchwei-
zerische Strafgesetzbuch bestiaift. 
Der Ausschluß von der Weiteibelieserung mit Brennholz, die vor-
sorgliche Schließung von Geschäften, sowie der Entzug allfälliger Ve-
willigungen bleiben vorbehalten. 
Ar t . 15. — Diese Verfügung tritt am 27. November 1942 in 
Kraft. 
Ar t . 16. — Verfügung Nr. 4 des ssoistdepaitementes vom 6. De-
zember 194U ist aufgehoben. 
Also beschlossen in Sitten, am 18. November 1942. um im Kan-
tonsamtsblatt veröffentlicht zu werden. 




Verfügung Nr. 4/42 
betreffend Holzhandelspotente für die Nutzungsperiode 19421343. 
(31. SB. 2049) 
Das Forftdepartement, 
Eingesehen die Etaatslatsbeschlüsse vom 13. November 1942 be-
treffend den Holzhandel im Kanton und die Verfolgung des Landes 
mit Holz. 
b e s c h l i e ß t : 
A l t. 1. — Die wählend dei Nutzungspeliode 1941/42 ausgeftell-
ten HolzhandelsMtente werden auf den 30. November 1942 außer 
Kraft gesetzt. 
A l t . 2. — Die Holzhandelspatente, gültig fül die Nutzungs-
période 1942/43 find bis 20. Dezember 1942 einzulösen. Nach diesem 
Datum werden keine Patente mehr ausgestellt. 
A l t. 3. — Holzhandelspatente werden nur an die bisherigen 
Inhaber ausgestellt. 
Litten, den 24. November 1942. 
Der Vorsteher des Forstdepartementesi 
A. F a m a . 
JOD 
Verfügung Nr. 5/43 
betreffend die Höchstpreise für den Kleinhandel mit Brennholz 
der Nutzungsperiode 1841/42. 
lA. B. 2223) 
Das ssorftdepaltement des Kantons Wallis. 
Eingesehen die Verfügung Nr. 553 dei Pieiskontrollftelle des Eidg. 
VolkswiltfchaftsdeMltementes. 
Eingesehen den Staatsiatsbeschluß vom 13. November 1942 bet res-
fend die Holzversorgung des Landes. 
beschließt: 
A r t. 1. — Nui die Inhaber des Holzhandelspatentes sind be-
rechtigt, Brennholz zu kaufen, um es zu den nachstehend feftgefetzten 
Preisen wiederzuverkaufen (s. Staatsratsbeschluß vom 13. November 

















Ar t . 2. — Für den direkten Vrennholzoerkouf des Produzenten 
an den Konsumenten gelten die in der Verfügung Nr. 6 des Forst-
departementes vom 18. November 1941 festgesetzten Preise. 
Ar t . 3. — Der Kanton ist in 2 Preiskreise eingeteilt: 
Kreis 1 bilden die Gemeinden Siders, Chippis, Sitten, Martinach-
Stadt, -Vurg und -Combe. Vatiaz und St. Moritz,-
Kreis 2 bilden alle unter Ziffer 1 nicht angeführten Gemeinden. 
Ar t . 4. — Preislreis 1. V e r k a u f s b e d i n g u n g e n . 
1. Höchstpreise: Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. 
Buche, Hagebuche, 
Eichenschälholz 39.— 36.— 34.— 25.— 31.— 28 — 
Esche. Ahorn, Ulme. 
Eiche. Birke 
Obstbaum 36.— 
2ärche, Föhre 34 — 
Arve, Fichte, Tanne 32.— 
2inde. Erle N29.— R25.— 
Pappel, Weide 
Haselnuh 30.— 2?.— 25.— 16.— 22.— 19.— 
2. Die unter Ziffer 1 angeführten Preise gelten für einen Ster 
nicht aufgearbeitetes und zerkleinertes, dagegen vom Händler ab 
2ager an den Venvendungsort des Konsumenten geliefertes Holz, 
das wenigstens seit 5 Monaten geschlagen ist. 
3. Für auf 20 cm aufgesagtes und gespaltenes Holz erhöhen sich 
die oben angeführten Preise um Fr. 6.— pro Ster. 
4. Die für Buche, Hagebuche und geschälte Eiche festgesetzten Preise 
erhöhen sich für die Ortschaften Siders, Chippis und Sitten um 3 Fr. 
pro Ster. 
5. Für das beim Händler ab 2ager bezogene Holz reduzieren sich 
die angegebenen Preise um Fr. 2.50 pro Ster. 
A r t. 5. — Verkauf von Brennholz nach Gewicht. 
Der Verkauf von Brennholz nach Gewicht ist nur in den Gemein-
den des Preiskreises 1 gestattet. 
V e r k a u f s b e d i n g u n g e n . 
1. Höchstpreise. Preis für 100 kg 
Holzarten Fr. 
a) Buche, Hagebuche, geschälte Eiche 10 — 
b) andere Holzarten und 2ärche. Eiche, Esche 
Ahorn, Birke. Kirschbaum. Obstbäume 9 — 
c) Nadelholz und weiche 2aubholzarten (Tanne, 
Fichte, 2inde. Ulme, Kastanie. Haselnuß, Erle, 
Pappeln und Weide) 11.— 
2. Diese Preise beziehen sich auf Holz, das auf 20 cm aufgesagt 
und gespalten und wenigstens seit 5 Monaten geschlagen ist und 
vom Händler ins Haus geliefert wird. 
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3. Für das biteft beim Händler ab Lager bezogene Holz redn-
zieren sich die angeführten Preise um 50 Rappen pro 100 Kilogramm. 
4. Die für die Vuche, Hagebuche und geschälte Eiche festgesetzten 
Preise erhöhen sich für die Ortschaften Siders, Chippis und Sitten 
um 55 Rp. die 100 Kilogramm. 
5. Höchstgewicht pro Tter. 
Holzarten: a) 520 kg, b) 500 kg, c) 350 kg. 
Für Holz, dessen Stergewicht die hier angegebenen Höchstgewichte 
übersteigt, sind die Preise verhältnismäßig herabzusetzen. 
A i t. 6. — Preistreis 2. 
Für den Kleinhandel mit Vrennholz in den im Preiskreis 1 nicht 
angeführten Gemeinden erfahren die der Verfügung 6 des Forstde« 
partements vom 18. November 1941 festgesetzten Preise folgende Zu-
schlage: 
1. Holzhändlergewinn Fr. 3— pro Stcr; 
2. Transport vom Lager des Holzhändlers in einem Umkreis von 
5 km Fr. 2.— pro Ster; 
3. Sägen und Spalten auf 20 Centimeter Fr. 5.50 pro Ster; 
4. Zuschlag für dürres Holz (Brennholz, das wenigstens seit fünf 
Monaten geschlagen, in abgedeckten Lagern normal aufbewahrt und 
in trockenem Zustand geliefert worden ist) Fr. 1.50 pro Ster; 
5. Die verschiedenen Zuschläge sind auf der Rechnung des Hand-
lers gesondert aufzuführen' 
6. Der Verlauf des Holzes nach Gewicht ist im Preiskreis 2 ver-
boten. 
Allgemeine Bestimmungen. 
A r t. 7. — Es ist dem Händler untersagt, dem gleichen Abneh-
mer nur Hartholz zu liefern. Jede Lieferung mutz wenigstens zu 
zwei Dritteln aus Weichholz bestehen. 
Art . 8. — Ttrafbeftimmungen. Widerhandlungen gegen diese 
Verfügung werden gemäß den Etrafbestimmungen des Vundesratsbe-
schlusses vom 24. Dezember 1941 über die Verschärfung der kriegswirt-
schaftlichen Etrafbestimmungen und deren Anpassung an das fchweiz. 
Strafgesetzbuch bestraft. Ferner wird verwiesen auf den Bundesrats-
beschluß vom 12. November 1940 betreffend die vorsorgliche Schließung 
von Geschäften, Fabrikationsunternehmen und andern Betrieben, fo° 
wie auf die Verfügung Nr. 3 des eidg. Volkswirtfchaftsdepartements 
vom 18. Januar 1940 betreffend Beschlagnahme und Verkaufszwang. 
Sitten, den 11. Dezember 1942. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 




vom 24. November 1942 
betreffend die Holzlohlenproduzenten im Kanton Wallis. 
(A. V. 2218) 
Dei Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen die vom Staatsrat am 24. November 1942 genehmig-
ten Statuten des Walliser ^olzkohlenproduzenten-Verbandes' 
Eingesehen das vom Staatsrat am 24. November genehmigte Ne-
glement des Walliser Holzkohlenproduzenten-Nerbandes' 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939, das dem Staatsrat 
für die Zukunft besondere Vollmachten erteilt; 
Eingesehen den Veschluß des Staatsrates vom 13. November 1942 
betreffend die Verfolgung des Landes mit Holz; 
Auf Vorschlag des ssorftdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Alle Personen, welche im Wallis Holzkohlen zum Ver-
taufe herstellen, sind verpflichtet, dem Walliser Holzkohlenproduzen-
ten-Verbande beizutreten. 
A r t. 2. — Die Veitrittsgebühi wie auch die jährlichen Beiträge 
sind durch das ssorsidepartement zu genehmigen. 
A r t. 3. — Das Sekretariat des Walliser Holzkohlenpioduzenten-
Verbandes wird dem kantonalen Holzamt übertragen. 
A r t . 4. — Personen, welche für den Eigenbedarf Holzkohlen her« 
stellen, sind nicht gehalten, dem Walliser Holzkohlenproduzenten-Ver-
bande beizutreten. 
A r t. 5. — Der gegenwärtige Veschlus; tritt unverzüglich in Kraft. 
Das ssoiftdepartement wird mit seiner Ausführung betraut. 
Alfo beschlossen vom Staatsrat in seiner Sitzung vom 24. Novem-
her 1942. um im Amtsblatt veröffentlicht zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates: 
M. T r o i l l e t . 
Der Etaatskanzler: 
N. N o t e n . 
tos 
Interlommunaler Forstinspeltor von Monthey. 
Am 6. März 1931 beschlossen vier Gemeinden des X. Forstkreises. 
Monthey. Massongez. Vionnaz und Vouvry, zur bessern Bewirtschaf-
tung ihrer Wälder, die Verwaltung derselben vom 1. Januar 1932 an 
auf eigene Kosten einem besondern Techniker anzuvertrauen. 
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Der Staatsrat genehmigte dieses Projekt und gewählte an das 
Gehalt dieses ssolstinspektois einen Beitrag von 20%. 
Am 20. Dezember 1937 beschloß der Staatsrat, im Einverständnis 
mit den interessierten Gemeinden, den Posten des intelkommunalen 
ssorstinspektors von Monchey, Massongez. Vouory und Vionnaz vom 
1. Januar 1938 an nicht mehr m besetzen. 
Auszug aus dem Protokoll der Staatsratssttzung 
vom 12. Januar 1843. 
Der Staatsrat. 
Eingesehen das Gesuch der Gemeinde Monthey vom 1. Dezem-
bei 1942; 
Eingelehen die Genehmigung des eidg. Departements des Innern 
vom 22. Dezember 1942; 
Auf Vorschlag des Forstdepartementes, 
b e s c h l i e ß t : 
die Schaffung einer Forstinsvektoren-Etelle der Gemeinde Monthey 
zu genehmigen und an die Hälfte des Iahresgehaltes (ohne die Tag-
gelder und Neiseentschädigungen) und die Einzahlung in die Nuhege« 
Haltskasse der Gemeinde, die von der Gemeinde Monthey aufgebracht 
werden, einen Beitrag von 20% zu gewähren und zwar unter Vor-
behalt der jährlich zur Verfügung stehenden Kredite. 
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Verbot 
des Heidelbeerpflückens im Aletlchwald. 
(A.B. 910) 
Gestützt auf den Etaatsratsbsschluh vom 5. Mai 1933 über die 
absolute Refeivatlegung des Aletschwaldes und das vom unteizeich-
neten Département erlassene heidelbeerpflückverbot vom 5. August 
1942. bringen wir zur Vermeidung jeglicher Bestrafung der Bevöl-
terung von Ried-Mörel und der umliegenden Gemeinden wiederholt 
in Erinnerung, daß im Aletschwaldreservat bei einer Buße bis 50N 
Franken verboten ist! 
„Jeder Holzschlag, das Sammeln von Dürrholz und Aesten, das 
Ausgraben. Ausreißen und jede andere Beschädigung von Bäumen 
und Pflanzen aller Art, namentlich auch das Pflücken und Sammeln 
von Blumen. Flüchten und Zapfen." 
„Untei dieses Veibot fällt insbesondere auch das Pflücken van 
Heidelbeeren im eigentlichen Neseruatgebiet, das zur Schonung des 
forstlichen Jungwuchses im höheren Interesse der Erhaltung des Aletsch-
waldes als eines Naturdenkmals bei Etraffolge zu respektieren ist." 
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Die Mindeftbu'sze für das Pflücken von Heidelbeeren ist nach den 
voljährigen Mahnungen auf F i . 50 — festgesetzt. 
Der unter Natur^ fchutz stehende Teil des Aletfchwaldes nordwestlich 
der Gratlinie Riederfurka-Moosfluh ist ausyemarcht und durch March-
zeichen kenntlich. Revierförfter Ritz in Ried-Mörel, fowie die Wild-
Hüter Vellwllld und Jossen in Raters, Bittet in Lax geben bereit-
willigst Auskunft über den Verlauf der Refervatsgrenzen, 
Diese Verbotsbestätigung und Mahnung ist erstmals Sonntag, den 
2V. Juni 1943 und sodann an den beiden letzten Sonntagen im Juli 
und August in allen Gemeinden des Bezirkes Oeftlich-Raron am üb-
lichen Ausruforte unter Verantwortung der zuständigen Gemeinde-
Verwaltung öffentlich bekanntzumachen. 
Sitten, den 8. Juni 1943. 
Der Vorsteher des Foristdepartementes: 
A. Fama . 
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Nuszuy 
aus dem Protokoll des Staatsrates: 
Sitzung vom 22. Juli 1843. 
Der Staatsrat des Kantons Wallis, 
Eingesehen die eingereichten Gesuche zum Heidelbeerpflücken im 
Aletschwaldieservat der Gemeindeverwaltung von Nied-Mörel vom 
6. Juni und des Herrn Grohrat Franzen vom IN. Juni 1943' 
Eingesehen den Bericht des kantonalen Forstinspektors vom 17. Juni 
a. c. 
besch l i eß t : 
1. Der StaatLiatsbeschluk vom 5. Mai 1933, womit der Aletschwald 
unter unbedingten Schutz gestellt wurde, bleibt in seinem vollen 
Umfang aufrecht erhalten: 
2. Eine Abweichung von dem zwischen der Gemeinde Ried-Mörel und 
dem 2. B. N. ausgefertigten Vertrage kann nicht erwogen werden, 
in Anbetracht der abschlägigen Einstellung des S. V. R.; 
3. Das Departement des Innern wird eingeladen, die Frage der Be« 
Wässerung der Mörierberge erneut zu prüfen und tunlichst eine 
für alle befriedigende Lösung zu finden. 
Für getreuen Auszug, 





vom 28. I M 1943. 
betreffend die Regelung des Tammelns der Heidelbeeren 
und der Pilze. 
(A. V. 1107) 
Dei Staatsrat des Kantons Wallis. 
In Anbetlacht, daß das Sammeln dei Heidelbeeren und der Pilze 
sich derart entwickelt hat, daß es in keinem Verhältnisse zum Ortsge-
brauch steht' 
Erwägend, daß die für dieses Sammeln gegenwärtig gebrauchten 
hilfsmittel die künftigen Ernten zu gefährden drohen; 
Erwässend, daß die Regelung des Sammelns der Heidelbeeren und 
der Pilze sowie der Schutz der Heidelbeerpflanzen durch die Umstände 
zu einem Erfordernis von allgemeinem Interesse geworden sind,' 
Einqelsehen den Artikel 699 des Z. E.V. und anderseits den Artikel 
186 des Walliser Einführungsgesetzes zum Z. G. 23.; 
Eingesehen den Artikel 187 der eidg. Lebensmittel-Verordnung; 
Eingesehen die durch den Krieg hervorgerufene Lage; 
Auf Antrag des Departementes des Innern, 
besch l i eß t : 
A r t. 1. — Das Sammeln der Heidelbeeren mit Kämmen oder an-
deren ähnlichen Hilfsmitteln ist auf dem ganzen Gebiete des Kantons 
verboten. 
Das gleiche gilt für das Ausreißen des Wildflüchte tragenden 
Stockes. 
A r t . 2. — Mi t Ausnahme des Eierfckwammes ist es ebenfalls 
verboten, die Pilze auszureißen; diese müssen ha.lt am Voden abge-
schnitten werden. 
A i t. 3. — Die Gemeinden sind zuständig, um wählend des Klie-
ges das Sammeln dei Heidelbeeren und der Pilze auf ihrem Gebiete 
durch ein von der Uiversammlung angenommenes Reglement einer 
Bewilligung zu unterstellen oder es aänzlich zu verbieten, wenn die-
sem Unternehmen ein derart geschäftlicher Charakter zukommt, daß es 
da?u angetan ist, die Interessen der Gemeinde oder deren Einwohner 
zu schädigen. 
A i t. 4. — Die Gemeinderäte sind zuständig, um jedes Jahr, unter 
Berücksichtigung des Reifestandes der Heidelbeeren, das Datum fest-
zusetzen, an welchem das Sammeln beginnen kann. 
A r t . 5. — Unbeschadet des allfälligen Schadenersatzes weiden die 
Widerhandlungen gegen die Bestimmungen des vorliegenden Be-
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schlusses von den Polizeisseiichten abgeurteilt und mit 5Buften bis zu 
Ffr. 15.— und im Rückfalle bis zu 3 Tagen Anest bestraft. 
A l t . 6. — Die Agenten dei Gemeinde- und Kantonspolizei sowie 
die Wald-und Wildhüter sind beauftragt, gegen die Fehlbaren Straf-
verbal aufzunehmen und gegebenenfalls den Ertrag des Eammelns, 
welches in Uebeitretung der Bestimmungen des vorliegenden Ve-
schlusses und der von den Gemeinden in Ausführung desselben ge-
troffenen Anordnungen ausgeführt wurde, in Beschlag zu nehmen. 
A i t. 7. — Gegen die von den Polizeigeiichten ausgelsprochenen 
Strafen kann in Gemäßheit der Bestimmungen der Strafprozeftard-
nung und des Gesetzes über die Gerichtsorganisation beim Inftiuk-
tionsrichter Einsprache erhoben werden. 
Ar t . 8. — Vorliegender, für die Dauer des Krieges erlassener 
Beschluß tritt sofort in Kraft. Er ist ins Amtsblatt einzurücken, zu 
veröffentlichen und in allen Gemeinden des Kantons, gegebenenfalls 
mit den Ausführunsssbesttmmungen, die von den Gemeinden unter 
Anwendung der im Artikel 3 vorgesehenen Befugnis getroffen wor-
den sind, anzuschlagen. 
So beschlossen im Staatsrate zu Sitten, den 28. Juli 1943. 
Der Präsident des Staatsrates! 
• A. F a m a . 
Der Staatskanzler! 
31. R o t e n . 
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Reglement 
vom 26. November 1943, 
betreffend die Benutzung des kantonalen Aufforstungsfonds. 
(A.B. 1718) 
Der Staatsrat dos Kantons Wallis. 
Auf Vorschlag des ssorstdepartementes. 
b e s c h l i e ß t : 
A r t. 1. — Mit der Verwaltung des kantonalen Aufforstungsfonds 
befaßt sich der Staatsrat, welcher »ewisse Kompetenzen dem Forstde-
partement übertragen kann. 
A i t. 2. — Die Rechnungsführung dieses Fonds obliegt dem fti-
nanzdepllltement. 
Art . 3. — Der Fonds wird gespeist von: 
a) den Erträgnissen der Holzschläge und dei Nebennutzungen dei 
Ttlllltswaldungen; 
h) den Entschädigungen ftir Servitute; 
c) dem Verkauf von Staatswaldungen; 
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d) den Rodungsgebühren: 
e) den verfallenen Garantiebeträgen sur die Elsatzpslanzunss von ge-
schlagenen NuV und Kastanienbäumen' 
I') den zwei Dritteln der vom Foistdepaitement ausgesprochenen Vu° 
&en; 
g) der von dei Hesp« (Holzeinkaufsstelle schweiz. Papier« und Papier-
stoff-Fabiikanten) zu entrichtenden Gebühr von 30 Nappen pro 
<2ter Papierholz' 
I>) den Zinsen (1 °/o). 
Ar t . 4. — Der Fonds dient vor allem zur Ausführung von forst-
lichen Verbesserungen und zum Ankauf von Wäldern, dann zur Schaf-
funq von staatlichen ssoistssärten, feiner für die Erweiterung der Forst-
bibliothek, den Kauf von Instrumenten, das forstliche Vevsuchswesen 
und die Ausstellungen und schließlich für Zwecke des Naturschutzes, 
Ar t , 5. — Das Forstdepartement ist berechtigt, für 'die im vor-
hergehenden Artikel angeführten Zwecke einen Vetrag bis zu 1000 Fr, 
zu erheben. Für die Abhebung und Benutzung höherer Beträge ist 
der Staatsrat zuständig. 
Ar t . 6. — Das gegenwärtige Reglement tritt mit dem Tage der 
Genehmigung durch den Staatsrat in Kraft. 
Also beschlossen vom Staatsrate in Sitten, in seiner Sitzung vom 
26. November 1943. 
Der Präsident des Staatsrates! 





vom 22. Dezember 1943, 
betreffend die Hslzverforgung im Kanton. 
lA. B. 1889) 
Der Staatsrat des Kantons Wallis. 
Eingesehen den Vundesratsbeschluf! betreffend die Kosten der Ue-
benshaltung und den Schutz der regulären Marktversorgung vom 
1. September 1939: 
Eingesehen den Vundesratsbeschluf! vom 25. Juni 194N betreffend 
die Sicherstellung der Versorgung von Volk und Heer mit technischen 
Rohstoffen. Halb- und Fertigfabrikaten: 
Eingesehen die Verfügungen Nr. 26 und 36 des eidg. Volkswirt-
schaftsdepartementes betreffend die Eichelstellung der Versorgung von 
Volk und Heer mit technischen Rohstoffen und Halb« und Fertigfabri-
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katen (Nr. 26 vom 2. April 1941: Bereitstellung, Verteilung und Ver-
Wendung von Holz und Holzkohle' Nr. 36 vom 12. Mai 1942 betref-
fend Holzkohle): 
Eingesehen die Verfügungen Nr. 3 und 4 des Krie.qs-Industrie-
und Arbeits-Amtes (Nr. 3 vom 19. September 1942 betreffend Abssabe 
und Bezug von Nundholz: Nr. 4 vom 10. September 1942 betreffend 
Produktion, Bereitstellung und Ablieferung von Holz),' 
Eingesehen die Weisungen Nr. 20 bis 25 V H und die Weisungen 
7 und 8 A H der Lektion für Holz des Kriegs-Industrie- und Arbeits-
Amtes,' 
Eingesehen die Weisungen Nr. 6 V H vom 26. August 1942 der 
Lektion für Holz des eidg. KlienL-Industrie- und Arbeits-Amtes,' 
Eingesehen das Dekret vom 14. November 1939 betreffend die dem 
Staatsrate übertragenen besondern Vollmachten für die Zukunft: 
Auf Antrag des Forstdepartementes, 
beschließt! 
A r t . 1. — Das Forstdepaitement wird ermächtigt, die zur Siche« 
lung der Holzveisorgung des Landes notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen und zu diesem Zwecke Verfügungen zu erlassen betreffend: 
die Ausbeutung und Lieferung des für die Landesversorgung und 
die dem Kanton durch die Vundesbehörden auferlegten Kontingente 
notwendigen Holzes: 
die Verteilung und rationelle Verwendung des Holzes im Kanton 
und die Uebeiwllchung und Kontrolle der Preise. 
Das Foistdepartement kann einen Teil der ihm zukommenden 
Aufgaben dem kantonalen Holzamt überbinden. 
A r t . 2. — Soweit die Notwendigkeit zur Sicherung der Versor-
gung des Landes mit Holz es erfordert, ist das ^orstdepartement er-
mllchtigt, in den öffentlichen und privaten Wäldern Schläge anzu-
ordnen, welche über die Hiebsmöglichkeit hinausgehen. Die Ueber-
Nutzungen sind später gemäß einem vom Forstdienste aufgestellten 
Plane einzusparen. 
A r t. 3. — Schlagbewilligung. Ohne vorheriges schriftliches Gesuch 
an den Kreisforstinspektor und ohne dessen schriftliche Bewilligung 
darf nicht das geringste Quantum Holz geschlagen werden. 
Die Schlagbewilligungen werden erteilt für! 
a) die Verlaufsschläge in den öffentlichen Waldungen: 
1. durch den Kreisforstinspektor bis zu IN m3 oder 15 Ster: 
2. durch den Staatsrat von 19 m* oder 15 Ster an: 
1)) die Verlaufsschläge in den Privatwäldern: 
1. durch den Kreisforftinfpeltor bis zu 5 m3 oder 7 Ster in den 
Hochwäldern und bis 12 Ster in den Niederwäldern: 
2. durch das Forstdepartement für Quantitäten, die über jene unter 
Ziffer 1 angeführten hinausgehen und weniger als 39 m3 oder 
40 Ster betragen: 
3. durch den Staatsrat für alle Quantitäten, die über 39 m3 oder 
49 Ster hinausgehen: 
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c) die Verieilunasschliiae für die Nechtsteilhllber und die öffentlichen 
Dienste und für Holz, für den Eigenbedarf durch den Kreisforst-
inspektor. 
A r t. 4. — Das Schlagen von Kastanien-, Nußbäumen und Pap-
peln ist den diesbezüglichen eidgenössischen Bestimmungen unterworfen. 
Das Schlagen von Obst- und Zierbäumen ist freigestellt, immer-
bin muß das dabei anfallende Brennholz nach dem Schlag unuer-
züglich dem Gemeinde-Vrennstoffamt gemeldet werden, 
A r t. 5. — Verlllufsbewilligung. Die Waldbefitzer dürfen ihr Holz 
ohne vorherige Bewilligung des Kreisforstinfpeltors nicht verkaufen, 
Ar t . 6. — Transport der Forsterzeuanisse. Jeder Transport von 
ssorsterzeugniffen aufierhalb des <3emeindegebietes ist einer vorher 
einzuholenden Bewilligung unterworfen. 
A r t. 7. — Holzlmndel. Nur die Inhaber der eidgenössischen Rund-
holz- bzw. Brennholzhändlerkarte sind zur Ausübung des Holzhandels 
berechtigt. Die Unternehmer von Schlägen müssen ebenfalls im Be-
sitze eines kantonalen Unternehmerpatentes für Holzschläge sein. Der 
Preis der kantonalen Holzhändler- und Unternehmerpatente beträgt 
aemäst einem vom ^orstdepartement aufzustellenden Tarif ssr. IN.— 
bis ssr. 150.—. 
Ar t . 8. — Besondere Bestimmungen. Das ssorftdepartement be« 
stimmt die von i>e« einzelnen Waldeigentümern (öffentliche oder pri-
vate) für die Versorgung des Kantons und die eidgenössischen Kon-
tingente 'u liefernden Hol^ menaen unter angemessener Berücksichtigung 
der Umstände und des Abgabesanes. (3s kann über in Ausführung 
begriffene Holzschläge verfügen und Holzvorräte mit Beschlag belegen, 
soweit der Eigenbedarf aedeckt und der Uebelschuß für die Landes-
Versorgung und die eidg. Kontingente notwendig ist. 
Es ist berechtigt, die Zeiten. Orte und weitern Lieferungsbedin-
gunaen entsprechen« den diesbezüglichen Weisungen zu bestimmen. 
Das ^orstdepaitement kann dem 5>andel die für die Versorgung 
des Kantons mit Holz notwendigen Maßnahmen auferlegen. 
Schlußbestimmungen. 
A r t 9. — Das höhere und das untere ssorstpersonal, die Kan-
tonspolizei. die Ortspolizisten, die Wegmeister, die Kriegswiitschafts-
ämter des Kantons und der Gemeinden sorgen für die Beobachtung 
des aeaenwärtiaen Beschlusses und der kantonalen und eidgenössischen 
Vorschriften betreffend die Holzversorgung. Sie zeigen die Uebertre-
tungen dem Forftdepartemente an, 
Ar t . 10. — Widerhandlungen gegen den gegenwärtiaen Beschluß 
oder seine Ausführunasbestimmungen und alle einschlägigen Ver-
fügunnen weiden gemäß Vundesratsbeschluß vom 24. Dezember 1941 
über die Verschärfung der kriegswirtschaftlichen Strafbestimmungen 
und deren Anpassung an das schweizerische Strafgesetzbuch bestraft. 
Der Ausschluß von ieglicher weitern Zolzlieferung, die vorsorgliche 
Schließung von Geschäften, sowie der Entzug anfälliger Bewilligungen 
' bleiben vorbehalten. 
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Ai t . 11. — G essen die vom ssoistdepaltement getroffenen Eni« 
scheide kann innert der Frist von 20 Tagen beim Staatsrat Rekurs 
eingereicht weiden. 
Ar t . 12. — Der gegenwärtige Beschluß tritt unverzüglich in Kraft. 
Das ssorstdepartement wird mit seiner Ausführung beauftragt. Es 
erläßt in Form von Beifügungen alle sich für diesen Zweck als not-
wendig erweisenden Ausführungsbestimmungen. 
Ar t . 13. — Die Etaatsratsbeschlüsse vom 13. November 1942 be-
treffend die Versorgung des Landes mit Holz, das Sammeln von 
Leseholz in den Wäldern des Kantons, den Holzhandel und den Trans-
port von Holz, Holzkohle und Tor^ sind widerrufen. 
Also beschlossen vom Staatsrat in seiner Sitzung vom 22. Dezember 
1943. um im Amtsblatt veröffentlicht und in allen Gemeinden des 
Kantons bekannt gegeben zu werden. 
Der Präsident des Staatsrates-
A. F a m a . 
Der Staatskanzler: 
N. R o t e n . 
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Verfügung Nr. 1/43 
betreffend das Sammeln und den Handel mit Tannzapfen. 
(A. N. 1817) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Staatsratsbeschluf; vom 22. Dezember 1943 betref-
send die Versorgung des Landes mit Holz, 
Eingesehen das Rundschreiben Rr. 18 der Sektion für Holz über 
Brennholz vom 9. Juni 1943, 
v e r f ü g t : 
Ar t . 1. — Das Sammeln von Tannzapfen (Fichten-, Föhren-und 
^ärchenzapfen) ist in allen Wäldern des Kantons, mit Ausnahme der 
Aufforstungsgebiete, gestattet. 
Ar t . 2. — Der Waldbesitzer hat für Zapfen, die von Drittper-
fönen auf eigene Rechnung gesammelt werden, keinen Anspruch auf 
Entschädigung. 
Art . 3. — Die Tannzapfen werden von der Rationierung ausge» 
nommen. Der Transport ist daher frei. Abgabe und Bezug der Zapfen 
sind ebenfalls frei: eine Anrechnung auf die Brennftoffzuteilung er-
folgt nicht. 
A i t. 4. — Wer beabsichtigt. Zapfen zu sammeln für den Wieder« 
verkauf, hat vorgehend ein dementsprechend« Gesuch an den Forftin-
speltor des Kreises zu richten, wo er die Zapfen zu sammeln gedenkt. 
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Art . 5. — Del Höchstpreis für den Verlaus von trockenen Zapfen 
wurde von der eiidg. Preistontrollstelle auf Fr. 7.50 für die 100 Kilo 
festgesetzt und zwar franko verladen nächste Bahnstation oder Vehälter 
des Konsumenten im Ortsrayon. 
ssür Lieferungen außerhalb des Ortsrayons dürfen die effektiven 
Mehltransportkoften, welche auf der Faktura getrennt aufzuführen 
find, verrechnet werden. 
A i t. 6. — Gemäß den Weisungen der Sektion für Holz des eidg. 
Kliegs-Industlie- und Arbeitsamtes wird das kantonale Holzamt in 
Sitten den Sammlern von für den Verkauf bestimmten Zapfen die 
Namen der Vezüger angeben. 
Sitten, den 2,4. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forftdepaitementes! 
A. F a m a . 
Verfügung Nr. 3/43 
des lant. Fsrstdepartements betreffend das Sammeln von 
Leseholz in den Wäldern des Kantons. 
(A. V. 1818) 
Das Forstdepartement des Kantons. Wallis. 
Eingesehen den Etaatsratsbeschluh vom 22. Dezember 1943 betref» 
feni» die Verforgung des Landes mit holz, 
v e r f ü g t : 
Art . 1. — Sowohl dem Bürger als dem Nichtburger ist es ge-
stattet, gegen Bezahlung der ortsüblichen Taxe, für seine persönlichen 
Bedürfnisse in allen öffentlichen Waldungen (Bürger- und Munizipal-
Waldungen) seiner Wohngemeinde Leseholz zu sammeln. 
Dieser Artikel ist auf die „Rapes" nicht anwendbar. 
Ar t . 2. — Als Leseholz sind gemäß gegenwärtigem Beschluß zu 
betrachten: Aeste. Zapfen und Nittden, die auf dem Boden herum« 
liegen. 
Für dürre stehende und liegende Pflanzen ist das Burgerreglemeni 
maßgebend. 
A r t. 3. — In i>en Wäldern, wo Holzausbeutungen stattfinden, 
oder die durch Windwurf, Schnee^ druck oder Eteinfchlag gelitten haben, 
ist das Sammeln erst nach der Holzabfuhr und einer von der Foift« 
kommisston gegebenen Bewilligung gestattet. 
A i t. 4. — Das Sammeln des Leseholzes ist auf die von der Forst-
kommisston jeder Gemeinde bestimmten Tage und Wälder beschränkt. 
A r t. 5. — Für den Transport von Leseholz aus einer Gemeinde 
in die andere muß vorerst eine Bewilligung eingeholt werden. 
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A l t . 6. — Die Waldbesitzer können vermittelst einem beim Forst-
département einzureichenden begründeten Gesuches das Verbot für das 
Sammeln von Leseholz in gewissen Waldungen erwirken. 
A r t . 7. — Derjenige, welcher Leseholz sammelt, ist dem Waldbe-
sitzer gegenüber für allen Schaden verantwortlich. 
A r t . 8. — Wenn das Interesse des Landes es verlangt, kann der 
Staatsrat die Bewilligung zum Sammeln von Leseholz auch auf an-
dere Wälder und auf andere Tage, als an jenen von der Forftkom-
mission festgesetzten, ausdehnen. 
A r t . 9. — I n der Negel haben die Waldbesitzer Anrecht auf eine 
mazimale Entschädigung von Fr. 1.— pro Ster Leseholz. 
Für Gebiete, in denen das Sammeln und der Abtransport von 
Leseholz geringe Kosten verursacht, kann der vorerwähnte Preis um 
50 Rp. per Ster erhöht werden. 
Der Höchstpreis pro 100 Kilo Leseholz franko nächste Bahnstation 
verladen ist auf Fr. 9.75 per 100 Kilo festgesetzt (ausgenommen Zapfen 
und Rinden). 
I n Fällen, in welchen der Forstdienft auch das Ausbeuten von 
stehendem und liegendem dürren Holz gestattet, wird der Preis von 
Fall zu Fall von diesem festgesetzt. 
A r t . IN. — Diese Verfügung tritt am 24. Dezember 1943 in Kraft. 
Sitten, den 24. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des ForstdeMitementes! 
A. F a m a . 
N0 
Verfügung Nr. 3|43 
des tant. Forstdepartements betreffend den Holzhandel 
im Kanton Wallis. 
(21. V. 1818) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Staatsiatsbeschluß vom 22. Dezember 1943 betref-
fend die Versorgung des Landes mit Holz, 
v e r f ü g t : 
A rt. 1. — Nur die Inhaber von Holzhandelspatenten können Holz 
kaufen, um es wieder zu verlaufen. Für den Holzhandel im Kanton 
gibt der Staat folgende Patente ab: 
A Patent für Vrennholzhandel 
Dieses Patent ermächtigt den Inhaber, Brennholz auf dem Stock 
vder aufgerüstet zu lausen, um als Eterholz oder in aufgearbeiteter 
Form weiter zu verkaufen. Alle Personen, die aus ihren Betrieben 
anfallende Abfälle verkaufen, müssen ebenfalls im Besitze dieses Pa« 
tentes sein. 
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B Patent für Rundholzhandel. 
Dieses Patent ermächtigt den Inhaber, Holz auf dem Stock oder 
gefällt ä« kaufen und es als Rundholz weiter zu verkaufen. 
Alle Holzhändlei, wie Vermittler, Zwischenhändler, Vertreter von 
Firmen usw., müssen im Besitze der unter A und B genannten Pa-
tente sein. 
c Patent für Unternehmer von Holzschlägen. 
Die Holzschlagunteinehmer, welche Holz auf dem Stock kaufen, um 
«s nachher weiter zu verkaufen, müssen im Besitze dieses Patentes sein. 
A i t. 2. — Es ist den Inhabern von Patenten der Kategorie B 
und C untersagt, Rundholz selbst aufzuarbeiten oder aufarbeiten zu 
lassen, um es als Schnittware weiter zu verkaufen. 
Ar t . 3. — Dem Patentbezug sind nicht unterworfen: 
a) die Personen und Firmen, welche Rundholz einkaufen, um es in 
ihrem eigenen Betriebe zu verwerten oder zu verarbeiten und als 
Halbfabrikat oder fertig verarbeitet weiter zu verkaufen. Dagegen 
ist es ihnen strengstens untersagt, Holz, welches ihnen zu diesen 
Zwecken zugesprochen worden ist, als Rundholz weiterzuverkaufen' 
b) die Waldeigentümei, welche Holz aus ihren eigenen Wäldern ver-
kaufen. 
A r t. 4. — Patent-Taxen. 
Patent A Patent B 
bis 200 Ster = Fr. 10.— bis 100 m3 •= Fr. 20.— 
von 201—500 Ster = „ 30.— von 101—500 m3 = „ 50.— 
von 501 u. mehr St. = „ 50.— von 501 u. m. m8 = „ 150.— 
Patent C 
bis 100 m3 = Fr. 10.— 
von 101—500 m3 = „ 30.— 
von 501 und mehr m3 = „ 50.— 
Ar t . 5. — Es ist den Inhabern von Holzhandelspatenten unter-
sagt, ohne vorherige Erlaubnis des KreisforstinsPektors Holzoerkäufe 
abzuschliehen. 
Ar t . 6. — Die Inhaber von Holzhandelspatenten sind verpflich-
tet, die für ihre Patentkategorie vorgesehene Holzmenge strikte einzu-
halten. 
E S ist ihnen jedoch gestattet, ihr Patent gegen ein Patent der 
höhern Kategorie umzutauschen bei Entrichtung der sich dabei erge-
benden Differenz. 
A r t. ?. — Die Inhaber von Holzhandelspatenten können von den 
Kreisforstinspektoren für die Lieferung von Kontingenten herbeige-
zogen werden. 
Art . 8. — Diese Verfügung tritt am 24.Dezember 1943 in Kraft. 
Sitten, den 24. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forftdepartementesi 
A. F a m a . 
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Verfügung Nr. 4/43 
des tant. Forstdepartements betreffend den Transport 
der Forftprodulte. 
(A, V. 1819) 
Das Forftdepllltement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Staatslatsbeschlutz vom "22. Dezember 1943 betief« 
fend die Holzversorgung des Kantons, 
v e r f ü g t : 
Art . 1. — Für den Transport sämtlicher nachstehend angeführte! 
Forftprodulte über die Gemeindegrenze hinaus ist vorgehend eine 
Transportbewilligung einzuholen: Brennholz, inbegriffen die Säge« 
leiabfälle, Aefte, Schlag-Üeberreste, Abschnitte usw., rohes und ge-
bllluchfertiges Gasholz, Papierholz, Holzwolleholz. Industrie-Abfall-
holz, Lägemehl. Holzkohle. Nutzholz (Rundholz. Pfähle. Nebstecken. 
Schindeln usw.). Torf (roher Torf, wie alle daraus bereiteten Pro-
dufte: Brikett mit oder ohne Zusatz anderer Stoffe. Torf^  der zur Ein-
streu oder Mistbereitung dient, wie auch der frische Torf). 
Der Transport von Schnittholz ist im Kanton frei' der Transport 
außerhalb des Kantons ist hingegen einer Bewilligung unterworfen. 
Das Forsidepartement kann die Transportbewilligungspflicht auch 
auf andere hier nicht angeführte Holzfortimente ausdehnen. 
A r t. 2. — Allgemeines. Personen und Unternehmungen, welche 
die Ware mit eigenen Verkehrsmitteln transportieren oder durch 
Fuhlhllltei. transportieren lassen, haben gemäß Art. 5 der gegenwär« 
tigen Verfügung bei der zuständigen Behörde eine Transportbewilli« 
gung einzuholen. 
Die Transportbewilligung ersetzt keinesfalls die andern oorge-
schriebenen Schriftstücke, wie Bezugsschein, Holzhändlerkarte usw. 
Art . 3. — Wer den Transport eines der in Art. 1 angeführten 
Forstprodukte übernimmt, mutz vor der Ausführung desselben vom 
Versender die Aushändigung der Transportbewilligung verlangen. 
Ar t . 4. — Sobald der Transport ausgeführt ist, mutz die Trans-
portbewilligung innert 3 Tagen durch den Eesuchsteller an jene Amts-
stelle, welche die Bewilligung ausgestellt hat. zurückgesandt werden. 
Falls der Transport innert der auf der Bewilligung angegebenen 
Frist nicht zur Ausführung gelangt ist, mutz vor dem Ablauf der 
Gültigkeit um eine Verlängerung der Bewilligung nachgefucht werden. 
Ar t . 5. — Erteilung der Transportbewilligungen. 
a) Alle Bewilligungen für den Transport von im vorstehenden Ar-
tikel 1 angeführten Foiftprodukten außerhalb de» Kantons werden 
durch das kantonale Holzamt ausgestellt. 
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b) Die Bewilligungen für jeglichen Transport van Holzkohle, Torf, 
Sägemehl und rohes oder gebrauchfertiges Easholz werden aus-
schließlich durch das kantonale Holzamt ausgestellt. 
c) Die Vewilligungen für den Transport anderer als unter a) und 
b) nicht angeführter Forstprodukte werden durch die Kreisforftin-
fpektoren ausgestellt. 
d) Für den Transport von einem Kreis in den andern unterrichten 
sich die Kreisforftinfpeltoren gegenfeitig durch die Uebermittlung 
eines Doppels der ausgestellten Transportbewilligung. 
A r t . 6. — Gesuche um Transportbewilligung. Alle Transport-
bewilligungsgesuche sind an die zuständigen Kreisforstinspektoren zu 
richten. Diese stellen die Bewilligung aus oder übermitteln sie ein-
tretendenfalls mit ihrem Gutachten an das kantonale Holzamt. 
A r t . 7. — Die Transportbewilligungen sind kreisweise fortlau-
send zu numerieren und müssen genaue Angaben enthalten über! das 
Quantum des zu transportierenden Forstproduktes, das Sortiment, 
die Herkunft, die genaue Adresse des Empfängers und die Gültigkeits-
dauer der Transportbewilligung'. 
A r t . 8.— Diese Verfügung tritt am 24. Dezember 1943 in Kraft. 
Litten, den 24. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 
A. F a m a . 
m 
Verfügung Nr. S/43 
des lant. Fsrftdepartements betreffend die Holzverlohlung 
im Walde. 
(A. 33.1821) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Etaatsratsbeschlutz vom 22. Dezember 1943 betref-
fend die Holzversorgung des Landes. 
v e r f ü g t : 
Die Waldeigentllmer sind verpflichtet, alle von Holzschlägen her-
rührenden Abfälle, welche infolge von Tmnsportschwierigkeiten leinen 
oder nur einen geringen Gewinn abwerfen, für die Verkohlung zur 
Verfügung zu stellen. Die Wälder, darin Holz für die Verkohlung 
gesammelt werden soll, find von den Kreisforstinspektoren zu bezeich« 
nen. Die Eigentümer haben sich folglich den vom Forstpersonal ge-
gebenen Bestimmungen zu fügen. Gestützt auf die für die Höchstpreise 
angenommene Grundlage, ist das Forstpersonal ebenfalls befugt, die 
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Ankaufspreise dieses Holzes festzusetzen und die Holzmenge zu be-
stimmen. Der Rekurs an das Forstdepartement bleibt vorbehalten. 
Diese Verfügung tritt am 24. Dezember 1943 in Kraft. 
Titten, den 24. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes! 
A. F a m a . 
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Verfügung Nr. 6/43 
über die Nutz- und Vrennholz-Produzentenhöchstpreise 
für die illutzungsperiode 1843—44. 
(21. V. 1861) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen die Verfügung Nr. 544 A/43 und 545 A/43 des eidge-
nössischen Volkswirtschaftsdepaitementes, Preiskontrollftelle' 
Eingesehen den Ltaatsratsbeschluh vom 22. Dezember 1943 betief-
fend die Versorgung des Kantons mit Holz, 
v e r f ü g t : 
Art . 1. — Die Einmessung. das Ablängen und die Inhaltsbe-
ftimmung des Holzes hat gemäß den nachfolgenden Vorschriften zu 
geschehen: 
a) Meßgeräte. Fur die Längenmessung sind zulässig: Metzband. 
Meßlatte und Meßzirkel. Die Meßbänder sind vor Gebrauch zu kon-
trollieren. Zur Etärkenmessung dient die geeichte Kluppe. 
d) Obligatorische Vorschrift für das Ablängen des Verlaufsholzes. 
Fichten. Weißtanne und Föhren find wie folgt abzulängen: 
4, 4,50, 5. 5,50, 6 Meter und mehr unter Beibehaltung der 50 
Zentimeter-Etufe. Lärchenholz der Qualitäten On, Of, ll ist auf 2,80 
Meter abzulängen, Schieinerware auf 4 Meter. 
Für die anderen Holzarten werden die Längen durch den Kreis-
forftinspektor vorgeschrieben. 
Ueberdies kann der Käufer durch schriftliche Eingabe die Aufar-
beitung von Epeziallängen verlangen. 
c) Messung der Länge. Die Messung erfolgt bei Langholz, Lang-
holzabschnitten und Mittellangholz auf den geraden Dezimeter, bei 
Klötzen und Laubholz auf den Dezimeter. 
Das Uebermaß bei der Holzanerkennung muß mindestens 1"/° der 
Gesamtlänge betragen. 
Sofern der Schrot (Anhieb) mehr als V* des Etockdurchmessers be-
trägt, wird er nicht gemessen, andernfalls zur Hälfte. 
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Der Forftinspektor wild füi jeden Schlag, eifolge die Ausbeutung 
durch den Wuldbesitzei oder den Käufer, zum vornherein das Ueber-
maß festsetzen, um den Neistschäden Rechnung zu tragen. 
Dieses Uebermaß ist derart zu berechnen, daß die obligatorischen 
Holzlängen der Trämel gesichert bleiben. Bei der Einmessung des 
Holzes darf das Uebermaß nicht einbezogen weiden, auch dann nicht, 
wenn die beiden Stirnseiten der Trämel intakt sind. 
d) Messung des Mittendurchmessers. Der Mittendurchmesser wird 
auf den vollen Zentimeter an entrindeter Metzstelle erhoben und zwar 
werden zwei aufeinander senkrecht stehende (in der Regel der größte 
und der kleinste) Durchmesser gemessen und aus beiden Messungen 
das Mittel gezogen. Beispiel! 42/44 = 43 oder 42/43 = 42. Weift die 
Meßstelle in der Mitte der Länge anormale Verdickungen auf, sind 
in gleichen Abständen nach oben und unten die Durchmesser zu messen' 
aus beiden Messungen ist das Mittel zu nehmen. 
Imprägnierftangen werden über der Rinde auf den Zentimeter 
gemessen. 
e) Inhaltsbestimmung. Der Inhalt eines Stammes oder Stamm« 
ftückes wird aus Länge und Mittendurchmesser wenigstens auf zwei 
Dezimalen genau berechnet. 
Vei Implägnieistangen ist für Rinde ein Abzug von 8°/» vom 
Inhalt vorzunehmen. 
Ar t . 2. — Für alle Holzverkäufe aus öffentlichen und privaten 
Wäldern gelten die nachfolgenden Sortierungs- und Höchstpreisver-
Ordnungen: 
i . 3t«ldel°3tutzh«lz. 
A. Sortierung. 
Nach Qualität sind folgende Klassen zu bilden: 
1. Obermesser (0)30 Zentimeter und mehr Mittendurchmesser. 
aa-Qualitiit (Daa = Lveziatsoitiment). Als Spezialsortiment gilt bei 
sonst gleichen Eigenschaften wie a nur besonders hochwertiges, für 
feine technische Spezialzwecke geeignetes Holz, wie feinfühliges Ge-
bilgsholz. Schindelholz, Fournierholz. Als feinfühlig gilt Holz, bei 
welchem auf den Zentimeter mindestens 5 Jahrringe enthalten und 
auch der Iahriingbau auf dem ganzen Querschnitt gleichmäßig ist. 
««Qualität (Oa = ausgezeichnet). Fehlerfreies oder nur mit gering-
fllgigen, den Gebrauchswert nicht beeinträchtigenden Fehlern be-
haftetes Holz, gesund, vollholzig (Durchmesserabnahme pro Lauf« 
met«r höchstens 1 cm), ganz gerade, äußerlich astrein, oder fast 
astrein (Eebirgsholz einseitig astrein, wobei die astige Seite n-
Qualität aufweisen muß), ohne Buchs, ohne Drehbuchs, ohne Harz-
gallen. Bei Föhren und Lärchen: geringe Splintbildung und gut 
gefärbter Kern. 
««Qualität (On = normal). Holz normaler Beschaffenheit, ohne we-
sentliche Fehler und Mängel, d. h. gerade (Krümmung nicht mehr 
als 1 cm pro Laufmetei von der Geraden abweichend), nicht stark 
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ästig, wenig Buchs, nicht ringschälig, nicht abholzig (Durchmesfei-
abnähme maximal 1,5 cm pro Laufmeter), nicht ausgesprochen 
diehwüchsig, wenig Hllizgallen, stellenweise haitiot (fleckig), ist 
toleriert, sofern der Stamm im übrigen einer guten n-2ualität 
entspricht. 
Bei Föhren und Lärchen mit sonst gleichen Eigenschaften wie 
«-Qualität wird einseitige leichte Krümmung gestattet. 
s »Qualität (Of = fehlerhaft). Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet 
wie durchgehend rot, krumm, abholzig, grobastig, viele Harzgallen, 
stark buchsig, dlehwüchsig und ringschälig, aber noch verwendbar 
für die Aufarbeitung von Brettern. 
Qualität Of. Lärchen. Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, wie 
krumm, abholzig, buchsig, drehwüchstg, grobastig und mit Harzgallen, 
Geduldet sind nur gesunde, verwachsene Aeste bis maximum 6 cm 
Durchmesser und ein Aftigkeitsgrad, der die Aufarbeitung von 
tillghaften Brettern erlaubt. 
TBV-Tortiment. Das SVV-Tortiment fetzt sich zusammen aus ge-
funden Lälchentlämmeln von 2,80 m Länge mit einem mittleren 
Mindestourchmesfer von 26 cm und den Qualitäten On, Of und 
11, wobei jedoch die buchsigen und harzgallenen Trämel ausge« 
schieden werden müssen. 
2. Untermess« (U) 23—29 cm Mittendurchmesser. Die Untermesser 
bleiben nach Qualität grundsätzlich unsortiert. Für Erdftämme, welche 
den Anforderungen der a-Qualität entsprechen, kann die Klasse Ua 
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Vesondere Bestimmungen. 
Die Preise verstehen sich per Kubikmeter für gesundes, tadellos 
aufgerüstetes, entrindetes und zugeschnittenes Holz, franko nächste 
Bahnstation verladen. 
Wird das Holz unverladen geliefert, so erfolgt ein Abzug von 
Fr. 1.50 per Kubikmeter. 
Bei Verlad auf Schmalspurbahn ist der Preis für Fichten und 
Tannenholz um Fr. 2.— per Kubikmeter zu reduzieren. 
Die Preise für Mittellangholz (Holz von mehr als 6 m Länge) 
find von Fall zu Fall von der kantonalen Zentralstelle für Holz ge-
nehmigen zu lassen. 
Kurzträmmel (unter 4 m Länge). Wo ausnahmsweise kürzere 
Irämmel als 4 m geliefert werden, leduzieien sich die Preise der ent» 
Lärche. Arne 
Fr. 130.— 
„ 9 9 . -
.. 8 3 . -
.. 66 . -
„ 6 3 . -
.. 5 3 . -
Föhre 
Fl. 9 5 . -
„ 86 . -
72 — 
',', 56 . -
„ 5 3 . -
44.— 
276 
sprechenden Qualitiitstlassen um Fr. 5 — pro Kubikmeter (ausgenom-
men sind Spezilllsortimente). 
Für das Sortiment Ua, Lärchen-Rebstickelholz, kann auf schrift-
liches Gesuch, welches vom Kleisfoistinspektoi zu begutachten ist, von 
der kantonalen Zentralstelle für Holz ein Zuschlag bewilligt weiden. 
Wird das Holz unentrindet geliefert, ist ein Abzug von Fr. 1.50 
per Kubikmeter zu machen (ausgenommen sind Tpezialsortimente). 
I I . Laubnutzholz. 
Das Laubnutzholz ist nach Durchmesser und Qualität wie folgt zu 
sortieren. 
A. Sortierung. 
1. Durchmesser. Es gelten folgende Durchmesser! 
1. Klasse! 60 cm und mehr Mittendurchmesser 
2. Klasse: 50—59 cm Mittendurchmesser 
3. Klasse: 40—49 cm Mittendurchmesser 
4. Klasse: 30—39 cm Mittendurchmesser 
5. Klasse: 25—29 cm Mittendurchmesser 
6. Klasse: bis 24 cm Mittendurchmesser. 
Gipfel« und Doldenholz ist als solches ausdrücklich zu bezeichnen. 
2. Qualität. 
i. Erst« Holzartengruppe: Vuche, Eiche, Ulme, Platane, Kastanien. 
Birnbaum. 
1. Vuche. 
a - fehlerfreies Holz von mindestens 40 cm Mittendurchmesser unter 
der Rinde, gesund, vollholzig, zylindrisch, gerade, nicht gedreht, ast-
und beulenfrei, gleichmäßigen Iahrringbau mit maximal Vs des 
Mittendurchmessers Braun- und Rotkern (Echälstämme). 
n = Holz normaler Beschaffenheit, ohne wesentliche Fehler und Man-
gel' toleriert: einseitige leichte Krümmung (Einschnürigkeit), durch-
schnittlich ein kleiner gesunder Ast (maz. 5 cm Durchmesser) pro 
Laufmeter, Braun- oder Rotkern maz. Vs des Mittendurchmessers, 
leicht drehwllchsig. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern, wie mehr als Vs des Mittendurch-
messers Braun- und Rotkern, stark ästig, krumm, stark drehwüchsig, 
kreuzrissig usw. 
Fournierstämme. Nebst den Eigenschaften von a vollständig 
weißes unb astreines Holz von mindestens 50 cm Mittendurch« 
Messer unter der Rinde. 
2. Eiche. 
a = fehlerfreies holz von mindestens 40 cm Mittendurchmesser unter 
der Rinde, gesund, uollholzig, zylindrisch, gerade, nicht diehwüchsig, 
ast- und beulenfrei (2 Klebastgruppen auf 4 cm Länge toleriert), 
mit gleichmäßig feinem Iahrringbau, wenig Splint, kein Buchs, 
nicht pechig, wurmfrei. 
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n = Holz normaler Beschaffenheit, ohne wesentliche Fehler und Man-
- gel' toleriert: einseitige leichte Krümmung (Einschnürigkeit) durch-
schnittlich ein kleiner gesunder Ast (maximal 5 cm Durchmesser) 
oder eine Klebastgruppe pro Laufmeter, leichte, radial verlaufende 
Risse, leicht pechig, d.h. leichte Pechrisse toleriert, vorausgesetzt, 
daß sämtliche übrigen Qualitätsmerkmale der a-Qualität ent-
sprechen) leicht drehwllchsig. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern, wie pechig, grobaftig, krumm, 
stark gedreht usw. 
ssournierstämme nebst den Eigenschaften von a, absolut ast- und 
llebllftfreies Holz zarter Struktur, mindestens 50 cm Mitten-
durchmesser unter der Rinde. 
3. Birnbaum. 
a = fehlerfreies Holz von mindestens 45 cm Mittendurchmesser un-
ter der Rinde und einer Minimallänge von 1,8 m, gesund, ge-
rade, nicht gedreht, zylindrisch, ohne Aeste und ohne Kernverfär-
bung; toleriert: Schwache Einbuchtungen oder leichte Rindenein-
wüchse. 
n = Holz normaler Beschaffenheit von einer Minimallänge von 
1,5 m ohne wesentliche Fehler und Mängel, gesund, nicht wurmig 
oder gallig: toleriert: leicht drehwüchsig (maximal 1h des Umfan-
ges) einseitige schwache Krümmung (auf 2 m Länge maximal 
Ï0 cm), durchschnittlich ein kleiner gesunder Ast (maximal 5 cm 
Durchmesser) pro Laufmeter, gesunder Rotkern (maximal lU des 
Mittendurchmessers). 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, wie Kernfäule, Grob-
und vielastig, wurmig, stark drehwüchsig usw. 
Fournierstämme nebst den Eigenschaften von a-Holz von minde-
stens 50 cm Mittendurchmesser unter der Rinde, jedoch ohne Ein-
buchtungen oder Rindeneinwüchje. nicht wimmerig, 
4. Uebrige Holzarten der ersten Gruppe. 
Für die übrigen Holzarten der ersten Gruppe gelten folgende all-
gemeine Qualitätsvorschriften: 
a = fehlerfreies Holz von mindestens 40 cm Mittendurchmesser un-
ter der Rinde, gesund, vollholzig, zylindrisch, gerade, nicht dreh-
wüchsig. ast« und beulenfrei, mit gleichmäßigem Iahrringbau: 
bei den Holzarten, wo Kernverfarbung ein Fehler ist, darf eine 
solche maximal Vs des Mittendurchmessers ausmachen. 
n = Holz, normaler Beschaffenheit, ohne wesentliche Fehler und Män< 
gel,' toleriert: Leichter Drehwuchs, einseitige leichte Krümmung 
(Einschnürigkeit), ein kleiner gesunder Ast (maximal 5 cm Durch-
messer) pro Laufmeter: wo Kernverfarbung ein Fehler ist, darf 
eine solche maximal '/3 des Mittendurchmessers ausmachen. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet. 
Fournierstämme nebst den Eigenschaften von a-Holz von minde-
stens 50 cm Mittendurchmesser unter der Rinde, ohne Kernver-
färbung für Holzarten, wo dies als Fehler gilt. 
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il. Zweite Holzartengruppe: Esche, Ahorn, Linde, Eile, Ville, 
Akazie, Hagebuche, Kirschbaum, Apfelbaum. 
1. Esche. 
a = fehlerfreies Holz von mindestens 25 cm Mittendurchmesser un-
ter der Rinde, gesund, vollholzig, zylindrisch, gerade, nicht dreh-
wüchsig, ast- und beulenfrei mit gleichmäßigem Iahrringbau und 
mit maximal Vs des Mittenourchmessers Vraunkern. 
n = Holz normaler Beschaffenheit ohne wesentliche Fehler und Man-
gel' toleriert: Leichter Drehwuchs, einseitige Krümmung (Ein-jchnüligkeit), durchschnittlich ein kleiner gesunder Ast (maximal 
5 ein Durchmesser) pro Laufmeter, gefunder Vraunkern. 
f = Holz mit wesentlichen Fehlern behaftet, wie fauler Kern, faule 
Aeste, Wimmerwuchs, Drehwuchs, Kreuzfpalt ufw. 
Spezilllfortiment' nebst den Eigenschaften von a vollständig weißes 
und astfreies Holz. 
2. Ahorn. 
a = fehlerfreies Holz von mindestens 30 cm Mittendurchmesser un-
ter der Rinde, gesund, vollholzig, zylindrisch, nicht drehwiichsig, 
aft- und beulenfrei, mit gleichmäßigem Iahrringbau, absolut weiß. 
n = Holz normaler Beschaffenheit ohne wesentliche Fehler und Man-
gel, gesund' toleriert: einseitige leichte Krümmung, durchschnitt-
lich ein gesunder Aft (5 cm Durchmesser) pro Laufmeter, maximal 
'/5 des Mittenduichmessers Vraunkern. 
f = Holz mit wefentlichen Fehlern behaftet, wie kernfaul, grob- und 
vielaftig. gallig, wurmstichig, erstickt usw. 
Foulnierstämme: Holz, das nebst den Merkmalen von a besondere 
Eigenschaften zu Fournierzwecken hat und mit mindestens 40 cm 
Mittendurchmesser unter der Rinde. 
3. Kirschbaum. 
Wie Birnbaum, jedoch bei a mindestens 30 cm Mittendurchmesser 
unter der Rinde, bei Fournierftämmen mindestens 40 cm Mitten-
durchmesser unter der Rinde. 
4. Uebrige Holzarten der zweiten Gruppe. 
Qualitätsumschreibung wie bei den übrigen Holzarten der ersten 
Gruppe, jedoch für a Mindestdulchmesser 30 cm unter der Rinde und 
für Fournierstämme 4N cm unter der Rinde. 
i n . Pappeln: siehe Preisnorschriften. 
V. Höchstpreise. 
Preisbasis (Frachtbafis). 
1. Sämtliche Preise gelten pro Kubikmeter franko nächste Bahn-
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X Insofern bei der Dulchmesserklasse III die f-Qulllität, bei der 
Durchmesserklasse iv die n-Qualität den Bedingungen für Schwellen-
Holz entsprechen, gelten die Höchstpreise für dieses Sortiment gemäß 
III. 
Für die f-Qualität der Durchmesserklassen in und iv, die nicht 
mehr den Anforderungen für Schwellenholz entspricht, gelten folgende 
Preise! III. Klasse f 70.—. iv. Klasse f 55.—. 
Für Stämme von 35—39 cm Mittendurchmessei, welche der a-Qua-
lität entsprechen, gilt ein Preis von Fr. 98.— pro Kubikmeter. 
Kanadische Pappel. 
a) Gerade und zylindrische Erdstämme von regelmäßigem Wuchs und 
homogener Struktur, absolut gesund, ohne Aeste (kleine Klebaste jedoch toleriert), Minimallänge 2 m und mit einem Mittendurch-
messer von minimal 45 cm unter der Rinde (Messerstämme) 
Fr. 150.— 
b) Gesunde Stämme, ohne große Aeste, von regelmäßigem Wuchs, 
Minimallänge 2 in und mit einem durchschnittlichen Mindest-
dulchmessei von 35 cm unter der Rinde (Schälstämme 1. Auswahl) 
Fr. 130.— 
c) Gesunde Stämme, ohne große Aeste, Minimallänge 2 m und mit 
einem Mittendurchmesser von minimum 30 cm unter der Rinde 
(Schälstämme 2. Auswahl) Fr. 95 — 
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d) Gesunde Stämme, ohne große Aefte. Minimallänge 2 m und mit 
einem Mittendurchmessei von 20—30 cm unter der Rinde Fi. 65 — 
e) Astige Stämme, mindestens 25°/«, ästige und schadhafte mindestens 
50°/» Abpg der untei b—d angegebenen Preise der entsprechen-
den Dimensionen. 
Falls die oben angegebene Minimallänge von 2 m nicht vor-
handen ist, ist ein Abzug von 20°/« vorzunehmen 
Schwarz-. Silber- und Zitterpappel (Felde, Aspe) 
a) Gesunde, zylindrische, absolut gerade Stämme, ohne Aefte (kleine 
Klebäste jedoch toleriert), Minimallänge 2 m mit Mittendurch-
messer von minimum 45 cm unter der Rinde (Schälstämme 1. Aus-
wähl) Fr. 100.— 
d) Gesunde Stämme, ohne große Aefte, von homogener Struktur und 
regelmäßigem Wuchs, Minimallänge 2 m und mit einem Mitten-
durchmesset von minimum 35 cm unter der Rinde (Tchälstämme 
2. Auswahl) Fr. 80.— 
c) Gesunde Stämme, ohne große Aefte, von homogener Struktur und 
Minimallänge von 2 rn, mit einem Mittendurchmessei von 20 bis 
35 cm unter der Rinde Fr. 55.— 
d) Ästige Stämme mindestens 25°/», astige und schadhafte Stämme 
mindestens 50 °/n Abzug der unter a—c angegebenen Preise der 
entsprechenden Dimensionen. 
Falls die Minimallänge von 2 rn nicht vorhanden ist, ist ein 
Abzug von 20°/» vorzunehmen. 
Für italienische Pappel (Pyramiden-Pappel) 40°/» Abzug der 
für Schwarz-, Silber- und Zitterpappeln angefühlten Pieise. 
c) Preise für ausgesuchte Sortimente. 
Auf Grund der unter b) angegebenen Laubholz-Höchstpreise sind 
dieselben für das ganze Gebiet der Schweiz, einheitlich festgelegt. Falls 
sich dadurch für besonders ausgesuchte Sortimente") gegenüber den Vor-
kiiegspieisen ungerechte Härten ergeben, kann die eidg. Preiskontroll-
stelle auf Grund von durch die Kantonsoberforstämter begutachteten 
Gesuchen für folche Einzelfälle Anpassungen bewilligen. Betreffenden 
Gesuchen müssen folgende Angaben zugrunde liegen! 
1. Umschreibung des Sortiments inklusive Maßliste mit Bekanntgabe 
des Verwendungszweckes. 
2. Veleae. welche beweisen, das; die auf Grund der gegenwärtigen 
Höchstpreise erzielbaren Vrutto-Erlöse in keinem angemessenen Ver-
hältnis stehen zum Erlös für die gleichen Sortimente in der Vor-
kriegszeit. 
3. Verlangter Epezialpreis. 
4. Bestätigung des Käufers, wonach derfelbe den besondern Eharakter 
des Sortimentes anerkennt. 
• z. N. Ski-Efchen, Buchen, und Eichen von 35—38 cm Miitendurchmesser, Eschen, 




Das Schwellenholz wild nach zwei Dimensionstlassen sortiert: 
1. Klasse: Abschnitte von mindestens 28 cm Mittenduichmesser, Min-
destzopfdulchmessei 27 cm. 
2. Klasse: Durch 18« und 190 cm teilbare Abschnitte. Mindestzops-
durchmesse! 22 cm. 
Es umfaßt ausschließlich gesundes Holz. 
Toleriert werden: Leichte, in einer Ebene liegende Krümmungen, 
sofern diese '/«» der Lange nicht überschreiten, gesunde Aeste, der rote 
Kern darf bei der Buche höchstens 7 cm Durchmesser aufweisen: pechige 
Eichen und allzu grobastige Buchen sind nicht zulässig. 
V. Höchstpreise. 
Die Höchstpreise pro Kubikmeter Schwellenholz franko nächste Bahn-
station verladen betragen: 
QualitätsNasse Eiche Buche 
1. Klasse Fr. 75.— Fr. 57.— 
2. Klaffe „ 60.— „ 52.— 
IV. Papierholz. 
A. Sortierung. 
Unter Papierholz sind Rundlinge der für die Herstellung von 
Holzschliff und Zellulose geeigneten Holzarten, also vorzugsweise 
Fichte, zu verstehen. Die Rundlinge erhalten eine Länge von 1 Meter 
uno einem Mindestduichmesser von 10 cm am dünnern Ende. Das 
Holz muß gesund (ohne Faulftellen, nicht erstickt, nicht wurmig), nor-
mal gewachsen (gerade, ohne Kröpfe, ohne viel Buchs usw.), sauber 
(ohne Erdanhang, ohne Steine und Sani» in den Stirnseiten), ganz 
(nicht zersplittert, zerschunden oder zerfasert) sein. 
Bei Lieferung von Fichtenholz weiden in der Regel 10 % Weiß-
tannenholz toleriert. 
I.Klasse: Gesunde Fichten-und Weißtannenrugel mit 10 cm Min-
destdurchmesser, geschält oder ungeschält, ohne die Mängel der zweiten 
Klasse. 
II. Klasse: Entrindete Fichten- und Weißtannenrugel. Sie dürfen 
einen, aber nur einen der folgenden Mängel aufweisen: 
1. ästig und leicht krumm; 
2. beschädigt (reist- oder trift-): 
3. verlegen, täferig, rostreifig oder trockenrot, jedoch nagelfest: 
4. buchsig: 
5. Durchmesser von 7 bis 9 cm. jedoch mengenmäßig nicht mehr als 
10°/° einer Wagenladung: 
6. ausnahmsweise saubere Spalten mit mindestens 25 cm Spaltfläche. 
Richt angenommen werden: Außerordentlich viel und dickastige, 
krumme und sonst abnormale Stücke (Stock-, Kropf-, Mistel- und Gip-




1. Vahnholz (franko Empfangsstation) ! 
Entrindet in Ninde 
1. Klasse Fichte Fr. 34.— Fr. 30.— 
1. Klasse Tanne „ 32.— „ 28.— 
2. Klasse „ 31.— „ 27.— 
2. Achsholz (auf Fabrikplatz geliefert): 
1. Klasse Fichte Fr. 35.— Fr. 31.— 
1. Klasse Tanne „ 33.— „ 29.— 
2. Klasse „ 32.— „ 28.— 
I m gleichen Vahnruagen dürfen nicht Holzgattungen verschiedener 
Preisansätze gemischt verladen werden, sonst wird die ganze Wagen-
ladung nach dem Preis des billigsten Sortimentes verrechnet. Für 
Sendungen von Fichtenholz 1. Klasse, die bis zu 10 % Weihtanne ent-
halten, wird der Fichtenpreis bezahlt. 
3. Kolleltivlieferungen. 
a) Für Kollektivlieferungen erhöhen sich die unter B erwähnten 
Preise um maximal 50 Rp. per Eter, Verlangt ein Abnehmer eine 
vorzeitige Ablieferung, fo hat dieser dem Lieferanten für eine even-
tuelle Mehrfracht, d. h. wenn das Gewicht per Eter 500 Kilo über-
steigt, die effektiven Mehrkosten zu vergüten. 
b) Als Kollektivlieferungen sind alle Lieferungen zu bezeichnen, die 
durch eine zentrale Sammelstelle (Verbände, Kantons-, Kreis- und 
Revieiforstllmtei, Gemeindesammelstellen und Zwischenhändler) gehen, 
welche für die Durchführung der Lieferungen verantwortlich ist (Menge, 
Qualität. Sortiment) und mit welcher der Käufer sämtliche Zahlun-
gen, sowie allfällige Anstände regeln kann. 
c) Der Kollektivzuschlag darf nur dann ausbezahlt werden, wenn 
im Laufe einer und derselben Nutzungsperiode die unter 1 erwähnten 
zentralen Sammelstellen in der Lage sind, mindestens 500 Ster Pa-
pieiholz abzuliefern. 
4. Zuschläge für Bahnholz. 
Für Vahnholz erhöhen sich die unter Ziff. V genannten Preisan-
sätze durch Anrechnung von Zuschlägen für Tariftilometei der jewei-
ligen Bahnstrecke (Normal- und Schmalspurbahn). Die Zuschläge be-
tragen: 
für Frachtdistanlen (Gesamt- oder Teilstrecken) bis zu 100 Tarif-
kilometein 2 Rp.' 
für Distanzbetreffnisse (Teilstrecken), die zwischen 101—200 Tarif-
kilometern liegen, 1 9lp.; 
für Distanzbetreffnisse (Teilstrecken), die über 200 Tarifkilometern 
liegen, 0.5 Np. 
V. Holzwolleholz. 
In Anlehnung an die Höchstpreise für Papierholz gelten für Holz-
wolleholz folgende Bedingungen: 
1. Fichtenholz gleicher Qualität wie Papierholz Fichte 1. Klasse = 
Preis für Papierholz Fichte 1. Klasse, 
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2. Tannenholz gleicher Qualität wie Papierholz Tanne 1. Klasse = 
Papierholzpreis Tanne 1. Klasse. 
3. a) Föhrenrugel entrindet, aussortiert und ausgerüstet nach den Ve-
stimmungen für Papieiholz Fichte 1. Klasse = Preis für Pa-
pierholz Fichte 1. Klasse entrindet, 
b) Föhrenholz unentrindet, aussortiert und ausgerüstet nach den 
Bestimmungen für Papierholz Fichte 1. Klasse = Papierholz-
preis Fichte 1. Klasse unentrindet minus Fr. 1.50. 
4. Falls andere Fichten«, Tannen- oder Föhrensortimente als oben 
erwähnt, ober andere Holzarten geliefert werden, gelten die ent-
sprechenden Brennholz- oder Nutzholzpreise. 
v i . Andere Nadelholzsortimente. 
Gerüftjtangen, Hag- und Zaunlatten. Nohnenstickel u. a. (waldge-
rüstete Sortimente). 
Für diese Sortimente gelten die vor dem Kriege nach den lokalen 
Verhältnissen angewandten Usanzen und die um maximal 40"/« er-
höhten Vorlriegspreise (Nutzungsperiode 1938/39). 
VII. Imprägnierstangenholz. 
A. Sortierung. 
Die ImPlägnierstangen weiden grundsätzlich nach den Vestimmun-
gen der Langholzsortierung klassiert. I n Kantonen, in welchen bereits 
früher besondere Abmachungen zwischen Produzenten und Imprägnier-
anstalten bestanden, können dieselben mit Genehmigung der Eidge-
nössischen Pieistontrollstelle bestehen bleiben. 
V. Höchstpreise. 
Die Höchstpreise für die Lieferung von Imprägnierstangen weiden 
wie folgt festgesetzt! 
Holztlasse Preis per m3 
3 Fr. 52.80 
4 „ 47.60 
5 „ 47.60 
1. Diese Preise Verstehen sich für Holz nächste Bahnstation ver-
laden. Holz über der Rinde auf den Zentimeter gemessen mit 8 °/o 
Rindenllbzug. 
2. Nach Langholz sortierte und nachträglich ausgeformte Stangen 
verbleiben für die Preisberechnung in der ursprünglichen Langholz-
klaffe. Wo bisher für das Ausformen eine Sondeientschadigung üblich 
war, kann diese weiterhin in der Höhe von maximal Fr. 1.30 per 
Kubikmeter verlangt werden. 
vill. Brennholz. 
31. Sortierung. 
a) Spalten (aufgespaltene Prügel von mindestens 14 cm Durchmesser 
am dünnern Ende). 
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b) Prügel (Prügel von 7—13 cm Durchmesser am dünnern Ende), 
c) Astholz (Aeste und Prügel von 3—6 cm Durchmesser). 
d) Wellenmaterial. . 
e) Sägereillbfälle. 
N. Verschiedene Bestimmungen. 
a) Das Holz ist sorglich wagrecht aufzuschichten, um die Zwischenräume 
auf ein Mindestmatz herabzudrllckeni getrennt nach Holzarten, nach 
Sortimenten (Spalten, Rundholz usw.) und nach Qualität (ge-
sundes oder faules Holz). 
b) die Neigen sind beidseitig mit in den Boden gerammten oder mit 
Bändern verbundenen Pfählen zu stützen. Als Unterlage für die 
Beigen sind Spalten und Prügel M verwenden und wagrecht auf 
den Boden zu legen. 
c) Krummes Holz ist zuoberst aus die Beige zu legen. 
d) Beim Aufschichten ist den Beigen ein Uebermaß von mindestens 
5 cm auf 1 m Höhe zu geben. 
e) Das Steimatz ist nur mit einer Dezimale anzugeben. 
s) Bei Kreuzbeigen ist pro Beige ein Längenabzug von 25 cm zu 
machen. Sämtliche Spalten oder Prügel müssen auch in der Kreuz-
beige genau 1 Meter lang sein. 
C. Höchstpreise. 
->) Für Lieferungen ab nächster Normalspurbahnstation. 
Holzart Spalten Prügel Aeste 
Fr. Fr. Fr. 
1. Buche. Hagebuche 34.— 31.— 27.— 
2. Esche. Ahorn. Birke. Eiche. Obst-
bäum. Akazie. Edelkastanie 29.— 28.— 24.— 
3. Lärche. Föhre 27.— 24.— 24.— 
4. Arve. Fichte. Tanne. Linde, Erle 23.— 22.— 2 20.— 
3l 22.— 
5. Pappel. Weide, Haselnutz, Rotz-
kastanie " 23.— 20.— 18.— 
Schnellen ««w°»°" Sch*'rt"' SagêîSalle 
F i . Fr. Fr. F l . 
1. Buche. Hagebuche 23.— 18.— 27.— 24.— 
2. Esche. Ahorn, Birke. Eiche. Obst-
bäum. Akazie. Edelkastanie 20.— 15.— 24.— 21.— 
3. Lärche. Föhre 20.— 22.— 19.— 
4. Arve. Fichte, Tanne, Linde. Erle L11.— 20.— 17.— 
R 18.— 
5. Pappel, Weide, Haselnutz, Rotz-
kastanie 9.— 18.— 15.— 
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b) Für Lieferungen ab nächster Tchmaljpurbahnftation. 
Holzart Spalten 
Fi 
1. Buche, Hagebuche 33-
2. Esche. Ahorn. Viike. Eiche. Obst-
bäum. Akazie, Edelkastanie 28-
3. Lärche. Föhre 26.-
4. Arve. Fichte, Tanne, Linde, Erle 24-





1. Vuche. Hagebuche 22 — 
2. Esche. Ahorn. Birke. Eiche. Obst-
bäum. Akazie, Edelkastanie 19.— 
3. Lärche, Föhre 



































5. Pappel, Weide, Haselnuß, Roß-
kastanie 8.— 1?.— 14.— 
L = Laubholz. R = Nadelholz. 
c) Für geschältes Eichenbrennholz kann ein Zuschlag von Fr. 3,— 
per Ster verrechnet werden. 
d) Für Brennholz, welches nicht bahnverladen wird, ist pro Ster 
ein Abzug von Fr. 1.— zu machen. 
e) Rundlinge und Prügel von Buche und Birke müssen ringsum 
gefleckt werden. 
s) Diese Preise verstehen sich per Ster gesundes Brennholz, auf-
gerüstet nach vorerwähnten Vorschriften, verladen auf Eisen-
bahnwagen nächste Bahnstation. 
g) Bei Verlad von Brennholz auf die Monthey-Ehampery-Bahn 
gelten die unter 1 aufgeführten Preise. 
D. Umrechnungsfaltoren zur Ermittlung der Wellenhöchftpreise. 
Die in obiger Tabelle enthaltenen Preise per Ster Wellenmaterial 
sind zur Festlegung der Preise pro 100 Stück Wellen mit folgenden 
llmrechnungsfaktoren zu multiplizieren: 
Ausmaß Umrechnungsfaktor 
Länge Umfang für 100 Wellen 
50 60 ' 1,8 Ster 
60 60 2,1 
60 70 2,6 
60 80 3,1 
70 70 2,9 
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Ausmaß Umrcchnungsfattor 
70 80 3,6 
70 90 4,3 
80 80 4,0 
80 90 4,9 
80 100 5,8 
90 90 5,4 
90 100 6,5 
100 100 7,1 
Für Wellendimensionen, welche in dieser Tabelle nicht au,fgefühlt 
sind, sind die Preise entsprechend festzusetzen, 
E. Allfällisse Zuschläge. 
1. Trockenzuschlag. Wird Brennholz guter Qualität an trockenen, 
luftigen Orten sachgerecht gelagert"), so darf vom Beginn der La-
gerung. frühestens aber vom 1. April an und während höchstens sechs 
Monaten, ein Trockenzuschlag von 30 Rp. pro Ster und pro ganzen 
Monat verrechnet werden. 
2. Zuschläge <ür Sammellager"). 
n) unabgeschermt: Erfolgt die sachgerechte Lagerung") unabgeschermt 
in einem Eammellager, so darf höchstens ein Zuschlag von Fr. 1.50 
pro Eter für allfällige Mehrtiansporte, für Auf- und Abladen, 
sowie für das Aufschichten verrechnet werden. 
h) abgeschermt") : Erfolgt die sachgerechte Lagerung abgeschermt, in 
einem Sammellager (frei oder in Schuppen), so darf für allfällige 
Mehrtransporte, für Auf- und Abladen, sowie für das Aufschichten 
und Abschermen höchstens der Betrag von Fr. 2.— pro Eter ver-
rechnet werden. 
c) Nachweis der durch das Sammellager verursachten Kosten: Damit 
der Betrag von Fr. 1.50, resp. Fr. 2.— verrechnet werden kann, 
'•'•") Definition der Begriffe «Sammellager", «sachgerechte Lagerung" 
und «Abschermung". 
a) „Sammellager": Als Sammellager ist ein Lagerplatz oder Lager« 
schuppen zu verstehen, wo holz regionen- oder gemeindeweise zu-
sammengezogen wird. 
b) «sachgemäße Lagerung": Bedingungen: 
1. Falls keine Schuppen vorhanden sind, mutz das Holz an trocke-
nen, luftigen und sonnigen Orten aufgeschichtet werden. 
2. Die Holzbeigen müssen sowohl im Freien wie in Schuppen so 
aufgeschichtet werden, datz zwischen Boden und' Beige 30 cm Ab-
stand bestehen und von Beige zu Beige mindestens 50 cm Zwi-
schenraum vorhanden sind. 
c) „Abschermung": Holz gilt nur als abgeschermt, wenn durch das 
Abdeckungsmaterial jeglicher Trauf auf die Holzbeige verhindert 
wird. 
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müssen die durch die Zwischenlageiung entstandenen zusätzlichen 
Kosten für Tianspoite. Auf- und Abladen, sowie für Aufschichten 
und Abschermen, welche üiblicherweise und «hne Sammellager nicht 
entstanden wären, nachgewiesen werden. 
3. Eesamtzuschläge. 
Aus 1, 2 a) und 2 b) gehen somit folgende Eesamtzuschläge hervor I 
pro Ster 
a) Für Irockenzuschlag nach 6 Monaten Lagerung Fr. 1.80 
b) Für Holz, das während 6 Monaten in einem Sammel-
lager sachgerecht, aber unabgeschermt gelagert wurde Fr. 3.30 
c) Für Holz, das während 6 Monaten in einem Sammel-
lager sachgerecht und abgeschermt gelagert wurde Fr. 3.8N 
IX. Rohgasholz. 
Für Sortimente, welche zur Herstellung von Gasholz dienen, gel-
ten die entsprechenden Vrennholzhöchstpleise. 
Echlufzbestimmungen. 
1. Rechnungstellung. 
a) Aus den Vellaufsvertlägen oder Nerkaufsprotokollen (Holzrech-
nungen) mutz ersichtlich sein, der Abnahmeort des Holzes, die <5or-
tierung, welche angewandt wurde, ferner die Anzahl Kubikmeter 
für jede Dimensions- und Qualitätsklasse, sowie der angewandte 
Höchstpreis pro Kubikmeter. Bei Vrennholz ist ebenfalls der Ab-
nahmeort, das Sortiment, die Holzart und der bezügliche Ein-
heitspreis pro Ster anzugeben. Vei Differenzen zufolge Mifzach-
tung dieser Vorschrift gilt der Höchstpreis des billigsten Sortimen-
tes. der in der betreffenden Lieferung enthaltenen Holzart. 
b) Die Ploduzenten-Höchstpreise sind Netto-Preise. Die Verkaufs-
und andere Spesen sind daher in den Produzenten-Höchstpreisen 
inbegriffen. 
c) Für Militärholzlioferungen gelten ebenfalls die oben angeführten 
Höchstpreise. 
d) Die Gebühren der kant. Zentralstelle für Holz sind in den Pro« 
ouzenten-Höchstpreisen nicht inbegriffen. 
e) Für Holz, welches nicht franko nächste Station verladen verkauft 
wird, gelten folgende Bestimmungen' 
auf dem Stock verlauft: 
Abzug der Rüst-, Transport- und Verladekoften. 
Ab Wald oder Stratze verlauft: 
Abzug der Transport- und Verladekosten. 
Die voraussichtlichen Rüst-, Transport- und Verladekosten sind 
vor dem Abschlutz des Verlaufes den Intelessenten bekannt zu 
aeben. 
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f) Für Nutz- und Brennholz, welches nicht bahnveiladen geliefert 
wird, ist ein Abzug von Fr. 1.50 pro Kubikmeter resp. Fr. 1.— 
pro Ster 311 machen. 
g) Für Lieferungen von Vrennholz aus bahnlosen Talschaften, welche 
für die eidg. Kontingente bestimmt sind, können die Foistinspek-
toren gemäß besonderen Weisungen Zuschläge bewilligen. 
li) Für Nutz- und Brennholz, welches am Produktions'ort oder in 
der Nachbargemeinde verkauft, verwendet oder verbraucht wird, 
können die Höchstpreise für bahnverladenes Holz, unter Abzug von 
5(P/° der effektiven Transportkosten vom Produktionsort auf nächste 
Bahnstation und der Verladekosten verrechnet werden (vergleiche s). 
2. Preiskontrolle. Die Ueberwachung der dem Produzenten zu be-
zahlenden Preise ist dem Forstdienft übertragen. Die Waldbesitzer 
(inbegriffen die Privaten) welche beabsichtigen, einen Verkauf, gleich 
in welchem Umfange, zu tätigen, müssen dafür zuerst vom zuständigen 
Kreisforftamt eine Bewilligung verlangen und erhalten. Zu diesem 
Zwecke machen sie dem Kieisforstinspektöi alle notwendigen Angaben. 
Der Kleisforstinspektol unterbreitet die Preise, IN Tage vor jedem 
Verkauf oder jeder Submission, der kant. Zentralstelle für Hvlz zur 
Genehmigung. 
Spätestens 5 Tage nach erfolgtem Verkauf ist der Vertrag mit An-
gäbe der erzielten Erlöse und der Verkaufsmengen dem Kreisforftamte 
zu übermitteln. 
3. Obige Preise haben nur Gültigkeit für Holz, das in der Nut-
zUngsperiode 1943/44 geschlagen wird. 
4. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Art. 2, lit. & der 
Verfügung 1 des eidg. Volkswirtschaftsdepaltementes vom 2. Septem-
der 1939 betreffend die Kosten der Lebenshaltung und den Schutz der 
regulären Marktveisorgung. Danach ist es untersagt, im Inland 
Preise zu fordern oder anzunehmen, die unter Berücksichtigung der 
biancheüblichen Selbstkosten einen mit der allgemeinen Wirtschafts-
läge unvereinbaren Gewinn verschaffen würden. 
5. Diese Verfügung berechtigt nicht zur Aufhebung oder Abände-
rung laufender üieferungsverträge' deren Erfüllung richtet sich nach 
den vertraglichen Abmachungen und den ziviliechtlichen Bestimmun« 
gen. 
6. Widerhandlungen gegen diese Verfügung werden nach den 
Strafbestimmungen des Vundesratsbeschlusses vom 24. Dezember 1941 
über die Verschärfung der kriegswirtschaftlichen Etrafbestimmungen 
und deren Anpassung an das schweizerische Strafgesetzbuch bestraft. 
Feiner wird verwiesen auf den Bundesratsbeschluß vom 12. November 
1949 betreffend die vorsorgliche Schließung von Geschäften, Fabrik«-
tionsunternehmen und andern Betrieben, sowie auf die Verfügung 
Nr. 3 des eidg. Volkswirtschaftsdepartementes vom 18. Januar 194Ü 
betreffend Beschlagnahme und Verkaufszwang. 
7. Diese Verfügung tritt rückwirkend auf den 1. Oktober 1943 in 
Kraft. Gleichzeitig wird die Verfügung Nr. 1/42 vom 18. November 
1942 aufgehoben. 
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Die vor dem Inkrafttreten der vorliegenden Verfugung eingetre« 
tenen Tatbestände weiden auch fernerhin nach den bisherigen Vestim-
munden beurteilt. 
Sitten, den 22. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes! 
A. Fama , 
m 
Verfügung Nr. 7/43 
betreffend Abgabe und Bezug von Rundholz. 
(21. 23.1874) 
Das Foistdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Etaatsilltsbeschlusz vom 22. Dezember 1943 betref-
send die Versorgung des Kantons mit Holz, 
v e r f ü g t : 
A r t. 1. — Rundholz, inbegriffen das Grubenholz, können nur 
zwischen ehemaligen Lieferanten und Käufein abgegeben und bezogen 
werden, dies bis zu dem unter Art. 2 festgesetzten Quantum. 
A r t. 2. — Das Mazimalauantum, das bezogen oder geliefert 
werden kann, wird von der kantonalen Zentralstelle für Holz, gestützt 
auf die vor dem Kriege (193?—39) getätigten Käufe und die sich aus 
den Jahren 1940—1945 ergebenden Umfatzmittel, festgesetzt. Die Ve-
dürfnisse für neue Betriebe (Vau von Kraftwerken, Llusbeutung neuer 
Bergwerke jeder Art) werden von Fall zu Fall behandelt und be-
sonders festgelegt. Soweit die Holzerzeugung genügt, ist das Zutei-
lungsverhältnis auf IM °/o festgesetzt. 
Ar t . 3. — Die Holzzuteilungen erfolgen nur gegen Abgabe der 
Karten für den Hvlzkauf. Jeder Betrieb (Sägereien, öffentliche Ar-
beitsstellen, Bergwerke usw.) müssen im Besitze der Holzkaufskarten 
sein, welche durch die kantonale Zentralstelle für Holz abgegeben wer-
den. Jeder Holzkauf mutz auf diesen Karten eingetragen und vom 
Kreisforstamt bestätigt werden. 
Ar t . 4. — Das Holz darf nur für jene Zwecke verwendet werden, 
wofür es bestimmt und aufgearbeitet worden ist. 
Ar t . 5. — Die Versteigerungen und Submissionen für Nutzholz 
sind untersagt. An deren Stelle können Kollektivveikäufe treten, die 
der Verteilung des Holzes unter die berechtigten Abnehmer dienen. 
Die Höchstpreisvorschriften sind einzuhalten. 
Ar t . 6. — Die Vorschriften der Sektion für Holz betreffend die 
Abgabe und den Bezug von gewissen Nutzholzarten und Sortimenten 
bleiben vorbehalten. 
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A r t . 7. — Die Beifügung Nr. 2/42 vom 18. November 1942 ist 
aufgehoben. 
Sitten, den 22. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 
A. Fama . 
m 
Verfügung Nr. 8/43 
des lant. Forstdepartements betreffend Abgabe und Bezug 
von Brennholz. 
(A. 33.17/1944) 
Das Foistdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Ltaatsratsbeschluh vom 22. Dezember 1943 betief-
fend die Versorgung des Kantons mit Holz, 
v e r f ü g t : 
Art . 1. — Bereitstellung von Brennholz. Die Bewilligungen zum 
Schlagen von Vrennholz zum Verkaufen werden vom Staatsrat, vom 
Forstdepartement oder vom Kreisforstamt erteilt. 
Die Bewilligungen zum Schlagen von Brennholz zur Verteilung 
oder zum eigenen Gebrauch weiden von den Kreisforstinspektoren 
erteilt. 
Ar t . 2. — Die Waldeigentllmer, welche eine Schlag- und Ver-
kaufsbewilligung für Brennholz erhalten haben, sind verpflichtet, die 
Menge des aufgerüsteten Holzes vor dem Verkauf dem Kreisforstin-
spektor zu melden. Der Kreisforstinspektor bestimmt alsdann, an wen 
dieses Holz abzugeben ist. 
Ar t . 3.— Die zum Viennhvlzhandel ermächtigten Personen, wie 
alle jene, welche Holzabfälle aus ihren eigenen Betrieben verkaufen, 
sind verpflichtet, über alles gekaufte, verkaufte und gelagerte Holz 
Buch zu führen. Auf Ende jeden Monats haben die Händler die von 
ihnen eingezogenen Holztaufs-Vezugsfcheine dem Gemeinde-Vrennstoff-
amt ihres Wohnortes mit einem gleichzeitigen vollständigen Bericht 
über das gelieferte und gelagerte Brennholz abzugeben. 
In diesem Bericht muß jede Vrennholzart für sich gesondert ange-
führt werden. Die vom Gemeindeamt geprüften Berichte sind nachher 
und zwar spätestens bis zum 5. jeden Monats dem kantonalen Holz-
amt zuzustellen. 
A r t. 4. — Meldepflicht. Es haben Bericht abzustatten! 
1. An die Kreisforstinspeltoren: 
a) alle Waldbesitzei (Gemeinden, Geteilschaften, Private usw.), die 
eine Schlagbewilligung für zum Verkaufe bestimmtes Holz erhalten 
haben, sobald dieses ausgerüstet und aufgestellt ist; 
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b) sämtliche Gemeindeoiennstoffämter melden den Gesamtbedaif an 
Viennholz ihrer Gemeinde, gestützt auf die einschlägigen Brenn-
hol^rationierunsssvorschliften. für jede Heizungsperiode. Erstmals 
•am 15. April 1844. Die Vorräte des Handels sind genau anzugeben. 
2. An die Gemeinde-Vrennftosfämter: 
ii) die Revierförster über das an die Rechtshabenden abgegebene Ver-
teilungs- oder Losholz und über das zum Eigenbedarf in den 
Privatwäldern angezeichnete Brennholz,' 
1>) die Vrennholzhändler wie auch die Personen, welche Holzabfälle 
gemäf; Art. 3 aus ihren eigenen Netlieben verkaufen' 
c) die Eigentümer, welche auf ihrem eigenen Boden Frucht- oder 
Zielbäume für den Eigenbedarf schlagen. 
Ar t . 5. — Ratisnierungsausweise und Zuteilungsverfügungen. 
a) Folgende Gemeinden sind dei Holzrationierung nicht unterworfen! 
Nirgifch, Gleich, Veiten, Goppisbergl, Martisberg, Vellwald, Gut-
tet. Feschel, Erschmatt, Vratsch, Saas-Nalen, Embd und Etalden-
ried. 
b) In allen unter Absatz a nicht erwähnten Gemeinden kann die 
Vrennholzabgllbe an die Verbraucher nur gegen Abgabe des vom 
Gemeinde-Viennftoffamte ausgestellten Rationierungsausweises er-
folgen. 
c) Die Gültigkeitsdauer der Rationielungsausweise geht bis zum 
30. April 1944. 
d) Der Vrennholzkäufer hat die Rationierungsausweife dem Liefe-
ranten bei der Vestellung oder spätestens beim Vezug des Holzes 
abzugeben. 
e) Losholz darf nur soweit abgegeben werden, als der Verbraucher 
eine Vezugsberechttgung nachweisen kann. 
s) Die Rationierungsausweife sind persönlich und daher unÜbertrag-
bar. 
A r t. 6. — Ausnahmebestimmungen. Keine Rationielungsaus-
weise benötigen: 
1. die Selbstversorger (Waldbesitzer, Sägereien. holzverarbeitende Ve-
triebe, Obstbaumgarten- und Parkbesitzer) für das ihrem eigenen 
Bedarf entsprechende, der eigenen Liegenschaft oder dem eigenen 
Betriebe entstammende Vrennhvlz. 
Die kantonalen Vrennstoffämter sind berechtigt, den Verbrauch 
überprüfen zu lassen, ihn wenn nötig einzuschränken und das frei 
werdende Holz andern Verbrauchern zuzuteilen. Das aus der 
eigenen Produktion bezogene Holz ist am Gesamtbrennstoffanspruch 
anzurechnen' 
2. die Sammler von Leseholz für den eigenen Verbrauch,' 
3. die Bewohner der unter Art. 5, lit. a genannten Gemeinden. 
A i l. 7. — Vezugsvorschriften. Die Vrennstoffzuteilungen erfol-
gen auf Grund der Ausfühlungsbestimmungen der Sektion für Kraft 
und Wärme zu den Verfügungen des Kriegs-Induftiie- und Arbeits-
amtes über die Landesversörgung mit festen Brennstoffen vom 
25. Mai 1943. 
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A r t . 8.— Vrennholzsteigerungen und Viennholzsubmissionen sind 
verboten. 
A r t . 9. — Verfügung Nr. 3/42 des Forstdepartementes vom 
18. November 1943 ist aufgehoben. 
Sitten, den 31. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forstdepartementesi 
A. Fama . 
Nerfüyuny Nr. 9/43 
des tant. Forstdepartements betreffend Holzhandelspatente 
fllr die Nutzungsperiode 1943—1944. 
(21. 33.1875) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Etalltsratsbeschlu^ vom 22. Dezember 1943 betref-
fertd die Versorgung des Kantons mit Hvlz, 
v e r f ü g t : 
Ar t . 1. — Die während der Nutzungsperivde 1942—1943 ausge-
stellten Holzhandelspatente werden auf den 31. Dezember 1943 außer 
Kraft gesetzt. 
A r t. 2. — Die Holzhandelspatente, gültig fllr die Nutzungsperiode 
1943—1944. sind bis 10. Januar 1944 einzulösen. Nach diesem Datum 
weiden keine Patente mehr ausgestellt. 
Ar t . 3, — Holzhandelspatente werden nur an die bisherigen 
Inhaber ausgestellt. 
Sitten, den 24. Dezember 1943. 
Der Vorsteher des Forstdepartementes: 
A, F a m a . 
M 
Verfügung Nr. 10/43 
betreffend die Höchstpreise für den Kleinhandel mit Brennholz. 
(A. V. 15/1944) 
Das Forstdepartement des Kantons Wallis, 
Eingesehen den Ltaatsiatsbeschluh vom 22. Dezember 1943 betref-
fend die Versorgung des Kantons mit Holz, 
Eingesehen den Entscheid der eidg. Preiskontrollftelle vom 5. No-
vember 1943, 
v e r f ü g t : 
Ar t . 1. — Nur die Inhaber des Holzhandelspatentes sind be-
rechtigt, Brennholz zu kaufen, um es zu den nachstehend festgesetzten 
Preisen wiederzuverkaufen. 
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A i t . 2. — Für den direkten Viennholzverkauf des Produzenten 
an den Konsumenten gelten die in der Verfügung 6/43 des Forstde-
parlementes vom 22. Dezember 1943 festgesetzten Preise. 
A r t . 3. — Der Kanton ist in zwei Preiskreise eingeteilt: 
Kreis 1 bilden die Gemeinden Eiders, Chippis, Sitten, Martinach-
Stadt, -Vurg und -Combe, Vatiaz, St. Moritz und Monthey. 
Kreis 2 bilden alle unter Ziffer 1 nicht angeführten Gemeinden. 
Art. 4. — Preistreis 1. Verkaufsbedingungen. 
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Lärche, ssöhre 










































2. Die unter Ziffer 1 angefühlten Pieise gelten für einen Stei 
nicht aufgearbeitetes und zerkleinertes, dagegen vom Händler ab Lager 
an den Nerwendungsort des Konsumenten geliefertes Holz, das wenig-
stens seit 5 Monaten geschlagen ist. 
3. Für auf 26 cm aufgesägtes und gespaltenes Holz erhöhen sich 
die oben angeführten Preife um Fr. 6.— pro Stei. 
4. Die für Buche. Hagebuche und geschälte Eiche festgesetzten Preise 
erhöhen sich für die Ortschaften Sid'ers, Ehippis und Sitten um 3 
Flanken pro Lter. 
5. Für das beim Händler ab Lager bezogene Holz reduzieren sich 
die angegebenen Preise um Fr. 2.5N pro Stei. 
A l t . 5. — Verlauf von Brennholz nach Gewicht. Dei Veitauf 
von Viennholz nach Gewicht ist nur in den Gemeinden des Preis-
kreises 1 gestattet. 
Verlaufsbedingungen. 
1. Höchstpreise: 
Holzarten Preis für 1NN kg 
a) Buche. Hagebuche, geschälte Eiche Fr. 10.— 
b) andere Holzarten und Lärche (Eiche, Esche, Ahorn, 
Birke. Kirschbaum, Obstbäume) „ 9.— 
c) Nadelholz und weiche Laubholzaiten (Tanne, Fichte, 
Linde, Ulme. Kastanie, Haselnuß, Eile, Pappeln und 
Weide) „ 11 — 
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2. Disse Preise beziehen sich auf holz, das auf 20 cm aufgesagt 
und gespalten und wenigstens seit 5 Monaten geschlagen ist und vom 
Händler ins Haus geliefert wird. 
3. Für das direkt beim Händler ab Lager bezogene holz reduzieren 
sich die angefühlten Preise um 50 Rp. pro 100 Kilo. 
4. Die für die Buche, Hagebuche und geschalte Eiche festgesetzten 
Preise erhöhen sich für die Ortschaften Eiders, Chippis und Sitten 
um 55 3lp. die 100 Kilo. 
5. Höchstgewicht pro Stet: 
Holzarten a) 520 kg 
b) 500 kg 
c) 350 kg 
Für holz, dessen Stergewicht die hier angegebenen Höchstgewichte 
übersteigt, sind die Preise verhältnismätzig herabzusetzen. 
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3l 28.50 3l 24.50 
Pappel, Weide. Hasel-
nutz. Rohkaftanie 29.50 26.50 24.50 15.50 21.50 18.50 
2. Die unter Ziffer 1 angeführten Preise gelten für einen Eter 
nicht aufgearbeitetes und zerkleinertes, dagegen vom Händler ab Lager 
an den Berwendungsort des Konsumenten geliefertes Holz, das wenig-
stens seit 5 Monaten geschlagen ist. 
3. Für auf 20 cm ausgesagtes und gespaltenes Holz erhoben sich 
die oben angeführten Preise um Fr. 5.50 pro 2ter. 
4. Die für geschälte Eiche festgesetzten Preise erhöhen sich um 3 Fr. 
pro Ster. 
5. Füir das beim Händler ab Lager bezogene Holz reduzieren sich 
die llngebenen Preise um Fr. 2.— pro Ster. 
A r t . 7. — Der Verkauf des Holzes «ach Gewicht ist im Preis-
kreis 2 verboten. 
Art . 8. — Schluhbeftimmungen. 
Verbot unvereinbarer Gewinne. Vorbehalten bleiben die Beftim-
mungen des Art. 2, lit. a der Verfügung 1 des eidg. Volkswirtschafts-
departementes vom 2. September 1939 betreffend die Kosten der Le-
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benshaltung und den Schutz der regulären Mlllltversolggunyi danach 
ist es untersagt, im Inland Preise zu fordern oder anzunehmen, die 
unter Berückstchtigung der brancheüblichen Selbstkosten einen mit der 
allgemeinen Wirtschaftslage unnereinbaren Gewinn verschaffen wür-
den. 
Widerhandlungen gegen diese Verfügung werden nach den Straf-
bestimmungen des Vundeswtsbeschlusses vom 24. Dezember 1941 über 
die Verschärfung der kriegswirtschaftlichen Strafbestimmungen und 
deren Anpassung an das schweizerische Strafgesetzbuch bestraft. Ferner 
wird verwiesen auf den Vundesratsbeschluß vom 12. November 1940 
betreffend die vorsorgliche Schließung von Geschäften, Fabrikations-
Unternehmungen und andern Betrieben, sowie auf die Verfügung 3 
des eidg. Vollswiltschaftsdepartementes vom 18. Januar 194N betref« 
fend Beschlagnahme und Verkaufszwang. 
Inkrafttreten. 
Diese Verfügung tritt am 31. Dezember 1943 in Kraft. 
Die vor dem Inkrafttreten der vorliegenden Verfügung einge-
tretenen Tatbestände werden auch fernerhin nach den bisherigen Ve-
ftimmungen beurteilt. 
Die Verfügung 5/42 des Forftdepartements vom 11. Dezember 1942 
wird aufgehoben. 
Sitten, den 28. Dezember 1943. 
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